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122. Sitzung 

Bonn, den 14. Oktober 1982 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Wir fahren in der 

Aussprache über die Erklärung der Bundes-
regierung 

fort. Das Wort hat der Herr Bundesminister für 
Wirtschaft. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Ich kann ohne jede Einschrän-
kung an die Worte anknüpfen, die ich am 16. Sep-
tember mit Zustimmung aus allen Fraktionen an 
dieser Stelle gesagt habe: 

Wir haben keine größere, wir haben keine be-
deutendere Aufgabe, als die Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen. 

Wir wissen alle, daß es in sämtlichen Industrie-
ländern, aber eben auch bei uns keine schwierigere 
Aufgabe gibt. Ich brauche Ihnen nicht zu sagen, 
warum das so ist, warum wir und — das ist j a weit 
wichtiger — die von Arbeitslosigkeit Betroffenen 
Geduld und langen Atem haben müssen. 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat in seinem 
Sondergutachten auf beeindruckende Weise er-
klärt, welche Probleme noch vor uns liegen. Die 
Prognose, die der Rat für das Jahr 1983 gestellt hat, 
kann niemanden von uns beruhigen. Ohne alle Um-
schweife füge ich hinzu, daß seine Voraussage, 
nämlich ein gesamtwirtschaftliches Wachstum von 
real 1 %, sich noch durchaus am oberen Rand der 
realistischen Erwartung bewegt. Voraussichtlich 
werden die Schätzungen der Bundesregierung da-
hin gehen, daß für 1983 kein reales Wachstum er-
wartet wird. Denn die jüngsten Wirtschaftsdaten, 
Produktionszahlen, Auftragseingänge und Arbeits-
marktdaten machen auf eine erschreckende Weise 
deutlich, daß die Hindernisse auf dem Weg zu bes-
serer Beschäftigung noch größer geworden sind. 
Wir werden — niemand sollte sich da täuschen — 
keine verharmlosenden Auskünfte über die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung des kommenden Jah-
res geben. Die neue Regierung muß den Mut zu 
einer realistischen Betrachtung der Lage und der 

Zukunftsaussichten aufbringen. Und sie wird ihn 
aufbringen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Meinungsstreit darüber, wie die Hindernisse 
auf dem Weg zu einer dauerhaften wirtschaftlichen 
Belebung in unserem Land zu beseitigen und zu 
überwinden sind, hat zum Bruch einer Koalition 
geführt, die ich vor 13 Jahren und schon davor erst 
gewollt und dann unterstützt habe, für die ich zehn 
Jahre als Abgeordneter und Minister gearbeitet 
habe. 

Erlauben Sie mir dazu einige persönliche Sätze. 
Ich werde nichts von dem zurücknehmen, was Freie 
Demokraten und Sozialdemokraten gemeinsam ge-
tan haben. Ich gehöre nicht zu denen, die — um es 
etwas übertrieben auszudrücken — das verbren-
nen, was sie gestern angebetet haben. 

Herr Kollege Ehmke, Sie haben recht — ich will 
Ihnen auch das bestätigen - mit dem, was Sie 
gestern gesagt haben: Helmut Schmidt wird für 
seine Führerschaft in der ganzen Welt bewundert. 
Das ist so gewesen. Aber es ist — leider, sage ich — 
immer weniger geworden, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

weil die ganze Welt gemerkt hat, wer ihm seine 
Unterstützung entzogen hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Die Eigenschaften, die man zur Führerschaft 
braucht, Herr Kollege Ehmke, hat Herr Lafontaine 
als Sekundärtugenden bezeichnet, die auch zur 
Führung eines KZ ausreichen. Das ist in Ihrer Par-
tei geschehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Ich habe, als Sie hier — das ist Ihr gutes Recht, 
und ich fand das auch respektvoll; so war es ja auch 
gemeint — dem ausgeschiedenen Bundeskanzler 
eine standing ovation gebracht haben, als einen der 
ersten den von mir durchaus geschätzten Kollegen 
Freimut Duve aufstehen sehen. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 
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Und da ist mir alles eingefallen, was Sie an Unter-
stützung diesem Bundeskanzler entzogen haben: in 
Hamburg, in Kernenergie, in Sicherheitspolitik, in 
vielen Fragen, die hier zur Diskussion standen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber ich füge auch hinzu: In der nun zerbroche-
nen Koalition habe ich vor allem menschliche Bin-
dungen und Verbindungen gewonnen, die ich durch 
persönliche Angriffe nicht zerstören lassen will. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wenn es nottut, werde ich mich — das wird keiner 
anders erwarten — mit früheren Kollegen in der 
Sache hart auseinandersetzen, aber ich werde mich 
an menschlichen Herabsetzungen nicht beteiligen. 

(Zustimmung bei der FDP — Zurufe von 
der CDU/CSU: Sehr gut! Zuhören, Ehmke! 
— Schwarz [CDU/CSU] Das überlassen wir 

dem Herrn Ehmke!) 

Deshalb würde ich keinen Moment daran zweifeln, 
daß die Sorge um die Arbeitslosigkeit und das Be-
mühen um Belebung der eigenen und der Weltwirt-
schaft die Abgeordneten der sozialdemokratischen 
Fraktion dieses Hauses ebenso bewegt wie die Kol-
legen der Union und der Freien Demokratischen 
Partei. 

(Zuruf von der SPD: Mehr!) 

In diesem wirtschaftspolitischen Ziel waren wir alle 
uns einig und sind wir uns wohl auch weiterhin 
einig, aber über den richtigen Weg dorthin haben 
sich seit langem Meinungsverschiedenheiten, Diffe-
renzen und schließlich Streit aufgetürmt, die eine 
SPD-FDP-Koalition immer mehr behindert und 
schließlich unmöglich gemacht haben. Ich werde 
darüber später noch einige Worte sagen. 

Wichtiger ist es jetzt, voranzublicken und den 
richtigen Weg zu gehen, der uns — gewiß nicht von 
heute auf morgen — zu besseren gesamtwirtschaft-
lichen Ergebnissen, zu einer Wiederbelebung der 
Wirtschaft führt. Diese Wegstrecke wird mühsam 
und steinig sein. Wir werden sie nur dann erfolg-
reich bewältigen, wenn wir uns dabei an die Prinzi-
pien einer Wirtschaftsordnung halten, die als So-
ziale Marktwirtschaft Weltgeltung errungen und 
ihre Bewährungsprobe beim Wiederaufbau unseres 
Landes so glänzend bestanden hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie, meine Damen und Herren, jedenfalls die Mehr-
heit der SPD-Fraktion, möchten schon diesen Be-
griff der Sozialen Marktwirtschaft, insbesondere 
dann, wenn man „sozial" auch noch groß zu schrei-
ben wagt, am liebsten auf den Index setzen und ins 
Wörterbuch der ewig Gestrigen verbannen. Wir ha-
ben da in den vergangenen Jahren unsere Erfah-
rungen gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Unsinn! — Windelen 
[CDU/CSU]: Kein Unsinn!) 

Aber ich sage Ihnen: Nur mit der Rückbesinnung 
auf die Freisetzung eigener, individueller Anstren-
gungen und Initiativen, nur mit der Beschneidung 
überzogener staatlicher Einflußnahme auf wirt-
schaftliche Entscheidungen des einzelnen, nur mit 
einer allmählichen Rücknahme des öffentlichen Zu-
griffs auf die Ergebnisse privater Leistungen wer-
den wir unsere gesamtwirtschaftlichen Ziele errei-
chen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese Politik haben wir uns vorgenommen, und wir 
werden sie durchsetzen. 

Meine Damen und Herren, wir sind keine Dog-
matiker. 

(Zurufe von der SPD: Nein! — Wackier!) 

Die Bundesregierung weiß so gut wie die Opposi-
tion, daß nicht alle Rezepte aus den Wiederaufbau-
jahren heute, 30 Jahre danach, noch tauglich und 
anwendbar sind. Viele Voraussetzungen, auch im 
Bewußtsein der Menschen, sind anders als damals. 
Die aktuellen Notwendigkeiten sind nicht ohne wei-
teres vergleichbar. 

Der materielle Lebensstandard, den unser Land 
errungen hat, hat dessen Bewohner geprägt. Er hat 
Ansprüche hervorgerufen, die auch dann verständ-
lich sind, wenn sie nicht mehr zu erfüllen sind. Aber 
er hat auch, zumindest unter jüngeren Menschen, 
das Nachdenken darüber gefördert, ob denn alles 
immer so weitergehen könne, wie wir es jahrzehn-
telang gewohnt waren. 

Einig sind sich wohl alle in der Erkenntnis, daß 
spätestens die 70er Jahre — und wahrhaftig nicht 
nur in der Bundesrepublik Deutschland — eine Zä-
sur bewirkt haben, die den unbefangenen Glauben 
an immerwährendes Wachstum, an immer leichte-
res und anspruchsvolleres Leben nachhaltig er-
schüttert hat. Nur werden die Konsequenzen dar-
aus unterschiedlich empfunden, und das spiegelt 
sich in einer Variationsbreite wider, die von resi-
gnativer Hinnahme des Unvermeidbaren oder ver-
stockter Trotzhaltung über bewußte alternative An-
passung bis hin zu klarer Annahme der neuen Her-
ausforderung reicht. 

Wir, die Bundesregierung und die Koalitionspar-
teien, wollen eine positive Antwort auf diese Her-
ausforderung geben. Die Opposition bleibt trotzig 
zurück. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Es ist 
nicht zu glauben!) 

Die quälenden Auseinandersetzungen des letzten 
Jahres in der alten Regierung haben das auf depri-
mierende Weise bewiesen. Wir versprechen keine 
goldenen Berge, keine herrlichen Zeiten, die mit der 
neuen politischen Zusammenarbeit angesprochen 
oder in Aussicht gestellt wären. Aber wir sind über-
zeugt, daß wir aus dem wirtschaftlichen Tal nur in 
einer großen, gemeinsamen Anstrengung heraus-
finden werden, die alle produktiven Kräfte in unse-
rem Volke freisetzen wird. 

Diesem Ziel dienen die Beschlüsse der neuen Re-
gierung. Die Haushaltsentscheidungen, meine Da-
men und Herren, sind ein erster, gewiß noch nicht 
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vollkommener Schritt auf dem Weg, die Leistungs-
fähigkeit und Leistungsbereitschaft der Bürger, der 
Arbeitnehmer wie der Unternehmer, zu stärken 
und neu zu beleben. Nur so werden wir den Grund 
dafür legen können, um die Arbeitslosigkeit nach 
und nach zurückzudrängen. Es gibt dafür keinen 
besseren, keinen praktikableren Weg als Erleichte-
rungen für Investitionen — keineswegs für private 
Investitionen allein. Nur wenn wir hier, bei der In-
vestitionstätigkeit, einen Wandel zum Besseren 
schaffen, werden wir eine nachhaltige Wirtschafts-
belebung herbeiführen können. Durch das Sonder-
gutachten des Sachverständigenrates sehen wir 
uns in der Richtigkeit dieser Auffassung erneut be-
stärkt. 

Wir setzen diese Schwerpunkte in der Wirt-
schafts- und Haushaltspolitik nicht, um die Reichen 
reicher und die Armen ärmer zu machen, wie es die 
neue Propagandakampagne der SPD den Bürgern 
einreden möchte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Ehmke!) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Ehrenberg? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Bitte sehr. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege Lambsdorff, 
würden Sie uns bitte verraten, wo das Sondergut-
achten des Sachverständigenrates den Kurs der 
neuen Bundesregierung bestätigt? Ich habe an vie-
len Stellen — ich würde Sie fragen, ob Sie das nicht 
auch gefunden haben — lauter Warnungen vor den 
Risiken der massiven Nachfrageausfälle gefunden, 
die mit Ihren neuen Beschlüssen hervorgerufen 
werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!) 

Das summiert sich auf 15 Milliarden DM. Ich würde 
Sie bitten, uns zu sagen, 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU: Fra

-

ge!) 
wo der Sachverständigenrat Sie bestätigt und wie 
Sie diese Nachfrageausfälle bewerten. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Kollege Ehrenberg, erstens: Ich habe 
davon gesprochen, daß der Rat sagt: Ohne Investi-
tionstätigkeit ist eine Wiederbelebung der Wirt-
schaft nicht zu erreichen. Sie werden nicht bestrei-
ten, daß das drinsteht. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Dazu 
brauchen wir doch kein Sachverständigen

-

gutachten!) 

— Ich habe ja gesagt, daß der Sachverständigenrat 
unsere Meinung bestätigt, Herr Kollege Wolfram. 
Wenn es jeder weiß, dann frage ich mich, warum so 
manches früher nicht in diese Richtung gehen 
konnte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zweitens. Herr Kollege Ehrenberg, ich will mich 
nachher zum Nachfrageargument äußern. Aber 
falls Sie es nachlesen wollen: Ziffer 41 des Sachver-
ständigengutachtens. Teilziffer 42 weist darauf hin, 
daß Herr Krupp eine in Teilen abweichende Mei-
nung hat; Sie können's dort nachlesen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich sage noch einmal, meine Damen und Herren: 
Der sachliche Ansatzpunkt der Behauptungen, un-
sere Politik wolle die Reichen reicher und die Ar-
men ärmer machen, 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

ist, wenn es ihn geben sollte, absolut unsinnig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Auch dazu hat der Rat in Ziffer 53 seines Gutach-
tens bemerkenswerte Ausführungen gemacht, die 
ich vor allem unseren sozialdemokratischen Kolle-
gen, einigen zum Auswendiglernen, empfehle, be-
sonders einen Satz, ob er uns nun schmecken mag 
oder nicht. 

Es gibt 

— so sagt der Rat  — 

in  der Wirtschaftsgeschichte keine Beispiele 
für Perioden allgemeiner wirtschaftlicher Pro-
sperität, in denen die Gewinne der Unterneh-
men nicht gut waren. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg [SPD]) 

— Herr Ehrenberg, wenn Sie das bestätigen, dann 
finde ich das sehr zufriedenstellend. Nur, als Herr 
Geißler hier vor 14 Tagen über die Gewinne der 
Unternehmen sprach, lese ich im Protokoll des 
Deutschen Bundestages den Zwischenruf des Kolle-
gen Ehmke: „So'n Quatsch!". Richtig, Quatsch war 
es. 

(Lachen und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Ty

-
pisch Ehmke!) 

Man kann die Wahrheit dieses Satzes, den ich 
zitiert habe, aus ideologischen Gründen, aus Neid-
komplexen oder aus welchen Gründen auch immer 
gern für lästig oder für schrecklich halten. Trotz-
dem kommt man an der Wahrheit nicht vorbei. Wer 
Mühe hat, sich mit ihr abzufinden, was ich verste-
hen kann, ist herzlich eingeladen, sich zusammen 
mit Regierung und Koalition um ein praktikables 
Gesetz zur Vermögensbildung in Arbeitnehmer-
hand zu bemühen. Wir werden den notwendigen 
Entwurf vorlegen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Unsere wirtschaftspolitische Hauptaufgabe, Inve-
stitionen zu fördern, um neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, wäre zu schematisch angepackt, würden 
wir unser besonderes Augenmerk nicht auf die mit-
telständischen Betriebe in allen Wirtschaftszwei-
gen legen. Soziale Marktwirtschaft, wie wir sie wol-
len, kann ohne gesunden und leistungsfähigen Mit-
telstand nicht funktionieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Conradi [SPD]: Alles Selbstverständlich

-

keiten!) 
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— Wenn das alles Selbstverständlichkeiten sind, 
Herr Conradi, hätten Sie sich in München zu Wort 
melden und das dort vorbringen sollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Marktwirtschaft, die diesen Namen verdient, be-
ruht nicht auf der Kraft einiger weniger Großunter-
nehmen, sondern auf der Wettbewerbskraft und 
dem Einfallsreichtum Hunderttausender oft anony-
mer Klein- und Mittelbetriebe, die das Rückgrat un-
serer Wirtschaft und auch unserer Gesellschaft aus-
machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Wolfram? 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ach du meine 
Güte!) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Bitte sehr. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Bundesmi-
nister, wenn wir diese Aussage von Ihnen ernst 
nehmen sollen, warum tut Ihr Haus dann so wenig 
zum Schutz der kleinen und mittleren freien und 
unabhängigen Tankstellen und Mineralölhändler 
im Verhältnis zu den großen Konzernen? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Sehr verehrter Herr Kollege Wolfram, Sie 
wissen sehr genau — seit vielen Jahren gibt es dar-
über Diskussionen —, daß wir uns darum bemühen, 
bemüht haben und auch weiter bemühen werden, 
den Anteil der Versorgung durch unabhängige, 
mittlere und kleine Unternehmen auf unserem Mi-
neralölmarkt aufrechtzuerhalten. Sie wissen aber 
auch, daß man Veränderungen der Raffineriestruk-
tur, der Versorgungsstruktur selbstverständlich 
nicht dadurch begegnen kann, daß man einige 
Marktteilnehmer auf Dauer künstlich am Leben er-
hält, indem man sie subventioniert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diesen Unternehmen und ihren Mitarbeitern 
werden wir weitere arbeitsplatzschaffende Erleich-
terungen — auch steuerlicher Art — zukommen 
lassen, damit sie ihre Aufgabe für diese Gesell-
schaft noch besser erfüllen können. Wir müssen da-
für Sorge tragen, daß sie ihre Eigenkapitalbasis — 
heute ein hauptsächliches Hindernis für Neuinve-
stitionen — nach und nach verbessern können, und 
wir werden die Gründung neuer Existenzen in ver-
stärktem Umfang erleichtern. Wir tun das nicht in 
verbissen idyllischer Romantik, sondern aus der ge-
sicherten Erkenntnis, daß es der deutschen Wirt-
schaft und ihren Beschäftigten nicht gutgehen 
kann, wenn es einer der wichtigsten Gruppen in 
dieser Wirtschaft schlechtgeht. 

Wir sind — im Gegensatz zu einer weit verbreite-
ten Meinung, vor allem außerhalb unserer Grenzen 
— kein reiches Land. Wir haben einen hohen Le-
bensstandard, wir haben zeitweilig gut verdient, wir 
sind groß im Geldausgeben, aber die Fundamente, 
auf denen auch schlechtere Zeiten durchgestanden 

werden können, sind nach wie vor nur schwach. Ich 
habe das hier oft genug gesagt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Welle der Konkurse und Betriebsaufgaben hat 
das für jedermann deutlich gemacht. Wir haben — 
anders als viele unserer Nachbarn — in den Betrie-
ben nach wie vor eine überwiegend unzureichende 
Eigenkapitalausstattung. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es ist wirtschaftspolitisch unerläßlich, daß hier eine 
Besserung eintritt, nicht nur im Interesse der Ei-
gentümer, sondern im Interesse aller Beschäftig-
ten. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Noch einmal verweise ich dabei auf unsere Absicht, 
soziale, verteilungspolitische Fragwürdigkeiten, die 
dabei entstehen, durch eine erleichterte Vermö-
gensbildung in Arbeitnehmerhand auszugleichen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, eine 
Wirtschaftspolitik, die neue Arbeitsplätze schaffen 
will und daher auf Investitionen setzen muß, 
kommt an schweren haushalts- und sozialpoliti-
schen Entscheidungen nicht vorbei. So schmerzhaft 
sie sind, so dienen sie doch allein einem Ziel: die 
Grundlagen für vertrauensbildende Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Sozialpolitik — alle drei aus einem Guß 
— zu schaffen, deren einzelne Entscheidungen sich 
eben nicht, wie in der Vergangenheit so oft, wider-
sprechen, sondern die von einer gemeinsamen 
Grundüberzeugung getragen sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn ich hier einen ersten Eindruck aus der Ar-
beit der neuen Regierung wiedergeben darf, dann 
diesen: Diese gemeinsame Überzeugung besteht. 
Sie hat unsere wirtschafts-, finanz- und sozialpoliti-
schen Beschlüsse getragen. Sie wird das weiter tun, 
und sie wird das dringend nötige Vertrauen schaf-
fen. In der alten Koalition war das nicht mehr mög-
lich. 

(Conradi [SPD]: Das stimmt!) 

Das war schließlich der Grund für die Trennung — 
richtig, Herr Conradi —, die der frühere Bundes-
kanzler vollzogen hat, und nicht Treulosigkeit oder 
Verrat oder ähnliche gefühlsbeladene Scheußlich-
keiten, die besser in die deutschen Heldensagen als 
in parlamentarisch-demokratische Zweckbündnisse 
passen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Topmann [SPD]) 

Wer solche mythenbildenden Reizworte — bisher 
zweifellos erfolgreich — in die politische Debatte 
einführt, der sollte besser nach dem Verhalten so-
zialdemokratischer Politiker fragen, die sich be-
wußt und überlegt, und unaufhaltsam, Schritt für 
Schritt und schließlich gar nicht mehr auf leisen 
Sohlen von den Aussagen und Zielen der Regie-
rungserklärung entfernt haben, die Bundeskanzler 
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Schmidt 1980 abgegeben hat. Da findet man über-
reichen Stoff zum Thema Treulosigkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Und es muß ja wohl ein bezeichnender Verspre-
cher, vielleicht war es sogar Absicht, gewesen sein, 
als der Kollege Ehmke gestern sagte: Die Sozial-
demokraten haben Helmut Schmidt in den letzten 
Wochen begleitet. — Ja, eben, erst in den letzten 
Wochen haben sie ihn wieder begleitet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Reuschenbach? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Bitte. 

Reuschenbach (SPD): Herr Minister, haben Sie 
vergessen — andere jedenfalls nicht —, daß eines 
der scheußlichen Worte, von denen Sie da reden, 
nicht aus den Reihen meiner politischen Freunde, 
sondern aus dem Mund Ihres ehemaligen Minister-
kollegen und FDP-Abgeordneten Herrn Baum ge-
kommen ist, nämlich „Königsmörder", und wollen 
Sie sich nicht lieber in Ihren eigenen Reihen über 
diese Fragen auseinandersetzen, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

statt sich unzulässigerweise mit uns zu reiben? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Kollege Reuschenbach, es ist Ihnen 
nur zu gut bekannt, daß ich mich in den eigenen 
Reihen mit Sachen, die mir nicht gefallen, in Deut-
lichkeit auseinandersetze und dies auch getan habe. 
Aber das Stichwort „Verrat", meine Damen und 
Herren, ist von dieser Stelle am 17. September in 
die politische Diskussion der Bundesrepublik einge-
führt worden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Aber derselbe Bundeskanzler war es auch, der, 
besser als jeder andere über die tatsächlichen 
Gründe für das Scheitern der Zusammenarbeit im 
klaren, eine Verratskampagne und einen Verleum-
dungsfeldzug nicht nur gegen die FDP, sondern vor 
allem gegen ihren Vorsitzenden Hans-Dietrich Gen-
scher auslösen ließ und selber ausgelöst hat, die in 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
ohne vergleichbares Beispiel sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist derselbe Mann, 
der den inneren Frieden in unserem Land beschwor 
und der jetzt wie kein anderer dazu beigetragen 
hat, solchen Frieden zu beschädigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Daß uns der Kollege Schmidt jetzt politisch an-
greift, das kann ich verstehen. Das hat er mir ge-

sagt. Ich akzeptiere das. Niemand ist deshalb ge-
kränkt. Aber daß er uns und wiederum vor allem 
dem Vorsitzenden meiner Partei, seinem langjähri-
gen Vizekanzler, persönliche Ehre und Anstand ab-
sprechen läßt und abspricht, das wird auf ihn selbst 
zurückfallen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Und hier sage ich, weil ich die Zwischenfrage 
oder den Zwischenruf erwarte, gleich hinzu: Ich 
habe mich in den letzten Tagen — noch heute kön-
nen Sie es in den Zeitungen lesen — mit dem baye-
rischen Ministerpräsidenten ziemlich deutlich aus-
einandergesetzt. Das aber hat er nicht getan — das 
nicht. 

(Conradi [SPD]: Der schätzt euch richtig 
ein! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Wer uns niedrige persönliche Beweggründe für 
eine Entscheidung unterschiebt, die Sie und nicht 
wir getroffen haben, wer politische Parteien, die 
ihm nicht passen, „wegharken" will, der richtet sich 
auch dann selbst, wenn er es hinterher nicht ganz 
so gemeint haben will. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Die Sprache ver

-

rät den Charakter!) 

Ich bin sehr dankbar für den Zwischenruf, das sei 
doch zurückgenommen worden, Herr Wolfram. 

(Zurufe von der SPD) 

Das ist nach der Rede in Wetzlar in der Tat berich-
tigt worden. In München ist der Begriff der „Harke" 
wieder eingeführt worden und damit die Asso-
ziation vom Wegharken anderer Parteien wieder-
holt worden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Schmidt [Schnau

-

ze]!) 

Es ist auch gesagt worden, meine Damen und 
Herren, wir hätten monatelang hinter dem Rücken 
der amtierenden Regierung und des amtierenden 
Bundeskanzlers Koalitionsverhandlungen mit dem 
jetzigen Bundeskanzler geführt. Dies ist nicht 
wahr, 

(Zurufe von der SPD) 

auch dann nicht, Herr Ehmke, wenn, wie Sie es 
wohl meinen und wie es Herr Apel gestern ausge-
drückt hat, darunter monatelange Kungelei ver-
standen wird. Richtig dagegen ist, Herr Apel, daß 
zwischen dem 17. September und dem 1. Oktober  — 
was  Sie beanstandet haben — Koalitionsverhand-
lungen geführt worden sind, weil es die FDP-Frak-
tion nämlich so beschlossen hatte. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der 
SPD) 

Aber was hier angerichtet worden ist — ich höre, 
daß Herr Kollege Stiegler im Saal ist —, um den 
Frieden zwischen Demokraten zu zerstören, das 
habe ich im bayerischen Wahlkampf erlebt, näm-
lich z. B. in Weiden — ich kann es nicht anders nen-
nen — sozialdemokratische Brülltrupps, von Bun-
destags- und Landtagsabgeordneten angeführt und 
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dirigiert, jede friedliche Kundgebung unmöglich 
machten 

(Pfui-Rufe von der FDP) 

und dort „Judas", „Verräter" und „Schweinehund" 
schrien. 

(Lebhafte Pfui-Rufe von der FDP und der 
CDU/CSU) 

Das, meine Damen und Herren, ist der neueste Bei-
trag zum inneren Frieden, zur guten Nachbarschaft 
nach innen und außen; den werden wir uns merken 
müssen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dies alles findet seine geschmacklose Krönung 

(Zuruf von der SPD: In Ihrer Rede!) 

in dem eitlen Beitrag eines früheren Regierungs-
sprechers. Ich stelle hierzu zwei Fragen: Haben Sie, 
Herr Altbundeskanzler, diese Veröffentlichung ge-
nehmigt, solange Sie noch im Amt waren? Ist diese 
Veröffentlichung Ihres früheren engsten Mitarbei-
ters mit Ihrer Auffassung von Pflichtgefühl und 
Verantwortung gegenüber dem Staat vereinbar? Ich 
frage dies nur. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Herr Kollege Ehrenberg hat dazu ja schon ei-
nige sehr bemerkenswerte und sehr richtige Worte 
gesagt. 

Ich habe dem früheren Bundeskanzler noch in 
der letzten Unterredung, die wir im Kanzleramt 
hatten, gesagt, daß ich es für seine koalitionsun-
freundlichste personalpolitische Entscheidung ge-
halten habe, Herrn Bölling aus Berlin nach Bonn 
zurückzuholen. Das Psychogramm, das er in diesem 
sogenannten Tagebuch von sich selbst entworfen 
hat, hat meine Befürchtungen noch weit übertrof-
fen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Aber ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: 
Wer so schreibt, wer so gesprochen hat, hat sein 
Amt gröblichst mißbraucht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber, Herr Altbundeskanzler, jeder Othello hat 
eben seinen Jago. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nun hat Geschwätzig-
keit ja auch ihr ungewollt Gutes. Denn für jeden, 
der lesen kann, wird auf diesen Seiten mit aller 
Klarheit deutlich, wer das Szenario hingestellt hat, 
um die alte Koalition zu kippen, wie es aufgebaut 
wurde, wie nach Gründen und Anlässen gesucht 
wurde, 

(Dr. Ehmke [SPD]: Also so was!) 

mit den Freien Demokraten Schluß zu machen. 

Mit großer Anteilnahme habe ich gelesen, Herr 
Ehmke, wie ein schon etwas welkes Kleeblatt im 
Kanzleramt darüber diskutiert habe, und zwar am 
31. August, auf welchen Politikfeldern der Konflikt 
mit der FDP am besten zu führen sei, und daß man 

sich dann auf Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpoli-
tik geeinigt hat. Ich habe durchaus mit Interese ver-
folgt, wie diese Strategie dann Woche für Woche, 
Tag für Tag weiter betrieben worden ist. Das ist ja 
alles nachlesbar. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wer es uns nicht geglaubt hat, müßte es doch we-
nigstens diesem Zeitzeugen abnehmen. Es war die 
SPD, es war der bisherige Bundeskanzler mit sei-
nen engsten Beratern, der so den Bruch gewollt und 
ihn so vollzogen hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dazu paßt die Information, daß die „Verrats"

-

Drucksachen für den Wahlkampf in Hessen schon 
am Vorabend des 17. September bei der „Vorwärts"

-

Druckerei in Auftrag gegeben worden sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich sage das alles 
ohne Bitterkeit; 

(Zuruf von der SPD: Ohne Kenntnis!) 

denn es war ja die Zeit für die Trennung. Aber um 
so entschiedener weise ich die bösartigen und die 
verletzenden Lügen von Verrat und Treubruch und 
den persönlichen Rachefeldzug zurück, den die So-
zialdemokraten gegen den Vorsitzenden der Freien 
Demokraten führen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Schmude? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Im Augenblick nicht, vielen Dank. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

— Entschuldigung, Herr Schmude, wenn ich mit 
dem Absatz fertig bin, will ich das selbstverständ-
lich nachholen. 

Das ist nicht mehr mit notwendigem Streit, mit 
politischer Positionsklärung zu entschuldigen. Nein, 
hier soll ein Mann in seiner politischen Existenz, in 
seiner bürgerlichen Reputation vernichtet werden, 

(Zurufe von der SPD) 

der die Entwicklung in den Reihen der Sozialdemo-
kraten klar erkannt und sich nicht damit abgefun-
den hat, dem nur besorgt zuzusehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich will vor diesem Forum nicht von den Verdien-
sten Hans-Dietrich Genschers für seine und meine 
Partei sprechen; das gehört an einen anderen Platz. 
Aber ich erinnere an den liberalen Innenminister, 
der sich um mehr Freiheitsrechte der Bürger, um 
die innere Verfassung dieses Staates, um den 
Schutz vor Terrorismus, um den Umweltschutz blei-
bende Verdienste erworben hat. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der 
SPD) 
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Nennen Sie, meine Damen und Herren, mir einen 
anderen Außenminister der Bundesrepublik, der 
mehr zur Stärkung des Ansehens unseres Staates, 
seiner außenpolitischen Verläßlichkeit in Ost und 
West, mehr zur Festigung des Vertrauens in uns bei 
den Ländern der Dritten Welt getan hat! Diesen 
liberalen Demokraten, dessen Politik fast immer 
vom Vertrauen aller Fraktionen des Hauses getra-
gen war, wollen blindwütige katilinarische Existen-
zen zerstören und ruinieren. Ich sage Ihnen: Das 
wird nicht gelingen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Als ich Sie, Herr Kollege Apel, gestern hier reden 
hörte, habe ich daran denken müssen, wie häufig 
Sie beide, der Außen- und der Verteidigungsmini-
ster, in kritischen Situationen, aneinander gelehnt, 
gemeinsam Dinge durchgestanden haben, und Sie 
erklären hier, er habe als Politiker sein Renommee 
verspielt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, Herr Apel, gehen fünf oder sechs Tage, nach-
dem die Koalition beendet ist, mit einem früheren 
Kollegen in einer Weise um, wie ich es beim Anle-
gen Ihrer Maßstäbe für Politik für nicht verständ-
lich, fast für nicht verzeihlich halte. Was Herr 
Ehmke gesagt hat, habe ich erwartet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Schmude? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Ja. 

Dr. Schmude (SPD): Herr Bundesminister, da Sie 
die Entwicklung seit dem 31. August 1982 so schil-
dern, wie Sie es hier tun, frage ich: Hat sich nach 
Ihrer Auffassung die gesamte öffentliche Meinung, 
haben sich alle Kommentatoren und Berichterstat-
ter geirrt, 

(Glos [CDU/CSU]: Nur die vom „Vorwärts"! 
— Zuruf von der CDU/CSU: Wieso alle?) 

die übereinstimmend schrieben, daß sich die FDP 
auf den Wechsel festgelegt habe und nur noch der 
Tag unbestimmt sei? Ist es nicht so gewesen, daß 
Sie auch aus dem Bölling-Text entnehmen können, 
daß es innerhalb der SPD zwei Meinungen gab, die 
eine, die ich teilte, daß man es trotzdem versuchen 
sollte, und die andere, daß es keinen Zweck mehr 
habe, da die anderen um keinen Preis wollten? Ist 
nicht das die wahre Situation gewesen? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Es ist nach meiner festen Überzeugung, 
Herr Kollege Schmude, in der Tat so gewesen, wie 
Sie es schildern, und das haben wir auch gewußt. 

(Westphal [SPD]: Jetzt widersprechen Sie 
sich selbst! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, es ist 
eine Frage gestellt worden, Sie wollen darauf eine 
Antwort geben. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Jawohl. 

Präsident Stücklen: Ich bitte, diese Möglichkeit 
ungestört ablaufen zu lassen. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Es ist sicher richtig, Herr Kollege Schmude, 
daß es auch bei Ihnen — wie bei uns — unterschied-
liche Auffassungen darüber gegeben hat. Es ist 
aber ebenso richtig, daß aus diesem Szenario, wie 
der Partei-Vorsitzende der FDP gestern gesagt hat, 
der kalt kalkulierten Schuldzuweisung abzulesen 
ist, wer schließlich den Weg bestimmt hat und wer 
die endgültige Entscheidung getroffen hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Apel? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Bitte. 

Dr. Apel (SPD): Herr Bundesminister, Sie werden 
sicherlich wie ich heute morgen die Tageszeitungen 
gelesen haben. Dort spricht Ihr früherer Generalse-
kretär, Herr Verheugen, davon, daß das, was Herr 
Genscher betrieben habe — ich zitiere ihn wörtlich 
— „blanker Wortbruch" gewesen sei, und können 
Sie sich vorstellen, daß auch ich angesichts dieser 
Situation gegenüber meinem früheren Kollegen 
Genscher in der Tat zu einer anderen Beurteilung 
seines Charakters und seiner politischen Grundein-
stellung kommen mußte? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
FDP: Üben! — Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Erstens, Herr Kollege Apel, wäre es ja bes-
ser gewesen, Sie hätten etwas zu Ihrer Meinungs-
bildung Beitragendes zitiert, das schon bestanden 
hat, als Sie die Rede gehalten haben, und nicht, was 
Sie heute morgen in der Zeitung gelesen haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und bei 
der CDU/CSU) 

Zum zweiten: Ich bestreite Ihnen wie natürlich 
auch Herrn Verheugen mit allem Nachdruck, daß es 
sich hier um einen „Wortbruch" handelt. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich werde mich mit aller Entschiedenheit gegen 
eine solche Darstellung gegenüber jedermann zur 
Wehr setzen. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Ehmke [SPD]: 
Das können Sie, das ändert aber nichts an 

den Tatsachen!) 

Meine Damen und Herren, ich fordere Sie auf, 
damit Schluß zu machen, die Tatsachen umzubie-
gen, damit sie schließlich in Ihr vorparlamentari-
sches Verratsmuster passen. Bekennen Sie sich 
endlich zu Ihrer eigenen Mitverantwortung! Ich 
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sage „Mitverantwortung": Wir alle tragen Verant-
wortung am Zusammenbruch der alten Regierung 
und der alten Koalition. 

(Zuruf von der SPD: Ihr habt euch heraus

-

gestohlen! — Dr. Ehmke [SPD]: Wer hat 
denn das Lambsdorff-Papier geschrieben?) 

Wer hat denn, meine Damen und Herren, den frühe-
ren Bundeskanzler und seine Finanzminister ge-
hindert, eine wirtschafts- und finanzpolitische Linie 
einzuhalten, wie sie in der Regierungserklärung 
von 1980, wie sie in den Haushaltsbeschlüssen der 
früheren Koalition für 1983 festgelegt waren? 

(Zuruf von der SPD: Sie!) 

— Die Freien Demokraten haben zu diesen Be-
schlüssen gestanden, und wir haben keinen Partei-
tag veranstaltet wie Sie in München, dessen Be-
schlüsse und als Prüfaufträge getarnte Absichten 
alsbald zu Ihren eigenen Lieblingsvorstellungen ge-
worden sind. In München wurde der Bruch geübt. 
Dort wurde das Gegen-Szenario zur sozialliberalen 
Koalition aufgebaut. 

(Beifall bei der FDP — Bindig [SPD]: 
Haha!) 

Was dort beschlossen wurde, war mit gemeinsamer 
Politik nicht mehr vereinbar. 

(Zurufe von der SPD) 

Nicht nur die Freien Demokraten haben damals ge-
sagt: Das war der Entwurf zu einer anderen Repu-
blik, den Sie erst jetzt, vor zwei Tagen, durch neue 
Leitlinien des SPD-Vorstandes wiederum in Frage 
gestellt haben. Man faßt das eigentlich kaum, aber 
ich beglückwünsche Sie. Sollte die neue Koalition 
Ihnen so rasch auf die wirtschaftspolitischen 
Sprünge geholfen haben? Außer der Ergänzungsab-
gabe keine Steuererhöhungen mehr, keine Ein-
schränkung des unsozialen Splitting, keine Ab-
schaffung der verwerflichen Bewirtungsspesen 
mehr. Ich hoffe ja sehr, daß es dabei bleibt, aber 
bevor ich da sicher bin, möchte ich doch lieber 
Ihren nächsten Parteitag abwarten. 

(Zurufe von der SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Apel? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Ja, bitte sehr. 

Dr. Apel (SPD): Herr Bundesminister, sind Sie be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß Ihr Parteivorsit-
zender Genscher kurz nach unserem Parteitag 
wörtlich gesagt hat, es sei selbstverständlich, daß 
jede Partei auf ihren Parteitagen das beschlösse, 
was sie wolle, und sind Sie bereit, zur Kenntnis zu 
nehmen, daß es in unserer gemeinsamen Zusam-
menarbeit nicht ein einziges Mal eine Situation ge-
geben hat, in der Sie als Wirtschaftsminister über-
stimmt worden sind, und sind Sie deswegen auch 
bereit, zuzugeben, daß das, was Sie hier vortragen, 
Polemik ist, 

(Lachen bei der FDP) 

vorgeschoben, um Ihren Wechsel zu begründen? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Kollege Apel, es ist ein bißchen viel 
verlangt, den dritten Punkt Ihrer Frage zuzugeben. 
Das werden Sie einräumen. 

(Dr. Apel [SPD]: Das verstehe ich!) 

Was den ersten Punkt anlangt, so bin ich Ihnen 
dankbar, daß Sie ihn angesprochen haben, weil 
mich das an eine Bemerkung erinnert, die Ihr Par-
teivorsitzender von diesem Podium aus mir gegen-
über gemacht hat. Er hat recht: Sie werden auf 
sozialdemokratischen Parteitagen selbstverständ-
lich sozialdemokratische Politik beschließen. Natür-
lich, Herr Brandt, natürlich, Herr Apel; und wir un-
sere auf unseren Parteitagen. Nur, mit Ausnahme 
des Kollegen Matthöfer, der damals — ich weiß es 
nicht mehr genau, Herr Matthöfer — gerade noch 
oder gerade nicht mehr Finanzminister war 

(Matthöfer [SPD]: Gerade noch!) 

— gerade noch war —, am Schlußtage des Parteita-
ges ist keiner auf die Bühne gegangen und hat 
gesagt: Das könnt ihr hier beschließen, aber in der 
Koalition ist das nicht zu machen. Niemand. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Wie ihr auf euren Par

-

teitagen!) 

— Jawohl, Herr Ehmke, wie wir auf unseren Partei-
tagen, als vier FDP-Minister den Rücktritt gegen-
über unseren Delegierten angekündigt haben, wenn 
sie Beschlüsse fassen sollten, die gegen die Koali-
tionsvereinbarung verstoßen. Das war eine der här-
testen Stunden, die wir durchgestanden haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber wir wissen doch — — 

(Dr.  Apel [SPD]: Ich hatte noch etwas ge
- fragt!) 

— Ja, Sie hatten noch etwas gefragt. Entschuldi-
gung. Es ist sicherlich richtig, daß es mit einer Aus-
nahme — wobei ich nicht weiß, ob Sie dabei waren 
— nicht zu Überstimmungen gekommen ist. Eine 
Ausnahme — nicht erheblich — hat es gegeben. 
Aber es ist eben auch richtig, daß wir uns immer 
und immer wieder auf Kompromisse einigen muß-
ten, die nicht mehr die ausreichenden Antworten in 
dieser Situation und angesichts der sich abzeich-
nenden weiteren Verschlechterung in der Haus-
haltspolitik geben konnten und geben können. Das 
ist der wahre Hintergrund. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD 
— Abg. Dr. Apel [SPD] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Ich bitte um Nachsicht, daß ich nicht allzuviel 
Zeit auf Zwischenfragen — bei so vielen — verwen-
den kann. 

(Roth [SPD]: Reden Sie doch endlich zur 
Wirtschaftspolitik!) 
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Ich möchte aber doch noch das eine sagen, Herr 

Roth. Sie waren in München j a wirklich — darf ich 
das so ausdrücken? — von der Leine gelassen. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Warum denn? Damit es in dem anderen Bereich 
Sicherheitspolitik noch einmal eine Entscheidung 
gab, die die Unterschrift des Kanzlers unter dem 
NATO-Doppelbeschluß nicht wertlos machte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch von der SPD) 

Nein, Sie haben aus verständlichen, aber eben 
nicht akzeptablen Gründen die Einsicht in bittere 
Notwendigkeiten der 80er Jahre verweigert. Sie 
träumen weiter von gesellschaftspolitischen Model-
len, die nur noch auf Pump realisiert werden kön-
nen. Sie wollen und Sie können nicht die zugegebe-
nermaßen ganz und gar unerfreulichen Konsequen-
zen aus der Tatsache ziehen, daß wir ein Wohl-
fahrts- und Sozialsystem gewohnten Umfangs nicht 
mehr bezahlen können, wenn das wirtschaftliche 
Wachstum dauerhaft fehlt. Sie verweigern deshalb 
lästige, aber dennoch erträgliche Eingriffe, die ge-
wiß niemand gern vornimmt, um dieses System lei-
stungsfähig und gesund zu erhalten. Sie rufen Ver-
rat, wenn wir auf mehr Eigenvorsorge derjenigen 
Bürger bauen, die dazu in der Lage und großenteils 
ja auch dazu bereit sind. 

Gewiß, auch Sie sprechen von der notwendigen 
Investitionsförderung. Aber Sie lehnen es ab, dar-
aus dann die logische Schlußfolgerung zu ziehen, 
konsumtive Ausgaben wirklich einzuschränken, um 
den Investitionen mehr Raum zu geben. Dabei wis-
sen Sie doch so gut wie wir, daß neue Arbeitsplätze, 
daß rentable Arbeitsplätze, die allein dauerhaft 
sind, vor allem durch neue Investitionen entste-
hen. 

Sie wissen wie wir, daß es noch nie gelungen ist, 
einen konjunkturellen Aufschwung durch mehr 
Verbrauchsausgaben und Sozialtransfers herbeizu-
führen. Wenn Sie es nicht wissen sollten, dann le-
sen Sie es bitte auch im Sondergutachten noch ein-
mal nach. Mit Klassenkampfparolen bewegt man 
außer Emotionen gar nichts. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich weiß, Sie wollten und Sie wollen die unver-
meidbare Wende erklärtermaßen nicht. Aber ernst-
haft können Sie doch auch nicht vorgeben, mit eini-
gen kosmetischen Kürzungen — kosmetisch, ge-
messen an der finanziellen Situation, in der wir uns 
befinden —, mit dem Dauerbrenner Ergänzungsab-
gabe und mit staatlichen Krediten werde schon al-
les wieder gut werden. Ich sage Ihnen: Nichts wird 
gut, wenn wir jetzt nicht eine viel stärkere Anstren-
gung auf uns nehmen, wenn wir jetzt nicht bei aller 
Bereitschaft, konjunkturbedingte Mindereinnah-
men durch eine entsprechende Kreditaufnahme 
auszugleichen, an die Reduzierung des strukturel-
len Staatsdefizits herangehen und die notwendigen 
haushalts- und sozialpolitischen Entscheidungen 
per Termin nicht nur für ein paar Monate, sondern 
für mehrere Jahre treffen. 

Ich habe vorhin davon gesprochen, daß wir für 
das Jahr 1983 voraussichtlich kein reales Wirt-
schaftswachstum erzielen werden. Ich frage — und 
ich tue das ohne jede Begeisterung —: Wie hätten 
wir mit einem Partner, der in dieser Lage nicht ein-
mal mehr zu den inzwischen unzureichenden 
Haushaltsbeschlüssen vom Sommer die ses Jahres 
stand, auf diese neuen, unerhörten Herausforderun-
gen richtig antworten sollen? Es hätte keine Ant-
wort gegeben. 

Ich rede gar nicht von Ihrer Koketterie mit den 
Grünen. Ich spreche nicht von einigen atemberau-
benden außen- und sicherheitspolitischen Eskapa-
den, die sich einige Ihrer Sprecher in jüngster Zeit 
geleistet haben. Ich stelle nur für mein spezielles 
Arbeitsgebiet fest: Viele von Ihnen haben immer 
noch nicht verstanden, was heute und morgen auf 
dem Spiel steht, und mit diesen vielen war für uns 
keine Einigung möglich. 

Ich verstehe: Sie wollten Ihre Identität nicht ver-
lieren, aber auch wir müssen an dem von uns als 
richtig Erkannten festhalten. Da gab es keine 
Brücke mehr; der Altbundeskanzler hat es am 
17. September bestätigt. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben uns die ersten Schritte der neuen Re-
gierung wahrhaftig nicht leichtgemacht, ebensowe-
nig wie vorher den Wechsel in der Zusammenarbeit. 
Aber unsere Pflicht, wie wir sie auffassen und die 
heute vor allem in wirtschafts-, finanz- und sozial-
politischen Aufgaben besteht, können wir nur mit 
neuen Verbündeten tun. Deshalb ist die große 
Mehrheit meiner Fraktion zu einer vertrauensvol-
len Zusammenarbeit mit der Union bereit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Beschlüsse, die wir jetzt getroffen haben, wä-
ren in der alten Koalition nicht zustande gekom-
men. Ich bin dem Kollegen Westphal und dem frü-
heren Finanzminister Lahnstein dankbar dafür, 
daß sie dies in der Pressekonferenz am 29. Septem-
ber so nachdrücklich bestätigt haben. Ich stimme 
dem voll zu. 

Aber wenn einige von Ihnen in den vergangenen 
Wochen in Bonn hämisch die Meinung herumge-
reicht haben, die neuen Entscheidungen hätte man 
auch mit der SPD treffen können, dann, meine Da-
men und Herren, fordere ich Sie auf, unseren Be-
schlüssen zuzustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie werden das natürlich nicht tun, weil Ihnen die 
ganze Richtung, in die wir gezwungen sind, ich 
sage: begreiflicherweise nicht paßt. Wir könnten 
uns auch etwas Schöneres vorstellen, als streichen 
und kürzen zu müssen. Aber keine verantwortliche 
Politik kommt daran vorbei. Die knappen Andeu-
tungen, die von sozialdemokratischen Sprechern 
über Ihre haushaltspolitischen Vorschläge gemacht 
worden sind, bestätigen nur die Richtigkeit des Ent-
schlusses, einen neuen Anfang zu finden. 

Meine Damen und Herren, wenn es richtig ist, bei 
den Konsumausgaben zu kürzen, um arbeitsplatz-
schaffende Investitionen zu fördern, dann sind ja 
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immer noch maßvolle Kürzungen im größten Aus-
gabenblock, bei den Sozialausgaben, leider unver-
meidbar. Dazu sind Sie nach wie vor — wir haben 
es gestern auch von Herrn Westphal gehört — nicht 
bereit. Dann sind Einschränkungen beim Schüler-
BAföG, ist die Umstellung des Studenten-BAföG 
auf Darlehen, ist eine Kindergeldregelung, die Be-
ziehern höherer Einkommen weniger gibt als bis-
her, doch nicht zu umgehen. 

(Westphal [SPD]: Sie haben anderes vor! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Sie haben sich geweigert, solche unpopulären 
Maßnahmen mitzutragen. Dann ist eine sozialpoliti-
schen Atempause, von der Herr Blüm gesprochen 
hat, doch nichts Verwerfliches, sondern etwas Hin-
nehmbares, um längerfristig wirkende Entschei-
dungen vorzubereiten. 

Was ist an dem gespenstischen Schlagwort von 
der „Ellenbogengesellschaft" dran, wenn wir ange-
sichts leerer Kassen Einschränkungen von allen 
fordern, auch von den Arbeitnehmern im öffentli-
chen Dienst mit sicheren Arbeitsplätzen, auch von 
den Beziehern höherer Einkommen, die nicht selbst 
investieren? 

(Zurufe von der SPD) 

Die geplante Investitionsanleihe begeistert nie-
manden, aber sie ist zumindest weitaus vertretba-
rer und wirtschaftspolitisch sinnvoller als der inve-
stitionsfeindliche Griff nach der Ergänzungsabga-
be, an der Sie unentwegt festhalten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn ich so redselig 
wäre, wie das mancher von Ihnen in diesen Tagen 
ist, würde ich frühere Kabinettskollegen zitieren, 
was die von der Ergänzungsabgabe halten, nämlich 
dasselbe wie ich, und würde sie beim Namen nen-
nen. Ich tue es aber nicht. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, die geplante Subven-
tionskürzung können Sie ernsthaft nicht angreifen 
wollen, ebensowenig eine Mehrwertsteuererhö-
hung, deren Aufkommen der Investitionsförderung, 
der Schaffung von Arbeitsplätzen und Ausbildungs-
plätzen dient. 

Marktwirtschaftliche Prinzipien in den Woh-
nungsbau einzuführen — das wissen Sie, und das 
ist eine Feststellung, die niemand von Ihnen be-
streiten wird — 

(Zuruf von der SPD) 

ist uns zusammen mit den Sozialdemokraten nur in 
bescheidenstem Maße gelungen. Hier ist jetzt ein 
weiterer Schritt gemacht worden, der allein dazu 
dienen soll, dem Wohnungsbau neue Impulse zu ge-
ben, mehr Wohnungen und Einfamilienhäuser zu 
errichten, einen Ausgleich von Angebot und Nach-
frage auch auf diesem Markt zu schaffen. 

Wenn der Kollege Ehmke gestern sagte, es han-
dele sich hier um eine skandalöse Mietenpolitik, 

(Beifall bei der SPD) 

dann kann ich nur sagen, Herr Ehmke: Die Politik, 
der Sie das Wort reden, schützt immer denjenigen, 
der eine Wohnung hat, der einen Arbeitsplatz hat, 
aber sie hilft nicht dem, der eine Wohnung sucht, 
und sie hilft nicht dem, der einen Arbeitsplatz 
sucht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ihre Antwort beschränkt sich auf das Ausmalen so-
zialer Katastrophen. Aber ich sage Ihnen: Was wir 
heute auf dem Wohnungsmarkt erleben, ist eine 
Katastrophe, weil niemand mehr zu bauen bereit 
ist. Das kann nur geändert werden, wenn wir die 
Angebotsbedingungen in der Wohnungswirtschaft 
nachdrücklich verbessern, und wir werden das tun. 
Meine Damen und Herren, dies ist doch nun wirk-
lich eine für den Arbeitsmarkt schnell wirksame 
Maßnahme. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich bestreite nicht, daß Kürzungen bei Subventio-
nen und im Sozialbereich Nachfrage wegnehmen, 
Herr Kollege Ehrenberg, die wir in der gegenwärti-
gen Lage eigentlich dringend brauchen. Aber auch 
hier verweise ich Sie auf das Sondergutachten, auf 
die richtige These des Sachverständigenrates, daß 
dieses Kaufkraftargument an der Vernachlässigung 
der Kostenseite krankt. 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Nein, jetzt bitte nicht mehr, Herr Präsident; 
es wird sonst für die anderen Kollegen zu lang. 

Zu Recht sagt der Rat, daß bei reduzierten indivi-
duellen Einkommensforderungen und staatlichen 
Ansprüchen im Prinzip mehr Produktion rentabel 
sei und daß damit mehr Beschäftigung, mehr Ein-
kommen und mehr Konsum auf Dauer zu erwarten 
seien als bei höheren Forderungen. Wir setzen auf 
die investitionsanregenden Impulse, die von unse-
ren Beschlüssen ausgehen werden — zugegebener

-weise nicht in einem oder zwei Monaten —, wir set-
zen auf die psychologische Wirkung, die eine straffe 
Finanzpolitik bei den Investoren hervorrufen wird. 
Die positiven Stellungnahmen, die wir in den ver-
gangenen Wochen aus der investierenden Wirt-
schaft gehört haben, bestätigen mich in dieser Auf-
fassung. Die hohe Kreditaufnahme, die uns auch 
1983 nicht erspart bleibt, wenn wir keine Brüning

-

Politik machen wollen, wird ein übriges tun, um 
prozyklische Gefahren zu bannen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, diese 
neue Regierung geht ohne Illusionen an die Arbeit, 
um über neues Wirtschaftswachstum mehr Be-
schäftigung zu schaffen und allmählich die Finan-
zierungsprobleme des Staates zu lösen. Wir sehen 
in der Arbeitslosigkeit, die alle in diesem Hause 
bedrückt — alle —, die größte soziale Unausgewo-
genheit in unserem Lande. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen ohne falsche Versprechungen alles tun, 
um diese soziale Ungerechtigkeit so bald wie mög

-

lich zu lindern und später abzuschaffen. Das ist 
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keine unsoziale Politik, wie unsere Kritiker meinen, 
bevor wir überhaupt angefangen haben, sondern 
der entschiedene und richtig angesetzte Versuch, 
das schwierigste sozialpolitische Problem in der 
Bundesrepublik Deutschland zu lösen. Wir werden 
bessere gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingun-
gen schaffen, neue Perspektiven für unternehmeri-
schen Erfolg und damit für mehr Arbeitsplätze. 

Diese Regierung weiß sehr genau — ich habe das 
auch in den vergangenen Wochen immer wieder 
betont —, daß die Bundesrepublik Deutschland 
nicht allein auf der Welt ist, daß gerade unser Land 
von der weltwirtschaftlichen Entwicklung, vom 
Welthandel existentiell abhängig ist und bleiben 
wird. Die Zeichen, die von dort kommen, sind nicht 
ermutigend. Sie erschweren unsere ohnehin nicht 
leichte Aufgabe zusätzlich. Aber es führt doch nicht 
weiter, meine Damen und Herren, nur auf das Aus-
land zu sehen und selber die Hände in den Schoß zu 
legen. Wenn wir hier bei uns Fortschritte erzielen, 
dann wird das auch auf die internationale Wirt-
schaft ausstrahlen. Wir wissen, daß wir in unserem 
Kampf um mehr Beschäftigung in der Welt nicht 
allein stehen. Wir vertrauen auf die gemeinsamen 
Anstrengungen in der Europäischen Gemeinschaft 
und darüber hinaus. Wir sehen mit gedämpfter Zu-
versicht eine Bewegung sinkender Zinsen in den 
Vereinigten Staaten, an den internationalen Märk-
ten und damit auch bei uns. Wir werden alles tun, 
um die binnenwirtschaftlichen Voraussetzungen 
für sinkende Zinsen zu verbessern. 

Die Probleme, vor denen wir stehen, haben eine 
neue Koalition erzwungen, in der wir vertrauens-
voll und Vertrauen schaffend — das ist noch wichti-
ger — zusammenarbeiten wollen, um die jetzt not-
wendigen Entscheidungen zu treffen. Wir bauen da-
bei auf die Mitarbeit aller gesellschaftlichen Grup-
pen in diesem Land; denn nur mit ihnen zusammen 
werden wir unser allerwichtigstes Ziel erreichen 
können: neue Arbeitsplätze zu schaffen — so viele 
wie möglich und so schnell wie möglich. — Ich 
bedanke mich. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Engholm. 

Engholm (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Minister Lambsdorff, daß auch 
Politiker wie Sie in hohen Funktionen menschlich 
— allzumenschliche Züge zeigen, finde ich sehr ver-
nünftig. Daß sich jemand für politische Schritte, die 
er in den letzten Wochen getan hat, nachträglich 
Legitimationen verschafft, wird ihm niemand ver-
denken. Aber Sie werden auch mir nicht verdenken, 
daß ich noch einmal auf das Zitat zurückkomme, 
das mein Kollege Apel in seiner Frage bereits ange-
deutet hat. Immerhin dreht es sich bei dem, der Sie 
in der „Frankfurter Rundschau" zitiert, um einen 
Mann, der über 22 Jahre aktive Arbeit in der libera-
len Partei hinter sich hat, um den geschiedenen 
Generalsekretär Verheugen. Er sagt ohne Wenn 
und Aber — ich zitiere mit Genehmigung des Präsi-
denten —: 

In diesem Herbst hat sich die FDP endgültig 
als reiner Mehrheitsbeschaffer entlarvt. 

Wenn ein solcher Mann das sagt, muß da etwas 
dran sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Es lohnt gewiß auch einen Blick in die neueste 
Ausgabe des „Bayernkurier", um deutlich zu ma-
chen, daß der Beelzebub nicht nur auf seiten der 
Sozialdemokraten sitzt. Der Vorsitzende der CSU, 
der bayerische Ministerpräsident, schreibt in der 
letzten Ausgabe des „Bayernkurier" — ich zitiere 
auch das mit Genehmigung —: 

Das Verhalten der FDP selbst ist es, das die 
Partei an den Rand eines Abgrundes und viel-
leicht darüber hinaus bringt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will mit wenigen Bemerkungen an das an-
knüpfen, was Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff 
zu Wachstum und Investitionen gesagt hat. Wir ver-
zeichnen bei der neuen Regierung eine, wie ich aus 
meiner Sicht dezidiert sagen möchte, sehr einseitig 
angebotsorientierte Wirtschaftspolitik. Da wird eine 
Philosophie angeboten, die heißt: Wir müssen nur 
ordentlich sparen, dann können wir kräftig inve-
stieren, dann wird das wirtschaftliche Wachstum 
steigen, und über dieses Wachstum werden wir die 
Arbeitslosigkeit beseitigen. Wir haben gemeinsam 
in Gegenwart von Graf Lambsdorff in einer der 
letzten großen Kabinettsrunden versucht, einen 
Sachkenner wie den Bundesbankpräsidenten Pöhl 
ganz konkret zu fragen: Wieviel Wachstum benöti-
gen wir, um die Arbeitslosigkeit wirklich signifikant 
abzubauen? Darauf hat der Bundesbankpräsident, 
dem man dies doch sicher als Fachkenner abneh-
men darf, gesagt, nach seiner Einschätzung brau-
che man dafür 6 % reales Wachstum. Damit wir uns 
richtig verstehen: 6 % reales Wachstum heißt für 
jeden, der die Materie kennt, ca. 11 % nominales 
Wachstum, und dies über eine längere Wegestrecke. 
Wer ernsthaft glaubt, daß angesichts der weltweit 
und der national herrschenden ökonomischen Rah-
menbedingungen 11 % nominales Wachstum mög-
lich ist, der mag damit selig werden. Es den Arbeits-
losen zu verkaufen, verbietet uns die Ehrlichkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sollten uns auch daran erinnern, daß Wachs-
tum in der Wirtschaft überhaupt nur dann auf 
Dauer stabil möglich sein wird, wenn die Grundbe-
dingungen der Binnennachfrage und der Außen-
nachfrage nach deutschen Gütern und Dienstlei-
stungen stimmen. Da muß ich sagen: Wenn ich mir 
das Lambsdorff-Papier angucke oder das, was da-
von in die neue Regierungserklärung übergegangen 
ist, dann stelle ich fest, daß die Politik der neuen 
Regierung alles daransetzt, die Binnennachfrage 
durch die Kürzung der Bezüge der Arbeitnehmer, 
die Mieter, der Schüler, der Studenten, der Sozial-
hilfeempfänger und der Rentner zu dezimieren. Ich 
frage: Wenn die Menschen im Lande in diesem 
Jahr, im nächsten Jahr, im übernächsten Jahr nach 
Ihrer wirtschaftspolitischen Philosophie weniger 
Geld haben, um Güter und Dienstleistungen zu kau-
fen, wer kauft dann in der Bundesrepublik die Pro- 
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dukte von AEG, wer die von Neff und Küppers-
busch, wer bestellt einen Handwerker, wenn sein 
Einkommen weiter absinkt? 

(Zuruf des Abg. Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]) 

Solange Sie die Nachfragebedingungen, die Kauf-
kraft der Bürger durch Ihre Sparpolitik weiter run-
terfahren, werden die Bedingungen für wirtschaftli-
ches Wachstum nicht besser; sie werden objektiv 
schlechter. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sollten solche Aussagen auch nicht im luftlee-
ren Raum belassen. Wer im Lande noch das soge-
nannte Lambsdorff-Papier besitzt, sollte sich die 
Mühe machen, neben die zehn oder zwölf großen 
Sparpositionen, die Graf Lambsdorff vorgeschlagen 
hat, mit spitzem Bleistift zu schreiben, was es ihn 
und seine Familie als Arbeitnehmerhaushalt kon-
kret kosten wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Da wird man ohne Schwierigkeiten feststellen, daß 
das Einsparvolumen, das im Lambsdorff-Papier 
einer durchschnittlich verdienenden deutschen Ar-
beitnehmerfamilie abverlangt wird, in einem Jahr 
ohne weiteres auf das Volumen von 8 000 DM auf-
laufen kann. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wieviel?) 

Allein durch das Streichen von Schüler-BAföG bei 
einem Kind wird der Werftarbeiter in Lübeck, von 
dem ich weiß, daß sein Kind eine beruflich fortfüh-
rende Bildung macht, 3 000 DM netto im Jahr weni-
ger in der Familienschatulle haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich stehe an, in diesem Zusammenhang als So-
zialdemokrat zu sagen: Wenn man die Politik, die 
weiland Fürst Bismarck betrieben hat, mit der Poli-
tik vergleicht, die heute Graf Lambsdorff macht, 
muß man sagen: Der Fürst war weit sozialer. 

(Beifall bei der SPD) 

Und wenn ich hinzurechne, was der Herr Arbeits-
minister vorgeschlagen hat, nämlich eine Lohn-
pause für sechs Monate einzulegen, dann sage ich: 
Dies ist ökonomisch für die Struktur der Nachfrage, 
der Kaufkraft der Menschen tödlich. Aber es ist 
darüber hinaus für mich erschreckend, daß ein 
Mann, der Minister für Arbeit und damit doch im 
klassischen Verständnis der Deutschen ein Mann 
der Arbeiter dieser Republik ist, 

(Zuruf des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

seinen Menschen, für die er zuständig ist, ernsthaft 
vorschlägt, sechs Monate völlig auf jeden Zuwachs 
zu verzichten. 

(Beifall bei der SPD — Borchert [CDU/ 
CSU]: Er hat die Zusammenhänge kapiert! 
— Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Er will eben 
keine Arbeitslosen, sondern Arbeits

-

plätze!) 

Ich muß sagen: Bei aller Kritik, die Sie aus Ihrer 
Sicht an früheren Arbeitsministern 

(Borchert [CDU/CSU]: Arbeitslosenmini

-

ster!) 

üben mögen, haben die Herren Ehrenberg und 
Westphal auf diesem Feld über erheblich mehr poli-
tische Moral verfügt. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/ 
CSU]: Den Arendt und die Rentner haben 

sie vergessen!) 

Ich glaube durchaus, daß wir Wachstumschan-
cen, die es gibt, nutzen sollten; ich bin kein bewuß-
ter Null-Wachstümler. Aber wir sollten uns konkret 
fragen: Wo wird künftig investiert, wenn über die 
Nachfragebedingungen national, aber auch welt-
weit das große Wachstum nicht beflügelt werden 
kann? 

Ich finde es interessant, die jüngst gehaltenen 
Reden der Herren Rodenstock, Esser, Otto Wolff 
von Amerongen und anderer nachzulesen. Da wer-
den Sie feststellen, wo die großen Investitions- und 
Wachstumsschübe der kommenden Monate und 
Jahre stattfinden sollen. Sie werden nach Aussagen 
von Kennern in der Wirtschaft dort stattfinden, wo 
man die sogenannte zu teure Arbeit durch mittelfri-
stig kostengünstiger operierende Maschinen erset-
zen wird: Rationalisierung. Und am Ende dieser 
Welle wird die Arbeitslosigkeit größer sein, als sie 
es heute ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Es bleiben dann — dies muß von Sozialdemokra-
ten besonders kritisch hinterfragt werden — die 
großen Investitionswellen, die man bewegen kann, 
wenn man die sogenannten Investitionshemmnisse 
wegschafft. 

Da gibt es ein leuchtendes Beispiel, das zu setzen 
der neue Postminister sich anschickt. Er hat uns 
kürzlich in einer Pressemitteilung wissen lassen, 
daß er durch das Forträumen von Investitions-
hemmnissen zunächst einmal 13 Milliarden DM in 
die Verkabelung der Bundesrepublik hineinstecken 
werde und damit ein nennenswertes Wachstum auf 
einem bestimmten Feld erzielen möchte. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Sehr gut ist 
das!) 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Die Verkabelung der 
Bundesrepublik wird nicht nur zu einer tiefgreifen-
den Veränderung der Medienstruktur — und durch-
aus nicht hin zu mehr Meinungsvielfalt — führen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Mehr Meinungsvielfalt wollen 
wir doch! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU: Radio Bremen! — Vom Fisch zum 

Kabel!) 

Denjenigen von Ihnen, die über Familienpolitik 
und über die Werte der Geborgenheit reden, sage 
ich: 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Quatsch!) 
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Es wird auch zu einer tiefgreifenden Veränderung 
des sozialen Lebens und der Familien kommen. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Fried- 
mann [CDU/CSU]: Wir setzen auf den mün

-

digen Bürger!) 

Ich bitte die wenigen von Ihnen, die auf diesem 
Felde noch ein offenes Ohr und Gespür haben: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das können wir 
selbst entscheiden!) 

Schauen Sie sich die Erfahrungen an, die mit dem 
privat organisierten Kabelfernsehen in den Verei-
nigten Staaten und Japan gemacht worden sind! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Sie werden feststellen — das ist von konservativen 
Sozialwissenschaftlern aufgearbeitet und unwider-
sprochen —: Jugendliche im lichten Alter von 10 
Jahren sind in Amerika bereits in den „Genuß" ge-
kommen, an 30 000 Fernsehmorden teilhaben zu 
dürfen. Wie das mit Ihren Werten der Geborgenheit, 
der Familie in Einklang zu bringen ist, müssen Sie 
uns noch erklären! 

(Beifall bei der SPD — Schwarz [CDU/ 
CSU]: Und der will in Schleswig-Holstein 
Ministerpräsident werden! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Ich will nicht in Abrede stellen, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Dann müssen 
Sie auch Autos verbieten!) 

daß es Wachstumsfelder gibt und daß wir nicht dar-
auf verzichten können, durch gezielte Wachstums-
anstrengungen zu verhindern, daß nur Japan und 
einige andere Länder in den Genuß von Zuwachs 
kommen. Aber: mit Ihrem einseitigen Konzept, das 
auf Förderung der Investitionen setzt und hofft, da-
durch Wachstum und den Abbau von Arbeitslosig-
keit zu erzielen, werden Sie in absehbarer Zeit Ihr 
wirtschaftsphilosophisches Waterloo erleben. Ich 
vermisse in Ihrer Philosophie — und im Lambs-
dorff-Papier ist es sogar ausdrücklich untersagt, 
darüber zu diskutieren — jedweden Ansatz, wie 
man, wenn das Wachstum nicht reichen wird, in der 
Zukunft über eine andere Verteilung von Arbeit den 
Menschen, die heute sehnsuchtsvoll auf Arbeit war-
ten, Arbeit gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

In einem wichtigen Punkt stimme ich — theore-
tisch — mit dem Herrn Bundeskanzler und auch 
mit dem Wirtschaftsminister überein, und zwar 
dann, wenn beide die hohen Qualifikationsanforde-
rungen an die jungen Menschen in unserem Lande 
beschwören. Wir wissen, daß unser Land nicht mit 
5 % Eliten auf Dauer existieren und überleben 
kann. Wir brauchen die breite Qualifikation großer 
Schichten der Jugendlichen in der Bundesrepublik, 
und das sind sowohl handwerkliche als auch intel-
lektuelle Qualifikationen. Darin stimmen wir theo-
retisch überein. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Engholm, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dallmeyer? — Bitte sehr. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Kollege Engholm, 
können Sie der Öffentlichkeit und uns noch einmal 
Ihr Konzept zur „Beseitigung der Arbeitslosigkeit" 
— von Vollbeschäftigung zu 2 Millionen Arbeitslo-
sen — deutlich machen? Wie sah Ihr Konzept in den 
letzten zehn Jahren aus? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Engholm (SPD): Wir werden uns in nicht einmal 
anderthalb Jahren — sollten Sie das unwahrschein-
liche Glück haben, nach dem 6. März weiter regie-
ren zu können — erneut darüber unterhalten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Jetzt wollen wir 
es wissen! — Sie sind gefragt! — Brauchen 

Sie so lange?) 

Sie werden — nehmen Sie dies bitte nicht als Ideo-
logie — mit Ihrer einseitig orientierten Wirtschafts-
politik, von der ich sage, daß sie nicht einmal analy-
tisch in Ordnung ist, daß sie nicht einmal auf der 
Höhe der modernen Wirtschaftswissenschaften 
steht, scheitern. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei Abg

-

ordneten der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist doch keine Antwort!) 

Präsident Stücklen: Gestatten Sie noch eine Zwi-
schenfrage? 

Engholm (SPD): Nein. Ich bitte um Nachsicht, 
aber die Zeit läuft mir sonst weg. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: War das Ihr 
Konzept, nach dem gefragt wurde?) 

Zum Punkt der Qualifikation der jungen Men-
schen möchte ich gern noch ein paar Takte sagen. 
Ich habe bewußt gesagt, wir stimmten theoretisch 
überein, aber ich werde Sie als die neuen Mehr-
heitsfraktionen und als die neue Regierung zu fra-
gen haben, wie es mit Ihrer Bildungspolitik denn 
praktisch aussieht. Es gibt einen Punkt, an dem 
man dingfest machen kann, wo klassischerweise 
und auch in der Zukunft die Unterschiede zwischen 
Sozialdemokraten einerseits und Christsozialen 
und Christdemokraten andererseits liegen. FDP 
und SPD haben sich in der Vergangenheit mit Lei-
denschaft zu einem bekannt: Bildungschancen für 
alle Jugendlichen ohne Berücksichtigung von Fra-
gen der Herkunft, des Geschlechts oder des Ein-
kommens. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben für alle Jugendlichen gleiche Bildungs-
chancen gefordert; denn wir wissen, daß die Öff-
nung unserer Bildungseinrichtungen und die 
Chance für alle Jugendlichen ohne jeden Unter-
schied der einzige Weg sind, auf dem sich Jugendli-
che als Mensch verwirklichen können, verwirkli-
chen können in Beruf und Arbeit, verwirklichen 
können aber auch in der Demokratie als Staatsbür-
ger. Wenn ich mir angucke, was die neue Regierung 
vorschlägt, stelle ich fest: Von dieser Politik, der 
Politik Bildung und Öffnung für alle, wird es ein 
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dezidiertes Zurück geben, indem Bildung wieder 
ein Privileg für weniger Menschen werden wird. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Da werden, wenn man sich die Vorläufer dieser 
Regierung anguckt, in Baden-Württemberg etwa — 
und dies wird gar als ein Fortschritt für diese Bil-
dungseinrichtung bemäntelt — Examen für Haupt-
schüler eingeführt. Das heißt, die Hauptschüler, un-
ter denen viele jugendliche Ausländer sind, die mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen haben, müssen 
am Ende ihrer neunjährigen Laufbahn zusätzlich 
noch ein Examen machen. Dasselbe wird künftig 
durch die Einführung einer Reifeprüfung für die 
Abschlüsse in der Mittelstufe gelten. Künftig wird 
es in den Oberstufen in den christdemokratisch re-
gierten Ländern weniger Reformen, vielmehr eine 
Rückreform in der gymnasialen Oberstufe geben. 
Ich habe weder vom Bundeskanzler noch von Ihnen 
bisher ein Wort gehört, ob Sie wirklich dafür eintre-
ten, die Ausweitung des Numerus clausus an den 
wissenschaftlichen Hochschulen zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Das ist doch in Ordnung! Wir 

haben doch viel zu viele Studenten!) 

Wenn wir diese Punkte zusammenfassen und 
daraus eine Schlußfolgerung ziehen, dann kann 
diese Schlußfolgerung nur heißen: Es ist Ziel Ihrer 
Politik, die die Wende beschwört, künftig Bildungs-
einrichtungen stärker voneinander abzuschotten 
und damit letztlich wieder ein typisches Dreiklas-
senbildungssystem zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Und den praktischen Beruf 

aufzuwerten!) 

— Sie brauchen mir nichts über das duale System 
zu sagen. Ich habe in den fünf Jahren meiner Tätig-
keit 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Nichts dazugelernt!) 

in jeder Rede hier die Vorzüge und die Qualifikatio-
nen des dualen Systems verteidigt und aufbauen 
helfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber ich will Ihnen an einem anderen Punkt, der 
mir persönlich sehr nahegeht, sagen, was künftig 
Politik der Wende bedeuten wird. Jeder Schüler, 
jede Schülerin, jeder Student, jede Studentin und 
ihre Eltern müssen von heute an wissen, daß das 
Schüler-BAföG ab 1983 endgültig gefällt und das 
Studenten-BAföG endgültig auf ein Volldarlehen 
umgestellt wird. Ich will an wenigen Beispielen 
deutlich machen, was das heißt, weil ich tatsächlich 
befürchte, daß sich auch manche Kolleginnen und 
Kollegen in der christdemokratischen Fraktion die 
Auswirkungen dieses Beschlusses nicht vor Augen 
geführt haben. Es heißt, daß künftig bis zu 600 000 
junge Menschen, die bisher Förderung nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz bekommen 

haben, von heute auf morgen von dieser Förderung 
abgeschnitten werden. 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Sie bekommen 
sie, aber bloß als Darlehen!) 

Es heißt, daß von diesen fast 600 000 Jugendlichen 
mehr als 60 % nicht die klassischen Abiturienten 
sind, die Sie vielleicht im Visier haben. Rund 60 % 
der Geförderten sind in beruflichen weiterführen-
den Schulen; das sind die Kinder der deutschen 
Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Maßnahme des Streichens von BAföG trifft 
ausschließlich Elternhaushalte, die Einkommen ha-
ben, die um die 1 500 DM im Monat liegen. Das 
heißt, ausschließlich einkommenschwächere Haus-
halte werden von dieser Streichungsmaßnahme ge-
troffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Man muß konkret wissen, was es bedeutet, 
wenn für ein Kind in förderungsfähiger Ausbildung 
BAföG wegfällt. Es bedeutet für die Eltern den Ver-
lust von bis zu 3 000 DM Familieneinkommen im 
Jahr. Es gibt nicht nur wenige, sondern Zehntau-
sende von Familien, die zwei Kinder in förderungs-
fähiger Ausbildung haben. Die werden dann künftig 
auf bis zu 6 000 DM ihres Familieneinkommens ver-
zichten müssen. Das wird bedeuten, daß wir Arbeit-
nehmereltern über diese Maßnahme zumuten, bis 
zu 25 % und mehr ihres nominalen Jahreseinkom-
mens aufzugeben. Das wird sie in bittere Not brin-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich behaupte, daß mit diesen Maßnahmen das Ende 
der von uns über 13 Jahre konsequent verfolgten 
Politik der Chancengleichheit eingeleitet ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage: Diese Politik ist familienfeindlich. 

Eine Politik, die die wirklich mühselig und zum 
Teil doch mit Ihrer Zustimmung aufgebauten Bil-
dungschancen wieder abschafft und die Kinder ge-
rade der breiten, der einkommensschwächeren 
Schichten in unserem Volke zur ökonomischen 
Sparbüchse macht, darf alles, aber nicht Moral für 
sich reklamieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Politik, die doch, wie wir in der Regierungser-
klärung des neuen Herrn Bundeskanzlers erlebt 
haben, im Übermaße Tugenden wie Liebe, Erzie-
hung, innere Nähe und Geborgenheit in der Familie 
predigt, praktisch aber gleichzeitig Bildungs- und 
Kulturchancen vermindert, tut nichts anderes, als 
die von ihr propagierten Werte zur bloßen Ideologie 
verkommen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fürchte, daß die junge Generation — das gilt 
insbesondere für die nicht kleine Zahl der Betroffe-
nen — eine Konsequenz aus dieser Politik ziehen 
wird. Sie wird sich in der Zukunft von Parlament, 
von Parteien, von Institutionen und Politik noch 
weiter abwenden. Die Last dieser Abwendung, den 
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Verlust an Legitimation werden dummerweise 
nicht nur Sie bezahlen müssen; 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Glauben Sie, 
das können Sie mit Geld kaufen?) 

dies werden wir alle bezahlen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Viele junge Menschen, die Sie gerade durch das 
Streichen von BAföG-Leistungen und das Abschot-
ten der Bildungseinrichtungen in ihren Lebens-
chancen direkt mindern, werden sich auch wieder 
stärker auflehnen und protestieren. Ich will keinen 
Hehl daraus machen: Ich werde in diesem Falle — 
wie meine Freunde in der SPD — auf der Seite der 
Jugendlichen stehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, daß die von Ihnen offerierte und wort-
reich beschworene Wende den Namen Wende im 
Sinne von Fortschritt nicht verdient, denn sie weist 
nicht nach vorn. Diese „Wende-Politik" öffnet keine 
neuen Wege. Sie zeigt keine neuen Perspektiven. 
Sie gibt nicht mehr Hoffnungen. Sie nimmt Jugend-
lichen vielmehr von den wenigen Hoffnungen, die 
diese heute haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Engholm, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Engholm (SPD): Gnädige Frau, ich bin beim letz-
ten Satz. Aber bitte schön, ich will nicht kneifen. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Kollege Engholm, 
würden Sie mir nicht zustimmen, daß es uns bei 
den Kürzungen beim BAföG nicht darum geht, die 
Bildungswege jetzt für die jungen Leute abzuschot-
ten, sondern daß es darum geht, daß unser Haushalt 
und unsere Finanzen derart desolat sind, daß diese 
Leistungen leider nicht mehr finanzierbar sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD — Dr. Schwörer [CDU/CSU]: 

SPD-Bankrottwirtschaft!) 

Engholm (SPD): Sie haben uns als Sozialdemokra-
ten in der Vergangenheit oft vorgeworfen, wir be-
schäftigten so etwas wie eine Arbeitsgruppe „Se-
mantik". In der Tat war manches sehr blumig, was 
Sozialdemokraten gesagt und geschrieben haben. 
Diesen Vorwurf muß ich in diesem Falle allerdings 
an Sie zurückgeben. Es geht nicht um die Kürzung 
von BAföG. Es geht nach Ihrer Erklärung um das 
Abschaffen von BAföG für über 90 % aller Bezie-
her. 

(Beifall bei der SPD) 

Da die meisten, die hier sitzen, doch selbst Kinder 
haben und wissen, was es kostet, ein Kind drei 
Jahre lang auf eine weiterführende Bildungsein-
richtung zu schicken, was dies zusätzlich an Klei-
dung, an Büchern, an Taschengeld und all dem, was 
Jugendliche notwendigerweise brauchen, kostet, 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Ihr seid doch 
schuld daran, daß es so weit gekommen 

ist!) 

wissen Sie auch, daß Sie es, wenn Sie hier 250 DM 
pro Nase radikal wegnehmen, den Eltern unmöglich 
machen, die Kinder länger zur Schule gehen und 
eine weiterführende Bildungseinrichtung besuchen 
zu lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Reddemann? 

Engholm (SPD): Nein. 
Ich sage deshalb, daß das, was Sie wortreich, aber 

vergeblich, als eine Politik der Wende nach vorn zu 
bemänteln suchen, in Wirklichkeit bildungspolitisch 
nichts anderes ist als die Rückwende in die 50er 
und 60er Jahre. 

(Beifall bei der SPD) 

Die jungen Menschen in diesem Lande — und 
das sind Schüler, das sind Auszubildende, das sind 
Studenten —, ihre Eltern, die aufgeschlossenen 
Pädagogen und Ausbilder, die Gewerkschaftsju-
gend, die Künstler und die Intellektuellen des Lan-
des werden diese Politik durchschauen. Sie alle und 
die Jugendlichen sehnen sich nicht in die 50er und 
60er Jahre zurück. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir werden in unserem Parlament als Sozialdemo-
kraten — und wo es geht auch mit den Freien 
Demokraten — alles tun, um diesen falschen 
Schritt in eine falsche Vergangenheit aufzuhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Waigel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sag es den 
Bankrotteuren!) 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Engholm, der frühere Landwirtschaftsminister, 

(Schwarz [CDU/CSU]: Fischminister!) 

hat sich am Anfang über ökonomische Tatbestände 
ausgelassen und gesagt, er sei kein bewußter Null-  
Wachstümler. Meine Damen und Herren, noch viel 
schlimmer sind die unbewußten Null-Wachstümer; 
denn die führen etwas herbei, was nachher nicht 
mehr repariert werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer unbewußt Null-Wachstum herbeiführt, ist aller-
dings unfähig zur Erkenntnis, und das ist schlimm 
für einen Parlamentarier und Politiker. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Merkwürdig berührt hier immer wieder der Vor-
wurf, die FDP, die ihre Probleme selber lösen muß, 
sei nur ein Mehrheitsbeschaffer. Nur, meine Damen 
und Herren, dazu, daß man selber Minister wurde 
— was man normalerweise nie geworden wäre —, 

war die FDP recht. Und, meine Damen und Herren 
von der FDP, es ist Ihr Problem, daß solche Leute in 
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den letzten 13 Jahren überhaupt Minister werden 
konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Wai-
gel, ich muß Sie unterbrechen. — Darf ich bitten, 
daß die Damen und Herren auf der linken Seite des 
Hauses entweder die Plätze einnehmen 

(Zurufe von der SPD) 

— einen Moment, ich komme dann auch noch zur 
rechten Seite — oder die Unterhaltungen draußen 
führen. Dies gilt auch für die rechte Seite, sogar ein-
schließlich der Bundesminister. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident, ich be-
danke mich. 

Es ist seit gestern spürbar, welcher Stil bei der 
SPD einkehrt, wenn jemand von uns spricht: die 
systematische Störung und Mißachtung des Red-
ners der Regierungskoalition — systematisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Wai-
gel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Löffler? 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Beim Kollegen Löffler im-
mer gern. 

Löffler (SPD): Schönen Dank, Herr Dr. Waigel. — 
Ist es Ausdruck der geistig-moralischen Erneue-
rung und des neuen politischen Stils, wenn Sie von 
ehemaligen Ministern als von „solchen Leuten" 
sprechen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Den hätten Sie 
besser nicht fragen lassen sollen!) 

und glauben Sie, daß es, wenn wir diesen Stil hier 
im Hause fortführen, zu einer Versachlichung der 
Politik führen wird, wie Sie sie eben verlangt ha-
ben? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ehmke!) 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Kollege Löffler, Sie 
können die Frage gar nicht so ernst gemeint haben, 
wie Sie im Moment schauen. 

(Löffler [SPD]: Das ist sehr ernst gemeint, 
Herr Dr. Waigel!) 

— Nein. Für mich sind „Leute" Menschen. Das ist 
das gleiche Wort. Das ist im Schwäbischen durch-
aus üblich. Sie glauben doch nicht im Ernst, daß Sie 
damit eine ernsthafte Zwischenfrage stellen woll-
ten. Das wollten Sie doch gar nicht, sondern Sie 
wollen sich als Zwischenfrager profilieren. 

(Lachen bei der SPD) 

Nur, Herr Kollege Löffler, da müssen Sie noch viel 
von Herbert Wehner lernen, damit Sie das zur Mei

-

sterschaft entwickeln. Wahrscheinlich schaffen Sie 
es nie. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Löffler 
[SPD] meldet sich erneut zu einer Zwi

-

schenfrage) 
— Nein. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Löffler, es 
ist das Recht jedes Abgeordneten, der am Pult ist, 
eine Zwischenfrage zuzulassen oder abzulehnen. Es 
geht nicht an, daß man, ohne daß man das Wort 
bekommen hat, am Mikrophon weiterhin das sagt, 
was man sagen will. 

(Löffler [SPD]: Konnte ich ja gar nicht!) 

— Ist in Ordnung, Herr Löffler. 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Der Kollege Engholm 
meinte dann, auch noch einmal Strauß hinsichtlich 
der FDP zitieren zu müssen. Meine Damen und 
meine Herren, Herr Strauß hat im „Bayernkurier" 
lediglich gesagt, daß die FDP ihre Probleme selber 
lösen müsse, nichts anderes. Das ist die nackte 
Wahrheit; das weiß die FDP selber. 

Dann hat sich Herr Engholm noch um die Frage 
„angebots- oder nachfrageorientierte Politik?" be-
müht. Dazu frage ich Sie einmal, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren: Was hat uns denn national 
und international in das Dilemma dieser Wirt-
schaftspolitik geführt? Es war eine international, 
also in vielen Ländern überzogene nachfrageorien-
tierte Politik, die unfähig war, den Anpassungspro-
zeß der 70er und der 80er Jahre in Gang zu setzen 
und zu bewältigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Engholm hat für die Wirtschaftspo-
litik gefordert, was er in der Bildungspolitik ohne 
Erfolg versucht hat, nämlich die Verwaltung des 
Mangels. Sozialdemokraten haben für die Lösung 
zukünftiger Probleme doch nur ein einziges, ein-
fallsloses und teures Rezept, nämlich neue Büro-
kratien, neue Großorganisationen, mehr Steuern, 

(Zurufe von der SPD) 

mehr Abgaben. Wer in der Bildungs- und der Wirt-
schaftspolitik so versagt hat, sollte jetzt wirklich 
eine Weile still sein und den anderen ihre verdiente 
Chance geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Wai-
gel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Ehrenberg? 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Gern. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege Waigel, wür-
den Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß in den 
Münchener Beschlüssen des SPD-Parteitags zur 
Wirtschafts- und Finanzpolitik und in dem an die-
sem Montag vom Parteivorstand der SPD verab-
schiedeten Konzept für aktive Beschäftigungspoli-
tik an erster Stelle die Verstärkung öffentlicher In- 
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vestitionen steht, die ja glücklicherweise teilweise 
auch in Ihrem Koalitionspapier wieder erscheinen, 
und dann eine vernünftige, konjunkturgerechte Fi-
nanzierung steht? Das Rezept ist da. Vielleicht hel-
fen Sie mit, die Mehrheit für ein so vernünftiges 
Konzept zu finden. 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Kollege Ehrenberg, 
Sie wissen genau wie ich, daß mit öffentlichen In-
vestitionen und auch mit deren notwendiger Steige-
rung allein das Problem nicht zu bewältigen ist. 
82 % der Investitionen müssen im privaten Sektor 
erfolgen. Deshalb geht es darum, die „incentives", 
die Ankurbelung hier anzusetzen. 

Ich gebe Ihnen recht: Auch im öffentlichen Be-
reich sind zu wenig Investitionen erfolgt und müs-
sen mehr erfolgen. Nur steht Ihre Aussage auf dem 
Münchener Parteitag im Gegensatz zu der Feststel-
lung des früheren Bundeskanzlers vor Ihrer Frak-
tion, daß Sie einen Teil der Steigerung der sozialen 
Ausgaben mit einem Rückgang der öffentlichen In-
vestitionen bezahlt haben. Wenn jetzt Ihre Forde-
rung nach mehr öffentlichen Investitionen kommt, 
so ist das unglaubhaft, nachdem Sie die öffentlichen 
Investitionen 13 Jahre lang systematisch herunter-
gefahren und damit zur Wachstumsschwäche in un-
serer Volkswirtschaft beigetragen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und vereinzelt 
bei der FDP) 

Dann hat Herr Kollege Engholm zu einem richti-
gen politischen Rundumschlag ausgeholt und ihn 
bei der Medienpolitik fortgesetzt. Meine Damen 
und Herren, entspricht es eigentlich sozialdemokra-
tischer Philosophie, den Bürger zu bevormunden 
und ihm auferlegen zu wollen, er solle bei der Aus-
wahl von Programmen nur zwei statt möglicher-
weise sechs Tasten bedienen? Wo bleibt eigentlich 
der mündige Bürger, der permanent postuliert 
wird? Es ist doch eine großartige Sache, daß auf der 
Buchmesse jedes Jahr mehr Bücher erscheinen. 
Warum ertönt hier nicht die Forderung nach weni-
ger und statt dessen im sozialdemokratischen 
Sinne richtigeren Büchern?! Warum gilt das, was in 
der Literatur geschieht, nicht auch für die neuen 
Medien? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf dem Gebiet des Geistes — da unterscheiden wir 
uns diametral von Sozialdemokraten — möchten 
wir mehr und nicht weniger Angebot. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie kann man eigentlich von einem Abbau der 
Chancen im Bildungsbereich sprechen, wenn aus-
gerechnet sozialdemokratische Bildungspolitik 
dazu geführt hat, daß heute der Akademiker den 
Nichtakademiker verdrängt, der Hochschulabsol-
vent den Mittelschulabsolventen, dieser wieder den 
Hauptschüler und der Hauptschüler vielleicht einen 
anderen, der über weniger Ausbildung verfügt? Wir 
haben doch ein Zuviel an akademischer und ein 
Zuwenig an qualifizierter beruflicher Ausbildung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich werde darauf noch 
zu sprechen kommen: Die Sprache verrät ja den 
Charakter. 

(Beifall bei der SPD — Löffler [SPD]: Das 
ist wahr!) 

War es nicht Herr Brandt, der hier einmal gesagt 
hat, in einem solchen Bildungssystem könne man 
nur Schlosser werden? Mir ist ein guter Schlosser 
wesentlich lieber als ein schlechter Akademiker. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD — Löffler [SPD]: Deswegen 
hätten Sie Schlosser werden sollen! — 
Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Lassen 
Sie mal einen Schlosser sprechen! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

Schade, daß der Kollege Ehmke im Augenblick 
nicht da ist. Ich wollte mich nämlich mit ihm be-
schäftigen, weil wir nicht bereit sind, das hinzuneh-
men, was hier gestern an vergiftender Polemik und 
persönlicher Verunglimpfung geboten wurde. 

(Zuruf von der SPD: Ausgerechnet die 
CSU!) 

Es mag sein, daß das eine Vorwärtsstrategie zur 
Nachfolge von Herbert Wehner in den eigenen Rei-
hen war. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur war dies für das Parlament, für die Toleranz 
unter Abgeordneten und in der Politik ein misera-
bler Beitrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
Das sagen ausgerechnet Sie!) 

Als Vertreter der jüngeren Generation in diesem 
Hause habe ich mich für diese Rede geschämt. Ich 
sage dies mit Bedauern, weil ich gerade in meiner 
Studentenzeit den Professor Ehmke als einen acht-
baren Rechtsprofessor und Staatswissenschaftler 
kennengelernt habe, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war er ein-
mal!) 

ihn sogar für meine Promotion verwandt habe und 
erst später entdeckt habe, daß er im politischen Be-
reich nicht das gleiche hält, was ich von ihm eigent-
lich als Wissenschaftler erwartet habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer so redet und wer so denkt, wie er das gestern 
getan hat, der kann die Jugend weder für seine 
eigene Partei noch für die Demokratie noch für un-
seren Staat und unsere Gesellschaft gewinnen. Das 
ist schlimm, das ist schlimm für uns alle. 

Ich versage es mir, die ganzen politischen Wege 
des Kollegen Ehmke im letzten Jahrzehnt im ein-
zelnen zu beleuchten. Ich würde dann in den glei-
chen Stil verfallen, wie er das getan hat, und ich 
lehne das ab. 

(Löffler [SPD]: Kommen Sie doch einmal 
zur Sache!) 

— Ich bin bei der Sache, Herr Löffler, und die Sache 
tut Ihnen weh. Das weiß ich. 

(Löffler [SPD]: Oh nein!) 
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Woher ausgerechnet Herr Ehmke das Recht nimmt, 
sich über notwendige geringe personelle Umsetzun-
gen in Ministerien auszulassen, wie er das gestern 
getan hat, bleibt mir unerfindlich. Täusche ich mich, 
oder stammt von ihm das Wort aus dem Jahre 1969, 
er ginge mit der Maschinenpistole durch die Füh-
rungsetagen, um hier für entsprechende Ordnung 
in den Ministerien und im Kanzleramt zu sorgen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die damalige Amtsübergabe bzw. Amtsübernahme 
war schlichtweg unwürdig. Die Amtsübernahme un-
seres Kollegen und des neuen Bundesinnenmini-
sters Friedrich Zimmermann war honorig, wie es 
auch vom Innenministerium selbst durch Beifall be-
stätigt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Sie können sich umhören, und Sie werden es erfah-
ren. 

Ein Zweites zum Kollegen Ehmke. Er hat gestern 
versucht, meinen persönlichen und politischen 
Freund Dr. Fritz Zimmermann persönlich zu verun-
glimpfen, indem er versucht hat, einen rechtskräfti-
gen Freispruch nach 20 Jahren in eine Anklage von 
heute umzufälschen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Da war doch was 
1972!) 

Daß dies ein Professor der Rechte tut, gibt dem Vor-
gang ein besonderes Gewicht. Nur richtet sich das 
gegen ihn selbst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Ich bekenne mich zu der politischen Leistung, die 
Dr. Friedrich Zimmermann in verschiedenen Funk-
tionen, in 25 Jahren, die er dem Deutschen Bundes-
tag angehört hat, für unser Land erbracht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Nein. — 

Ich zolle ihm hierfür mindestens den gleichen 
Respekt, den ihm auch die SPD und politisch an-
ders Gesinnte für seine langjährige Arbeit als Vor-
sitzender des Verteidigungsausschusses und für 
seine Mitwirkung in interfraktionell besetzten be-
sonderen Gremien dieses Hauses bescheinigt ha-
ben. 

Vielleicht aber findet sich wenigstens ein Spitzen-
politiker, ein Spitzenrepräsentant der SPD, der sich 
noch daran erinnert, wie Fritz Zimmermann im 
Verlauf schwerer Wochen, die unser Land zu beste-
hen hatte, nämlich als der große Krisenstab der 
Bundesregierung zusammengetreten ist, zusam-
mengearbeitet hat. Oder ist ein Teil dieses Hauses 
für ein Wort des menschlichen Anstandes hier nicht 
mehr fähig und nicht mehr willens? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich danke Ihnen, Herr Dr. Dregger, daß Sie das 
gestern richtiggestellt haben. Ich danke Ihnen, Herr 

Bundesaußenminister, daß Sie das ebenfalls getan 
haben, und ich danke Ihnen, Herr Mischnick, daß 
Sie schon in der letzten Debatte hier ein klares 
Wort dazu gesagt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Über alle politischen Gräben hinweg muß Friede 
und auch Versöhnung im Bereich der Politik mög-
lich sein. Die Attacke von gestern war unfair, von 
Haß erfüllt, und sie war unchristlich, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich kann Ihnen nur raten: Bringen Sie dies in Ord-
nung, und trennen Sie sich von diesem Feindbild, 
das weder Ihnen noch anderen nützt. 

Herr Kollege Ehmke gilt ja in manchen Kreisen 
— eigentlich müßte man das von einem Bildungs-
minister auch erwarten — als Intellektueller oder 
jedenfalls auch intellektuellen Fragen gegenüber 
als aufgeschlossen; doch die Rede von gestern war 
ohne geistige Perspektive, und sie war ohne 
menschliche Toleranz. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Polarisierender Haß gegen uns und Einigkeit nur in 
der emotionalen Gegnerschaft zur Wirklichkeit sind 
kein Beitrag, um gerade distanzierte Gruppen für 
diesen Staat und für diese Gesellschaft zu gewin-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Wai-
gel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Roth? 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Jawohl. 

Roth (SPD): Herr Dr. Waigel, man tut Ihnen ja 
sicher nichts Böses an, wenn man Sie als Jung-
mann von Franz Josef Strauß bezeichnet. Warum 
eigentlich wenden Sie Ihr stilistisches Zartgefühl, 
das Sie jetzt in Richtung auf Herrn Ehmke produ-
zieren, nicht einmal mahnend in Richtung auf 
Franz Josef Strauß an? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Riedl [Mün

-

chen] [CDU/CSU]: Das war eine dumme 
Frage!) 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Ich kann mich nicht daran 
erinnern, daß Franz Josef Strauß je in einer solchen 
Haßtirade auf andere losgegangen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Er besitzt — bei aller bayerischer Eigenart — hun-
dertmal mehr Toleranz und Fairneß gegenüber dem 
politischen Gegner, als Sie dies gestern haben zei-
gen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser ungute Eindruck, der bei der jungen Gene-
ration vorhanden ist, ergibt sich auch in den weiten 
Bereichen der Kulturschaffenden, der Künstler, der 
Schriftsteller, der Intellektuellen. Noch nie war de-
ren Resignation und deren Skepsis so groß wie 
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nach 13 Jahren sozialdemokratischer Kanzler-
schaft. Die Sensibilität für das Ende der soziallibe-
ralen Koalition, die Sensibilität für das Ende dieses 
sozialliberalen Konsenses, von dem Dahrendorf ja 
schon vor Jahren gesprochen hat, war dort längst 
vorhanden. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Waigel, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Ehrenberg? 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Nein, es tut mir schreck-
lich leid; es ist zwar reizvoll, und Sie wissen, daß ich 
Zwischenrufe gern mag, wenn sie aber systema-
tisch nur gemacht werden, damit der Redner kei-
nen Gedanken zu Ende führen kann, dann hat das 
keinen Sinn mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Wai-
gel, ich wäre dankbar — das gilt für Sie und für die 
nachfolgenden Redner —, wenn Sie mich bzw. den 
amtierenden Präsidenten wissen ließen, ob Sie Zwi-
schenfragen zulassen oder ob Sie Zwischenfragen 
generell nicht zulassen. 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident, ich sehe 
mich nicht in der Lage, das so pauschal zu beant-
worten. Ich möchte nur diesen Gedanken zu Ende 
führen. Oft sieht man ja, wenn ein verehrter politi-
scher Gegner aufsteht, ob es Sinn hat, eine Frage zu 
beantworten oder nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir leben hinsichtlich des Bereiches, von dem ich 
sprach — Intellektuelle, Kulturschaffende —, si-
cherlich in einem Spannungsverhältnis von Macht 
und Geist, auch in einem Spannungsverhältnis von 
Wirtschaft und Geist. Gerade bei Angehörigen die-
ser Bereiche, die wir so dringend brauchen, um die 
geistige Krise der Gegenwart zu beenden und hier 
eine Wende herbeizuführen, entsteht dann oft Ab-
wehr, Abwertung und Angst vor der politischen 
Macht. Gerade diesen Dialog mit der Wissenschaft, 
mit der geistigen Welt zu ermöglichen und zu beför-
dern werden wir uns im besonderen annehmen 
müssen. 

Macht erwartet, oft jedenfalls, hofiert zu werden. 
Wenn man sich die Art und Weise, wie der frühere 
Bundeskanzler Schmidt mit den Leuten umging, in 
Erinnerung ruft, muß man sagen, daß darin jene 
Hoffnung zum Ausdruck kam, hofiert zu werden. 
Wir werden diese Arroganz gegenüber dem Geist 
jedenfalls nicht pflegen. Wir werden uns der Kritik 
stellen. Wir sind insbesondere dankbar dafür, daß 
gerade im wirtschaftswissenschaftlichen Bereich in 
den letzten Tagen soviel Ermutigung, auch soviel 
Konsens und soviel konstruktive Kritik für das zu 
verzeichnen war, was sich diese Koalition, diese Re-
gierung vorgenommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Gestern haben wir wieder einmal die alte Platte 
von der Wirtschaftspolitik in Amerika und von der 
Wirtschaftspolitik in England gehört. Hören Sie 

doch endlich damit auf; das bringt uns nichts. Wir 
betreiben hier weder amerikanische noch englische 
Wirtschaftspolitik, aber auch nicht französische 
Wirtschaftspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Der Bruch der früheren Koalition ist nicht durch 
Verrat oder durch finstere Machenschaften herbei-
geführt worden. Nein, dieser Bruch ergab sich, weil 
der sozialliberale Konsens — ein Konsens der Mo-
dernität, der Umstrukturierung, der Bildungsexpan-
sion, des Abbaus von Institutionen — nicht mehr 
getragen hat. Darum war der Vorrat an Gemein-
samkeiten zu Ende, lange bevor diese Koalition 
wirklich in die Brüche gegangen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Alles andere, was Sie betreiben, gehört zur politi-
schen Legendenbildung und zur falschen Märtyrer-
mentalität, die Sie sich nicht angewöhnen sollten. 
Sie bringt auf die Dauer nichts. 

Die wirtschaftliche Hinterlassenschaft der Regie-
rung Schmidt ist düster. Ich erinnere an die Zahl 
der Arbeitslosen, die Stagnation in der Wirtschaft, 
die internationalen Probleme, vor denen wir stehen. 
Aber auch wenn wir anerkennen und wissen, wie 
die strukturellen Verwerfungen zustande gekom-
men sind, so dürfen sie nicht über unsere hausge-
machten Probleme hinwegtäuschen. Wir dürfen vor 
allen Dingen nicht hoffen, daß irgendein Deus ex 
machina kommt und unsere binnenwirtschaftlichen 
Probleme lösen könnte, zumal sich der Exportboom 
der letzten eineinhalb bis zwei Jahre leider nicht 
auf die Binnennachfrage ausgewirkt hat. Deshalb 
werden jetzt um so mehr unsere nationalen Ant-
worten zur Wende in der Wirtschaftspolitik erwar-
tet. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Der Funke ist 
nicht übergesprungen!) 

Der Abgeordnete Helmut Schmidt (Hamburg) ist 
sich auch in den vergangenen Wochen treu geblie-
ben, nämlich für eigene Fehler und Versäumnisse 
immer Sündenböcke zu suchen. Am Ende seiner 
Kanzlerschaft, nämlich in seiner letzten Rede — ich 
finde, das ist besonders unfair — hat er wieder ein-
mal der Bundesbank vorgeworfen, sie habe ihren 
Zinssenkungsspielraum keineswegs ausgenutzt, ob-
wohl derselbe Bundeskanzler in einer wahrhaftigen 
Rede vor seiner Bundestagsfraktion Anfang Juni 
dieses Jahres genau das Gegenteil behauptet hat. 
Solche Vorwürfe sind nichts anderes als eine Flucht 
aus der Verantwortung. Ich darf ein namhaftes For-
schungsinstitut zitieren, das jetzt sagt: Innerhalb 
von Europa ist gegenwärtig vor allem Frankreich 
ein Magnet für Auslandsgelder, da die französische 
Regierung zur Bekämpfung der Inflation und aus 
zahlungsbilanzpolitischen Gründen eine harte Poli-
tik des knappen und teueren Gelds verfolgt. 

Das heißt, die kundigen und fixen Berlin-Anle-
ger der letzten Jahre müssen sich nun eine neue 
Möglichkeit einfallen lassen. Die Wirtschaftspolitik 
der französischen Regierung und der entspre- 
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chende Verdrängungswettbewerb auf den Kapital-
märkten führen dazu, daß jene Lukrativität, die in 
Berlin wegen stärkerer Aufsicht durch die Gewerk-
schaften vielleicht nicht mehr möglich ist, künftig 
in Frankreich bei einer sozialistischen Regierung 
ermöglicht werden könnte. 

Wir müssen heute der Bevölkerung über die tat-
sächliche Finanzlage unseres Staats klaren Wein 
einschenken, und wir müssen ein Sofortprogramm 
vorlegen, das für die kommenden Monate Gewähr 
dafür bietet, daß der Karren nicht noch weiter im 
Dreck versinkt. Dazu gibt es — das haben wir im-
mer gesagt — keine kurzfristig erfolgversprechen-
den Patentrezepte. Die vorhandene Erblast — das 
hat gestern Bundesminister Stoltenberg in einem 
brillanten Beitrag dargetan — kann nur auf der 
Grundlage einer realistischen Bestandsaufnahme 
und nur durch schrittweise Eingriffe, die auf meh-
rere Jahre verteilt werden, abgetragen werden. 

Unsere Bevölkerung wurde seit Jahren mit wirt-
schafts- und finanzpolitischen Hoffnungen konfron-
tiert, die sich dann immer wieder als Märchen „Nun 
sind wir über den Berg" herausgestellt haben. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wir müssen heute feststellen: Die wirtschaftliche 
Stagnation wird auf Grund der ökonomischen Si-
tuation und der Entwicklung des letzten Jahr-
zehnts, vor allen Dingen der letzten Jahre, vorläufig 
anhalten. Die Aussichten auf ein angemessenes 
reales Wirtschaftswachstum sind gegenwärtig mini-
mal. Zusätzliche Verteilungsspielräume gibt es 
nicht. Die Arbeitslosigkeit wird auf Grund dieser 
Situation und der Entwicklung der letzten Jahre 
vorläufig noch zunehmen. Eine nachhaltige und 
dauerhafte Reduzierung der Arbeitslosigkeit ist nur 
in einem mittelfristigen Zeitraum zu verwirkli-
chen. 

Der finanzpolitische Handlungsspielraum des 
Staats ist am Nullpunkt angelangt. Ein umfangrei-
ches konjunkturpolitisches Gegensteuern gibt es 
nicht, weil dafür die Finanzmasse nicht zur Verfü-
gung steht. 

Wir müssen heute die bisher nicht funktionie-
rende Konsumdynamik durch eine Investitionsdy-
namik ersetzen. Wir müssen — das ist das Wichtig-
ste — eine nachhaltige Verbesserung der Ertrags-
kraft und der Eigenkapitalausstattung vor allen 
Dingen der mittelständischen Wirtschaft herbeifüh-
ren. Nur, meine Damen und Herren, wer, wie Herr 
Ehmke es gestern getan hat, heute schon wieder die 
Hetze beginnt, daß man das Geld jenen gebe, die 
reich sind, obwohl man weiß, wie miserabel die Er-
tragslage in den letzten Jahren gewesen ist, der 
beginnt heute schon wieder genau das Gegenteil 
von dem, was notwendig wäre, 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

der fängt heute wieder mit dem an, womit die SPD 
Anfang der 70er Jahre gescheitert ist, der setzt das 
fort, was zehn Jahre lang leider falsch gelaufen ist. 
Er macht das kaputt, was wir jetzt mühsam wieder 
in der richtigen Richtung verbessern könnten. Man 

kann nur sagen: Aktion „Gelber Punkt" in neuer 
Form, ökonomisch nichts dazugelernt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Wenn man sich die Frage stellt, ob es sozial ver-
tretbar ist, diese Eingriffe, die wir alle nicht gern 
vollziehen, jetzt vorzunehmen, kann ich darauf nur 
antworten: Das größte soziale Problem ist heute die 
Massenarbeitslosigkeit. Der soziale Friede kann auf 
Dauer nur gewahrt werden, wenn es uns gelingt, 
diese Massenarbeitslosigkeit mit Erfolg zu bekämp-
fen. 

Es wird immer wieder notwendig sein — meine 
Damen und Herren, wir werden Ihnen das nicht 
ersparen —, auf die Aussage von Helmut Schmidt 
vor der Fraktion im Juni zurückzugreifen. Er sagte 
damals — ich zitiere —: „Bei den Steuern ist grö-
ßere Finanzmasse nicht zu haben. Eine weitere Auf-
stockung der Neuverschuldung scheidet aus. Ich 
kann das nicht verantworten." Und immer wieder 
der Schlüsselsatz: „Wer mehr für die beschäfti-
gungswirksamen Ausgaben des Staates tun will, 
muß tief, noch viel tiefer als hier, in die Soziallei-
stungen einschneiden." 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wer das im Juni gesagt 
hat und intellektuell und persönlich redlich bleiben 
will, müßte heute ein klares und uneingeschränktes 
Ja zu den Beschlüssen dieser Koalition und dieser 
Regierung sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Nur, ich erwarte das von Helmut Schmidt nicht. 
Er wollte stets polarisieren. Manche seiner ökono-
mischen Aussagen — etwa: „5 % mehr Inflation sind 
mir lieber als 5 % Arbeitslose" — sind nicht auf sein 
Fehlverständnis ökonomischer Fragen zurückzu-
führen. Nein, er wollte damit polarisieren. Er wollte 
damit nur die CDU/CSU in die Ecke derer stellen, 
die Arbeitslosigkeit hinnehmen. Er wollte damit 
Wahlkämpfe bestehen. Das aber, meine Damen und 
Herren, unterscheidet den Politiker vom Staats-
mann: daß der Staatsmann weiter denkt, der Politi-
ker nur an die nächsten Wahlen, während Helmut 
Schmidt j a nur noch an den nächsten Bezirkspar-
teitag denken konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Es ist in diesen Tagen viel von Legitimation ge-
sprochen worden. Nur, meine Damen und Herren, 
wo war denn die politische, die wählerwirksame 
Legitimation dafür, daß Helmut Schmidt 1974 Bun-
deskanzler werden konnte? Da hat dieses Haus hier 
entschieden. Und er hat damals nicht gesagt: ich 
brauche ein neues Votum des Volkes, um Bundes-
kanzler zu werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Sie sollten diese Legendenbildung endlich bleiben 
lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 
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Von dieser Stelle ist einmal das Wort gesagt wor-

den: „Wir brauchen die Opposition nicht." Wir, die 
CDU, die CSU und die FDP, schließen uns einem 
solchen Slogan nicht an. Wir brauchen alle, wir 
brauchen auch die Opposition. Und wir bitten alle 
um die tatkräftige Mitarbeit, um die Not im Volk zu 
wenden, das Notwendige zu tun und eine Besserung 
im Wirtschaftlichen herbeizuführen, um damit auch 
sozialen und gesellschaftlichen Frieden zu errei-
chen. — Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Bei

-

fall bei Abgeordneten der FDP) 

Präsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Präsidenten des Senats der Freien und Han-
sestadt Hamburg. 

Erster Bürgermeister Dr. von Dohnanyi (Hamburg) 
(von der SPD mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Bundeskanzler, Sie haben vor einigen Tagen im 
Bundesrat den Bundesländern eine faire Zusam-
menarbeit angeboten. Ich möchte hier für mich sa-
gen — ich bin sicher, daß dem alle Mitglieder des 
Bundesrates auch in diesem Plenum zustimmen —, 
daß auch die Länder der Bundersregierung die Un-
terstützung geben wollen, die notwendig ist, um un-
sere schwierigen Probleme zu bewältigen. Bund 
und Länder sind auf Zusammenarbeit angewiesen, 
gerade in dieser Zeit. Und die großen Probleme, vor 
denen wir stehen, sind ohnehin nur gemeinsam lös-
bar. Die Lösung der Probleme aber ist ja letztlich 
das, was unsere Arbeit rechtfertigt, begründet und 
legitimiert. Ich meine, wir alle streiten zuviel über 
Taktik, über Parteien, über Mehrheiten hier und 
dort und richten unsere Aufmerksamkeit häufig zu-
wenig auf die Lösung der wirklichen Probleme. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, die neue Bundesregierung 
hat die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in den 
Mittelpunkt aller Probleme gestellt. Dort gehört sie 
hin. Die Bundesländer und gerade die Stadtstaaten 
wissen, wie zentral dieses Problem uns heute be-
rührt. 

Herr Bundeskanzler Kohl, Sie haben festgestellt, 
daß sich die Weltwirtschaft in einer tiefgreifenden 
Strukturkrise befindet. Sie haben dann gesagt: Wir 
dürfen aber nicht den Blick verstellen für unsere 
eigenen, hausgemachten Probleme. Sicherlich: Bei-
des ist richtig. Aber so formuliert auch sehr unver-
bindlich. Entscheidend für das, was zu tun ist, bleibt 
unser Verständnis für die wahren Ursachen der 
Krise, in der wir uns befinden. 

Die neue Bundesregierung hat in der Regierungs-
erklärung des Bundeskanzlers festgestellt: Unsere 
eigenen Wachstums- und Beschäftigungsprobleme 
resultieren weitgehend daraus, daß unsere Wirt-
schaft nicht mehr in der Lage war, mit den neuen 
außenwirtschaftlichen Herausforderungen fertigzu-
werden. Herr Bundeskanzler Kohl, ich kann diese 
Analyse nicht teilen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Das wundert uns 
gar nicht!) 

Wer weiß, daß wir in diesem Jahr einen Handelsbi-
lanzüberschuß von etwa 60 Milliarden DM haben 
werden, wer weiß, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land im vergangenen Jahrzehnt trotz des Einbruchs 
der Japaner in die Weltmärkte ihren Anteil am 
Welthandel nicht nur gehalten, sondern sogar leicht 
erhöht hat, der kann doch wirklich nicht behaupten, 
wir hätten an Wettbewerbsfähigkeit auf den Welt-
märkten verloren. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

In Wahrheit hat Ihre Regierungserklärung, Herr 
Bundeskanzler, nichts gesagt zu den wirklichen 
Problemen, mit denen wir zu ringen haben, z. B. zu 
der Frage der Sättigung der Märkte. Die Bürger 
draußen wissen doch — jeder spricht einen darauf 
an —: Wie soll denn das eines Tages werden, wenn 
jeder Haushalt sein Auto, jeder Haushalt seine 
Waschmaschine, jeder Haushalt auch noch einen 
Videorecorder hat? Wo soll denn dann die Produk-
tion wirklich hingehen? Die Frage der Sättigung, 
Herr Bundeskanzler, ist doch ein zentrales Problem 
unseres Binnenmarktes. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

Das betrifft doch auch die Bauindustrie. Meine 
Damen und Herren, die Krise der Bauindustrie ist 
natürlich auch abhängig von den Zinsen. Sie ist 
auch abhängig von der Möglichkeit der öffentlichen 
Haushalte zu investieren. Aber ein ganz zentrales 
Problem ist doch auch dort, daß wir nun einmal 
Straßen gebaut, Schwimmbäder gebaut, Schulen ge-
baut, Universitäten gebaut haben, daß wir einen so 
großen Teil der öffentlichen Investitionen in den 
70er Jahren gemacht haben. Auch hier gibt es doch 
inzwischen Sättigungserscheinungen. Jeder, der 
draußen Kommunalpolitik treibt, weiß das doch. 

(Beifall bei der SPD) 

Dasselbe gilt letztlich für die Exportmärkte. 

Präsident Stücklen: Herr von Dohnanyi, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Hellwig? 

Erster Bürgermeister Dr. von Dohnanyi (Hamburg): 
Aber sicherlich. 

Frau Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr von Dohnanyi, 
Sie haben von der Sättigung der Weltmärkte ge-
sprochen. Wollen Sie damit behaupten, daß jeder 
Haushalt in der Welt sein Auto, seinen Kühl-
schrank, seinen Komfort hat wie wir in unserer 
Industriegesellschaft? 

Erster Bürgermeister Dr. von Dohnanyi (Hamburg): 
Nein, Frau Kollegin, das wollte ich nicht behaupten. 
Ich vermute, Sie haben mir auch nicht unterstellt, 
daß ich das behaupten wollte. Das wäre ja eine 
unsinnige Behauptung. Ich sprach von der Sätti-
gung der Binnenmärkte und spreche jetzt von den 
Problemen der Exportmärkte: der hohen Auslands-
verschuldung unserer Absatzmärkte in Übersee. 
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Hier haben wir mit Problemen zu tun, die eben-

falls nicht in den Händen der Bundesrepublik und 
nicht in den Händen einer Bundesregierung liegen. 
Solange wir diese Probleme unterschätzen, meine 
Damen und Herren, werden wir uns den wirklichen 
Problemen nicht zuwenden. 

Sie haben, Herr Bundeskanzler Kohl, nichts ge-
sagt über den internationalen Subventionswettlauf. 
Die Werften in Hamburg, in Kiel und in Bremen 
tragen die Last dieses Subventionswettlaufs. Aber 
Ihre Regierungserklärung sagt, Sie wollten die Auf-
gaben des Staates zurückführen zugunsten mehr 
privater Initiative. Ich möchte einmal fragen, wie 
wir dann die Werften in Emden, in Bremen, in Kiel 
und in Hamburg halten wollen, ohne daß der Staat 
auch seinen Teil von Hilfe leistet? 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, Sie sprechen von der Not-
wendigkeit des Ausbaus der deutschen Luft- und 
Raumfahrtindustrie. Das ist gut. Das ist auch für 
einen so bedeutenden Luft- und Raumfahrtstandort 
wie Hamburg gut. Nur, wissen Sie denn nicht, daß 
90 % des Umsatzes der Luft- und Raumfahrtindu-
strie über die staatlichen Kassen fließen? Wie soll 
denn der Staat in seinen Aufgaben zurückgeführt 
werden, wenn wir zugleich diese Industrie aus-
bauen wollen? 

(Beifall bei der SPD) 

(Vorsitz : Vizepräsident Windelen) 

Ich habe in der Regierungserklärung auch nichts 
von den bedrückenden Entwicklungen der Rationa-
lisierung gelesen, denen wir uns nicht entziehen 
können und die wir brauchen, um wettbewerbsfähig 
zu bleiben. Aber wenn im Hamburger Handwerk, 
im Maschinenbau im ersten Halbjahr 1982 gegen-
über dem ersten Halbjahr 1981 eine reale Zuwachs-
rate von 22 % in der Produktion und von minus 10 % 
in der Beschäftigung zu verzeichnen ist, dann muß 
doch der Faktor Rationalisierung und Auswirkung 
auf den Arbeitsmarkt wenigstens Eingang in eine 
Regierungserklärung finden. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

Die Debatte, die der Club of Rome in diesen Wo-
chen hinsichtlich der Auswirkungen der Mikro-
elektronik erneut aufgenommen hat, muß doch ge-
führt werden. Ich sage wiederum: Keiner von uns 
wird sich hier den Investitionen entziehen können. 
Die Wettbewerbsfähigkeit muß auch hier erhalten 
bleiben. Aber die Auswirkungen müssen wir doch 
erkennen. Und da hilft doch, Herr Bundeskanzler — 
wenn ich mir diese Bemerkung erlauben darf —, 
nicht die weiße Salbe der guten Absicht; da muß 
man den Problemen ins Auge sehen und fragen: 
Wie wird man mit der sich hier aufreißenden Be-
schäftigungslücke am Ende fertig? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Schwarz [CDU/CSU]) 

Nun hören wir, die Eigenkapitaldecke der deut-
schen Unternehmen sei zurückgegangen. Das trifft 
zu. Das gilt für alle Unternehmen in der Welt — 
bedauerlicherweise, wenn man so will. Die Ei

-

genkapitaldecke der amerikanischen Unternehmen 
ist in den letzten 15 Jahren beängstigend zurückge-
gangen, obwohl die Abgabenquote dort nur 25 % er-
reicht, während sie bei uns bei 40 % liegt, so daß die-
ser Rückgang mit der Frage der Belastung offenbar 
viel weniger zu tun hat als mit einem säkularen 
Trend, einem Rückgang der Kapitalrendite. Das ist 
die wirkliche Problematik, mit der wir es hier zu 
tun haben. 

Ich habe Verständnis, daß der Deutsche Bundes-
tag den Streit um die Ursachen des Bruchs der 
Koalition hier weiterführt. Ich will mich hier nicht 
einmischen. Ich möchte nur Sie, Graf Lambsdorff 
— er ist leider nicht da —, doch noch einmal darauf 
hinweisen, daß die Münchener Beschlüsse, die man 
ja nachlesen kann und die wichtige Prüfungsauf-
träge enthalten, nicht nur zu einem nicht unerhebli-
chen Teil inzwischen offenbar von der neuen Koali-
tion geprüft und für gut befunden wurden, weil sie 
nämlich übernommen worden sind, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern ich möchte auch sagen, daß nach meinem 
persönlichen Eindruck auf jeden Fall für die Kolle-
gen der FDP die Beschlüsse des Münchener Partei-
tags ein ungewöhnlich glücklicher Vorwand waren, 

(Löffler [SPD]: Das kann man wohl sa

-

gen!) 

um eine Tendenz zu verstärken, die es ohnehin bei 
den Freidemokraten gab. Also den Münchener Par-
teitag hier als eine Weichenstellung von seiten der 
Sozialdemokraten festzuhalten, scheint mir wirk-
lich unzulässig zu sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Antwort der neuen Bundesregierung auf das 
Beschäftigungsproblem lautet im Kern: Höhere Ge-
winne werden mehr Investitionen, und Investitio-
nen werden mehr Arbeitsplätze schaffen. Ich will 
dies gar nicht als eine verteilungspolitische Frage 
aufgreifen. Denn über die Verteilungspolitik könnte 
man ja streiten, wenn das Ergebnis wenigstens so 
wäre, wie es beabsichtigt ist. 

Aber, meine Damen und Herren von der CDU/ 
CSU-FDP-Koalition, alle Erfahrungen der vergan-
genen 20 Jahre sprechen gegen Ihre Erwartung. Es 
trifft auch nicht zu, wenn wir die Entwicklungen 
der 70er Jahre und die Arbeitslosigkeit der frühen 
80er Jahre in erster Linie auf die Ölkrise schieben. 
In Wirklichkeit haben sich die Probleme der Indu-
striegesellschaft seit Beginn der 60er Jahre abge-
zeichnet, früher in den Staaten mit höherer wirt-
schaftlicher Entwicklung, später in der Bundesre-
publik mit ihrer besonderen Ausnahmesituation ei-
nes niedrig angesetzten DM-Werts und einer Aus-
gangsposition nach dem Krieg, die ungewöhnliche 
Wachstumsmöglichkeiten gab. 

Herr Bundeskanzler, ich stelle hier fest: Nach 
meiner tiefen Überzeugung unterschätzen Sie Um-
fang und Ursache der Krise der Weltwirtschaft, die 
wir noch nicht — noch nicht sage ich — die zweite 
Weltwirtschaftskrise nennen. 

Die Lage ist gefährlich. Sättigung der Märkte, 
Auslandsverschuldung der Drittstaaten, Arbeitslo- 
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sigkeit in der ganzen industrialisierten Welt und 
wachsender Protektionismus bergen unüberseh-
bare Gefahren in sich. Aber die größte Gefahr be-
steht, so scheint mir, darin, daß Sie diese Gefahren 
unterschätzen, daß die neue Bundesregierung 
meint, man könne mit diesen Problemen durch eine 
Rückkehr zur Politik der 50er und der frühen 60er 
Jahre fertig werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun weiß ich, daß Sie auch sagen, man müsse zu 
den früheren Instrumenten der Wirtschaftspolitik 
andere Instrumente hinzufügen. Aber wir wissen 
nicht, welche! Mir scheint, nicht ohne Grund be-
schwören Sie den Wiederaufstieg der Bundesrepu-
blik nach 1949 — so, als hätten die Probleme von 
heute irgend etwas mit den damaligen Problemen 
zu tun. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Nein, ihr habt jetzt 
13 Jahre regiert, jetzt habt ihr neue ge

-

schaffen!) 

Graf Lambsdorff, mit dem ich in der Vergangen-
heit immer wieder, auch im Kabinett, gemeinsam 
Positionen vertreten habe, hat diese Auffassung im 
Streit mit mir immer wieder sehr deutlich vertre-
ten. Das war sicherlich eine der Ursachen dafür, 
daß am Ende im wirtschaftspolitischen Bereich die 
Arbeit in der Koalition unmöglich geworden ist. 
Denn Sie, Graf Lambsdorff, meinten, mit klassi-
scher Marktwirtschaft allein seien die heutigen 
Probleme zu lösen. Alle Erfahrungen in der Welt 
sprechen dagegen, und doch halten Sie an dieser 
Politik fest. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
bezeichnen sich selbst als die Realisten, und Graf 
Lambsdorff hat vorhin von den Sozialdemokraten 
als den Träumern gesprochen. Es ist ein erstaunli-
ches Merkmal unserer Zeit, daß die selbsternann-
ten Realisten häufig die absurdesten Ergebnisse 
produzieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Insofern ist es schon berechtigt, auf die Entwick-
lung in den USA und in Großbritannien zu verwei-
sen. Rahmenbedingungen und ihre Verbesserung 
allein lösen die Probleme eben nicht. 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie meinen, der Staat 
müsse seinen Anteil, seine Rolle zurücknehmen, so 
will ich hier sagen: In Wahrheit ist die Steuerlast

-

quote in den vergangenen Jahren zurückgegangen. 
Zwar sind die Abgaben für Renten-, Arbeitslosen-  
und Krankenversicherung gestiegen, aber die 
Steuerlastquote ist zurückgegangen. Der Staat aber 
wird seine Verantwortung nicht tragen können, 
wenn ihm nicht ausreichend Mittel zur Verfügung 
stehen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich füge hinzu: Der Staat wird eine wachsende und 
nicht eine abnehmende Rolle zu spielen haben, 

wenn wir die Arbeitslosigkeit erfolgreich bekämp-
fen wollen! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, dazu will ich Ihnen 
sagen, was wir aus Länderverantwortung zu leisten 
versuchen. Wir in Hamburg versuchen z. B. bei 
wachsender Arbeitslosigkeit, durch Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen, die wir im Volumen von 20 auf 
100 Millionen DM heraufgesetzt haben, denjenigen, 
die — etwa in den Werften — schuldlos arbeitslos 
werden, eine Chance zu geben, an der Arbeit in die-
ser Gesellschaft teilzuhaben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Sie haben doch gar keine Legi

-

timation in Hamburg! Wo ist Ihre Legiti

-

mation in Hamburg?) 

Wir steigern die öffentlichen Investitionen. Ich füge 
hinzu: Zu diesen öffentlichen Investitionen müssen 
wir auch die privaten Unternehmen in der Stadt 
heranziehen. Am Ende werden wir nur durch einen 
zusätzlichen, gewissermaßen einen zweiten Ar-
beitsmarkt, getragen in erster Linie von den Kom-
munen, in der Lage sein, überhaupt mit den Proble-
men fertig zu werden. 

Herr Bundeskanzler, an dieser Stelle möchte ich 
daher warnen, wenn steuerpolitische Maßnahmen 
ergriffen werden sollten, die die Gemeinden steuer-
lich beeinträchtigen. 

(Zustimmung des Abg. Westphal [SPD]) 

Jede Rückführung der Gewerbesteuer ist nicht nur 
eine Beeinträchtigung der kommunalen Möglich-
keiten, Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern bedeutet auch, daß es in Zukunft noch 
schwieriger werden wird, Standorte auch für unbe-
queme Industrien zu finden. Wer die Gewerbe-
steuer antastet, muß wissen, daß er auf die Dauer 
nur noch Wohngemeinden haben wird und daß sich 
keine Gemeinde mehr bereit finden wird, schwie-
rige industrielle Ansiedlungen vorzunehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer meint, er wolle Investitionshemmnisse beseiti-
gen und in den Kommunen Investitionen von priva-
ten Unternehmen fördern, der muß den Gemeinden 
die Möglichkeit geben, über die Gewerbesteuer 
dann auch die entsprechenden Erträge zu erwirt-
schaften. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ebenso möchte ich die 
neue Bundesregierung davor warnen, das Arbeitslo-
sengeld zu verringern. Das schlägt unmittelbar auf 
die Sozialhilfe in den Gemeinden durch. Jeder, der 
hier etwas antastet, muß wissen, daß er am Ende 
die kommunalen Finanzen und damit die wahr-
scheinlich beste Möglichkeit der Bekämpfung von 
Arbeitslosigkeit beeinträchtigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe, Herr Bundeskanzler, auch Bemerkun-
gen vermißt, die zu einer schrittweisen Verkürzung 
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der Arbeitszeit führen können. Ich hoffe, daß der 
Bund als Tarifpartei im öffentlichen Bereich seinen 
Beitrag hierzu leisten wird. Denn auf mittlere Frist 
ist die Beseitigung der Arbeitslosigkeit nur durch 
eine Anpassung der Arbeitszeit an die wirkliche 
Nachfrage nach Arbeit möglich. Daß die Regie-
rungserklärung diesen Punkt nicht einmal erwähnt, 
scheint mir eine grobe Vernachlässigung der wirkli-
chen Probleme zu sein. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die neue Regierung spricht von der Schaffung 
von Ausbildungsplätzen. Herr Bundeskanzler, wir 
können und wollen Sie da unterstützen. Herr Kol-
lege Waigel, Sie haben soeben davon gesprochen, 
daß Ihnen ein guter Schlosser lieber sei als ein 
schlechter Akademiker. Ich möchte gern einen gu-
ten Schlosser und einen guten Akademiker haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kann diese Unterscheidung, diese Anti-Akade-
mikerhaltung, die hier manchmal durchschlägt, 
wirklich nicht verstehen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Sie wollen über- 
haupt keinen Schlosser mehr! Ihr wollt 
doch nur noch Sozialarbeiter! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Langsam! — In der Jugend muß die Möglichkeit 
der freien Entscheidung bestehen. Diskriminierung 
von Akademikern wäre ebenso fehlerhaft wie Dis-
kriminierung von Berufsbildung. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich will hier nun dem Kollegen Waigel auf seine 
These antworten, wir hätten durch unsere Bil-
dungspolitik die Akademiker bevorzugt. Herr Kol-
lege Waigel, ich habe in diesem Hause schon mehr-
fach versucht, mich mit Ihnen, mit Ihrer Fraktion 
über diese Probleme, nach Adam Riese und nicht 
nach Mengenlehre, auseinanderzusetzen. Als die 
neue Bundesregierung Brandt/Scheel 1969 ihre 
Verantwortung antrat, hatten wir im Jahre 1970 die 
ersten Probleme des Numerus clausus. Ich erinnere 
mich zwar, daß im Frühjahr 1970 beginnende Preis-
steigerungen von Ihrer Fraktion bereits der sozialli-
beralen „Inflationspolitik" zugeschrieben wurden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 

Aber eines geht nun wirklich nicht: uns den Nume-
rus clausus von 1970 und 1971 zuzurechnen, obwohl 
doch jeder feststellen kann, daß jemand, der über 
den Weg des Abiturs zum Studium gekommen ist, 
sich spätestens 1962 zum Gymnasium entschieden 
haben mußte, um 1971 vor den Türen der Hochschu-
len zu stehen, 1962 wurden die Weichen für die Zahl 
der Studenten von 1971 getroffen, nicht 1972. Daher 
stimmt Ihre Behauptung, dies sei von der damali-
gen neuen Bundesregierung verursacht worden, 
wirklich nicht einmal mit den einfachsten Rechen-
regeln überein. Solange Sie aber, Herr Kollege Wai

-

gel, das dreigliedrige Schulsystem aufrechterhal-
ten 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das werden wir 
auch tun!) 

und Sorge dafür tragen, daß bei zehnjährigen Kin-
dern Weichen für deren Zukunft gestellt werden, 
werden Sie und werde ich den Versuch machen, 
unsere Kinder zum Abitur zu bringen. Das ist ganz 
selbstverständlich, weil das Abitur bessere Chancen 
gibt. Die wahre Ursache der Benachteiligung des 
Handwerkernachwuchses in unserer Gesellschaft 
besteht darin, daß wir der deutschen Wirtschaft den 
technisch-wissenschaftlichen Nachwuchs in die 
Gymnasien abziehen, weil wir die Eltern faktisch 
zwingen, bei zehnjähgien Kindern Weichenstellun-
gen vorzunehmen, anstatt zu warten, bis diese Kin-
der 15, 16 oder 17 Jahre alt sind. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

Sie, die Vertreter des dreigliedrigen Schulsystems, 
sind die wahren Verursacher der Akademisierung 
unserer Gesellschaft. Sie sind die Ursache dafür, 
daß alle Eltern, wie auch Sie selbst, den Versuch 
machen, diesen Weg für ihre Kinder zu gehen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP — Lachen bei der CDU/CSU — Dr. 
Lammert [CDU/CSU]: Von wem ist denn 
die Idee, 15 % eines Jahrgangs zu Abitu

-

rienten zu machen? — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Darüber müßte man eine ruhige Debatte führen. 
Denn, Herr Kollege Waigel, Sie haben das bis heute 
nicht verstanden. 

Ich möchte auf die Frage der Berufsbildung zu-
rückkommen. Wir wollen neue Ausbildungsplätze 
schaffen, Herr Bundeskanzler. Das ist richtig; ich 
will auch sagen, daß wir das tun. Wir haben in Ham-
burg eine Zusage gegeben, daß es keinen jugendli-
chen Hamburger und keine jugendliche Hamburge-
rin geben wird, die sich beim Arbeitsamt gemeldet 
haben und ohne Ausbildungsplatz bleiben werden. 
Aber ich füge für Sie hinzu: 75 % der so anfallenden 
Kosten muß der Staat übernehmen, und zwar in 
einem System, in dem die berufliche Bildung ei-
gentlich von der Wirtschaft getragen werden sollte. 
Einer Ihrer Kollegen, Herr Pfeifer, hat hier vor eini-
gen Wochen in einer Debatte gesagt, es sei selbst-
verständlich, daß die Zahl der Ausbildungsplätze 
zurückgeht, wenn die Konjunktur zurückgeht. Dies 
ist doch die wahre Lage. Wie kann man denn die 
Behauptung, Herr Bundeskanzler, der Staat solle 
seine Rolle zurücknehmen, damit vereinbaren, daß 
zugleich nur der Staat neue Ausbildungsplätze 
schaffen kann. Das stimmt doch nicht überein. 

(Beifall der SPD) 

Dies sind gefährliche Illusionen. 

Sie haben in Ihrer Regierungserklärung gesagt, 
wir sollten hemmende Regeln in den Gesetzen be-
seitigen, die zusätzlichen Ausbildungsplätzen ent-
gegenstehen. Ich stimme Ihnen zu. Wir in Hamburg 
haben mit Erfolg den Versuch gemacht, die Ausbil-
dereignungsverordnung zu ändern. Wenn Sie bei 
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dem Behindertengesetz oder bei dem Betriebsärzte- 
gesetz Grenzen verändern wollen, werden Sie trotz 
des Streites, den es darüber auch im sozialdemokra-
tischen Lager gibt, die Unterstützung der Hambur-
ger Regierung haben. Wir haben das schon gesagt. 
Man kann solche Gesetze hinsichtlich der Zurech-
nung von Auszubildenden auf Zeit aussetzen, wenn 
damit Grenzen verschoben werden, die heute bei 
der Einstellung zusätzlicher Lehrlinge als hinder-
lich empfunden werden. 

Nur: In der Finanzierungsfrage muß ich Sie, 
meine Damen und Herren von der Koalition, noch 
einmal ansprechen. Sie haben es über den Bundes-
rat faktisch unmöglich gemacht, eine vernünftige 
Umlage zur Finanzierung der Ausbildung sicherzu-
stellen. Wir werden jetzt in Hamburg — das haben 
wir gestern im Senat beschlossen — auf der Grund-
lage landespolitischer Zuständigkeiten prüfen, ob 
wir für die Betriebe, die überhaupt nicht ausbilden, 
eine Abgabe schaffen, damit wir Gerechtigkeit üben 
gegenüber den Betrieben, die ausbilden. 

(Beifall bei der SPD — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Dann kriegt ihr sie auch noch 

bankrott!) 

— Wenn mir da eingeworfen wird, Herr Haase, 
dann kriegten wir sie auch noch bankrott, dann 
sprechen Sie einmal mit dem Handwerk in meiner 
Stadt. Das Handwerk in meiner Stadt ist sauer auf 
die Betriebe, die nicht ausbilden. Das Handwerk 
möchte, daß sich alle an der Ausbildung beteiligen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Herr Senatspräsident, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Milz? 

Erster Bürgermeister Dr. von Dohnanyi (Hamburg): 
Aber gern. 

Milz (CDU/CSU): Herr Senatspräsident, ist Ihnen 
bekannt, daß die Bauwirtschaft auf freiwilliger Ba-
sis schon eine solche Regelung vereinbart hat, und 
sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß es viel bes-
ser ist, die Wirtschaft zu animieren, dies auf freiwil-
liger Basis zu tun, als es staatlich zu verordnen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Erster Bürgermeister Dr. von Dohnanyi (Hamburg): 
Herr Kollege, ich stimme Ihnen zu. Wir haben in 
Hamburg eine Reihe freiwilliger Regelungen, z. B. 
im Bereich der Luftemissionen, mit der Kammer 
geschaffen. Wenn wir hier eine freiwillige Regelung 
zustandebringen könnten, würde ich diese bevorzu-
gen, aber ich möchte, daß die Betriebe bezahlen, die 
sich heute nicht an der Ausbildung beteiligen. 

(Beifall bei der SPD — Schwarz [CDU/ 
CSU]: Zahlen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben gesagt, daß hier 
keine Ellenbogengesellschaft entstehen werde. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Kollege Schwarz, Sie waren doch so lange 
Innenminister in einem so schönen Land, und dann 
bringen Sie diese Neurotik hier in dieses schöne 
Haus. Warum können Sie nicht etwas ruhiger sein, 
Herr Kollege Schwarz? 

(Beifall bei der SPD — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Auf dem Trümmerhaufen, den 

Sie hinterlassen haben?) 

Die Bundesregierung hat gesagt, sie wolle keine 
Ellenbogengesellschaft, und Graf Lambsdorff hat 
dies eben noch einmal unterstrichen. Aber wenn 
wir auch Kenntnis nehmen von dieser Absicht, so 
möchte ich einen Punkt hervorheben, der uns er-
heblich beunruhigt, nämlich die Festsetzung der 
Anhebung der Sozialhilfesätze im Jahre 1983 um 
nur 2 %. Meine Damen und Herren, wer die Sozial-
hilfeempfänger nicht nur aus der Statistik sondern 
persönlich kennt — aus persönlichen Begegnungen, 
aus Sprechstunden und aus der Begegnung in der 
Stadt —, der kann sich nicht vorstellen, daß wir die-
jenigen, die begründet Sozialhilfeempfänger sind, 
in der Einkommensentwicklung unter den Durch-
schnitt der Bevölkerung bringen. Dies wäre doch 
eine Ellenbogengesellschaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, wir können das nicht unter-
stützen. 

Sie haben in Ihrer Regierungserklärung von der 
geistig-politischen Krise gesprochen. Ich glaube, 
wir alle sind uns einig über die Probleme, mit denen 
wir gerade heute auch in unserer Jugend zu ringen 
und über die wir zu reden haben. Aber Sie haben 
dann gefragt: Wer hat denn diese geistig-politische 
Krise verursacht? Sie haben in diesem Zusammen-
hang von den Machern und den Heilsbringern ge-
sprochen. 

Herr Bundeskanzler, ist es nicht eher so, daß ein 
langfristiger historischer, wirtschaftlicher Prozeß 
der Industrialisierung und der damit verbundenen 
Veränderung menschlicher Beziehungen Wesentli-
ches zur Zerstörung der traditionellen menschli-
chen Bindungen beigetragen hat? Ist es nicht so, 
daß die Familie durch Mobilität, durch Arbeit, 
durch Arbeitsteilung, sehr viel mehr beeinträchtigt 
worden ist als etwa durch die Macher und die Heils-
bringer? Unterschätzen Sie wirklich die Bedeutung 
der Industriegesellschaft so sehr, und überschätzen 
Sie so sehr das gute, das heilende Wort? Laufen Sie 
wirklich einer solchen Illusion nach und meinen, 
daß mit der Beschwörung in diesem Hause die tief-
greifenden Veränderungen für die Familienbezie-
hungen, die durch die Industriegesellschaft verur-
sacht werden, beeinflußt werden können, Herr Bun-
deskanzler? 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

Vizepräsident Windelen: Herr Senatspräsident, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Mikat? 

Erster Bürgermeister Dr. von Dohnanyi (Hamburg): 
Aber sicherlich, Herr Mikat, gerne. 
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Vizepräsident Windelen: Herr Dr. Mikat. 

Dr. Mikat (CDU/CSU): Da ich mit Ihnen, Herr von 
Dohnanyi, in den Wirkungen des industriegesell-
schaftlichen Kooperationsprozesses übereinstim-
me, möchte ich Sie fragen: Sind Sie dann nicht aber 
auch der Meinung, daß es zur verantwortlichen Po-
litik gehört, durch Stärkungsmaßnahmen in der 
Schule, in der Pädagogik, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

in unseren Massenmedien für die Familie als dem 
stabilen Element jeder Gesellschaft gegenzusteu-
ern? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erster Bürgermeister Dr. von Dohnanyi (Hamburg): 
Herr Mikat — — 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Dr. 
Mikat, würden Sie bitte die Antwort am Saalmi-
krophon entgegennehmen. 

Erster Bürgermeister Dr. von Dohnanyi (Hamburg): 
Herr Kollege Mikat, ich stimme Ihnen durchaus 
zu. 

Es gibt Streit in diesem Hause darüber, was für 
die Familie fördernder ist. Ich sprach nur davon, 
daß der Herr Bundeskanzler in seiner Regierungs-
erklärung, so scheint mir, mit der Bezugnahme auf 
die Macher und die Heilsbringer wirklich erneut — 
wie bei der Frage des Arbeitsmarktes oder bei der 
Frage der Ausbildungsplätze — die Illusion an die 
Stelle der Realität gestellt hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Und die größte Gefahr, die ich für unser Land sehe, 
ist, daß die guten Absichten, die ich der Bundesre-
gierung nicht bestreite, nach meiner Auffassung in 
tiefgreifenden Illusionen über die wahren Probleme 
getragen werden und daher in die Irre gehen. Das 
ist meine Sorge. Und deswegen habe ich davon ge-
sprochen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

Ich will aus diesem Grunde — und weil das ge-
stern auch eine Rolle gespielt hat — noch ein Wort 
zu den Diskussionen sagen, die wir in Hamburg 
geführt haben. Ich weiß, meine Damen und Herren, 
daß das Gespräch mit Grünen und Alternativen 
nicht populär ist. Ich weiß, daß, wer das Gespräch 
aufnimmt, dafür gescholten wird. 

(Glos [CDU/CSU]: Hausbesetzer!) 

Ich weiß, daß die Art und Weise, wie sich die Grü-
nen und Alternativen kleiden und geben, für viele 
von uns, die wir mit Schlips und Kragen gehen, 
unverständlich ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nadelstreifen!) 

— Wenn Sie von mir als Nadelstreifen sprechen: Ich 
trage mal Nadelstreifen, mal was anderes. Aber ich 
habe meine Krawatten und meine Anzüge nicht ge

-

ändert, wenn ich mit den Grünen gesprochen habe 
— um das klarzumachen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Erstaunlich! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Tapfer, 

tapfer!) 

— Wenn Sie sagen, das sei erstaunlich, dann spricht 
das eher gegen Sie als gegen mich. Sie würden 
offenbar Ihre Kleider ändern. 

(Beifall bei SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, ich will ein weiteres 
Wort sagen: Ich bin fest davon überzeugt, daß diese 
Bewegung der Grünen und Alternativen, diese Pro-
testbewegung, ihre wahren Quellen und Ursachen 
darin hat, daß, wie wir alle wissen, die Kluft zwi-
schen dem, was die Zukunft eigentlich von uns ver-
langt, und dem, was wir meinen, heute mit gutem 
Gewissen für heute tun zu müssen, also der Wider-
spruch zwischen den Forderungen für heute und 
den eigentlichen Anforderungen von morgen, im-
mer weiter aufreißt. Die Protestbewegung hat ihre 
Wurzeln in dieser aufreißenden Kluft. Und wenn 
das so ist, dann ist der einzige Weg mit ihr umzuge-
hen, sich ihr zu stellen. Wenn eine solche Bewegung 
in ein Parlament gewählt wird, dann hat man sich 
ihr im Parlament zu stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer dies nicht tut, entzieht sich seiner demokrati-
schen Verantwortung. 

Wenn allerdings wie in Hessen die Grünen auf 
der Grundlage unklarer Haltungen zur Gewalt Posi-
tion bezogen haben, dann ist es begründet, wenn 
Gesprächspartner der anderen Parteien sagen: Hier 
muß zunächst einmal die Gewaltfrage geklärt wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Dr. Engel [FDP]) 

Ich sage: Wer sich in einem Parlament der Aus-
einandersetzung entzieht, flüchtet aus seiner demo-
kratischen Verantwortung. Ich füge hinzu, meine 
Damen und Herren, daß es nicht reicht, den soge-
nannten Dialog mit der Jugend dadurch zu be-
schwören, daß man zu einem Hamburger Parteitag 
Ihrer Partei, auf dem ich die Ehre hatte auch ein 
paar Worte zu sagen, Jugendliche einlädt, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

und ihnen die Möglichkeit gibt, in Abschnitten von 
drei oder vier Minuten zu sprechen, während man 
sich dort, wo die Jugendlichen ihre Parlamentarier 
gewählt haben, dem Dialog mit den Parlamenta-
riern entzieht. Das ist kein demokratischer Umgang 
in unserer Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Dr. Engel [FDP] und Dr. Hirsch [FDP]) 

Die traditionellen oder, wie man von der anderen 
Seite her sagt, etablierten Parteien, müssen sich 
dieser Debatte auf der Grundlage sicherer Überzeu-
gungen stellen. 

Man kann in den Fragen, um die es in Parlament 
und Rechtsstaat geht, nicht wackeln. Wir haben vor 
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Erster Bürgermeister Dr. von Dohnanyi (Hamburg) 
der Wahl die Spitzenkandidatin der Hamburger 
Grünen, der GAL, aus einer Hausbesetzung heraus-
getragen und nach der Wahl innerhalb weniger 
Stunden einen Abgeordneten aus einem besetzten 
Haus herausgebracht. Wir wackeln nicht an den 
entscheidenden Fragen. Aber wir stellen uns der 
Debatte. Nur wer sich dieser Debatte stellt, kann 
am Ende feststellen, ob diese neue Bewegung fähig 
ist, Verantwortung zu tragen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Dr. Engel [FDP]) 

In Hamburg hat sich in 50 Stunden sorgfältiger 
Gespräche herausgestellt, daß diese Gruppierung 
nicht imstande war, diese Verantwortung zu tragen. 
Sie addierte Wünsche, zum Teil sehr berechtigte 
Wünsche. Aber sie addierte sie in einem Sack von 
Hoffnungen und brachte sie nicht in ein Paket von 
Verantwortung. 

Deswegen haben wir nach langen, sorgfältigen 
Gesprächen gesagt: Unter diesen Voraussetzungen 
und mit diesen Bedingungen ist eine Mehrheitsbil-
dung nicht möglich. Deswegen muß neu gewählt 
werden. Nun hoffe ich nur, daß sich die Hamburger 
CDU den Neuwahlen nicht entzieht. Es sieht ja so 
aus, als wolle die Hamburger CDU jetzt vor den 
Neuwahlen kneifen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Aber ich nehme an, daß die Öffentlichkeit der Ham-
burger CDU schon klarmachen wird, daß Neuwah-
len notwendig sind, wenn die Klärung der Mehr-
heitsverhältnisse im Parlament auf andere Weise 
nicht möglich ist. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich habe diese Ham-
burger Erfahrung hier eingebracht, weil ich sicher-
stellen wollte, daß die Fraktionen im Deutschen 
Bundestag nicht den Fehler machen, sich einer De-
batte zu entziehen, die die Voraussetzung dafür ist, 
daß verantwortungsvolle Stabilität in den Parla-
menten wiederhergestellt werden kann. Wo Neues 
gesagt wird, muß auch Neues diskutiert werden. 
Aber das enthebt uns nicht der Verantwortung, dies 
auf realistische finanzielle und andere Möglichkei-
ten abzuklopfen und zu prüfen. Wer aber nicht 
spricht, wer nicht redet und sich nicht stellt, der 
flieht seine wahre Verantwortung. 

Ich möchte, daß die Bundesrepublik Deutschland 
in so schwierigen sozialen und wirtschaftlichen Zei-
ten, in denen neue Bewegungen unsere politische 
Stabilität bedrohen, daß unsere Republik diese 
Phase durch demokratische Auseinandersetzung in 
den Parlamenten erfolgreich besteht. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und Bei

-

fall der Abg. Frau Dr. Engel [FDP]) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Gattermann das Wort. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich glaube, ich muß 
für dieses Parlament jetzt einmal eine Vorbemer-

kung machen. Die Debatte über die Regierungser-
klärung läuft jetzt gut achteinhalb Stunden. In die-
sen achteinhalb Stunden ist es nicht möglich gewe-
sen, daß eine einzige geschlossene Parlamentarier-
debattenrunde hat laufen können. In diesen Tagen 
wird bis hin zu Plakataktionen immer davon ge-
sprochen und es wird öffentlich darüber diskutiert, 
daß man Achtung vor dem Wähler ohne Rücksicht 
auf nun einmal gegebene formale Verf assungs-
rechte an den Tag legen solle. Ich will hier einmal 
sagen, daß Bundesregierung und Bundesrat viel-
leicht auch einmal Achtung vor dem Parlament 
ohne Rücksicht auf die Geschäftsordnung haben 
und ungestörte Parlamentsdebattenrunden ermög-
lichen sollten. 

(Löffler [SPD]: Das müssen Sie Ihren bei

-

den Ministern sagen!) 

Herr Brandt, ich will damit folgendes sagen. Es 
mag ja von ungewöhnlichem Interesse sein, in wel-
cher Kleidung der Herr Bürgermeister der Hanse-
stadt Hamburg mit der GAL diskutiert und gespro-
chen hat. Ich meine aber auch, Herr Brandt, daß 
z. B. die Kumpels im Ruhrgebiet von den Abgeord-
neten der neuen Koalition ganz gern hören wollen, 
daß der Vorrang der Kohlepolitik unangetastet 
bleibt. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Hoesch-Arbeiter wollen von den Abgeordneten 
des Ruhrgebiets einmal hören, daß die zugesagten 
Hilfen für die Stahlindustrie weiter gewährt wer-
den. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wolfram? 

Gattermann (FDP): Herr Präsident, ich will grund-
sätzlich sagen, daß ich jetzt keine Zwischenfragen 
zulasse, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Dazu 
hat der Graf geschwiegen! — Zuruf von der 
SPD: Das ist die Achtung vor dem Parla

-

ment!) 

und zwar mit Rücksicht auf den Ministerpräsiden-
ten des Freistaats Bayern, der sich nämlich bereit 
erklärt hat, die Bundesratsrunde zu unterbrechen, 
damit hier ein Abgeordneter der Koalition sprechen 
kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Regierungserklä-
rung trägt die Überschrift: Koalition der Mitte — 
für eine Politik der Erneuerung. Der Kollege 
Ehmke hat gestern hier von dieser Stelle aus ver-
sucht, die neue Koalition in die rechte Ecke zu stel-
len. Herr Kollege Ehmke, das ist ein absolut un-
tauglicher Versuch. Man braucht wohl schon pro-
fessorale intellektuelle Spitzfindigkeiten, um die 
neue, nach links gerückte Politik der SPD als neue 
Mitte zu definieren, damit man von daher dann die 
Möglichkeit hat, die vernünftige, solide Politik der 
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Gattermann 
) neuen Koalition als neokonservative Politik der 

Rechten zu verteufeln. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Ehmke, was Sie hier gestern an 
nach meinem Eindruck schier unerträglicher Pole-
mik geboten haben, wird nur noch durch Ihre Sotti-
sen in der „Vorarlberger Tageszeitung" überboten. 
Auch schon damals im Juni haben Sie die Vernich-
tungsstrategie gegen die FDP mit den Worten um-
schrieben: Unsere Aufgabe ist es, dann ihm — ge-
meint war Hans-Dietrich Genscher und die FDP — 
ein Bein zu stellen, damit er sich dabei den Hals 
bricht. 

(Conradi [SPD]: Totengräber der FDP! — 
Bindig [SPD]: Die haben sich selber ein 
Bein gestellt! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Kompliment, Herr Ehmke, Kompliment! Sie befin-
den sich in der Kontinuität Ihres Denkens und 
Handelns. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Derselbe Geist ist es offenkundig, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Der Ungeist!) 

der nun auch — Sie haben ja Mitstreiter bekommen 
— den Abgeordneten Helmut Schmidt, als er noch 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 
war, dazu veranlaßte, die hessischen Wähler aufzu-
fordern, die Freien Demokraten wegzuharken. Nun 
gut, er hat hernach gesagt, er entschuldige sich da-
für. Aber ein solches böses Wort, einmal in die Welt 
gesetzt, entwickelt ein Eigenleben, und keine Ent-
schuldigung bringt es wieder vom Tisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Das war beabsichtigt! — Zu

-

rufe von der SPD) 

Es ist derselbe Geist, der die Machenschaften und 
Verratslegenden in Umlauf setzen läßt, und es gibt 
auch einen Zusammenhang — Graf Lambsdorff hat 
das hier heute morgen schon gesagt; das empfinde 
ich als zutiefst besorgniserregend — mit der Orga-
nisierung von Brülltrupps zur Störung von Wahl-
versammlungen demokratischer Parteien. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Bindig [SPD]: Das war ein Rohrkrepierer!) 

Herr Kollege Ehmke, daß Sie diese Vernichtungs-
strategie durch Personalisierung Ihrer Schmähun-
gen in der Person von Hans-Dietrich Genscher fah-
ren — Herr Bölling nennt dies in seinem Tagebuch 
„den Bundesaußenminister ans Kreuz schlagen"; 
man muß sich das Wort einmal vergegenwärti-
gen —, macht die Sache nur noch schäbiger. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Ehmke [SPD]: Die Sache von Genscher 

kann nicht schäbiger werden!) 

Wenn Sie eine Persönlichkeit, die sich große Ver-
dienste um dieses Land erworben hat, 

(Zuruf von der SPD: Wer ist das? — Con

-

radi [SPD]: Verdienste schon!) 

vorsätzlich und heimtückisch rufmorden, dann 
empfinde ich das als menschlich zutiefst unanstän-
dig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Gansel [SPD]: Passen Sie auf, daß diese 
Verdienste nicht steuerpflichtig werden!) 

Meine Damen und Herren, der bisherige Verlauf 
der Debatte, soweit diese Debatte in der Sache ge-
führt worden ist, hat eines klar gemacht — Herr 
Dohnanyi hat das hier soeben erfreulicherweise 
zum ersten Mal klar ausgesprochen —: Die alte Ko-
alition ist an unüberbrückbaren Gegensätzen in der 
Haushalts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik und an 
sich abzeichnenden unüberwindbaren Kontrover-
sen in der Außen- und Sicherheitspolitik geschei-
tert. Das und nichts anderes ist die Wahrheit. 

(Bindig [SPD]: Wieder ein Münchhausen! 
— Zuruf von der SPD: Legende ist das!) 

— Wenn hier irgend jemand Legenden bildet, dann 
gibt es überhaupt keinen Zweifel darüber, welche 
Seite dieses Hauses Legenden bildet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, was mich allerdings 
außerordentlich verwundert hat, ist, mit welcher 
Geschwindigkeit Sie von jenen Maximalpositionen 
Ihres Münchener Parteitages in der Steuerpolitik in 
dem Augenblick abgewichen sind, in dem Sie in der 
Opposition sitzen. Ich habe jedenfalls in einer Reu-
ter-Meldung gelesen, daß Ihr Vorstand am Montag 
beschlossen hat, daß alle möglichen hier in der Ver-
gangenheit als „Gruselkabinett" und „Marterwerk-
zeuge" bezeichneten Dinge vom Tisch sind. Auf eine 
solche Erklärung, Herr Brandt, haben wir in der 
alten Koalition gewartet. Wir haben am Ende ver-
geblich darauf gewartet. 

(Borchert [CDU/CSU]: Das gilt doch nur 
bis zum nächsten Parteitag! — Dr. Ehmke 
[SPD]: Sie wissen doch selbst, daß das 

nicht stimmt, was Sie hier erzählen!) 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler 
hat am Beginn seiner Regierungserklärung die 
Haushaltssituation und die finanzpolitische Situa-
tion im Oktober 1982 festgestellt. Die FDP-Fraktion 
hat nie geleugnet — und sie wird es nie leugnen —, 
daß sie für diese Situation Mitverantwortung trägt. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]) 

Aber, meine Damen und Herren von den Fraktio-
nen des neuen Koalitionspartners, ich komme nicht 
umhin festzustellen, daß die Mitverantwortung für 
Strukturprobleme in unserem Haushalt und in un-
serer Finanzsituation natürlich auch in die Zeit vor 
der sozialliberalen Koalition zurückreicht. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich erinnere an die Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfalle; ich erinnere an die Steigerung der Sozial-
versicherungsbeiträge von 14 auf 18 % auf einen 
Schlag. 
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Gattermann 
Auch noch in der Zeit der sozialliberalen Koali-

tion haben Sie sich nicht immer als finanzpolitische 
Tugendwächter dargestellt. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich erinnere an die Vorziehung der Rentenerhöhun-
gen im Jahre 1972. 

Aber, meine Damen und Herren, ich will Ihnen 
auch gern das bestätigen, was der Finanzminister 
Stoltenberg gestern hier gesagt hat, daß Sie in den 
letzten Jahren einige außerordentlich kostenträch-
tige Gesetze verhindert haben. Ich will Ihnen auch 
bestätigen, daß das Maß der Mitverantwortung von 
Opposition und von Regierung natürlich unter-
schiedlich zu gewichten ist. 

Ich habe das hier alles eigentlich überhaupt nur 
angeführt, weil ich allgemein sagen will, daß es 
wohl keine Partei mit Tradition geben kann, die in 
einer finanzpolitisch schlimmen Situation aus der 
völligen Unschuld heraus Regierungsverantwor-
tung übernehmen kann. Damit sollten wir dann 
aber auch einen Schlußstrich ziehen; denn der Blick 
ist nach vorn zu richten. 

Die wichtigste Aufgabe ist die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. Die Wirtschaft muß wiederbelebt, 
die Staatsfinanzen müssen saniert werden. Die bis-
herigen Koalitionspartner SPD und FDP stimmten 
nicht mehr darin überein, wie das am besten zu 
bewerkstelligen sei. Wir haben so viele Jahre gut 
miteinander zusammengearbeitet. Seien Sie doch 
ehrlich, geben Sie doch zu, daß Sie am Ende weder 
den Willen noch die Kraft dazu hatten, die wirklich 
schwierigen Aufgaben anzupacken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist aus Ihrer Sicht doch absolut folgerichtig, daß 
Sie sich aus der Verantwortung zurückgezogen ha-
ben. 

(Widerspruch bei der SPD — Bindig [SPD]: 
Sie haben sich mit letzter Kraft wieder auf 

die Ministersessel gehievt!) 

Der Sachverständigenrat hat in seinem Sonder-
gutachten mahnend darauf hingewiesen, daß mit 
wachsendem Reichtum die Flexibilität, mit der die 
Industrieländer auf veränderte Bedingungen zu 
reagieren hätten, über die Jahre unzureichend ge-
worden sei. Was meint der Sachverständigenrat da-
mit? Er meint die Flexibilität bei den Einkommens-
ansprüchen, er meint die Flexibilität der Ansprüche 
an den Staat, er meint die Flexibilität in den Unter-
nehmen und am Arbeitsmarkt allgemein. Genau 
das hat auch Wolfgang Mischnick gemeint, als er 
am 1. Oktober 1982 von dieser Stelle aus davon ge-
sprochen hat, daß der Ausstieg aus der Anspruchs-
mentalität, der notwendig sei, nicht den Ausstieg 
aus der Verantwortung bedeuten kann. Dieser Ver-
antwortung wollen wir uns stellen. 

Wir stehen für die Durchsetzung einer markt-
wirtschaftlichen Politik in allen Bereichen staatli-
chen Handelns, für Absagen an bürokratische Auf-
lagen und Hemmnisse, für die Umstrukturierung 
der öffentlichen Haushalte von den konsumtiven zu 
den investiven Ausgaben und für die Anpassung 
der sozialen Sicherungssysteme an die veränderten  

wirtschaftlichen Bedingungen unter Stärkung der 
Eigeninitiative und der Selbstverantwortung. Ob-
wohl in der augenblicklichen, aktuellen Diskussion 
leicht und gerne durch Verwendung bestimmter 
Worte das Gegenteil zu suggerieren versucht wird: 
Liberalismus, der dafür kämpft, ist dabei zugleich 
zutiefst sozial. Für ihn geht es nicht darum, daß sich 
der Staat in eine Nachtwächterrolle zurückziehen 
soll. Er will auch keine Ellbogengesellschaft etablie-
ren. Sozialer Konsens ist bei der Lösung der vor 
uns liegenden Probleme unverzichtbar; das haben 
wir immer gesagt, und das gilt weiter. Der soziale 
Konsens allein hilft, den Bestand unserer freiheitli-
chen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zu si-
chern. 

Aber guter Wille allein genügt nicht. Sozial un-
ausgewogen ist dagegen eine Politik, die eine 
weitere Zunahme der Arbeitslosigkeit und eine 
Finanzierungskrise der sozialen Sicherungssy-
steme duldet, nur weil man nicht den Mut aufbringt, 
die staatlichen Finanzen nachhaltig zu ordnen und 
der Wirtschaft eine neue Perspektive für unterneh-
merischen Erfolg und damit für mehr Arbeitsplätze 
zu geben. 

Es ist in der Tat nicht einfach, unseren Bürgern 
zu erklären, warum Investitionsförderungen in sich 
nicht sozial ausgewogen sein können. Trotzdem 
müssen wir diesen Versuch unternehmen. Die so-
ziale Rechtfertigung der Investitionsförderung, die 
j a zur Mehrung des Produktivvermögens führt, 
liegt in der Tatsache, daß sich die Vorteile nachhal-
tig auf die Wirtschaft auswirken. Mehr Produktion 
bedeutet eben mehr Beschäftigung, bedeutet mehr 
Einkommen und mehr Wohlstand für alle. 

Die verteilungspolitischen Wirkungen, die sich 
daraus ergeben, die daraus resultierenden Pro-
bleme wollen wir in der neuen Koalition dadurch 
ausgleichen bzw. lösen, daß nunmehr endlich — 
eine uralte Forderung von CDU und FDP — der 
Einstieg in die Vermögensbildung der Arbeitneh-
mer — Produktivvermögen in Arbeitnehmerhand 
— ohne ideologische Verblendungen vollzogen wird, 
daß nicht nur darüber geredet, sondern der Einstieg 
vollzogen wird. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der grundsätzliche 
Ansatz dieser Politik findet seinen Niederschlag in 
den Koalitionsvereinbarungen und in der Regie-
rungserklärung. Ich will hier nur auf zwei Punkte 
hinweisen. Der Konsolidierungsprozeß der öffentli-
chen Haushalte muß gegen alle erbitterten Wider-
stände von Interessengruppen konsequent durchge-
führt werden. Dies ist eine unverzichtbare Voraus-
setzung dafür, daß wir unsere Wirtschaft wieder un-
ter Dampf bekommen. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Herr Kollege Engholm hat heute morgen eine 
Horrorrechnung aufgestellt, was das Sparen an-
langt. Er hat listig alle alternativ in der Diskussion 
befindlichen Vorschläge addiert und kommt dann 
auf Horrorzahlen. Herr Kollege Engholm, ich kann 
Ihnen einen Vorschlag machen: Wenn Sie zu den 
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alternativ im Lambsdorff-Papier stehenden Spar-
vorschlägen auch noch die Auswirkungen aller son-
stigen in der Öffentlichkeit diskutierten Sparvor-
schläge addieren, kommen Sie am Ende sogar da-
hin, daß Ihr Facharbeiter noch etwas mitbringen 
muß, wenn er dem allem ausgesetzt wäre. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Conradi [SPD]: Sie müssen noch höhnen!) 

Meine Damen und Herren, ganz wichtig ist, daß 
in der Regierungserklärung und in den Koalitions-
vereinb arungen Investitionsanreize vorgesehen 
sind. Ich will sie nicht alle im einzelnen hier abhan-
deln. Mindestens einige, die den Bau- und Woh-
nungsbereich betreffen, werden — davon bin ich 
überzeugt — im nächsten Jahr 100 000 Bauarbeiter 
in Arbeit und Brot bringen. 

(Abg. Dr. Ehrenberg [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, darf 
ich Sie einen Augenblick unterbrechen. Herr Abge-
ordneter Dr. Ehrenberg, Herr Abgeordneter Gatter-
mann hatte eingangs gesagt, daß er aus bestimmten 
Gründen Zwischenfragen nicht zulassen könne. 

(Zurufe von der SPD) 

Gattermann (FDP): Meine Damen und Herren, die 
konsequente Konsolidierung der öffentlichen Haus-
halte ist auch deshalb unerläßlich, weil nur dadurch 
die Bundesbank ihre Zinspolitik fortsetzen kann. 
Nur dann, wenn die öffentlichen Haushalte nach-
haltig konsolidiert werden, besteht die Chance, daß 
dieses unabhängige Währungsinstitut — und es 
wird bei dieser Koalition unabhängig bleiben — 
seine  Tätigkeit, seine segensreiche Tätigkeit, wie 
ich sagen möchte, fortsetzen kann. 

Ich will raffen und noch folgende Anmerkung 
machen. Im Verständnis der Öffentlichkeit liegen 
die begründeten Ansatzpunkte für die neugebildete 
Koalition von CDU/CSU und FDP in den zur Lö-
sung drängenden wirtschafts- und sozialpolitischen 
Problemen. In diesem Zusammenhang wird dann 
oft die meines Erachtens fälschliche Ansicht ver-
breitet, in dieser Koalition würden liberale rechts-
staatliche Grundsätze aufs Spiel gesetzt. 

(Zurufe von der SPD: Richtig! — Das ist 
so!) 

Sowenig ich davon halte, daß man diese Diskussion 
auf die Namen Baum und Zimmermann verkürzt, 
so viel halte ich von der Absicht, die rechtspoliti-
schen und rechtsstaatlichen Errungenschaften in 
vollem Umfang zu wahren und, wo notwendig, ge-
meinschaftlich weiter auszubauen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die FDP hat in den Koalitonsvereinbarungen 
klargemacht — ich glaube, es ergibt sich kein Wi-
derspruch dagegen —, daß es in den Bürgerrechts-  
und Rechtsstaatsfragen kein Zurück hinter das Er-
reichte geben wird, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von der SPD) 

Jeder, der glaubt, irgendein Mitglied der Freien De

-

mokratischen Partei und der Fraktion der FDP sei 

bereit, auf rechtsstaatliche Positionen zu verzich-
ten, sei bereit, Bürgerrechte einzuschränken, wird 
sich wundern. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

— Diesen alten Scherz kennen wir doch. Er ist 
schon in den Protokollen des 1. Deutschen Bundes-
tags nachzulesen. Wenn Sie meinen, daß das alles 
so langweilig war, ist das Ihr gutes Recht. Meine 
politischen Freunde und ich jedenfalls glaubten, 
daß dies hier zu sagen ist. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Alle wirtschaftlichen Daten sind besorgniserre-
gend. Dies ist wirklich eine ernste Situation. Die 
Zahl der Arbeitslosen nähert sich der Zwei-Millio-
nen-Grenze und kann darüber hinausgehen, noch in 
diesem Winter. Firmenzusammenbrüche sind fast 
schon normal geworden. Die Staatsdefizite haben 
eine besorgniserregende Höhe erreicht. 

(Zurufe von der SPD) 

In dieser Situation mußten wir handeln, und wir 
haben gehandelt — ich sage dies — ohne jedes par-
teipolitische Kalkül. 

(Beifall bei der FDP — Lachen bei der 
SPD) 

Der neuen Regierung, der neuen Koalition bleibt 
wenig Zeit, das Vertrauen der Bürger, das Ver-
trauen der Investoren, das Vertrauen der Arbeit-
nehmer und auch das Vertrauen der Arbeitslosen 
zu gewinnen. Sie muß das Kunststück fertigbrin-
gen, Ausgaben zu kürzen und gleichzeitig die Kon-
junktur anzuregen. Sie darf auch vor unpopulären 
Maßnahmen nicht zurückschrecken. Sie muß gegen 
den lautstarken und heftigen Widerstand der Be-
günstigten überflüssige Subventionen abbauen. Sie 
muß mehr Eigenleistung in der sozialen Sicherung 
durchsetzen. Das alles ist ja nicht populär, meine 
Damen und Herren, das alles erfordert verdammt 
viel Mut. Und kurzfristige Wunder sind angesichts 
der Schwere der Probleme nicht zu erwarten. 

Meine Damen und Herren, Vergangenheitsbewäl-
tigung, Selbstzerfleischung, Polemik, Diffamierun-
gen verhindern sachbezogene Arbeit für unser 
Volk. Hören wir endlich auf damit! Machen wir uns 
an die Arbeit! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Her-
ren, ehe ich das Wort weitergebe, möchte ich Ihnen 
mitteilen, daß sich die Fraktionen darauf verstän-
digt haben, von 13 bis 14.30 Uhr in die Mittagspause 
einzutreten. 

Das Wort hat der Ministerpräsident des Freistaa-
tes Bayern. 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern) (von der 
CDU/CSU mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sicher- 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. Oktober 1982 	7323 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern) 

lich bin ich als ein Politiker, der 29 Jahre Mitglied 
dieses Hohen Hauses war, der Meinung meines 
Vorredners, daß der Ablauf einer parlamentari-
schen Debatte — und zu den Königs-Debatten ge-
hört ja die Aussprache über eine Regierungserklä-
rung — wichtiger — — 

(Conradi [SPD]: „Königsmörder"!) 

— Das Wort „Königsmörder" stammt von Ihnen, 
nicht von mir. 

(Conradi [SPD]: Nein, von Baum!) 

Sicherlich gehört eine Aussprache über eine Regie-
rungserklärung, obendrein bei diesem Einschnitt in 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, zu 
den Königs-Debatten, vielleicht noch mit Vorrang 
gegenüber einer normalen Haushaltsdebatte. Aber 
angesichts der Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland, die im Gegensatz zu Frankreich oder 
Italien eine föderative Ordnung hat — aus gutem 
Grunde; ich werde einige Sätze darüber zu spre-
chen haben —, gehört das Verhältnis Bund-Länder 
— und hier wieder mit dem Kernstück Finanzbe-
ziehungen zwischen Bund und Ländern — zu ei-
nem Thema, das ein Mitglied des Bundesrates, der 
Regierungschef eines Bundeslandes, nach meiner 
Überzeugung auch in diesem Hause behandeln soll-
te. Das ist der Grund meiner Wortmeldung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Aufgabe der neuen Bundesregierung unter 
Kanzler Helmut Kohl, die sofort in Angriff genom-
men werden mußte, besteht darin, erstens die Wirt-
schaft zu sanieren, zweitens die öffentlichen Finan-
zen wieder in Ordnung zu bringen, drittens ein 
finanzierbares System der sozialen Sicherheit lang-
fristig zu stabilisieren, d. h. die Investitionen auf 
breiter Front zu verstärken, neues Wachstum zu 
erzeugen, aus zwei Millionen Arbeitslosen, d. h. Un-
terstützungsempfängern, arbeitswillig, aber zur Un-
produktivität verdammt, wieder Lohnsteuer- und 
Beitragszahler zu machen. 

Die neue Bundesregierung hat ein Erbe über-
nommen, das man ohne Übertreibung als Scherben-
haufen der Illusionen und als Trümmerhaufen der 
Utopien bezeichnen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte deshalb im Zusammenhang mit der ge-
strigen — — 

(Löffler [SPD]: Ihr Freistaat hat von die

-

sem Scherbenhaufen ganz gut gelebt, Herr 
Ministerpräsident!) 

— Der Freistaat Bayern hat — — 

(Löffler [SPD]: Hat sehr gut von diesem 
Scherbenhaufen gelebt!) 

— Wenn ich ausnahmsweise zu Wort kommen darf, 
bin ich Ihnen sehr dankbar. — Der Freistaat Bay-
ern hat dank der Tatsache, daß seine Regierungs-
chefs — ich nenne hier nicht nur mich, sondern 
auch meine Vorgänger — und deren Finanzmini-
ster den Kreditspielraum Bayerns in guten Tagen 
nicht ausgenutzt haben, sondern Reserven für 
schlechte Tage offengehalten haben, die Rück

-

schläge Ihrer Bundespolitik besser überstanden als 
andere Länder. Das ist meine Antwort dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gansel [SPD]: 
Besser als Schleswig-Holstein!) 

Ich hatte nicht die Absicht, speziell über die Pro-
bleme des Freistaates Bayern hier zu reden, weil 
ich über das Verhältnis Bund-Länder und die Ge-
staltung ihrer Finanzbeziehungen in der Zukunft 
reden will. Wenn Sie aber von mir ein Privatissi-
mum, und zwar noch gratis, über Bayern hören wol-
len, bin ich gerne bereit, Ihnen diesen Nachhilfeun-
terricht auch von dieser Stelle aus hier zu erteilen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Bindig  [SPD]: Ersparen Sie uns das!) 

Ich muß der gestern abgegebenen Regierungser-
klärung etwas zubilligen. Sie hatte doch gar nicht 
den Zweck, sämtliche politischen Problembereiche 
zu behandeln, wie sie z. B. nach einer Bundestags-
wahl als umfassendes Regierungsprogramm in der 
Regierungserklärung zum Ausdruck gebracht wer-
den müssen. Es sind ja auch in dem Koalitionspa-
pier, an dessen Fertigstellung ich als Parteivorsit-
zender meinen bescheidenen Anteil geleistet habe, 
ganze Bereiche der Bundespolitik überhaupt nicht 
angesprochen worden, 

(Zuruf von der SPD: Das kann man wohl 
sagen!) 

und zwar nicht deshalb, weil man diese Probleme 
etwa für nicht verhandlungsfähig erklärt hat oder 
für nicht kompromißfähig hält, sondern einfach 
deshalb, weil wir in dieser Stunde der Not uns alle 
— Bundestag, Bundesrat, die Regierungen der Län-
der, die Regierung des Bundes — auf dieses Pro-
blem, nämlich eine Tendenzwende — Sanierung 
der Wirtschaft, Konsolidierung der öffentlichen Fi-
nanzen und Stabilisierung eines finanzierbaren Sy-
stems der sozialen Sicherheit — konzentrieren 
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei einer Regierung, deren Chef in Übereinstim-
mung mit den Koalitionspartnern den 6. März als 
Tag der nächsten Bundestagswahl in der Öffent-
lichkeit verbindlich angegeben hat, kommt es doch 
nicht darauf an, jetzt in wenigen Monaten ein Pro-
gramm zu entwerfen, für dessen Durchführung, für 
dessen Verhandlung man sicherlich mehr als einige 
Tage braucht — ich habe einige Erfahrung in Koali-
tionsverhandlungen aus den 50er und 60er Jah-
ren —, für dessen Durchführung man vor allen Din-
gen einen längeren Zeitraum braucht. Darum ist 
diese Regierungserklärung — das war auch meine 
Meinung bei der Ausarbeitung des Koalitionspa-
piers — in der Hauptsache darauf abgestellt, in der 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik die Wende 
einzuleiten, im übrigen bei den anderen Gebieten 
die Kontinuität zu gewährleisten oder — auch das 
soll hier offen gesagt werden — kontroverse The-
men zwischen den Unionsparteien und der FDP 
auszuklammern. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich glaube, wir erweisen uns selber und den Bürge

-

rinnen und Bürgern, den Wählern, den besten 
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Dienst, wenn wir die Dinge in diesem Hause so 
behandeln, wie sie in Wirklichkeit sind. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich habe gesagt, die neue Bundesregierung hat 
ein Erbe übernommen, das man schlicht als Scher-
benhaufen der Illusionen und als Trümmerhaufen 
der Utopien bezeichnen kann. Helmut Schmidt hat 
so getan, als ob Hochverrat und Meineid ihn ge-
stürzt hätten, also eine Art Dolchstoßlegende erfun-
den. — Wissen Sie, wenn man in einem langen poli-
tischen Leben alles und das Gegenteil von allem 
erlebt hat, 

(Heiterkeit) 

dann kommt man hier zu der schlichten Feststel-
lung, daß alles in der Geschichte zweimal vor-
kommt, z. B. die Dolchstoßlegende als Tragödie der 
Weimarer Republik, als Komödie bei Ende der libe-
ralsozialistischen Koalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Koalition ist doch nicht an persönlichen 
Streitigkeiten zwischen Schmidt und Genscher ge-
borsten. Da habe ich in dem heute ja schon zitierten 
Papier, das zu Beginn dieser Woche veröffentlicht 
worden ist, etwas gefunden. Das ist übrigens ein 
sehr bedenklicher Vorgang für einen hohen Bun-
desbeamten, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

der vor wenigen Tagen die Bühne seiner offiziellen 
Tätigkeit verlassen hat, auch die Bühne der Intimi-
täten, der Indiskretionen aus dem Küchenkabinett. 
Er schreibt: 

Des Kanzlers Gefühle zu Genscher sind immer 
noch widerstreitend. Verschiedentlich in der 
Vergangenheit hat er der gut gespielten Herz-
lichkeit des anderen vertraut. In Wahrheit ist 
der Kanzler, 

— Helmut Schmidt ist natürlich gemeint — 

selber nicht ohne komödiantische Begabung, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

einem Chargenspieler von Rang aufgesessen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das ist also ein völlig neuer Wettstreit auf der poli-
tischen Bühne: zwischen einem Exkanzler mit ko-
mödiantischer Begabung und einem Chargenspie-
ler von Rang. 

Ich möchte aber auch dem Kollegen Lambsdorff 
für einige Sätze seiner Rede heute morgen danken, 
ebenso dem vorherigen Redner. Dieses Papier 
bringt ja immerhin Enthüllungen aus dem Seelen-
leben. Und der Wind hat mir ein Lied erzählt: 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 

Der Bölling hat das Papier abgezeichnet, aber die 
Feder ist zum Teil vom großen Meister geführt wor-
den. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

In diesem Papier heißt es: 

Die Begegnung mit dem Innenminister Baum 
vermittelt keine Erkenntnisse, die uns weiter

-

helfen. Natürlich stimmt es, wenn er sagt, daß 
viele in der FDP nicht als Kanzlerkiller daste-
hen möchten. Die dem Kanzler verbundene Hil-
degard Hamm-Brücher, sagt Baum, werde so 
etwas niemals tun, und andere auch nicht. 

— Na gut, das ist Vergangenheit. — 

Aber  was zählen solche ehrenwerte Skrupel 
schon, wenn es darum geht, die FDP vor dem 
Schicksal der Opposition zu bewahren? Es geht 
ja schon gar nicht mehr um den nächsten 
Haushaltskompromiß, um die Balance zwi-
schen Einsparung und neuen Schulden. Für 
Genscher und seinen Anhang stellt sich doch 
die ungleich wichtigere Frage, an der Seite wel-
cher der zwei großen Parteien sie 1984 wieder 
zu Macht und Pfründen kommen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Genau dieser Deutung möchte ich widersprechen. 

(Lachen bei der SPD — Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Genauso wie der Bundeswirtschaftsminister 
heute morgen sagte, er habe die Gnade seiner Kri-
tik auch mir zuteil werden lassen, habe ich mit Kri-
tik sicher nicht gespart und niemand geschont. 
Aber eines ist natürlich für eine Freie Demokrati-
sche Partei und ihren wirtschaftsliberalen Flügel 
unerträglich, nämlich zuzusehen, wie die Wirtschaft 
unseres Landes in eine endlose Talfahrt gerät, die 
Finanzen total durcheinandergeraten und auch das 
Netz der sozialen Sicherheit immer brüchiger wird. 
Dieses billige ich den Herren, die den Koalitions-
wechsel vollzogen haben, zu, gleichgültig, wie 
schnell oder wie langsam und wie früher oder wie 
später es richtiger oder besser gewesen wäre. 

Diese Koalition ist nicht an persönlichen Streitig-
keiten zwischen Schmidt und Genscher geborsten 
oder an rechtspolitischen Gegensätzen zwischen 
SPD und FDP zerbrochen oder an außen- oder 
deutschlandpolitischen Fehden zwischen den Koali-
tionspartnern zugrunde gegangen. Sie ist an der 
Unmöglichkeit zugrunde gegangen, die gemeinsam 
verschuldete Zerrüttung von Wirtschaft und Finan-
zen mit dem Partner SPD wieder in Ordnung zu 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daß es lange gedauert hat und dafür spät, ja fast zu 
spät geworden ist, ist ja auch nicht zu bestreiten. 

Ich erinnere daran, daß ein von mir hochverehr-
ter sozialdemokratischer Kollege aus der Zeit der 
Großen Koalition, mit dem ich viele Gemeinsamkei-
ten hatte und mit dem mich mehr als gelegentliche 
Meinungsverschiedenheiten verband — Sie wissen, 
wen ich meine: Karl Schiller —, schon zu Anfang 
der 70er Jahre bei einem steuerpolitischen Kongreß 
der SPD an die Adresse seiner Parteifreunde er-
klärt hat: Die wollen ja eine andere Republik! Er 
sagte dann: Kinder, laßt doch die Tassen im 
Schrank! Seit dem Münchener Parteitag der SPD 
war ich mir im klaren, daß die nicht die Tassen im 
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Schrank gelassen haben, sondern den wirtschafts-
politischen Verstand in der Garderobe, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Zuruf von der CDU/CSU: 

Falls sie einen mitgebracht hatten!) 

und dazu noch den Schlüssel verlegt haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Zuruf von der SPD: Der 
Staatsschaupieler von Bayern! — Weitere 

Zurufe) 

— Ich kann verstehen, daß Sie von bitteren Gefüh-
len geplagt sind, daß der Rollenwechsel Sie stört. 

(Zuruf von der SPD: Nein, wir sind erhei

-

tert!) 

Manche atmen vielleicht befreit auf, manche den-
ken mit Bitternis an die letzten Monate. Aber Sie 
sollten hier soviel Haltung aufbringen, mich in 
Ruhe anzuhören. 

(Löffler [SPD]: Das tun wir doch!) 

Ich habe bis jetzt nur humorvoll gesprochen, wenn 
auch mit einigen ironischen Sentenzen. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich habe von der gemeinsam verschuldeten Zer-
rüttung von Wirtschaft und Finanzen gesprochen. 
Sie können doch nicht leugnen, daß die anschwel-
lende Zahl der Arbeitslosen in diesem Winter die 
Grenze von 2 Millionen erheblich überschreiten 
wird und daß die Zahl der Pleiten sprunghaft ge-
stiegen ist und vorerst noch weiter — bis 16 000 am 
Ende des Jahres — steigen wird. Sie können auch 
nicht die katastrophal anwachsende Neuverschul-
dung einfach leugnen. Die SPD war und ist nicht 
bereit — das haben auch die Reden des Kollegen 
Ehmke und des Kollegen Apel bewiesen, die ich 
zum Teil hier und zum Teil am Radio gehört 
habe —, die leichtfertig gebauten Luftschlösser wie-
der einzureißen, sondern überläßt das anderen und 
möchte dazu noch die politische Rechnung der 
neuen Regierung anlasten. 

Die alte Koalition ist über den Folgen ihrer skan-
dalösen Wirtschafts- und Finanzpolitik zusammen-
gestürzt. Wie viele Programme, Pläne, Operationen 
und Strategien sind großspurig verkündet und dann 
leise wieder aus dem Verkehr gezogen worden! Der 
Traum vom historischen Bündnis zwischen Libera-
lismus und Sozialismus war eben doch ein falscher 
Traum. Wenn die alte Koalition noch ein Jahr wei-
terregiert hätte, hätten Sie, Herr Kollege Ehmke, 
Ihre gestrige Rede nicht halten können. 

(Zuruf von der SPD: Das ist wahr!) 

Sie hätten sie nicht halten können, denn die Wende, 
die durch die Regierungserklärung von gestern und 
durch die Beschlüsse der Koalitionsparteien zwar 
noch nicht vollzogen, aber signalisiert und eingelei-
tet worden ist, wäre bei Fortsetzung dessen, was 
sich zwischen den alten Bündnispartnern in den 
letzten Jahren und vor allen Dingen in den letzten 

Monaten ereignet hat, völlig außerhalb jeder Mög-
lichkeit gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[SPD]: Genscher ist weggelaufen!) 

Der Anstieg der Zahl der Arbeitslosen, der Anstieg 
der Zahl der Insolvenzen, Konkurse, Betriebsstille-
gungen, Pleiten usw. und der skandalöse Anstieg 
der Verschuldung wären ungehemmt und unge

-

remst weitergegangen. 

(Zuruf von der SPD: Er geht doch weiter!) 

Wenn es dem Bürger auferlegt worden wäre, die 
Folgen dieser Politik bezahlen zu müssen, dann hät-
ten Sie, Herr Kollege Ehmke, nicht — wie gestern 
— die Möglichkeit gehabt, alle möglichen Personen-
kreise hier als Opfer der Politik einer Bundesregie-
rung, die erst wenige Tage im Amt ist, zu mobilisie-
ren. Die Arbeitnehmer, die Rentner, die Kriegsop-
fer, die Mieter, die Schüler und die Studenten, die 
Sie gestern genannt haben, sind doch das Opfer 
Ihrer Politik der finanzpolitischen Maßlosigkeit ge-
worden! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, daß ich nicht um ein Jota übertreibe, 
wenn ich sage: Wenn ein Redner an dieser Stelle 
oder wo auch immer, sagen wir, vor vier Jahren 
oder nach der Bundestagswahl 1976, bei der es ja 
nur ein „Rentenproblemchen" gab, vorausgesagt 
hätte, was Sie in den folgenden Jahren an zum Teil 
paradoxen, sinnlosen, ungereimten, widerspruchs-
vollen, das Problem nicht heilenden Einschnitten in 
die sozialen Leistungen vollzogen haben, wäre die-
ser Redner damals genauso mit einer Welle, mit 
einer Flut von Verhetzung und Verleumdung über-
zogen worden, wie es jetzt leider auch wieder Stil zu 
werden scheint. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Sagen wir doch einfach: Die alte Koalition hat 
Konkurs gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Haushaltspläne und Finanzplanungen waren nicht 
einmal mehr Poesiealben, sondern waren reine 
Märchenbücher geworden. Ihre Zahlen dienten 
doch mehr der Verharmlosung der Probleme und 
der Verschleierung der Tatsachen als den Erforder-
nissen eines demokratischen Haushaltsrechts. Ich 
bin auf Grund der Vorarbeiten vieler verdienter Fi-
nanzpolitiker der Finanzminister gewesen, der da-
mals, am Ende der Großen Koalition, im Zusam-
menhang mit dem Gesamtbereich der Finanzver-
fassungsreform das neue Haushaltsrecht dem Par-
lament vorgelegt und damit zur Gültigkeit gebracht 
hat, ein demokratisches Haushaltsrecht mit einer 
sehr großen Transparenz, angefangen bei dem ein-
zig sinnvollen Schlüssel der Nettoverschuldung 
statt des wenig aussagekräftigen Schlüssels der 
Bruttoverschuldung bis hin zur Ausweisung der 
Subventionen und zur Trennung der konsumtiven 
von den investiven Aufgaben usw. Einnahmen und 
Ausgaben der öffentlichen Hand sollten doch über-
schaubar und durchschaubar werden. Wer die 
Haushaltspläne der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
bis — immer schlimmer werdend — in die 80er 
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Jahre hinein und die dazugehörigen Finanzplanun-
gen sieht, muß wirklich den Kopf drehen, wenn er 
die Zahlen zwischen dem Soll und der Wirklichkeit 
noch auf ein und demselben Papier sollte festzustel-
len wünschen. 

Der Kassensturz hat nach Angaben des neuen 
Bundesfinanzministers — ich bin nicht verwundert 
darüber — ein noch schlechteres Ergebnis zutage 
gefördert als ursprünglich befürchtet. Seit der letz-
ten finanzpolitischen Debatte noch unter Kanzler 
Helmut Schmidt vor einem Monat ist die Finanzie-
rungslage für 1982 bis heute nochmals um etwa 
6 Milliarden DM schlechter geworden, hat sich die 
neue Schuldenlast für dieses Jahr auf 40 Milliarden 
DM erhöht. Diese neue Schuldenlast der neuen Re-
gierung anzulasten ist der Gipfelpunkt von Parado-
xie, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Eine Unver

-

schämtheit!) 

um nicht zu sagen: von politischer Impertinenz. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

In den drei Jahren — ohne Änderung der Politik — 
hätte die nach Grundgesetz höchstzulässige Kredit-
aufnahme, die durch die Summe der Investitionen 
bestimmt wird 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt's!) 

— ich beziehe mich hier auf die vorliegenden, von 
der letzten Regierung vorgelegten und ständig revi-
dierten Planungen, also auf deren letzte Planung 
beziehe ich mich —, nicht mehr ausgereicht, die 
Zinsen für die bisher aufgenommenen Schulden zu 
bezahlen. Wenn das nicht finanzpolitischer Bank-
rott ist, dann weiß ich nicht, was unter diesem The-
ma, unter dieser Definition noch verstanden wer-
den soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für 1983 ergab sich statt der offiziell geplanten — 
oder besser gesagt: erträumten — 28 Milliarden DM 
eine weitere Neuschuldenlast von 50 Milliarden DM 
oder mehr. Darüber ist doch der letzte Kanzler ge-
stürzt, weil er sich mit seiner SPD nicht mehr aus 
dem Teufelskreis der selbstverschuldeten Finanz-
katastrophe befreien konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich war der letzte Finanzminister der Periode von 
1949 bis 1969, und zwar in der Großen Koalition von 
1966 bis 1969. Weil damals mein Nachfolger Alex 
Möller, ein von mir hochgeschätzter Kollege, von 
der schweren Erblast gesprochen hat, die er von 
mir habe übernehmen müssen, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

darf ich diese Erblast einmal in drei Zahlen darstel-
len: Ich habe im Wahljahr 1969 nicht einen einzigen 
Pfennig Nettokredit aufgenommen. Ich habe in dem 
gleichen Jahr 1,3 Milliarden DM Schulden zurück-
gezahlt, um damit das Gesamtniveau der Schulden-
last durch einen erheblichen Betrag zu senken und 
um ein Zeichen des guten Willens unserer Solidi-
tät zu setzen. Ich bin überzeugt — ohne Herrn Kol-
legen Stoltenberg und seinen Nachfolgern hier et

-

was vorschreiben zu wollen —, daß ich angesichts 
der von der letzten Koalition und ihrer Regierung 
geschaffenen Finanzlage wahrscheinlich der letzte 
Finanzminister in der Bundesrepublik in diesem 
Jahrhundert gewesen sein werde, der in einem Jahr 
— noch dazu in einem Wahljahr — keinen Pfennig 
Kredit aufgenommen, 1,3 Milliarden Schulden zu-
rückgezahlt und seinem Nachfolger am 21. Oktober 
1969, dem Tag der Wahl Willy Brandts zum Kanzler, 
einen Kassenbestand in Höhe von 3 962 000 000 DM 
überlassen hat. 

Vizepräsident Windelen: Herr Ministerpräsident, 
der Abgeordnete Westphal wollte Ihnen eine Zwi-
schenfrage stellen, wenn Sie einverstanden sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht zulassen!) 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Sofort. 
— Herr Stoltenberg muß jetzt noch blitzschnell 6 
Milliarden DM aufnehmen; sonst könnte der  Bund 
seine Gehälter und Rechnungen im Dezember nicht 
mehr bezahlen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Finanzlage von damals ist von dem Abgeordne-
ten Wehner und dem Abgeordneten Schmidt — da-
mals, als wir unsere Arbeit in der Großen Koalition 
aufgenommen haben — als so katastrophal bezeich-
net worden, daß die dafür Schuldigen in das Zucht-
haus gehörten. 

(Zuruf von der SPD: 1966 war das!) 

— 1966, ja.  — Zwar war die Finanzlage 1966 etwas 
durcheinander geraten, aber ihre Ordnung war eine 
relativ leichte Aufgabe. Das Ende dieser dreijähri-
gen Ordnungsperiode habe ich Ihnen gerade ge-
schildert: 1969 keinen Pfennig Kredit aufgenom-
men, 1,3 Milliarden DM zurückgezahlt und in der 
Kasse einen Bestand von etwa 4 Milliarden DM 
dem Nachfolger hinterlassen, der keinen einzigen 
Pfennig Kredit als Erblast aufzunehmen brauchte. 
Das ist die reine, durch Tatsachen begründete 
Wahrheit, die ich hier auch einmal sagen darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter West-
phal zu einer Zwischenfrage. 

Westphal (SPD): Herr Ministerpräsident, ist es zu-
treffend, daß die Zeit, von der Sie als damaliger 
Finanzminister schwärmen, so gestaltet war, daß 
derjenige, der Ihnen die Zahlen, die Wirtschaftsda-
ten zugeliefert hat, ein sozialdemokratischer Wirt-
schaftsminister gewesen ist? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Das 
war genau der, der damals gegangen ist, weil er 
bemerkt hat, daß wachsende Teile in Ihrer Partei 
eine andere Republik wollen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß die sozialistischen Gesellschaftsveränderer 
ihre rot angestrichenen Tassen jetzt öffentlich aus-
stellen wollen, und der daraus die Konsequenzen 
gezogen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Windelen: Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Westphal? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Bitte 
sehr, mit Vergnügen. 

Westphal (SPD): Herr Strauß, könnte es sein, daß 
Sie sich irren? Derjenige, von dem wir beide spre-
chen, ist zu einer ganz anderen Zeit und aus ganz 
anderen Gründen als denen, die Sie genannt haben, 
zurückgetreten. Ich nehme an, Sie irren sich. Wür-
den Sie mir das bestätigen? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Dann 
hätte ich ihn bei meiner Unterredung im August 
1972 in einem bekannten Ferienort völlig falsch ver-
standen. Sie können sich hier auf mein Gedächtnis 
verlassen. Ich stelle es Ihnen sozusagen als Pro-
these gerne zur Verfügung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich weiß ich, warum Alex Möller zurückgetre-
ten ist. Er hat es doch gesagt und geschrieben. Na-
türlich weiß ich, warum Karl Schiller zurückgetre-
ten ist. Natürlich weiß ich, daß damals die weltwirt-
schaftliche Lage und auch die außenwirtschaftliche 
Lage anders war. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Hätten Sie aber Maß gehalten, dann wären höch-
stens die unangenehmen Übertreibungen nach der 
positiven Seite hin abgebaut worden: die Tatsache, 
daß der Arbeitsmarkt leergefegt war, daß 400 000 
oder 500 000 offene Stellen nicht besetzt werden 
konnten. Wenn hier etwas gebremst worden wäre, 
hätte kein Vernünftiger etwas dagegen einzuwen-
den gehabt. In dieser Situation haben Sie noch eine 
Vollbeschäftigungsgarantie gegeben, die so über-
flüssig war, wie wenn man Schnee nach Alaska im-
portieren wollte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Zurufe von der SPD: Ananas!) 

— Sie werden nicht bestreiten, daß der Import von 
Ananas nach Alaska einen Sinn hätte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber Sie haben ja Pelzmäntel nach Zentralafrika 
und Eis nach Alaska in jener Zeit mit Ihrer Vollbe-
schäftigungsgarantie exportiert. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Stoltenberg stand doch vor der Lage, daß er im 
November oder spätestens im Dezember die Gehäl-
ter nicht mehr hätte zahlen können, die Weih-
nachtsgratifikationen nicht mehr hätte zahlen kön-
nen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Die Minister

-

pensionen!) 

Das ist doch die bittere Wahrheit, die man hier ein-
gestehen sollte, statt wilde Drohungen von sich zu 
geben und ungestüme Ausfälle zu machen. Das ist 
die bittere Wahrheit — nicht die Ballade vom verra-
tenen Ritter Helmut aus Hamburg. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein besonderer Ausschnitt aus diesem Bild des 
Niedergangs ist das  Bund-Länder-Verhältnis, das 
im Laufe der letzten 13 Jahre und besonders seit 
1980 leider immer schlechter geworden ist. Mit 
Freude und Genugtuung habe ich die Absichtser-
klärung des Bundeskanzlers in der Regierungser-
klärung und in der letzten Woche vor dem Bundes-
rat zur Kenntnis genommen, daß im Bund-Länder-
Verhältnis eine Wende zum Besseren eintreten 
soll. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an die 
beißende Kritik von zwei sozialdemokratischen 
Landesministern an die Adresse der sozialdemo-
kratisch geführten Bundesregierung von Helmut 
Schmidt. Der nordrhein-westfälische Innenminister 
Schnoor nannte es im Juli dieses Jahres einen „ver-
fassungspolitischen Skandal", wie die Länder im 
Zusammenhang der damaligen Haushaltsverhand-
lungen behandelt würden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ich zitiere ihn; dann habe ich mehr Glaubwürdig-
keit auf dieser Seite und mehr Beifall auf jener Sei-
te. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Der nordrhein-westfälische Wirtschaftsminister 
Jochimsen, eines der Wunderkinder aus der Ehm-
keschen Zauberküche, lastete wenige Tage nach 
dieser drastischen Erklärung des Herrn Innenmini-
sters Schnoor dem Bund an, daß der Bund seine 
Sparpolitik einseitig zu Lasten der Länder treibe 
und verhindere, daß die Länder eine aktive sowie 
beschäftigungssichernde Konjunktur- und Investi-
tionspolitik gestalten könnten. Er fragte mit Blick 
auf Nordrhein-Westfalen — ich zitiere ihn wört-
lich —, ob der Bund zusehen könne, wie das indu-
strielle Kernland mit 28% der gesamten Bundesbe-
völkerung „verkomme". 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Schönes Wort!) 

Und hier habe ich zwei sozialdemokratische Spit-
zenpolitiker des Landes zitiert, in dem die SPD im 
Parlament die absolute Mehrheit hat und allein die 
Regierung stellt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Und was die ver

-

sprochen hat!) 

Aber diese Klagen sind doch nur die Spitze des 
Eisbergs einer länderunfreundlichen Politik, die 
seit Jahren das Verhältnis von Bund und Ländern 
zunehmend belastete und damit der Stabilität und 
der Glaubwürdigkeit unserer bundesstaatlichen 
Ordnung Schaden zufügte. 

Aus guten Gründen erhebt das Grundgesetz in 
Art. 79 ausdrücklich die Eigenstaatlichkeit der Län-
der zu einem Verfassungsgrundsatz, der nicht zur 
Disposition stehen oder gestellt werden darf. Es 
kann daher doch nicht dem Geist der Verfassung 
entsprechen, wenn die Länder ständig um die Er-
haltung ihrer Leistungsfähigkeit kämpfen müssen, 
damit sie ihre verfassungsmäßigen Aufgaben erfül-
len können. 

Ich glaube, das, was ich hier sage, müßte genauso 
von jedem sozialdemokratischen Regierungschef 
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eines sozialdemokratisch regierten Landes gesagt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es kann auch nicht dem Geist der Verfassung 
entsprechen, daß die Länder fortwährend Versuche 
des Bundes abwehren müssen, in ihre eigensten 
Zuständigkeiten einzudringen, oder den vom 
Grundgesetz geschützten Kernbereich der Eigen-
staatlichkeit verteidigen zu müssen. An Beispielen 
dafür hat es in den letzten Jahren nicht gefehlt. 

Ich erinnere an die weitgehende, zum Teil unnö-
tige Ausschöpfung der konkurrierenden Gesetzge-
bung des Bundes z. B. beim Bundesberggesetz. Ich 
erinnere an die Regelungssucht und den Perfektio-
nismus bei der Bundesgesetzgebung, deren Last 
dann die mit der Ausführung betrauten Länder und 
Gemeinden zu tragen hatten, z. B. beim Abwasser-
abgabengesetz. Ich erinnere an die wiederholten, 
verfassungsrechtlich mehr als bedenklichen Versu-
che, Länder und Gemeinden über Sonderpro-
gramme und Modellvorhaben unter die Angebots-
diktatur des Bundes zu stellen. Ich erinnere vor 
allem an die zutiefst gestörten, von Wort- und Ver-
trauensbrüchen seitens des Bundes damals gekenn-
zeichneten Finanzbeziehungen zwischen Bund und 
Ländern, worüber noch einige Sätze zu sagen sein 
werden. 

Der neue Bundeskanzler hat klar zum Ausdruck 
gebracht, welch hoher Stellenwert für ihn die Ver-
besserung des Bund-Länder-Verhältnisses besitzt. 
Die Regierungserklärung sagt: Wir wollen, daß Län-
der und Gemeinden wieder mehr zu ihrem Rechte 
kommen. Und weiter: 

Die föderative Ordnung ist mehr als ein Verfas-
sungsprinzip: Sie ist ein wichtiges Ergebnis un-
sere Geschichte. Sie ist Ausdruck unserer poli-
tischen Kultur, die von Verteilung und Kon-
trolle der Macht, von Freiheit und Eigenverant-
wortung geprägt ist. Die Aufgaben, die Länder 
und Gemeinden wirksamer als der Bund erfül-
len können, sollten sie selbst wahrnehmen. 

(Zuruf von der SPD: Gewerbesteuer!) 

— Gewerbesteuer, darauf komme ich sofort zu spre-
chen, wenn Sie es unbedingt haben wollen. Aber 
das geht dann leider auf die Redezeit. 

Ich habe, als ich Abgeordneter des Deutschen 
Bundestages war, von dieser Stelle aus, auch in 
einem Wortwechsel — wenn ich mich recht erin-
nere — mit dem seinerzeitigen und auch heutigen 
Bundeswirtschaftsminister Graf Lambsdorff, als 
eine für die Verbesserung der Rahmenbedingungen 
der mittelständischen Wirtschaft notwendigen 
Maßnahme den Abbau der Gewerbesteuer bezeich-
net, allerdings mit der Maßgabe, daß eine wirt-
schaftliche Interessenverbindung zwischen Unter-
nehmungen und den Gemeinden, wie immer man 
sie bezeichnen oder ausgestalten mag, nicht aufge-
geben werden dürfe 

(Zuruf von der SPD: Wie denn?) 

eine Interessenverbindung, die für die Investitio

-

nen, für den Ausbau, für den Neubau von Betriebs

-

stätten, für die Neuerrichtung von Unternehmun-
gen von wesentlicher Bedeutung ist. 

Ich habe seinerzeit als Bundesminister der Fi-
nanzen eine Gemeindefinanzverfassungsreform 
durchgeführt, deren Gesamtertrag den Gemeinden 
im ersten Jahre der Wirksamkeit eine Verbesse-
rung ihrer Finanzmasse um — nageln Sie mich 
jetzt nicht auf hundert Millionen DM fest — 5,5 bis 
6 Milliarden DM gebracht hat — gegen schwere 
Widerstände damals. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das war hervor

-

ragend!) 

Wir haben damals dann die Gewerbesteuerum-
lage eingeführt, um schon einen Schritt, symbo-
lisch, in die Richtung Abbau der Gewerbesteuer zu 
tun. 

Ich habe bei der vorher erwähnten Kontroverse 
mit dem Herrn Bundeswirtschaftsminister den Ab-
bau der Gewerbekapitalsteuer verlangt und im be-
sonderen die Beseitigung des auch nach meiner 
heutigen Ansicht noch unerträglichen Unfugs, daß 
auch die Zinsen für langfristige Schulden, genauso 
wie die Schulden als Gewerbekapital versteuert 
werden müssen, noch als Gewerbeertrag zu ver-
steuern sind, auch dann noch, wenn das Unterneh-
men keinen Ertrag mehr erwirtschaftet oder sich 
schon in roten Ziffern befindet. Damals war der 
Herr Bundeswirtschaftsminister der Meinung, man 
sollte zwar die Gewerbekapitalsteuer abbauen, aber 
nicht die Hinzurechnung der Schuldzinsen zum Ge-
werbesteuerertrag beseitigen, weil sonst falsche 
Verhaltensweisen entstünden. 

Ich glaube, ich begehe keine große Indiskretion, 
wenn ich sage, daß wir diese Diskussion auch bei 
den Koalitionsverhandlungen geführt haben und 
daß im Laufe dieser Verhandlungen auch der Herr 
Bundeswirtschaftsminister seine Bedenken zurück-
gestellt und der Beseitigung der Dauerschuldzinsen 
als eines steuerlich zu Buche schlagenden Gewer-
besteuerertrags zugestimmt hat. Im Bewußtsein, 
was das für die Gemeinden bedeutet, habe ich dar-
aufhin vorgeschlagen, daß der Ausgleich dafür 
durch eine Senkung der Gewerbesteuerumlage her-
beigeführt wird, d. h. zu Lasten des Bundes und der 
Länder geht. 

Ich bin hier nicht in der Lage, jetzt auf Grund 
eines Zwischenrufs genaue Zahlen zu nennen. Aber 
ich darf den Weg andeuten: Abbau der Gewerbeka-
pitalsteuer, Beseitigung der Hinzurechnung der 
Dauerschuldzinsen auf der einen Seite, dadurch 
Einnahmeausfälle bei den Ländern und auch bei 
den Gemeinden, dafür auf der anderen Seite Sen-
kung der Gewerbesteuerumlage, und zwar, wenn es 
möglich ist, in einem Betrag, der das gleiche aus-
macht. Letzteres ginge zu Lasten des Bundes und 
der Länder, die die Gewerbesteuerumlage auf ihrer 
Plusseite im Haushalt zu verbuchen haben. 

Das war die Ratio der Verhandlungen zu diesem 
Punkt. Das ist auch das, was ich meinem geschätz-
ten Kollegen Dohnanyi in dem Zusammenhang sa-
gen will. 
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Diese Erklärung des neuen Bundeskanzlers, die 
ich eben verlesen habe, ist ein begrüßenswerter er-
ster Schritt in diese Richtung. Sie ist durch die 
Beauftragung eines Staatsministers im Bundes-
kanzleramt mit der Funktion, die früher die Bun-
desratsminister wahrgenommen haben, bestätigt 
worden. Ich habe bedauert, daß der Bundesratsmi-
nister aus der Kabinettsliste gestrichen worden ist. 

Die Bundesratsminister, angefangen von Hell-
wege bis Carlo Schmid, der diese Aufgabe in der 
Großen Koalition wahrgenommen hat, haben für 
das Verhältnis zwischen Bund und Ländern nicht 
so sehr materiell, sondern politisch-psychologisch 
vorteilhaft gewirkt. Aus diesem Grunde begrüße ich 
im Namen der bayerischen Staatsregierung — ich 
hoffe, daß die anderen Landesregierungen ohne 
Rücksicht darauf, von wem sie getragen oder ge-
schaukelt werden, 

(Heiterkeit) 

den gleichen Standpunkt einnehmen — die Beauf-
tragung eines Staatsministers im Bundeskanzler-
amt. Denn die Kontakte zwischen Bund und Län-
dern müssen wieder besser gepflegt werden. Viele 
Entfremdungen zwischen Bund und Ländern haben 
überhaupt keine parteipolitischen Ursachen, son-
dern sind einfach die Folge mangelnder Kontakt-
pflege, fehlender Information, auch skandalöser 
Mißachtung der Länder oder gelegentlich unqualifi-
zierter Beschimpfung des Bundesrats, leider auch 
durch den letzten Bundeskanzler. 

Es wird so getan, als ob der Bundesrat eine Ob-
struktions- oder Sabotagemaschine wäre, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wenn er nicht zu allem ja und amen sagte, was die 
Bundesregierung vorgeschlagen und der Bundestag 
beschlossen hat. Ich darf hier nur daran erinnern, 
daß ich mich damals als Kanzlerkandidat der Union 
im Vorfeld der Bundestagswahl 1980 gemeinsam 
mit meinen Kollegen von den anderen unionsre-
gierten Ländern mit Erfolg dafür eingesetzt habe, 
daß fünf finanzwirksame, allerdings populär, auch 
polemisch-demagogisch zu verkaufende Gesetzent-
würfe gestrichen worden, d. h. nicht in Kraft getre-
ten sind, weil aus ihnen eine finanzielle Mehrbela-
stung für Gemeinden, Länder und Bund von rund 
4,5 Milliarden DM entstanden wäre. Der Bundesrat 
ist keine gleichwertige zweite Kammer. Er ist auch 
kein Oppositionsorgan. Das sage ich als einer der 
schärfsten Redner der Opposition gegen die alte 
Koalition. Der Bundesrat ist eine Institution sui ge-
neris. Er ist nicht eine Interessenvertretung der 
Länder oder des jeweiligen Landes, sondern er ist 
ein Verfassungsorgan, das gemäß seinen verfas-
sungsmäßigen Vollmachten auf die Gesamtheit der 
Bundespolitik einzuwirken verpflichtet und berech-
tigt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, mehr brauche ich dazu nicht zu sagen. 

Eine gesunde bundesstaatliche Ordnung erfor-
dert deshalb gleichermaßen ein bundesfreundliches 
Verhalten der Länder wie ein länderfreundliches 
Verhalten des Bundes. Ich bin überzeugt, die Län

-

der werden sich bei der Bewältigung der vor uns lie-
genden schweren Aufgaben ihrer Pflicht gegenüber 
dem Ganzen nicht entziehen. Ich sichere das auch 
für die von mir geführte Regierung ohne Wenn und 
Aber zu. Wir erwarten jedoch, daß der Bund aus sei-
ner gesamtstaatlichen Verantwortung auch die Not-
wendigkeiten und Aufgaben der Länder in dem ge-
botenen Maße berücksichtigt. Ich sehe deshalb als 
bayerischer Ministerpräsident keinen Grund, ge-
genüber einer von der Union geführten Bundesre-
gierung dort, wo es um die Interessen der Länder 
oder um die Verteidigung der bundesstaatlichen 
Ordnung geht, andere Maßstäbe anzulegen, als ich 
es vor dem Regierungswechsel getan habe. Unsere 
Kritik richtete sich ja nicht gegen die Bundesregie-
rung, weil sie eine SPD/FDP-Regierung war, 

(Widerspruch bei der SPD) 

sondern weil sie auf die Gestaltung des Bund-Län-
der-Verhältnisses einen schlechten Einfluß genom-
men hat. Ich brauche meine Maßstäbe deshalb 
nicht zu ändern, weil ich das Vertrauen zur Regie-
rung Kohl/Genscher habe, daß sich das in der zu-
künftigen Gestaltung der Bund-Länder-Verhält-
nisse ändern wird. Darum kann ich bei meinen 
Maßstäben bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das gilt vor allen Dingen für die beiden großen Fra-
gen: Finanzbeziehungen zwischen Bund und Län-
dern und Sicherung der bundesstaatlichen Ordnung 
im Sinne eines modernen Föderalismus. 

Lassen Sie mich zu den Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Ländern einige aktuelle Ausfüh-
rungen machen. Der Kernbereich der Finanzbezie-
hungen zwischen Bund und Ländern sind zwei Ge-
biete: die allgemeine Finanz-, Steuer- und Haus-
haltspolitik und im besonderen die engen Finanzbe-
ziehungen zwischen Bund und Ländern, die Vertei-
lung des Steueraufkommens, die Bedienung der Ge-
meinschaftsaufgaben und anderer Mischfinanzie-
rungen. Der Hauptteil der Einnahmen, die die Län-
der für die Erfüllung ihrer verfassungsmäßigen 
Aufgaben benötigen — deren sind viele, und sie 
sind von unmittelbarer Auswirkung auf die politi-
sche Einstellung des Bürgers, auf seine Stellung-
nahme gegenüber diesem demokratischen Staat —, 
kommt aus dem Ertrag des Länderanteils bei den 
Gemeinschaftssteuern und aus dem Ertrag der den 
Ländern allein zufließenden Steuern, also Lohn-, 
Einkommen- und Körperschaftsteuer sowie Um-
satzsteuer als Gemeinschaftssteuern einerseits und 
ländereigene Steuern andererseits. Das sind in der 
Hauptsache die Einnahmen der Länder. Sie haben 
nur eine gewisse Gestaltungsfähigkeit in der Auf-
nahme der Kredite, aber auch hier ergeben sich aus 
den Geboten der Solidität, aus den Geboten der Ver-
antwortung für die kommenden Generationen na-
türlich Grenzen, die wir — ich darf das für den Frei-
staat Bayern mit besonderer Dringlichkeit sagen — 
auch nie erreicht, geschweige denn überschritten 
haben. Die Pro-Kopf-Verschuldung des Freistaates 
Bayern ist niedrig; sie liegt weit unter dem Durch-
schnitt der Bundesländer. Vom Bund wollen wir in 
dem Zusammenhang aus christlicher Nächstenliebe 
gar nicht reden. 
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Das heißt aber, die Länder sind auf der Einkom-

menseite ihrer Haushalte von der wirtschaftlichen 
Entwicklung im weitesten Sinne des Wortes ent-
scheidend abhängig, und hierauf haben die Länder 
so gut wie keinen Einfluß. Es ist die Aufgabe der 
Bundesregierung und die Aufgabe des Bundesta-
ges, Rahmenbedingungen zu schaffen, die auch für 
die Einnahmeseite der Länder wichtig sind: Abbau 
der Arbeitslosigkeit, aus Unterstützungsbeziehern 
wieder Lohnsteuerzahler zu machen. Das ist die 
Aufgabe, die nicht die Länder zu lösen vermögen. 
Sie können höchstens ihre Hilfe dazu anbieten. Die 
Länder können durch eine gute Strukturpolitik in 
einem gewissen Maße auf diese wirtschaftliche Ent-
wicklung Einfluß nehmen. Das Zusammenwirken 
von guter Bundespolitik und guter Landespolitik — 
ich denke hier an die Jahre von 1949 bis 1969 — hat 
sich immer fortschrittlich und hilfreich für den 
Bund ausgewirkt, aber auch eine noch so gute Lan-
despolitik kann mangelhafte Bundespolitik nicht 
ersetzen und schlechte Bundespolitik nicht ausglei-
chen. Wir können höchstens die Puffer etwas ab-
schwächen, die wir bekommen haben. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Eine gute Konjunkturpolitik des Bundes und 
eine produktive Strukturpolitik des Landes können 
aber gemeinsam den Erfolg gewährleisten. Ich ver-
mag davon ein Lied zu singen; denn die Rück-
schläge der Bundespolitik haben auch den Freistaat 
Bayern schmerzlich getroffen. Sie konnten nur da-
durch zum Teil ausgeglichen werden, daß mein um-
sichtiger und sparsamer Vorgänger in erfreulichem 
Gegensatz zum schlechten Beispiel des Bundes den 
Kreditspielraum des Freistaats Bayern nur zu ei-
nem geringen Teil ausgenutzt hat. Die Länder ha-
ben dagegen an den Bund im großen und ganzen 
Länderforderungen zu richten, gleichgültig, von 
welcher politischen Mehrheit die Länderregierun-
gen getragen oder, wenn ich das wiederholen darf, 
wie in Berlin, Hamburg oder Hessen „geschaukelt" 
werden. 

In diesem Zusammenhang darf ich folgende For-
derungen an die Bundesregierung richten: 

Erstens durch eine aktive Konjunkturpolitik die 
Steuereinnahmen ohne Steuererhöhungen wieder 
auf einen höheren und berechenbaren Stand zu 
bringen. Die Tragödie der Steuerschätzungen, daß 
es alle drei Monate Zeit ist, die alte Steuerschät-
zung in den Papierkorb zu werfen, weil sie reine 
Makulatur geworden ist, muß endlich einmal aufhö-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Steuerschätzung vom Dezember 1981 haben wir 
im März 1982 weggeworfen; die vom März 1982 ha-
ben wir im Juni weggeworfen, und ich bin über-
zeugt, wenn jetzt eine neue Steuerschätzung 
kommt, dann müssen wir auch die vom Juni wieder 
in den Papierkorb werfen. Denn bei jeder neuen 
Steuerschätzung — ich kann jetzt nur einmal die 
Auswirkungen für Bayern sagen — mußten wir für 
das laufende Jahr und für die kommenden Jahre 
unsere Einnahmeerwartungen um jeweils ungefähr 
300 Millionen DM zurücknehmen. Wie man darauf 

noch einen soliden Haushalt oder gar einen Doppel-
haushalt, wie wir ihn 1983/84 haben, oder eine 
mehrjährige Finanzplanung einschließlich 1986 auf-
stellen soll, das überlasse ich den Zauberern oder 
Magiern oder Gauklern, aber das ist nicht mehr die 
Aufgabe seriöser Landespolitik oder seriöser Fi-
nanzpolitiker. 

Unsere zweite Forderung ist, den Bundeshaus-
halt schrittweise so umzuschichten, daß seine Inve-
stitionsquote statt heute zwischen 13 und 14 % — 
Herr Stoltenberg ist gestern, soviel ich weiß, darauf 
zu sprechen gekommen — wieder auf 17 bis 18% 
steigt — das wäre ein Mehr von etwa 12 Milliarden 
DM an investiven Mitteln auf der Bundesseite —, 
damit der Bund seine investiven Aufgaben in den 
Ländern — z. B. beim Fernstraßenbau — wieder 
erfüllen und seine pflichtgemäßen Beiträge zur Fi-
nanzierung der Gemeinschaftsaufgaben und ande-
rer gemeinschaftlich zu finanzierender Programme 
wieder leisten kann. Hier handelt es sich gemäß 
Art. 91 a des Grundgesetzes um die Gemeinschafts-
aufgaben: erstens Ausbau und Neubau von wissen-
schaftlichen Hochschulen einschließlich der Hoch-
schulkliniken; zweitens Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur und — drittens — Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes 
sowie um die Finanzierungshilfen des Bundes für 
Investitionen der Länder und Gemeinden nach 
Art. 104 Abs. 4 Satz 1 des Grundgesetzes: Kranken-
hausbau, Krankenhausausstattung, Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden durch 
Hilfen für den kommunalen Straßenbau und den 
öffentlichen Personennahverkehr, städtebauliche 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, sozia-
ler Wohnungsbau. 

Allein die Kürzungen des Bundes auf diesem Ge-
biet gegenüber den ursprünglich verabredeten Pla-
nungen und vereinbarten Größenordnungen belie-
fen sich in dem von mir regierten Lande im Jahre 
1982 auf 740 Millionen DM weniger an Bundeslei-
stungen auf investivem Gebiet. Dazu kamen die so-
eben erwähnten Einschnitte und Kürzungen durch 
den Zwang, die Steuererwartungen laufend zurück-
nehmen zu müssen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Und dann fordert 
man Abbau der öffentlichen Investitio

-

nen!) 

— Das war ja der Grund, Herr Kollege Waigel, 
warum ich so skeptisch gegenüber dem sogenann-
ten Beschäftigungsprogramm war. Es ist doch un-
sinnig, die investiven Leistungen von Monat zu Mo-
nat zu kürzen und damit vor allem unsere Bauwirt-
schaft halb totzuschlagen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich kann hier von der nördlichen Oberpfalz, Ober-
franken ein Lied singen, aber nicht nur für diese 
Regierungsbezirke; dort verzeichnen wir eine Pleite 
nach der anderen, gerade im Bereiche der Bauwirt-
schaft und des Bauausstattungsgewerbes. Eine 
maßgebende Schuld hieran — nicht die alleinige — 
hat der Rückgang der öffentlichen Investitionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Die Wiederherstellung der Finanzierungskraft der 
Länder für Investitionen, die Bedienung des Bun-
desanteils wäre das beste Beschäftigungspro-
gramm gewesen, was ich hier in diesem Haus und 
anderswo — ich weiß nicht wie oft — gesagt habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erlauben Sie mir in dem Zusammenhang auch 
etwas dazu zu sagen, was die neue Bundesregie-
rung anpacken sollte, was nicht in kurzer Zeit erle-
digt werden kann. Sie wissen, daß der Freistaat 
Bayern von jeher ein Vorreiter im Kampf um den 
Abbau von Mischfinanzierungen und eine Überprü-
fung der Gemeinschaftsaufgaben gewesen ist. Die 
Einrichtung von Gemeinschaftsaufgaben als Ver-
fassungseinrichtung ist seinerzeit von der soge-
nannten Troeger-Kommission — Troeger war Vize-
präsident der Deutschen Bundesbank in den 60er 
Jahren — in ihrem Bericht zur Finanzverfassungs-
reform vorgeschlagen worden. Der damalige sozial-
demokratische Koalitionspartner wollte nach mei-
ner Erinnerung neun Gemeinschaftsaufgaben, von 
denen drei — auch mit meiner Zustimmung als 
damaliger Bundesfinanzminister — einvernehm-
lich festgelegt worden sind, nämlich die drei, die ich 
eben genannt habe: Hochschulbau, regionale Wirt-
schaftsförderung, Agrarstruktur. Dazu kamen die 
anderen eben erwähnten Mischfinanzierungen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Ministerpräsident, 
lassen Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Müller (Schweinfurt) zu? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Bitte 
sehr. 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Ministerpräsi-
dent, wenn ich Sie richtig verstanden habe, sind Sie 
dafür, die Mittel für die Gemeinschaftsaufgaben 
wieder aufzustocken. Bin ich richtig informiert, daß 
in Bayern ein Kabinettsbeschluß vorliegt, die Ge-
meinschaftsaufgaben abzuschaffen? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Strauß (Bayern): Wenn 
Sie so wie ich in der Lage sind, in geordneten Kate-
gorien des Ablaufs zu denken, werden Sie hier kei-
nen Widerspruch entdecken. Die Abschaffung der 
Gemeinschaftsaufgaben erfordert eine Verf as-
sungsänderung, eine Zweidrittelmehrheit des Bun-
destages und des Bundesrates. Diese Abschaffung 
kann nicht innerhalb weniger Wochen erfolgen, 
weil die Verhandlungen über eine Verfassungsän-
derung nicht holterdiepolter geführt werden kön-
nen. Dessen bin ich mir bewußt. Darum habe ich ja 
von einem längerfristigen Prozeß gesprochen. 

Aber die Aufstockung der Gemeinschaftsaufga-
ben jetzt, solange es diesen Verfassungszwang gibt, 
ist ein dringendes Gebot auch im Blick auf die not-
wendigen öffentlichen Investitionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das schließt doch nicht aus, Herr Kollege, daß man 
dann im Laufe der Jahre — je früher, desto lieber, 
aber es muß sorgfältig überlegt werden; ich komme 
darauf noch kurz in zwei, drei Sätzen zu sprechen 
— die Gemeinschaftsaufgaben abschafft und an 
ihre Stelle andere Finanzierungsmethoden setzt. 

Das eine ist jetzt geboten, weil die Lage, die wir 
anstreben, noch lange nicht da ist. Wenn die Lage 
da ist, werden wir den Bund nicht mehr bitten, weil 
dann keine Voraussetzung mehr dafür besteht. Ist 
das klar? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis darf ich ei-
nige Sätze aus meinem Buch über „Die Finanzver-
fassung" zitieren, das 1969 entstanden ist. Ich be-
trachte diese Debatte auch als eine Grundsatzde-
batte über verschiedene wesentliche Bereiche unse-
res demokratischen föderativen Gemeinwesens. Ich 
habe damals geschrieben: 

Der Gedanke der gemeinsamen Wahrnehmung 
von Aufgaben durch Bund und Länder ist nicht 
in den Köpfen von Verfassungsjuristen ent-
standen, sondern aus der Dynamik der tatsäch-
lichen Notwendigkeiten. Diesem Zwang fol-
gend nahmen Bund und Länder auch bisher 
schon eine Reihe wichtiger Aufgaben gemein-
schaftlich wahr, z. B. den sozialen Wohnungs-
bau, die Maßnahmen der Agrarstruktur und 
den Ausbau wissenschaftlicher Hochschulen. 

Das heißt, die Einführung der Gemeinschaftsaufga-
ben war keine sensationelle Neuheit, sondern die 
verfassungsrechtlich geordnete Finanzierung ge-
wisser Aufgaben, die vorher mehr oder minder 
Wildwuchs gewesen waren. 

Ich habe weiter geschrieben: 

Die gemeinsame Erfüllung von Aufgaben hat 
sich bisher mehr oder weniger zweckmäßigen 
Formen neben der Verfassung vollzogen. 

Diese Entwicklung mußte man verfassungs-
rechtlich in den Griff bekommen. Es galt, eine 
Regelung zu treffen, die den Umfang der bei-
derseitigen Verantwortung klärt und eine feste 
konstitutionelle Grundlage schafft, von der aus 
eine auf gemeinsamer Willensbildung beru-
hende fruchtbare Entwicklung möglich ist. 

Und weiter: 

Kernbestand jeder bundesstaatlichen Ordnung 
ist die Abgrenzung der Aufgabenbereiche, der 
eminente staatspolitische Bedeutung zukommt. 
Es war weder Absicht noch Aufgabe der Fi-
nanzreform, an den Grundentscheidungen un-
serer Verfassung zur Aufgabenabgrenzung zu 
rütteln. 

Die Finanzreform war ein einstimmiger Beschluß 
der von der Großen Koalition getragenen Bundesre-
gierung. Daß die Bundesregierungen seit 1969 da-
mit andere Ziele verfolgten und die Praxis anders 
gestalteten, als das im Sinne des Erfinders geplant 
war, ist eine bedauerliche Entwicklung, die beendet 
werden muß. Einige Teile der Finanzreform des 
Jahres 1969 — das kann und darf nicht verschwie-
gen werden — haben die in sie gesetzten Hoffnun-
gen nicht erfüllt. Die mit der Einführung der Ge-
meinschaftsaufgaben seinerzeit auch geäußerten 
Befürchtungen, die Durchführung der Aufgaben 
könnte mehr erschwert als erleichtert werden, ha-
ben sich leider bestätigt. Dem Bund war aber sehr 
daran gelegen, mit Hilfe der Mischfinanzierungen 
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immer mehr in die Zuständigkeiten der Länder ein-
zugreifen. 

Die verhängnisvolle Entwicklung trat Ende des 
Jahres 1969 ein. Ab diesem Zeitpunkt ging es wirk-
lich bergab. Es entstanden andere Mischfinanzie-
rungen durch Gesetze, Vereinbarungen, Haushalts-
ansätze zur Finanzierung von ursprünglichen Lan-
desaufgaben mit dem Zwang der jeweiligen Misch-
finanzierung durch die Länder, die sonst das Risiko 
eingingen, auf die Bundesmittel verzichten zu müs-
sen. Ich möchte in diesem Zusammenhang erinnern 
an das Psychiatrieprogramm, die Einmischung in 
den kulturellen Bereich, die Förderung der For-
schung und Entwicklung im Bereiche kleiner und 
mittlerer Unternehmen und an das Hilfsprogramm 
zur Gründung von selbständigen Existenzen. Auch 
hier sollte man die Doppelförderung aufgeben, denn 
sowohl der Bund als auch die Länder entwickeln 
Formblätter, und mancher stellt gar keinen Antrag 
mehr, weil er das Förderziel über dem Haufen an 
Formblättern nicht mehr zu erkennen vermag. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich zwei wesentliche Bereiche her-
ausgreifen, nämlich den Hochschulbau und die 
Krankenhausfinanzierung. Mit der Finanzreform 
des Jahres 1969 wurde der Hochschulbau nicht nur 
als einer der vielen Investitionsbereiche angesehen. 
Dieser Bereich wurde vielmehr hervorgehoben und 
zur Gemeinschaftsaufgabe gestaltet. Das bedeutet 
gemeinsame Rahmenplanung, gemeinsame Ab-
stimmung über die Ausbauziele, gemeinsame Fi-
nanzierung durch Bund und Länder, also Koopera-
tion statt Diktat, Verhandeln beim Auftreten finan-
zieller Engpässe statt einseitiger Finanzierungsvor-
behalte, Durchführen begonnener Maßnahmen 
statt Bauruinen, auch wenn es schwerfällt. 

Ungeachtet dieser Grundsätze hat die Bundesre-
gierung unter Helmut Schmidt im Juni 1980 den 
Zehnten Rahmenplan für die Hochschulfinanzie-
rung einseitig unter Finanzierungsvorbehalt ge-
stellt und damit jeden systematischen Aus- und 
Neubau von Hochschulen fragwürdig, zum Teil un-
möglich gemacht. 

Außerdem sind noch gewisse Zusagen hinsicht-
lich der bis Ende 1980 begonnenen oder zu begin-
nenden Vorhaben gemacht worden. 

Wenn ich es ganz kurz ausdrücke, sieht es doch 
so aus: Für einen Teil der zu jenem Zeitpunkt lau-
fenden Maßnahmen hat der Bund noch mitfinan-
ziert. Für einen Teil hat er nicht mehr mitfinanziert, 
mußten die Länder also auch den Bundesanteil vor-
finanzieren. Sie haben dafür eine fragwürdige Refi-
nanzierungsgarantie bekommen; denn auf diesem 
Scheck steht ein Name, der nicht mehr allzu hoch 
im Kurs stand, nämlich Helmut Schmidt und seine 
rasch wechselnden Finanzminister. 

Bei Neubaumaßnahmen war es so, daß die Län-
der von vornherein auch den Bundesanteil mitfi-
nanzieren mußten und keine Refinanzierungszu-
sage mehr bekommen haben, also im ungewissen 
waren, ob die von ihnen erbrachten Vorleistungen 
überhaupt jemals durch den Bund — gleichgültig, 
wann — refinanziert werden. Zinsen hätte es so

-

wieso nicht gegeben, und der Wertverlust des Gel-
des wäre dabei auch nicht berücksichtigt worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so läßt 
sich Hochschulplanung nicht durchführen. Das sind 
langfristige Vorhaben, und sie treffen den kleinen 
Mann. Sie betreffen z. B. im bayerischen Raum das 
Großklinikum Regensburg. Hier ist es notwendig, 
eine medizinische Einrichtung der dritten Versor-
gungsstufe für große Teile Niederbayerns und der 
Oberpfalz zu schaffen, damit unser landesplaneri-
sches Ziel in völliger Übereinstimmung mit dem 
Grundgesetz, daß nämlich eine solche Versorgung 
der dritten Stufe mit maximal 100 km Entfernung 
für jeden Bürger vorhanden ist, auch tatsächlich 
erreicht werden kann. Das ist echte Landespolitik. 
Das ist Politik im Interesse der Bürger des Landes, 
im Interesse ihrer sogenannten Lebensqualität. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Außerdem darf ich darauf hinweisen, daß sich 
gegen diese Planungen und Verhaltensweisen des 
Bundes nicht nur die Chefs der unionsregierten 
Länder mit Nachdruck gewehrt haben, sondern 
auch die sozialdemokratischen Regierungschefs ha-
ben diese Verfahren als schlechterdings unmöglich 
bezeichnet. Ich will wegen der Kürze der Zeit nicht 
die einzelnen Zitate, die dafür sprechen, die einzel-
nen Konferenzen und ihre Ergebnisse, die einzel-
nen Aussprachen darlegen. 

Eine Bemerkung kann ich Ihnen nicht ersparen. 
Ich darf hier Bayern erwähnen. Bayern hat nie zu 
denen gehört, die der Meinung waren, daß der 
Mensch beim Abiturienten beginnt und der Akade-
miker die höhere Stufe der Menschheit erreicht 
hat. 

(Zuruf des Abg. Conradi [SPD]) 

Bayern hat nie zu denen gehört, die für jeden zwei-
ten Schüler ein Abitur als Idealziel vorgeschlagen 
haben und für jeden zweiten Abiturienten ein aka-
demisches Diplom. Für uns hatte der Schlosser den 
gleichen Stellenwert wie ein Akademiker, wie der 
Kollege Waigel gesagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bindig [SPD]: 
Warum lassen Sie sich mit Doktor anreden, 

obwohl Sie keinen Doktor haben?) 

— Ich verstehe Sie leider nicht. 

Ich weiß noch sehr gut, wie Kollege Brandt als 
Bundeskanzler mir einmal zugerufen hat: In der 
Zeit, in der Sie an der Regierung waren, konnte ein 
Arbeitersohn nur Schlosser werden! 

Ich wollte, wir hätten heute wieder mehr Schlos-
ser und auf gewissen Gebieten weniger Akademi-
ker. Dann wäre es wahrscheinlich besser in unse-
rem Land, denn dann wären Angebot und Nach-
frage in Übereinstimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber welchen Sinn hatte das? Sozialdemokraten 
sind doch sonst so sehr für Planung, Programmie-
rung und langfristige Prognosen. Ich sehe keine Ra-
tio, keine Vernunft in einer Politik, die die Zahl der 
Abiturienten von Jahr zu Jahr erhöht. Das war auch 
in Bayern so, aber wir sind hier Gott sei Dank das 
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Schlußlicht; lieber besser und weniger als mehr und 
nivelliert. 

Welchen Sinn hat es denn, die Zahl der Abiturien-
ten und der Studienanfänger von Jahr zu Jahr 
durch falsch verstandene Vorstellungen von Bil-
dungsreform und ihren Zielen kräftig zu erhöhen, 
aber in dem Moment, da die geburtenstärkeren 
Jahrgänge auf die Universitäten kommen, den 
Hochschulbau so zusammenzuschlagen, wie ich es 
vorher geschildert habe? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Genauso ist es!) 

Man möchte doch meinen, daß es noch eine gewisse 
Verwandtschaft zwischen Politik und Vernunft ge-
ben müßte. Aber hier kann ich keine Verwandt-
schaft geschweige denn eine Identität erkennen. 

Die Diskriminierung der Akademiker, von der 
heute oder gestern ein sozialdemokratischer Red-
ner gesprochen hat, hat Ihre Politik hervorgerufen. 
Wir stehen jetzt in den Ländern vor den furchtba-
ren Problemen einer neuen Studentenschwemme. 
Da ist es auch wenig hilfreich, wenn uns der Kol-
lege Schmidt — er ist nicht da — erklärt, er habe in 
einer Zeit studiert, in der man auf der Treppe saß 
und das Lehrbuch auf den Knien hatte. Das sagen 
Sie einmal den heutigen Studenten, die nicht zu-
letzt durch Ihre euphorischen Versprechungen in 
eine Erwartungshaltung versetzt worden sind, die 
ohnehin nicht befriedigt werden kann! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf mich nun an Ihre Adresse wenden, Herr 
Bundeskanzler. Ich begrüße es — und ich glaube, 
das werden alle Ministerpräsidenten tun —, daß die 
Koalitionsvereinbarung vom 28. September 1982 ein 
deutliches Zeichen setzt, daß der Bund auch im Be-
reich des Hochschulbaus seinen finanziellen Ver-
pflichtungen nachkommen wird. Dadurch wird das 
gespannte Verhältnis zwischen Bund und Ländern 
wieder in ein normales Verhältnis umgewandelt 
werden. 

Wir wissen, daß die neue Bundesregierung keine 
Wunder wirken kann. Wir können auch nicht ver-
langen, daß alle früheren Planungsansätze über 
Nacht wiederhergestellt werden können. Wenn aber 
der Herr Bundesfinanzminister erklärt — wie auch 
bei den Koalitionsverhandlungen —: 500 Millionen 
DM auf einmal mehr für die Bedienung der Ge-
meinschaftsaufgaben, dann sehe ich darin einen 
richtigen Schritt in die richtige Richtung, dem dann 
weitere Schritte folgen müssen. Denn diese Ge-
meinschaftsaufgaben — über die Krankenhausfi-
nanzierung könnte ich ein langes, aber kein freudi-
ges Lied singen — dienen doch unmittelbar dem 
Bürger in unserem Lande, auf den man sich immer 
beruft. 

Von dieser Stelle aus hat damals eine sozialdemo-
kratische Gesundheitsministerin erklärt, daß der 
Bund ein Drittel aller Leistungen nach dem Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz beitragen werde. Was 
ist herausgekommen? Ich darf einmal nur die Zah-
len für Bayern nehmen. Unter Einschluß der Son-
derprogramme sind es noch ganze 8 %. Wenn wir die 

Sonderprogramme herausnehmen, sind es noch 
ganze 5 %. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Was sagt denn 
Herr Ehmke dazu?) 

Hätten wir ohne Sonderprogramme, über die ich 
hier wegen ihrer Kompliziertheit nicht reden will, 
zu den etwa 500 Millionen DM bayerischer Landes-
mittel, 25% aller Mittel, die die Länder insgesamt in 
diesem Jahr für Krankenhausbau aufwenden, noch 
ein Drittel des Bundes gehabt, also 250 Millionen 
DM, dann hätten wir unsere Planungen und unsere 
Verpflichtungen gegenüber den Kommunen und 
anderen Trägern pünktlich und im Interesse der 
Bürger sorgsam erfüllen können. Hier ist der Bür-
ger benachteiligt worden, weil Sie es versäumt ha-
ben, den Bundeshaushalt rechtzeitig auf seiner In-
vestivseite so zu gestalten, daß der Bund seinen 
Aufgaben gegenüber den Ländern auf investivem 
Gebiete nachkommen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist mein Vorwurf — und nicht nur der meine —, 
den ich an Ihre Adresse richten muß. Ich bitte Sie, 
Herr Bundeskanzler, sehr, diesem Problembereich, 
den ich hier kurz dargestellt habe, Ihre besondere 
Aufmerksamkeit zuzuwenden. Diese Bitte geht 
auch an den Herrn Bundesfinanzminister, der we-
gen der Einführung seines Amtsnachfolgers heute 
an dieser Debatte nicht teilnehmen kann. 

Die Konsumquote des Haushalts muß zurückge-
führt und die Investitionsquote des Haushalts — ich 
meine den Bundeshaushalt — muß erhöht werden. ' 
Es war auch für mich nicht leicht, bei einem bayeri-
schen Staatshaushalt mit einem Volumen von 35 
Milliarden DM im Jahre 1982 7,7 Milliarden DM — 
das sind 22 % — unmittelbar in Investitionen, d. h. in 
Aufträge an die Wirtschaft, einfließen zu lassen, 
und das bei einer relativ geringen Neuverschul-
dung. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Respekt!) 

Auf allen Gebieten, die ich hier erwähnt habe, 
geht es ja nicht um irgendwelche unreifen Projekte. 
Die Deutsche Krankenhausgesellschaft hat den Ge-
samtbedarf bei der Krankenhausfinanzierung nach 
heutigen Maßstäben mit 15 Milliarden DM errech-
net. Wir könnten sämtliche Projekte für Bayern — 
dabei handelt es sich um mindestens 3 bis 4 Milliar-
den DM — sofort aus der Schublade nehmen und in 
Aufträge umwandeln. Es wäre keine einzige Fehl-
planung dabei, kein einziges risikobehaftetes Pro-
jekt. Es würde nur das, was die jeweiligen Gremien 
nach Beratung durch Fachleute als notwendig be-
zeichnet haben, endlich in Angriff genommen. Hier 
würde in die Bauwirtschaft, in das Bauausstat-
tungsgewerbe ein Strom von Aufträgen in Milliar-
denhöhe gehen. Dann würde sich das, wenn es ein-
mal in Gang ist und eine gewisse Eigengesetzlich-
keit der motorischen Dynamik und der wirtschaftli-
chen Eigenkraft eingesetzt hat, sehr wohl und sehr 
bald auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar machen. 

Erlauben Sie mir ein letztes Wort, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren — ein grundsätzliches 
Wort zur Sicherung und Weiterentwicklung der 
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bundesstaatlichen Ordnung im Sinne eines moder-
nen Föderalismus. Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist bewußt nicht als Einheitsstaat, sondern als 
Staatenbund geschaffen worden, als Bundesstaat, 
dessen Gliedstaaten zusammen den Gesamtstaat 
ausmachen. Die staatliche Zuständigkeit liegt nach 
Text und Sinn des Grundgesetzes bei den Ländern, 
soweit sie nicht durch Verfassung dem Gesamtstaat 
zugeordnet ist. Jeder freiheitliche deutsche Rechts-
staat, jeder moderne Rechtsstaat hier auf deut-
schem Boden muß aus vier Grundsätzen bestehen, 
nämlich: demokratischer Rechtsstaat, parlamenta-
rische Demokratie, föderative Ordnung und Soziale 
Marktwirtschaft. 

Ich weiß, manche in diesem Hause werden dem 
vierten Grundsatz nicht zustimmen. Erlauben Sie 
mir aber auch hier ein persönliches Bekenntnis ab-
zulegen. Wenn es um Menschenrechte und Men-
schenwürde geht, dann sollte man ein Recht des 
Menschen, nämlich auf freie wirtschaftliche Entfal-
tung im Rahmen der Respektierung und Achtung 
der Rechte anderer, nicht aus dem Katalog ferne

-

halten oder aus dem Katalog streichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD) 

— Wenn Sie dem zustimmen, dann war diese Mah-
nung überflüssig. Also: Soziale Marktwirtschaft als 
viertes Strukturelement eines freiheitlichen 
Rechtsstaates. 

Das entspricht der deutschen Staatstradition, das 
entspricht unserer geschichtlichen Entwicklung. 
Sie ist auch durch ihre vertikale Gewaltenteilung, 
wenn richtig angelegt, vernünftig gestaltet, über-
schaubar angewandt als modernes staatliches Glie-
derungsprinzip. 

In vielen Ländern Europas ist in den letzten Jahr-
zehnten ein immer stärkerer Regionalismus als Ge-
gengewicht gegen den Zentralismus entstanden. 
Die Dezentralisierung der Staatsgewalt erscheint in 
Italien, Spanien, selbst in Frankreich in wachsen-
dem Maße als sinnvolles Mittel zur Überwindung 
innerer Probleme, die von der Zentralregierung al-
lein nicht mehr überblickt und bürgernah gelöst 
werden können. Das dient der Vermeidung von 
Gleichmacherei und Vermeidung der Verödung. 
Das dient einer vielfältigen Entwicklung auf politi-
schem, kulturellem und wirtschaftlichem Gebiet. 
Dieser Regionalismus ist aber nur ein Notbehelf 
gegenüber der wesentlich besseren Lösung des ver-
fassungsmäßig begründeten Prinzips der föderati-
ven Ordnung, wie sie die Väter des Grundgesetzes 
seinerzeit verwirklicht haben. 

Wir sehen im Föderalismus das unersetzliche 
Bauprinzip eines freiheitlichen deutschen Rechts-
staates, aber auch einer in Freiheit sich einigenden 
europäischen Gemeinschaft. Föderalismus heißt da-
bei nicht Selbstbeschränkung oder Abkapselung, 
sondern Handeln in eigener Verantwortung. Föde-
ralismus hat nichts mit Separatismus und nichts 
mit Partikularismus zu tun. Föderalismus heißt 
aber auch — ich darf hier erinnern an die Verfas-
sungsklage, die seinerzeit der Freistaat Bayern in 
Karlsruhe gegen den Grundlagenvertrag ange

-

strengt hat — die Wahrnehmung einer Aufgabe, die 
zu ganz klaren verfassungsrechtlich kodifizierten 
Grundsätzen geführt hat, nämlich, daß das Deut-
sche Reich als Rechtsinstitution bis zu einer frie-
densvertraglichen, frei vereinbarten Lösung fortge-
setzt wird, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß es keine zwei deutschen Staatsbürgerschaften 
gibt, daß die Rechtsqualität der Grenze — das 
klingt paradox — zwischen Bayern und Baden-
Württemberg ähnlich ist wie die Rechtsqualität der 
Grenze zwischen Bayern und Sachsen. Hier handelt 
es sich um Rechtspositionen und nicht um die reale 
Lage. Aber Rechtspositionen sind dann, wenn histo-
risch die Dinge in Bewegung geraten, mächtige In-
strumente verfassungsmäßiger Gestaltung oder ge-
schichtlicher Neuordnung mit friedlichen Mitteln. 
Ich möchte mich auf diese Bemerkung beschrän-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die geschichtliche Erfahrung und die politische 
Wirklichkeit zeigen eindrucksvoll, daß die Existenz 
einer Mehrzahl von eigenständigen und eigenver-
antwortlichen Trägern politischer Entscheidungen, 
von Gliedstaaten, die kraft eigenständigen Rechtes 
selbstgestaltend handeln, die größere politische Ge-
meinschaft nicht nur stärkt, sondern sich auch in 
Krisenzeiten stabilisierend auswirkt. Föderative 
Praxis erlaubt und fordert Kreativität und Phanta-
sie im Gegensatz zu Zentralismus und Uniformität. 
Der Mut zur Vielfalt und der Mut zum Fortschritt in 
der Vielfalt dürfen daher nicht einem offenbar noch 
immer tief verwurzelten Hang zur nivellierenden 
Einheitsregelung und zur perfektionistischen Bun-
desregelung Platz machen. Auch die Forderung 
nach Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse kann 
bei funktionierendem Föderalismus leichter und 
wirksamer als bei obrigkeitsstaatlichen zentralisti-
schen Regelungen erfüllt werden. 

Entscheidungen auf der europäischen Ebene be-
stimmen mittlerweile auch Teile der Landespolitik. 
Das gilt für die Landwirtschaft, für die regionale 
Strukturpolitik, aber auch für ureigene Landeszu-
ständigkeiten im Bereich der Bildungs- und Kultur-
politik. All das kommt zunehmend mehr in europäi-
sche politische Überlegungen hinein. Gerade des-
halb meine Bitte an die neue Bundesregierung, die 
Interessen der Länder durch eine geeignete Koope-
ration und Koordinierung, auch durch gewisse ge-
meinschaftliche Konsultativorgane, hier gebührend 
zu berücksichtigen. Viel an Mißtrauen und viel an 
Zündstoff, Herr Bundeskanzler, würde dadurch von 
vornherein aus der Welt geschafft werden. Födera-
lismus gab es nicht in der nationalsozialistischen 
Diktatur; denn sie hat die Eigenstaatlichkeit der 
Länder bewußt aufgehoben. Föderalismus gibt es 
auch in einem kommunistischen Staatensystem 
höchstens als ein Organisationsprinzip, aber nicht 
als ein Staatsprinzip. 

Die moderne Organisationsforschung hat den 
Vorteil des Vorhandenseins mehrerer eigenständi-
ger dezentraler Entscheidungsträger für die Lei-
stungsfähigkeit des Ganzen erkannt. Das gilt so- 
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wohl für die großen Unternehmungen wie auch für 
die richtige Gliederung und Funktionsfähigkeit der 
Staaten. 

In diesem Sinn wünsche ich, daß die neue Bun-
desregierung bis zu den Bundestagswahlen gemäß 
den Ausführungen des Bundeskanzlers in seiner 
Regierungserklärung eine Tendenzwende und die 
ersten sichtbaren Ergebnisse in der Sanierung der 
Wirtschaft, in der Konsolidierung der Finanzen, in 
der Stabilisierung des Systems der sozialen Sicher-
heit erreichen kann. 

Zu diesen Ergebnissen gehören nicht nur mate-
rielle Erfolge. Dazu gehören auch psychologische 
Vertrauensakte, zu denen Sie gestern mit Ihrer Re-
gierungserklärung eine gute Grundlage geliefert 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein gutes Verhältnis zwischen Bund und Län-
dern, zwischen der Bundesregierung und den Lan-
desregierungen auf der Grundlage eines durch-
schaubaren Zahlenmaterials, gläserner Taschen, 
der ehrlichen gegenseitigen Anerkennung von 
Pflichten und Rechten wird für den Erfolg auf die-
sem Weg eine echte Unterstützung sein. So sollten 
auch die Neuverteilung der Steuererträge aus den 
Gemeinschaftsteuern und die neue Regelung des 
horizontalen und des vertikalen Finanzausgleichs 
erfolgen, damit die steuerschwachen Länder in der 
Lage sind, in eigener Zuständigkeit die ihnen zuste-
henden Aufgaben zu erfüllen und auch am Abbau 
der Mischfinanzierung teilzunehmen. 

Hier gilt es alte Fehler zu beseitigen, langjährige 
Mißverständnisse zu überwinden, neu zu beginnen. 
Auch hier können wir so wenig wie bei der Sanie-
rung der Staatsfinanzen, bei der Ankurbelung der 
Wirtschaft, bei der Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit von heute auf morgen Wunder erwarten. Nach 
der Wundererwartung kommt die Ungeduld; nach 
der Ungeduld kommt der Mißmut; nach dem Miß-
mut kommt die Empörung — 

(Zuruf von der SPD: Und die Abwahl!) 

und damit das Saatfeld für die Demagogen, die Un-
zufriedenheit und Zwietracht säen, 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

obwohl die Folgen dieser Politik eigentlich von Ih-
nen zu verantworten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bin zuversichtlich: Auf der Grundlage eines 
neuen Vertrauens können wir — Bund und Länder 
— zusammenarbeiten, die Krise überwinden, die 
Zukunft gestalten — zum Wohle unseres Volkes 
und unseres deutschen Vaterlandes. 

Dazu wünsche ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, 
und der gesamten Bundesregierung im Namen des 
Freistaates Bayern auf jeden Fall und, wie ich hof-
fe, auch im Namen vieler oder aller anderen Bun-
desländer aus ehrlichem Herzen Gottes Segen, viel 
Glück und Erfolg. 

(Lang anhaltender, lebhafter Beifall bei 
der CDU/CSU und Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Erklärung nach 
§ 30 unserer Geschäftsordnung erteile ich dem Ab-
geordneten Stiegler das Wort. 

Stiegler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Graf Lambsdorff hat es nach einer etwas 
mißlungenen Wahlversammlung in Weiden heute 
morgen für richtig befunden, hier zu behaupten, so-
zialdemokratische Mandatsträger, darunter auch 
ich, hätten Brüll- und Pfeiftrupps gegen ihn organi-
siert und angeführt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So war es 
auch!) 

Ich stelle hier  in aller Deutlichkeit fest: Wir ha-
ben weder Brülltrupps organisiert noch sie ange-
führt. Der Justizminister mag dem Grafen Lambs-
dorff erklären, daß das, was dieser jetzt behauptet, 
üble Nachrede und, wenn er es wiederholt, Ver-
leumdung ist. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Waren Sie dabei? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Gerade Sie müssen sich hier aufspielen! 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Wer hat denn die FDP — — 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, Sie 
haben das Wort zu einer Erklärung nach § 30 der 
Geschäftsordnung erhalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich bitte Sie, sich daran zu halten. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Jawohl! Er kennt 
nicht einmal die Geschäftsordnung!) 

Stiegler (SPD): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich habe dies hier klargestellt, um die Tat-
sachen — — 

(Kiechle [CDU/CSU]: Sie waren dabei! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Jawohl! Weil ich dabei war, kann ich dem Parla-
ment sagen, was vorging. Da kann sich der Graf 
Lambsdorff nicht hinstellen und sagen, Bundes-
kanzler Helmut Schmidt ist ein Lügner, und dabei 
erwarten, daß ihm nicht widersprochen wird. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Und da kann er sich nicht hinstellen und sagen, die 
Weidener Bürger, die dabei waren, seien welche von 
denen, von denen es in diesem Lande zu viele gebe, 
die ihren Unterhalt nicht verdienen könnten; das 
seien asoziale Typen. Da braucht sich der Mann, 
der Weiden vorher nie gesehen hat, 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

nicht zu wundern, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn andere ihm die gebührende Antwort geben. 
Wer austeilt, muß einstecken, und die Vorrechte des 
Adels sind in Bayern nach der Verfassung abge-
schafft! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: So etwas Schwaches! — Herr 
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Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Ich zitiere aus „Der Neue Tag", 
aus der in Weiden erscheinenden Zeitung, Ausgabe 
Stadt Weiden, vom 9. Oktober 1982. 

(Zuruf von der SPD: Ein CSU-Blatt!) 

Unter-Überschrift: „Lambsdorff rechnete in Weiden 
mit Sozialdemokraten ab — Störaktion durch Kra-
wallmacher". Im Text heißt es wie folgt: 

Die Kundgebung der Liberalen begann mit 
15minütiger Verspätung, da Minister Lambs-
dorff erst um 12.30 Uhr in Grafenwöhr gelandet 
war. 

Ich füge der Ordnung halber hinzu: mit einer Pri-
vatmaschine. 

Um so pünktlicher waren dagegen die 
Weidner Sozialdemokraten und Jusos, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

an der Spitze die Abgeordneten Ludwig Stieg-
ler, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Willibald Moser, Otto Benner sowie zahlreiche 
Stadt- und Kreisräte mit Transparenten auf 
den Rathausvorplatz gekommen, um ihren Un-
mut über den „Umfaller" FDP zum Ausdruck zu 
bringen. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Das ist ja sehr gut!) 

Mit Plakaten, auf denen Genscher als „Judas" 
angeprangert ... wurde, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört! — 
Pfui!) 

verurteilten sie die Richtung der liberalen Poli-
tik. 

Nach der Zwischenüberschrift „Den Minister nie-
dergebrüllt" heißt es weiter: 

Mit einem gellenden Pfeifkonzert und lautstar-
ken Buhrufen wurde dann Lambsdorff ... emp-
fangen, und Landtagskandidat Hans Fröhler 
konnte sich bei seiner Begrüßung nicht viel Ge-
hör verschaffen. Kaum verständlich machen 
konnte sich aber danach auch der Bonner Gast, 
da seine Rede von einem ständigen Gebrüll be-
gleitet wurde. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Erst als dann die Phonzahlen der Lautsprecher 
wesentlich erhöht wurden, war der Minister ei-
nigermaßen zu verstehen und fand dann auch 
überwiegend Beifall. 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest: Sie, 
Herr Kollege Stiegler, haben nicht nur mit Ihren 
Freunden in Weiden und mit anderen Parlaments-
kollegen alles unternommen, um den Vertreter 
einer demokratischen Partei am Reden zu hin-
dern, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

sondern haben auch diesem Hause die Unwahrheit 
gesagt! 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Abg. Stiegler [SPD] meldet 

sich erneut zu Wort) 

Vizepräsident Windelen: Ich unterbreche vereinba-
rungsgemäß die Debatte. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die Sitzung wird um 14.30 Uhr fortgesetzt. 

(Unterbrechung von 13.09 bis 14.30 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, wir fahren in den Beratungen fort. 

Das Wort in der Aussprache über die Erklärung 
der Bundesregierung hat der Herr Abgeordnete 
Brandt (Grolsheim). 

Brandt (Grolsheim) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu-
nächst einmal einige Bemerkungen vorweg: Er-
stens. Es war hier in dieser Debatte an einigen Stel-
len und natürlich auch draußen in der Öffentlich-
keit immer einmal wieder von „Verrat" und ähnli-
chen Begriffen die Rede. Das hat zu begreiflichen 
Auseinandersetzungen auch hier geführt. Wie im-
mer das von dem einzelnen im einzelnen auch beur-
teilt werden mag, an einer Tatsache — deshalb, weil 
ja auch die Rede davon war, daß Tassen richtig 
gestellt werden müßten, will ich das hier auch ein-
mal versuchen — kommt man nicht vorbei: Die 
Freie Demokratische Partei hat 1980 einen Wahl-
kampf für und mit dem Bundeskanzler Helmut 
Schmidt geführt. 

(Liedtke [SPD]: So ist es!) 

Sie hat eine Garantie für den Erhalt der soziallibe-
ralen Koalition abgegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir stellen fest, daß diese öffentlich plakatierte und 
auch öffentlich gegebene Zusage nicht eingehalten 
worden ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schwörer [CDU/ 
CSU]: Nachdem Sie vom Regierungspro

-

gramm abgegangen waren!) 

Daraus mag jeder seine eigenen Schlußfolgerungen 
ziehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Allerdings!) 

Im übrigen ist das nicht eine Frage, die unter dem 
Gesichtspunkt Verrat — oder wie auch immer das 
genannt wird — gegenüber der SPD abgehandelt 
werden kann, sondern das ist eine Frage, die die 
Freie Demokratische Partei mit ihren Wählern von 
damals ausmachen muß, nicht aber mit uns. 

(Beifall bei der SPD) 

Das zweite, was hier gesagt werden muß — offen-
sichtlich etwas spät bemerkt, aber dann doch ge-
rade noch richtig herhalten müssend —, betrifft 
dann den Münchener Beschluß, den Parteitags-
beschluß der Sozialdemokratischen Partei zur 
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Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik — das vor 
allem. 

(Würzbach [CDU/CSU]: Gab's die Beschlüs

-

se?) 

— Natürlich gab's diesen Beschluß; den gibt's auch 
noch, Herr Kollege Würzbach. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Ist das die Leitli

-

nie Ihrer Politik?) 

Da mag man sich über bestimmte Aussagen dieses 
Beschlusses streiten. Wir verlangen ja nicht, daß 
Sie das übernehmen. Wir verlangen ja nicht, daß 
das irgend jemand anderes übernimmt. Aber das ist 
unsere Meinung gewesen, die wir formuliert haben. 
Die Sozialdemokratische Partei läßt sich von nie-
mandem das Recht bestreiten, zu beschließen, was 
sie für richtig hält. Daran mögen sich dann andere 
reiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das haben wir in der Vergangenheit getan, das wer-
den wir auch in der Zukunft so tun. 

Dann hat der Herr Bundeskanzler — das ist die 
dritte Bemerkung — in seiner Regierungserklärung 
gestern sehr deutlich gesagt: Wir werden am 
6. März wählen. Ich bin für diese genaue Aussage in 
der Regierungserklärung sehr dankbar. 

(Brandt [SPD]: Na, na!) 

— Es ist eine Aussage in der Regierungserklärung 
gewesen. Es hat nur etwas Wichtiges zu dieser Aus-
sage gefehlt, nämlich auch darüber zu sprechen, wie 
man das herstellen will, daß am 6. März wirklich 
gewählt werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, über 
eines sollten wir hier nun wirklich nicht streiten: 
Dieses Versprechen, Herr Dr. Kohl, ist unter voller 
Kenntnis der bestehenden Verfassungslage und, so 
nehme ich auch an, unter Berücksichtigung dieser 
Verfassungslage abgegeben worden. 

(Wehner [SPD]: Hoffentlich!) 

Deshalb erwarten wir nun auch von Ihnen nicht nur 
das Datum, sondern auch so schnell wie möglich 
den Hinweis darauf, wie das jetzt hergestellt wer-
den soll, damit am 6. März wirklich gewählt werden 
kann. 

(Beifall bei der SPD — Liedtke [SPD]: Der 
Kanzler nickt zustimmend!) 

Nun, meine Damen und Herren, will ich hier ein-
mal einen Satz aus der Regierungserklärung her-
ausnehmen, Herr Dr. Kohl, über den nachzudenken 
ich seit gestern mehrfach versucht habe, um zu 
ergründen, was er heißt. Ich wäre Ihnen sehr dank-
bar, wenn Sie dazu sehr bald eine etwas weitere 
Erläuterung geben wollten. Ich will deshalb auch 
überhaupt nichts unterstellen, was sonst in diesem 
Satz drinstehen könnte. Da steht u. a. eben dieser 
Satz: 

Wir werden den Staat auf seine ursprünglichen 
Aufgaben zurückführen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Sehr gut! Sehr rich

-

tig!) 

Darf ich einmal sagen, daß dieser Satz zumindest 
sehr mißverständlich ist. 

(Löffler [SPD]: Aber genau!) 

Ich muß mir dann auch die Frage beantworten: Was 
heißt denn „ursprüngliche Aufgaben des Staates"? 
Ist das allein die Ordnungsfunktion des Staates, der 
früher einmal polemisch Nachtwächterstaat ge-
nannt worden ist, oder ist hier auch der moderne 
Sozialstaat mit seiner Sozialstaatsforderung bein-
haltet? 

(Beifall bei der SPD) 

Was heißt hier: ursprüngliche Aufgaben? Wie weit 
geht das zurück? Ich will hier nur die Frage stellen. 
Ich will hier gar nichts unterstellen; aber dieser 
Satz ist erklärungsbedürftig. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
ja auch unter dem Gesichtspunkt, Herr Dr. Kohl, 
daß diese Regierungserklärung für einen knappen 
Zeitraum abgegeben worden ist, unter dem Ge-
sichtspunkt der anvisierten Neuwahlen verständ-
lich, daß man sich zunächst einmal auf einige Fra-
gen konzentriert. Es ist aber unverständlich, daß 
einige ganz wichtige Fragen des Regierungshan-
delns in der Regierungsverantwortung in dieser Re-
gierungserklärung nahezu überhaupt nicht ange-
sprochen sind. Im besonderen der breite und wich-
tige Bereich der Innenpolitik verschwindet in die-
ser Regierungserklärung nahezu völlig hinter einer 
Mauer des Schweigens. Man weiß nicht, was da 
denn nun geschehen soll. 

(Zuruf von der SPD: Eine Null-Option!) 

Auch unter dem Gesichtspunkt, daß hier eine Re-
gierungserklärung für kurze Zeit abgegeben wor-
den ist, dürfte die Innenpolitik nicht so als Nullum 
behandelt werden, wie das in dieser Regierungser-
klärung geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wissen alle miteinander sehr genau, daß der 
freiheitliche und demokratische Charakter unseres 
Gemeinwesens auch und gerade durch die Qualität 
der Innenpolitik bestimmt wird. Daher muß man 
wissen, was hier geschehen soll. Wir haben das als 
Sozialdemokraten in der Vergangenheit ja oft am 
eigenen Leib zu erfahren gehabt. Die Frage ist für 
mich, da soviel von Wende die Rede ist: Soll es auch 
in der Innenpolitik nun eine Wende geben? Und 
wenn es eine Wende geben soll, wohin soll dann 
gewendet werden? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Zimmermann!) 

Aber zunächst einmal liegt mir, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, einfach daran, mich zu 
bedanken. Gerade im Bereich der Innenpolitik gab 
es in der sozialliberalen Koalition über all die 
Jahre bis zuletzt mit den Kollegen von der FDP 
eine gute, ungetrübte, von gegenseitigem Vertrau- 
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en, von der Achtung getragene und — wie ich meine 
— auch erfolgreiche Zusammenarbeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies zu erwähnen, meine ich, gebietet die Gerech-
tigkeit. Ich glaube, es auch unseren gemeinsamen 
Zielen und Leistungen schuldig zu sein, diese meine 
Achtung gegenüber unseren Partnern zu formulie-
ren, ihr deutlich Ausdruck zu verleihen. Ich darf 
hinzufügen: Daran wird sich zwischen uns auch 
durch die neue Konstellation nichts ändern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich finde es deshalb nicht ganz fair, Herr Kollege 
Mischnick, wenn Sie dieser Tage — sicherlich in 
der Wahlauseinandersetzung — gesagt haben: Die 
FDP wird bestrebt sein, die in den 13 Jahren sozial-
liberaler Koalition verschiedentlich auch gegen den 
Widerstand der SPD durchgesetzten Erfolge zu be-
wahren. Dies bewahren zu wollen, ist eine löbliche 
Absicht. Wir hatten sicherlich in einer Reihe von 
Fällen unterschiedliche Auffassungen — wer wollte 
dies bestreiten? — , aber es hat nie jemand gegen 
den anderen etwas durchsetzen müssen. Und des-
halb sage ich: Ich habe keinen Stein dieser Zusam-
menarbeit hinterherzuwerfen und werde auch kei-
nen aufheben. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Die Gegner unserer gemeinsamen Innenpolitik 
finden Sie doch nicht auf dieser Seite dieses Hau-
ses, sondern die Gegner unserer gemeinsamen In-
nenpolitik sitzen jetzt auf der Regierungsbank. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben auch mit Sorge registriert, daß derjeni-
ge, der die sozialliberale Innenpolitik von seinem 
Amt her repräsentiert hat, nämlich Herr Baum, 
kein Gesprächspartner bei der Bildung einer neuen, 
konservativen Koalition sein durfte. Er war einfach 
nicht akzeptiert worden. Und es ist schlimm genug, 
daß sich die FDP darauf eingelassen hat. 

(Beifall der Abg. Frau Matthäus-Maier 
[FDP]) 

Wir als Sozialdemokraten hätten nicht die Unan-
ständigkeit aufgebracht, so etwas einem anderen 
zuzumuten; 

(Beifall bei der SPD) 

wir wären allerdings auch zu stolz gewesen, es uns 
zumuten zu lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit uns wäre dies weder so noch so möglich gewe-
sen. 

Aber, meine Damen und Herren, dementspre-
chend dürftig ist eben auch das, was in der Regie-
rungserklärung über die Innenpolitik drinsteht. Da 
ist kein Wort zu dem weiteren Ausbau, zu der Ent-
wicklung des liberalen Rechtsstaates, kein Wort zu 
den Problemen des Datenschutzes. Umweltschutz 
kommt nur in einigen ganz allgemeinen, ebenso 
richtigen wie nichtssagenden Formulierungen in 
dieser Erklärung vor. Ich finde es bedrückend, daß 
ich vermuten muß, daß der politische Stellenwert 

der Innenpolitik von den gegenwärtigen Koalitions-
partnern, zumindest von der einen Seite, so gering 
eingestuft wird, daß er als wohlfeile Tauschware für 
andere begehrte Objekte dienen könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Da in der Regierungserklärung über die Innenpo-
litik nahezu nichts steht, gibt es zwei Möglichkei-
ten. Die eine Möglichkeit werden die Kollegen der 
FDP sicherlich für sich in Anspruch nehmen, näm-
lich zu sagen: Dann bleibt vorerst alles beim alten 
— weil nichts darinsteht. Die andere Möglichkeit ist 
— weil in dieser Regierungserklärung nichts Ver-
einbartes drinsteht —, daß das Programm in der 
Innenpolitik — und das befürchten wir — „Zimmer-
mann und Spranger" heißt. Und da, meine Damen 
und Herren, haben wir erhebliche Bedenken. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 
Lächeln Sie doch mal!) 

Wie rücksichtslos, nebenbei bemerkt, der Innen-
minister vorgehen kann und will, hat er j a bei sei-
nen ersten Personalentscheidungen bewiesen. 

(Zuruf von der SPD: Er ist halt ein Zim

-

mermann!) 

— Sicherlich. Aber, wissen Sie, Herr Kollege, in 
unserer Gegend zumindest — vielleicht auch an-
derswo — gibt es das Sprichwort: Die Axt im Haus 
ersetzt den Zimmermann. — Ich habe den Ein-
druck, daß Herr Bundeskanzler Dr. Kohl davon aus-
gegangen ist, daß man diese Redensart auch um-
drehen kann. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Und so läuft das denn auch. 

Wir standen und stehen für die Erhaltung und 
den Ausbau der inneren Liberalität unseres Staa-
tes. Die vielbeschworene Freiheit als eine der 
Grundlagen unserer Gesellschaft findet gerade hier 
ihren wichtigsten Niederschlag, auch und gerade 
dann, wenn es schwierig wird. Ich muß doch nicht 
daran erinnern, welchen Versuchungen und Ansin-
nen wir in der Vergangenheit ausgesetzt waren — 
egal, ob es im Zusammenhang mit den terroristi-
schen Anschlägen war, ob es im Zusammenhang 
mit Demonstrationen war — durch Gesetzesvor-
schläge, durch Maßnahmenkataloge, die nicht nur 
an irgendeine Stelle dieses oder jenes Gesetz geän-
dert, sondern den Charakter des liberalen Rechts-
staates verändert hätten. 

(Beifall bei der SPD) 

Und wir haben dem gemeinsam widerstanden, 
gleichzeitig das Notwendige getan. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nichts!) 

Damals wie heute war bzw. ist sehr viel von gei-
stiger Auseinandersetzung, auch von geistiger Füh-
rung, die Rede. Nun, ich habe die Regierungserklä-
rung sehr aufmerksam verfolgt. Und das war's dann 
wohl auch. 

Wir setzen auf geistige Standfestigkeit, halten an 
den Prinzipien des liberalen Rechtsstaats fest und 
verteidigen ihn auch gegen diejenigen, die ihn her- 
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ausfordern und auf die hektische und unbesonnene 
Reaktion des Staats hoffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dem dürfen wir uns nicht hingeben. Das war un-
sere Haltung in der Vergangenheit, und so wird es 
auch bleiben. 

Die Frage ist: Was wird jetzt geschehen? Es ge-
hört sicherlich auch zu den unbestreitbaren Ver-
diensten der sozialliberalen Koalition, daß wir anti-
quierte, obrigkeitsstaatliche Vorschriften geändert 
haben, z. B. auch in dem jetzt wieder in Rede ste-
henden Demonstrationsstrafrecht. Sie haben doch 
von der CDU/CSU von Mal zu Mal die Veränderung 
der strafrechtlichen Voraussetzungen hier heraus-
gefordert. Vier- oder fünfmal haben wir das gemein-
sam verändert. Wir haben hier all diejenigen in 
Schutz genommen, die von ihrem Recht zu demon-
strieren Gebrauch gemacht haben. 

Ich erinnere an die Debatte, die wir am 9. Oktober 
des vergangenen Jahres im Bundestag vor einer 
großen Demonstration geführt haben, wo Ihnen 
nichts eingefallen ist, als zu sagen, das sei Volks-
front, das sei wieder die Vereinigung der Roten mit 
den Grünen und derjenigen, die unter dem Deck-
mantel der Friedenssehnsucht ihr Süppchen ko-
chen wollten, ohne zu bemerken, daß hier einer gro-
ßen Sehnsucht sichtbar Ausdruck verliehen werden 
sollte. 

(Beifall bei der SPD) 

In all diesen Zusammenhängen haben Sie immer 
wieder das Demonstrationsrecht herausgefordert. 
Wir sagen Ihnen: Wir werden auch in Zukunft keine 
Hand dazu reichen — bei aller Verurteilung von 
Gewalttätigkeiten —, daß es hier Veränderungen 
gibt. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

Wir teilen die Auffassung, die Sie, Herr Misch-
nick, kürzlich noch ausgesprochen haben, als Sie 
sagten: „Ich denke da am allerwenigsten an eine 
Verschärfung des Demonstrationsrechts, wie es der 
CDU/CSU vorschwebt, weil damit die bestehenden 
Konflikte nicht ausgeräumt, sondern eher auf die 
Spitze getrieben werden würden." 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

— Das war am 24. März. Ich teile Ihre Auffassung 
und bestätige sie nachdrücklich; das ist auch immer 
unsere Auffassung gewesen und ist sie nach wie 
vor. 

Meine Damen und Herren, wir haben natürlich 
gerade als Sozialdemokraten auch unsere besonde-
ren Erfahrungen mit dem Kommunismus. Die muß 
uns niemand lehren. Wir haben aber nie so recht 
einsehen mögen, daß der Lokomotivführer, der bei-
spielsweise Mitglied der DKP ist, seine Lokomotive 
nicht mehr führen darf. Wir haben nie so recht ein-
sehen können, daß der Briefträger, der Mitglied der 
DKP ist, keine Briefe mehr austragen darf. Wir ha-
ben deshalb gemeinsam noch einen Gesetzentwurf 
eingebracht, der uns eine vernünftige Differenzie-
rung in der Behandlung dieses Problems ermög

-

licht hätte. Nur war eine Ihrer ersten Äußerungen, 
daß dieser Gesetzentwurf nicht mehr weiter ver-
folgt werden dürfe. Wir werden Sie nicht daraus 
entlassen, ihn weiter verfolgen zu müssen, weil wir 
ihn Ihnen wieder auf den Tisch bringen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit wird man sich auseinandersetzen müssen. 

Nun, meine Damen und Herren, wir haben auch 
versucht, miteinander bestimmte Praktiken, die 
eingerissen sind, die man am Anfang vielleicht 
auch nicht so richtig eingeschätzt hat, wieder in 
Ordnung zu bringen. Ich meine z. B. Praktiken beim 
Verfassungsschutz oder bei dem Problem der Amts-
hilfe. All dies hat von Anfang an unter dem stärk-
sten Beschuß der CDU/CSU gestanden, die ja im-
mer davon ausgegangen ist — ich habe diese Aus-
sage nie vergessen —, der Staat dürfe sich nicht sel-
ber dumm machen. Im Klartext heißt das: Die Infor-
mationen müssen quer durch die staatlichen Ein-
richtungen voll ausgetauscht werden dürfen. 

Meine Damen und Herren, auch über die moder-
nen Techniken ist eine Gefährdung der Freiheit 
möglich, die nicht sichtbar ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Über die modernen Techniken ist es auch möglich, 
daß die gewollte Trennung zwischen Verfassungs-
schutz und Polizei überbrückt werden kann und der 
Weg in die Geheimpolizei wieder beschritten wer-
den kann. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Diese Gefahren muß man sehen und darf nicht ein-
fach sagen: Wir dürfen uns nicht einfach dumm 
machen. Es muß unser Ziel bleiben, hier genau auf-
zupassen. Ich habe gerade wegen der Bedeutung 
des Verfassungsschutzes auch etwas dagegen, daß 
er wieder in die Rolle hineingedrängt werden soll, 
die er einmal erfüllen mußte, die er in vielen Län-
dern auch heute noch erfüllt, nämlich die Rolle der 
obersten Einstellungsbehörde. Das kann so nicht 
sein: über Regelanfrage und was es da alles noch 
gegeben hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Vertrauen in den Staat heißt auch Vertrauen in 
seine Institutionen und seine Repräsentanten. Ich 
möchte, daß wir dabei bleiben, daß der Ausgleich 
zwischen Staatsgewalt und persönlicher Freiheit 
immer wieder neu ausgelotet wird, immer wieder 
neu geortet wird. Sie haben in dieser Gesamtaus-
einandersetzung auch nie so recht begreifen wollen, 
daß es dabei nicht um Schwäche oder Härte des 
Staates, sondern um die Bewahrung oder grundle-
gende Veränderung des freiheitlichen Charakters 
unseres Staatswesens geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben in der Innenpolitik auch den wichtigen Be-
reich des Umweltschutzes. In den wenigen Punkten, 
in denen die Regierungserklärung auf diesen Ge-
samtbereich Innenpolitik eingeht, ist das eine — ich 
sagte es vorhin schon — zwar völlig richtige Aussa- 
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ge, aber insgesamt auch nichtssagende Aussage. Es 
geht da nicht, auch in den Koalitionsvereinbarun-
gen nur eine Bemerkung zur TA Luft zu machen 
und sonst ganz allgemein vom Ausgleich zwischen 
Ökologie und Ökonomie zu reden. Das Thema Um-
weltschutz hat eine Dimension, die über die sehr 
wichtige Reinhaltung der Gewässer, über die sehr 
wichtige Reinhaltung der Luft, über die sehr wich-
tige Erhaltung unserer Wälder noch hinausgeht. So 
wichtig dies alles ist, in dem Begriff Umweltschutz 
sammeln sich auch alle Bedenken darüber in unse-
rer Gesellschaft, ob wir so wie in den vergangenen 
Jahrzehnten weiterleben können bzw. ob die 
schlichte Fortschreibung einer zurückliegenden 
Epoche in die Zukunft möglich ist. Ich glaube, daß 
wir es hier mit einer Krise der hochindustrialisier-
ten Gesellschaften insgesamt zu tun haben, die sich 
übrigens auch in hohen Arbeitslosenzahlen nieder-
schlägt. Das alles ist nicht mit den Rezepten der 
50er Jahre zu bewältigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Umweltschutz hat in diesem Zusammenhang ei-
nen Symbolwert für eine geistige Veränderung, die 
dem undifferenzierten Fortschrittsglauben immer 
skeptischer, zurückhaltender gegenübersteht. Die 
Führung, von der auch in der Regierungserklärung 
so oft die Rede ist, darf deshalb keine Führung 
zurück in die Vergangenheit sein, so schön sich 
diese Vergangenheit auch in der Geschichte dar-
stellt. 

Die Leistungen im Umweltschutz in den 13 Jah-
ren, die wir hier zusammengearbeitet haben, sind 
beachtlich. Es ist leider ein Bereich geblieben, der 
nicht die Beachtung bekommen hat, die er eigent-
lich verdient hätte, von dem nicht begriffen worden 
ist, daß hier etwas auf dem Gesetzgebungsweg in 
Gang gesetzt worden ist, das dem Rechnung trägt, 
was ich versucht habe, hier zu formulieren. Deshalb 
muß es zu sehr konkreten Abreden kommen, wie es 
in dieser Frage weitergeht. 

Ich kann es leider nicht ändern, daß ich mich hier 
in der mir zur Verfügung gestellten Zeit auch ver-
hältnismäßig allgemein äußern muß. Vielleicht 
spielt das im Verlauf der Debatte noch eine etwas 
konzentriertere Rolle. Ich muß hier nämlich noch 
zwei andere Themen ansprechen. 

Eines davon, Herr Dr. Kohl, ist in der Regierungs-
erklärung enthalten. Das ist das Problem der Aus-
länder. Wir teilen die von Ihnen geäußerte Mei-
nung, daß Integration das Hauptziel ist, daß alle 
Bemühungen darauf konzentriert werden müssen. 

(Zuruf des Abg. Schwarz [CDU/CSU]) 

— Ich darf ihm doch mal zustimmen, Herr 
Schwarz. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Viel zu wenig!) 

Wir teilen Ihre Meinung, daß es bei dem Anwerbe-
stopp bleiben muß und daß der Zuzug weiterhin 
wirksam geregelt und bekämpft werden muß. Aller-
dings mache ich Sie darauf aufmerksam, daß hier 
das Problem des Familiennachzugs einer besonders 
sorgfältigen Behandlung bedarf. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir teilen auch Ihre Meinung, daß man Rück

-

kehrwilligen auch helfen soll. Ich bitte Sie nur 
ernstlich, dieses Instrument nicht zu überschätzen. 
Das kann ein sehr teures und dennoch außerordent-
lich wirkungsloses Instrument sein, wie die Erfah-
rungen uns zeigen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Aber wir werden jeden Vorschlag sehr aufmerksam 
prüfen, der uns herübergereicht werden wird. Nur 
um eines bitte ich — Sie haben das hier nicht getan; 
es hat hier auch bis jetzt noch keine Rolle gespielt, 
aber ich habe es in anderen Debatten erlebt, auch 
in der Diskussion draußen —: Helfen Sie mit, daß 
wir nicht über eine sehr extensiv geführte Auslän-
derdebatte, in der dann immer wieder das Stich-
wort Ausländerfeindlichkeit eine Rolle spielt, tat-
sächlich zu dem kommen, was schon als gegeben 
unterstellt wird: zur Ausländerfeindlichkeit, und 
auch nicht dazu, daß die Deutschen für ihre Schwie-
rigkeiten einmal wieder einen Sündenbock brau-
chen und ihn jetzt bei den Ausländern suchen. Das 
darf nicht passieren; dem müssen wir uns gemein-
sam entgegenstellen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Jäger (Wangen)? 

Brandt (Grolsheim) (SPD): Bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Kollege Brandt, 
ist Ihnen entgangen, daß die sich da und dort zei-
gende und vom Bundeskanzler und der neuen Bun-
desregierung auch intensiv bekämpfte Ausländer-
feindlichkeit in unserem Land ihre Ursache nicht in 
Debatten und Diskussionen hat, sondern in dem 
vielfältigen Mißbrauch des Asylrechts und in einer 
in manchen Städten unzumutbar gewordenen Bal-
lung der Zahl von Ausländern, die die Bevölkerung 
allmählich zu beunruhigen beginnt? 

Brandt (Grolsheim) (SPD): Herr Kollege Jäger, ich 
habe soeben dem Bundeskanzler ausdrücklich zu-
gestimmt. Den Teil lasse ich jetzt einmal weg. — Sie 
haben soeben gesagt, das Asylrecht sei dafür ver-
antwortlich — — 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Der Miß

-

brauch, Herr Kollege Brandt!) 

— Gut, ich korrigiere: der Mißbrauch des Asyl-
rechts. Herr Jäger, ich will mit Ihnen j a gar keinen 
Streit über diese Formulierung. — Sie haben ge-
sagt, der Mißbrauch des Asylrechts sei dafür ver-
antwortlich. — Herr Kollege Jäger, ob ein Miß-
brauch des Asylrechts vorliegt, wissen Sie erst, 
wenn Sie geprüft haben, und nicht vorher. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch dann wissen Sie es leider oft noch nicht mit 
hinlänglicher Klarheit; da bleiben auch noch Zwei-
fel übrig. 

Zweiter Punkt: Ich halte es für einen Fehler, den 
Sie, die CDU/CSU, in vielen Fällen gemacht haben, 
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Brandt (Grolsheim) 

das Ausländerproblem von der Asylfrage her aufzu-
rollen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Sie hätten dieses Problem — sauber abgetrennt von 
der allgemeinen Ausländerfrage — mit uns ange-
hen müssen. Daß das draußen verwechselt wird, 
kann ich niemandem zu Vorwurf machen, aber ich 
mache Ihnen zum Vorwurf, daß Sie diese Verwechs-
lung durch Ihre Reden auch noch unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei all 
dem, was jetzt hier noch zu sagen wäre: Ich habe in 
dieser Regierungserklärung beim Bereich der In-
nenpolitik nichts — auch nicht wenigstens einen 
Satz — über die Rolle des Sports gehört. Im übri-
gen, Herr Dr. Kohl, das ist keine gute Kontinuität; 
da sind Sie in der Kontinuität mit Ihren Vorgän-
gern Adenauer, Erhard und Kiesinger; bei den Bun-
deskanzlern Brandt und Schmidt gab es eine an-
dere Übung. Die ersteren haben auch von Sport 
weder etwas verstanden — das muß ja nicht der 
Fall sein — noch in ihrer Regierungserklärung ein 
Wort dazu gesagt. Es wäre gut gewesen, wenn Sie 
hier einen Satz dazu gesagt hätten. 

Es wäre sicherlich auch gut gewesen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, wenn nicht die Me-
dienpolitik abgehandelt würde — — 

(Schwarz  [CDU/CSU]: Die Innenpolitik ist 
doch kein Kaufhauskatalog!) 

— Herr Schwarz, ich kann das doch nicht ändern. 
Die Innenpolitik ist nun einmal wie ein Katalog. 
Nur, bitte sagen Sie nicht: wie im Kaufhaus. Da 
bewegt sich demnächst Ihr Kollege, der Minister 
für innerdeutsche Beziehungen, wie ich heute in 
Anzeigen gelesen habe. Er wird in einem Kaufhaus 
auftreten. Aber sagen Sie nicht, daß das ein Kauf-
hauskatalog sei. Der innere Zusammenhang der in-
nenpolitischen Bereiche ist vorhanden. Wir werden 
auch versuchen, diesen innenpolitischen Zusam-
menhang immer wieder herzustellen, auch wenn 
dieser Zusammenhang nicht gegeben zu sein 
scheint. 

Ein letztes Wort noch. Mir wäre es sehr lieb gewe-
sen, wenn die Frage der Medienpolitik auch schon 
in den zurückliegenden Auseinandersetzungen et-
was differenzierter behandelt worden wäre. Ich 
halte den Weg der Kupferverkabelung nur unter 
dem Gesichtspunkt des Fernsehens, der jetzt einge-
schlagen wird — mehr kann man damit ja auch 
nicht machen —, für falsch. Das wird ja so gehan-
delt, als habe der jetzige Postminister Aktien in der 
Kupferherstellung. Das ist ein verlorenes Unter-
nehmen. Lassen Sie uns deshalb doch erst einmal 
abwarten, bis uns die andere Technik voll zur Ver-
fügung steht. Mit ihr kann man übrigens auch ein 
bißchen mehr machen, als nur Fernsehen zu über-
tragen. Meine Bitte ist, dieses Thema nicht unterge-
hen zu lassen. 

Eines bleibt am Schluß festzustellen: Die Fragen 
der Innenpolitik können in dieser Debatte nicht so  

behandelt werden, wie das in der Regierungserklä-
rung leider geschehen ist. Deshalb bitte ich darum, 
daß diese Fragen hier auf den Tisch kommen, daß 
darüber geredet wird, was in der Innenpolitik vor 
allem in den nächsten Monaten beabsichtigt ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen, Dr. 
Schnoor. 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Frau 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Bundes-
kanzler, Sie haben vor einer Woche im Bundesrat 
gesagt, Länder und Gemeinden sollten sich zusam-
men mit der Bundesregierung den notwendigen An-
strengungen unterziehen und ihren Beitrag zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit und zur Sanierung 
der Staatsfinanzen leisten. Wer von uns, Herr Bun-
deskanzler, wollte Ihnen dabei nicht zustimmen? 

Ich sage Ihnen, Herr Bundeskanzler, als Mitglied 
des Bundesrates und als Innenminister des Bundes-
landes Nordrhein-Westfalen: Wir sind zu konstruk-
tiver Zusammenarbeit bereit. Aber, Herr Bundes-
kanzler, wir müssen wissen, welche Politik wir von 
Ihnen erwarten können. Wir wiederum sind es Ih-
nen schuldig, Herr Bundeskanzler, Ihnen auch un-
sere politische Auffassung darzustellen. 

Ich wollte es mir heute an sich versagen, zentrale 
Themen der Innenpolitik wie etwa die Arbeits-
marktpolitik anzusprechen. Aber Herr Kollege Gat-
termann hat vorhin beklagt, es sei kein Wort über 
die Kohle gefallen. 

(Urbaniak [SPD]: Ein Flattermann ist 
das!) 

Herr Bundeskanzler, Sie sprachen in Ihrer Regie-
rungserklärung von dem vorrangigen heimischen 
Energieträger, der deutschen Steinkohle. Ist das 
Kohlevorrang-Politik? Für mich wird das nicht 
deutlich, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist kein Wort darüber gesagt worden, ob etwa die 
Importkontingente für fremde Kohle eingeschränkt 
werden können, um die Absatzprobleme der deut-
schen Steinkohle zu lösen, damit wir nicht mit der 
Steinkohle in den Sog der Stahlkrise gezogen wer-
den. Kein Wort darüber, Herr Bundeskanzler! Wenn 
Sie ins Revier kommen — und Sie wollen j a ins 
Ruhrgebiet kommen —, wird der Bergmann von 
Ihnen sicherlich eine Antwort fordern, wenn Sie sie 
hier nicht geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Bleibt es, Herr Bundeskanzler, unter dieser Re-
gierung bei 90 Millionen Tonnen Steinkohle bis 
zum Jahre 1990, oder versteckt sich hinter dem Be-
griff „Vorrang heimischer Energieträger", daß Sie 
damit andeuten wollen, natürlich sei die Steinkohle 
der erste Energieträger unter den Primärenergien 
— wenn man das 01 ausklammert —, und das auch 
bei etwa 50 oder 60 Millionen Tonnen Steinkohle? 

Herr Bundeskanzler, hierzu erwarten wir von Ih-
nen ein klärendes Wort. Ich hätte die Frage hier 
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Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen) 
nicht angesprochen, aber Herr Kollege Gattermann 
hat mich dazu herausgefordert. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Urbaniak? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Bitte 
schön. 

Urbaniak (SPD): Herr Minister, haben Sie bezüg-
lich der Formulierung in der Regierungserklärung 
nicht auch das Empfinden, daß eigentlich Abschied 
genommen wird von der Kohlevorrangpolitik und 
von den Energieprogrammen der Bundesregierung 
aus früheren Zeiten, wo das klar und sauber um-
schrieben war und in den Haushalten zum Aus-
druck gebracht wurde? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Urbaniak, ich hätte gern ein klärendes Wort auch 
des Bundeswirtschaftsministers zu der Frage ge-
hört, ob die Gerüchte stimmen, daß in seinem Haus 
schon an entsprechenden Plänen gebastelt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Graf Lambsdorff? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Minister Schnoor, 
darf ich, da Sie darum gebeten haben, Ihnen zwar 
nicht den Gefallen tun, aber doch die Gewißheit ver-
mitteln, daß mit dieser Formulierung präzise das 
gemeint und gesagt ist, was der Kollege Urbaniak 
für notwendig hält, nämlich der Vorrang der deut-
schen Steinkohle? 

(Dr. Steger [SPD ] : Wie ist es denn mit den 
Importkontingenten?) 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Bundeswirtschaftsminister, Sie bejahen also meine 
Frage: Bleibt es bei den 90 Millionen t Steinkohle 
bis zum Jahre 1990? 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): 
Selbstverständlich. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Darf ich fragen, verehr-
ter Herr Minister, wo Sie diese Formulierung ge-
funden haben? Etwa in der dritten Fortschreibung 
des Energieprogramms der vorigen Bundesregie-
rung? Haben Sie dort 90 Millionen t bis zum Jahre 
1990 gefunden? 

(Zurufe von der SPD) 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Bundeswirtschaftsminister, diese Frage, die Sie 
jetzt gerade an mich richten, klärt sehr auf: Die 
Kumpels im Revier werden Ihnen und der neuen 
Bundesregierung die entsprechende Antwort ge-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, ich bitte um ein klärendes 
Wort zur Innenpolitik im eigentlichen Sinne. Sie 
haben in Ihrer Erklärung vor dem Bundesrat die 
Gemeinden angesprochen und diese um ihren Bei-
trag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gebeten. 
Das haben Sie zu Recht getan, Herr Bundeskanzler, 
denn unseren Gemeinden kommt hierbei eine 
Schlüsselfunktion zu. Die Städte und Gemeinden 
sitzen weder am Kabinettstisch noch im Bundesrat. 
Das ist von uns auch so gewollt. Deshalb haben wir 
alle die Pflicht, meine Damen und Herren, die Inter-
essen der Städte und Gemeinden bei der Entschei-
dung über Finanzzuweisungen, der Erhebung oder 
Verteilung von Steuern oder der Abwälzung von 
Lasten zu vertreten. 

Wie notwendig, aber auch wie drückend diese 
Pflicht ist, meine Damen und Herren, das spüre ich 
täglich. Wenn Herr Ministerpräsident Strauß mich 
heute morgen angesprochen und geglaubt hat, er 
könne mich zum Kronzeugen machen, um Kritik an 
der bisherigen Bundesregierung zu üben, so sollte 
Herr Ministerpräsident Strauß wissen, daß das 
Wort von Gustav Heinemann Gültigkeit besitzt, daß 
drei Finger auf einen selbst zurückweisen, wenn 
man mit dem Finger auf jemanden zeigt. 

(Urbaniak [SPD]: Auch die von der ande

-

ren Hand!) 

Ich will dazu noch folgendes sagen: Ich habe mich 
im Sommer in der Tat sehr deutlich geäußert. Aber 
weshalb denn? Wir müssen in Nordrhein-Westfalen 
die Finanzzuweisungen für die Gemeinden kürzen. 
Das bringt für die Gemeinden eine Minderein-
nahme von rund 340 Millionen DM. Zur selben Zeit 
lehnte der Bundesrat eine Bundesratsinitiative von 
Nordrhein-Westfalen ab, die es dem Land ermög-
licht hätte, 340 Millionen DM zu sparen. Das wurde 
abgelehnt. Man gab uns nicht einmal die Besol-
dungskompetenz in diesem Bereich zurück. Gleich-
zeitig erklärte Graf Lambsdorff in Lippe, 1984 müß-
ten die Steuern gesenkt werden. Sie werden verste-
hen, daß mich dies sehr erregt hat angesichts der 
Tatsache, daß wir in diesem Jahr in Nordrhein-
Westfalen zum erstenmal die Abschaffung der 
Lohnsummensteuer und die Anhebung der Freibe-
träge für die Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapi-
tal verkraften müssen — eine Mißentscheidung 
sondergleichen. Es sind manche hier in diesem 
Saal, die sich damals erbittert dagegen gewehrt ha-
ben. Ich muß sagen, Herr Kollege Hirsch, meinen 
Respekt vor Ihnen auch in dieser Frage! Aber ich 
selber bekenne mich zu unserer Mitverantwortung; 
denn wir haben an dieser Entscheidung mitgewirkt. 
Ich wollte nur deutlich machen, worauf die Erre-
gung zurückzuführen war. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Milz? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Ger-
ne. 

Milz (CDU/CSU): Herr Minister, Sie haben soeben 
erklärt, daß das Land Nordrhein-Westfalen in die-
sem Jahr den Gemeinden etwa 350 Millionen DM 
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Milz 
weniger zahlen könne als bisher. Wollen Sie damit 
sagen, daß die Mitteilung des nordrhein-westfäli-
schen Städtetages vom 23. September 1982, der 
diese Summe auf 851 Millionen DM beziffert, falsch 
ist? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Nein, 
Herr Kollege Milz, die Mitteilung des Deutschen 
Städtetages ist auch richtig. Aber wir können j a 
hier keine Kommunalfinanzdebatte führen. Die 
mehr als 800 Millionen DM kommen zustande, Herr 
Kollege Milz, weil zu den 340 Millionen DM, die das 
Land kürzt, 523 Millionen DM Spitzenausgleich 
kommen, die bisher vom Bund gezahlt worden sind. 
Das macht die Gesamtsumme. Aber ich meine, wir 
sollten jetzt keine Kommunalfinanzdebatte führen. 
Ich würde sie Ihnen aber gern liefern, wenn Sie sie 
wünschen. 

Meine Damen und Herren, unsere Städte und Ge-
meinden befinden sich in einer schwierigen Finanz-
situation, nicht nur in Nordrhein-Westfalen. Herr 
Bundeskanzler, Städte, Gemeinden und Kreise sind 
nicht in der Lage, ihren so notwendigen Beitrag zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu leisten. Rück-
läufige Einnahmen, steigende Ausgaben und die 
wachsenden Probleme im Verwaltungshaushalt ha-
ben die Kommunen gezwungen, ihre Investitionen 
zu senken. Die Investitionsausgaben der Kommu-
nen sind im ersten Halbjahr 1982 gegenüber dem 
Vorjahr um 14,5 % zurückgegangen. Wir alle wissen, 
daß die gemeindlichen Investitionen einen beson

-

ders hohen Anteil an den öffentlichen Investitionen 
haben: 70 % der öffentlichen Sachinvestitionen ent-
fallen auf den kommunalen Sektor. 

Worauf ist aber die Investitionsschwäche unserer 
Gemeinden zurückzuführen? Was müssen wir tun? 
Sind die Gründe darin zu sehen, Herr Bundeskanz-
ler, daß Ihr Wirtschaftsminister in der Vergangen-
heit eine schlechte Wirtschaftspolitik betrieben 
hat? 

(Schwarz [CDU/CSU]: Nein, Herr Matthö-
fer eine schlechte Finanzpolitik!) 

Privaten Unternehmern wird ja gelegentlich un-
terstellt, sie wagten nicht zu investieren, weil bei 
ihnen das Vertrauen in die Wirtschaft fehle. Das 
kann man ja wohl gegenüber den Investitionsent-
scheidungen der öffentlichen Hand nicht sagen. Da 
paßt dieses Argument j a nun wohl wirklich nicht. 
Nein, der Grund für die Investitionsschwäche ist 
darin zu sehen, daß wir, wie wir hier sitzen, unseren 
Gemeinden die Einnahmen weggenommen haben. 
Und ich fürchte, Herr Bundeskanzler, Sie sind da-
bei, die Finanzkraft der Gemeinden weiter zu 
schwächen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will das jetzt nicht im einzelnen ausführen, 
aber ich darf noch einmal darauf hinweisen: Die 
Abschaffung der Lohnsummensteuer und die 
gleichzeitige Anhebung der Freibeträge der Gewer-
besteuer nach Ertrag und Kapital waren ein ekla-
tanter Mißgriff. Und Ihre weiteren Bemühungen, in 
die eigenen Steuern der Kommunen einzugreifen, 
werden dazu führen, daß die Gemeinden überhaupt 

nicht mehr in der Lage sind, einen Beitrag zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit zu leisten. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Milz? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Bitte 
schön. 

Milz (CDU/CSU): Herr Minister, sind Sie bereit 
zuzugeben, daß die Regierung in Nordrhein-Westfa-
len, der Sie selber angehören, die Verbundmasse 
für die Gemeinden von 28,5 % im Jahre 1981 auf 
25,5 % im Jahre 1983 gekürzt hat, und wollen Sie das 
der neuen Bundesregierung anlasten? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Nein, 
das will ich nicht der neuen Bundesregierung anla-
sten, Herr Kollege Milz. Aber ich bitte Sie! Wollen 
wir nun hier wirklich eine Kommunalfinanzdebatte 
führen? Ich will Ihnen eines sagen, Herr Kollege 
Milz: Die jetzige Kürzung der Verbundmasse hätte 
sich möglicherweise vermeiden lassen, wenn der 
Bundesrat 

(Zuruf von der SPD: So ist das!) 

dem Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen zuge-
stimmt hätte, das Weihnachtsgeld und das Urlaubs-
geld für die Beamten — sozial gestuft, damit die 
unteren Einkommen geschont werden — zu kür-
zen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Das wäre auch der entsprechende Beitrag gewesen, 
den man als Sparbeitrag seitens der höheren Ein-
kommen hätte leisten können. Das ist abgelehnt 
worden. Auch unserem Bemühen, wenigstens die 
Besoldungskompetenz insoweit zurückzubekom-
men, ist nicht entsprochen worden. Sie haben das 
nicht einmal zur Kenntnis genommen, Herr Kollege 
Milz. Da hätten wir 340 Millionen DM gehabt, über 
die der Landtag hätte disponieren können. Insofern 
gibt es schon eine Mitverantwortung hier. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
möchte den Kommunalteil beenden und Sie, Herr 
Bundeskanzler, ansprechen — in erster Linie auf 
die engeren Fragen der inneren Sicherheit. Sie bit-
ten die Länder um Zusammenarbeit. Gilt das für die 
gesamte Innenpolitik, auch für die Sicherheits- und 
Rechtspolitik, Herr Bundeskanzler? Auf welcher 
Grundlage soll diese Zusammenarbeit erfolgen? 
Welches sind Ihre Grundsätze, die Sie in Fragen 
der Innen- und Rechtspolitik verwirklicht wissen 
wollen? 

Sie haben allgemeine Sätze in die Regierungser-
klärung aufgenommen. Aber eine konkrete Antwort 
haben Sie uns bisher nicht erteilt. Ich kann deshalb 
nicht erkennen, wie die Politik dieser Bundesregie-
rung im Bereich der inneren Sicherheit aussehen 
soll. Auch Herr Dregger, der gestern gesprochen 
hat, hat zu diesem Thema, das ja bisher zu seinem 
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Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen) 
Lieblingsthema gehört hat, geschwiegen. Ich meine, 
das war entlarvend. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Auch der Herr Bundesinnnminister hat sich 
hierzu nicht geäußert. Und er ist zuständig. 

Meine Damen und Herren, nach dem Bruch der 
sozialliberalen Koalition haben wir mit atemloser 
Spannung die Koalitionsverhandlungen zwischen 
den Parteivorsitzenden Kohl, Strauß und Genscher 
verfolgt. Für uns stellte sich immer wieder die Fra-
ge: Wie und worauf können sich die neuen Partner 
in Fragen der Rechts- und Innenpolitik verständi-
gen? Meine Damen und Herren, hier handelt es sich 
doch um Fragen, die, wie die „Süddeutsche Zeitung" 
am 24. September schreibt, tief in die liberale Iden-
tität reichen. Die „Frankfurter Allgemeine" meinte 
zwar an demselben Tag, Koalitionen brauchten Ei-
nigkeit und Streitpunkte. Sie bezeichnete dabei die 
Rechtspolitik in einer Verbindung von Union und 
FDP als das „unentbehrliche Salz des Konflikts in 
einer sonst fade schmeckenden Gemeinsamkeits-
suppe". Ich habe mir das nicht vorstellen können. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Ich kann mir gar 
nicht vorstellen, daß Sie Innenminister in 

Nordrhein-Westfalen sind!) 

Herr Kollege Mischnick, Sie haben für mich am 
23. September in der Abenddämmerung einer Fern-
sehdiskussion das Geheimnis gelüftet. Sie haben 
nämlich sinngemäß gesagt — ich fand das geradezu 
erregend —: „Man kann nicht alles in drei Monaten 
regeln; wir denken nicht daran, unsere Grundsätze 
aufzugeben; wir werden deshalb in der Koalition 
hart ringen" — richtig! —, „aber auch bei den So-
zialdemokraten haben wir nicht alles durchgesetzt". 
Das fand ich erstaunlich. Es ist natürlich richtig. 
Aber dies fand ich in diesem Zusammenhang, Herr 
Kollege Mischnick, erstaunlich. Ich habe mich ge-
fragt: Sind Innen- und Rechtspolitik, die ausge-
klammert worden sind, jetzt für die Führung der 
Freien Demokraten nur das „unentbehrliche Salz 
des Konflikts in einer sonst fade schmeckenden Ge-
meinsamkeitssuppe"? Das habe ich mir nicht vor-
stellen können. Aber das muß es dann ja wohl 
sein. 

(Löffler [SPD]: Das muß das Ausgeklam

-

merte sein!) 

Geht es denn hier, meine Damen und Herren, nicht 
um mehr für uns alle, auch für die CSU? 

Wenn wir so verfahren würden, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Er tut 
sich schwer!) 

wie es die FDP getan hat, dann träfe wohl doch das 
zu, Herr Kollege Mischnick, was die Süddeutsche 
Zeitung am nächsten Tag in einem Kommentar un-
ter der Überschrift „Fahnenflucht in der Rechtspoli-
tik" meinte. Ich darf, Frau Präsidentin, zitieren. Die 
Süddeutsche Zeitung sagte: 

Wenn es denn zuträfe, daß bis zu den Neuwah-
len rechtspolitisch nichts veranlaßt werden 
muß, 

— Sie sagen, es gehört zum Mittelpunkt; bitte, dann 
geben Sie mir gleich eine Antwort auf diesen Kom-
mentar — 

so  müßte es doch um so leichter fallen, zu-
nächst einmal Prinzipien zu fixieren und 
Flagge zu zeigen. Im übrigen geht es doch nicht 
nur um den legislatorischen Aspekt, sondern 
vor allem um die politische Aussage. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Regierungsbildung mit der FDP, bei der 
das Herzstück liberaler Substanz gar nicht in 
seriöser Form vorkommt, wirkt wie ein Trep-
penwitz. 

— Das habe nicht ich gesagt; das sagt die Süddeut-
sche Zeitung! — 

Woher soll 

— so sagt sie weiter — 

vor allem nach einer solchen programmati-
schen Fahnenflucht das Vertrauen rühren, vom 
kommenden März an werde man dann aber die 
Standarte wieder ganz hochhalten? 

Ich glaube, dieser Auffassung der Süddeutschen 
Zeitung muß doch wohl jeder hier in diesem Haus 
zustimmen. 

(Beifall bei der SPD — Löffler [SPD]: 
Selbstverständlich! — Dr. Stark [Nürtin

-

gen] [CDU/CSU]: Sehr dünn! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Ein bißchen dünn 

der Beifall!) 

Herr Mischnick, bewahrt der politische Liberalis-
mus nicht auch das Erbe von Thomas Dehler, 

(Mischnick [FDP]: Richtig!) 

Friedrich Naumann, Theodor Mommsen, Werner 
Siemens und Rudolf Virchow? 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]) 

— Oh  ja;  es gibt noch viele mehr. Ich könnte Ihnen 
noch mehr vorhalten. 

(Broll [CDU/CSU]: Heraklith!) 

Reicht die historische Wurzel der FDP nur bis zur 
Deutschen Volkspartei und zu den Nationallibera-
len? 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Was hat das 
mit dem Innenminister von Nordrhein

-

Westfalen zu tun? Wir sind im Bundestag! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das will ich Ihnen sagen, was uns das angeht. Es 
geht uns alle etwas an, was aus dem politischen 
Liberalismus wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — La- 
chen bei der CDU/CSU — Dr. Stark [Nür

-

tingen] [CDU/CSU]: Sie reden das Falsche 
am falschen Platz! Wir sind doch nicht in 

Düsseldorf!) 

Und das geht auch Sie etwas an. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/ 
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CSU]: Mörder als Polizeibeamte! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Will die FDP nicht auch das Erbe der Deutschen 
Demokratischen Partei, der Fortschrittlichen Volks-
partei, der Deutschen Fortschrittspartei und der Li-
beralen des Vormärz bewahren? Soll das jetzt nur 
noch „unentbehrliches Salz in einer sonst fade 
schmeckenden Gemeinsamkeitssuppe" sein, wie die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung" schreibt? Herr 
Mischnick, wollen Sie wirklich, daß jugendliche 
Protestierer künftig in einen Nürnberger Eintopf 
gestopft werden? 

(Beifall bei der SPD) 

Das eigentlich Erregende an den Koalitionsver-
handlungen war doch dies: Tag für Tag wurde deut-
licher, daß das, was die liberale Substanz der FDP 
ausmacht, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das ist doch 
nicht Ihr Thema!) 

ihr Herzstück, aus der Koalitionsvereinbarung aus-
geklammert werden sollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Natürlich ist das unser Bier! Denn ich bin der für 
die Sicherheit im Lande Nordrhein-Westfalen ver-
antwortliche Innenminister; und mir ist es nicht 
gleichgültig, wie die Innenpolitik künftig von der 
Bundesregierung betrieben wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Parteivorsitzende der FDP wußte, es werde 
niemals — meine Damen und Herren: niemals! — 
zu einem konstruktiven Mißtrauensvotum gegen 
Bundeskanzler Helmut Schmidt im Deutschen Bun-
destag kommen, wenn sich seine Fraktion und 
seine Partei mit der CSU über Fragen verständigen 
müßten, die zur Programmatik des politischen Libe-
ralismus gehören, und die jedenfalls die CSU dia-
metral anders beantwortet als die FDP. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Roth? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Bitte 
schön. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Der 
verfehlt sein Thema völlig, der Herr Mini- 

ster!) 

Roth (SPD): Herr Innenminister Schnoor, können 
Sie sich vorstellen, daß die von Ihnen und vorher 
vom Abgeordneten Brandt unserer Fraktion zur In-
nenpolitik, insbesondere zur freiheitlichen Weiter-
entwicklung unseres Verfassungsstaates aufgewor-
fenen Fragen heute ohne Antwort durch die Regie-
rung, insbesondere durch den neuen Bundesinnen-
minister bleiben? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Ich 
kann mir das eigentlich nicht vorstellen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich befürchte aber, es wird so sein; denn die ganze 
Taktik der Kollegen von der CDU/CSU läuft doch 
darauf hinaus, dieses für sie peinliche Thema zu 
vermeiden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtin

-

gen] [CDU/CSU]: Das ist ein peinlicher 
Auftritt eines Bundesratsmitglieds! — Zu- 

rufe von der SPD) 

Herr Vizekanzler Genscher, Sie haben gestern 
wieder zu dieser Frage geschwiegen. Sie wissen 
keine Antwort. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Lesen 
Sie mal in der Verfassung nach! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wenn Herr Strauß hier spricht, spreche ich hier 
auch, Herr Kollege. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Herr Vizekanzler, Sie wissen keine Antwort, Herr 
Dregger schweigt, Herr Zimmermann schweigt. Es 
ist das große Schweigen einer rechten Kumpanei. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] — 
Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Unverschämt-
heit! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hirsch? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Ger-
ne, Herr Kollege. 

Dr. Hirsch (FDP): Verehrter Herr Kollege Schnoor, 
würden Sie es nicht für angemessen halten, wenn 
Sie die Beurteilung der Frage, ob und wieweit libe-
rale Positionen in der Innenpolitik gewahrt werden, 
dann beurteilen würden, wenn diese Debatte zu die-
sem Thema stattgefunden hat? 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der CDU/CSU — Bravo-Rufe von der CDU/ 

CSU) 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Kollege Hirsch, nie habe ich einen Zweifel an Ihrer 
Auffassung und der Ihrer Freunde in dieser Frage 
gehabt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich werde Ihnen auch gerne zuhören, aber meine 
Frage ist: Welche Auffassung vertritt denn diese 
Bundesregierung in diesen Fragen? Diese Antwort 
fehlt uns bisher. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Herr Genscher braucht die Fragen, wie es mit 
dem Rechtsstaat und mit der Liberalität steht, nur 
vor dem Wähler zu beantworten. Aber Sie, Herr 
Bundeskanzler, schulden uns und den Bürgern 
heute eine Antwort. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtin-
gen] [CDU/CSU]: Lassen Sie sich in den 
Bundestag wählen! Sie müssen erst als 
Bundesratsmitglied zurücktreten und sich 
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in den Bundestag wählen lassen! Dann 

können Sie so reden!) 

— Herr Kollege, Sie sollten sich bitte einmal die 
Verfassung über die Rechte des Bundesrates und 
des Bundestages ansehen. Sie waren es doch im-
mer, die hier gesagt haben, daß Bundesratsminister 
und Bundesratsmitglieder selbstverständlich das 
Recht haben, hier zu sprechen. Sie waren es doch 
immer! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Nur, wo es jetzt einmal umgekehrt geht, da werden 
Sie sehr pingelig. 

(Graf Stauffenberg [CDU/CSU]: Sie dürfen 
ruhig reden! Aber wenn es besser wäre, 
wäre es auch angenehmer zuzuhören!) 

Herr Bundeskanzler, wir müssen wissen, welche 
Politik Sie betreiben wollen, Sie, Herr Bundeskanz-
ler. Die Politik von Herrn Zimmermann und von 
Herrn Engelhard interessiert uns zwar auch, aber 
zunächst einmal interessiert uns die klare Sachaus-
sage von Ihnen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Haben vor noch nicht allzu langer Zeit zunächst 
Herr Bundesinnenminister Genscher, Herr Bundes-
innenminister Maihofer und dann Herr Baum die 
Sicherung und den Ausbau der Liberalität des 
Staates zu ihrer vornehmsten Aufgabe erklärt, so 
findet sich darüber in der Koalitionsvereinbarung 
und in Ihrer Regierungserklärung, Herr Bundes-
kanzler, kein Wort. Herr Genscher hat sich und die 
FDP wohl auf Gedeih und Verderb der CDU/CSU 
und Herrn Zimmermann ausgeliefert — jedenfalls 
in der Regierung. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Das ist Stuß, was 
der erzählt!) 

Das wird Sache der FDP sein. Aber unsere Sache 
ist es, Herr Bundeskanzler, Sie zu fragen: Wie hal-
ten Sie es mit der Liberalität im Staat und der Libe-
ralität des Staates nun wirklich und ganz konkret? 

(Beifall bei der SPD) 

Gilt das Wort von Herrn Engelhard, der sagt, es 
gebe keine Verschärfung des Demonstrationsstraf -
rechts? Gilt das, was Herr Gattermann heute mor-
gen hier gesagt hat, oder gelten die markigen Sätze 
von Herrn Spranger, zuletzt wiederholt vor dem 
Kongreß der GdP in Nürnberg? Auf die Zusammen-
arbeit von Herrn Zimmermann und Herrn Engel-
hard sind wir ohnehin außerordentlich gespannt. 

(Beifall bei der SPD) 

Gelten die Aussagen des CDU/CSU-Antrags im 
Bundestag zur inneren Sicherheit vom 2. Dezember 
vergangenen Jahres immer noch, auch für diese 
Bundesregierung? Gelten die Thesen der CDU zur 
inneren Sicherheit vom 30. August 1982? Herr Kol-
lege Hirsch, Sie haben Herrn Dregger während der 
Hessen-Wahl aufgefordert, sich davon zu distanzie

-

ren. Was geschieht aber nun gegenüber der Bundes-
regierung? 

(Beifall bei der SPD) 

Wie steht es mit der Aussage von Herrn Barzel in 
der Debatte am 1. Oktober 1982, die Wende solle 
mehr Bürgerfreiheit gewähren? Durch Einschrän-
kung des Demonstrationsrechts? Woran sind wir 
mit dieser Bundesregierung? Wer gibt die Richtung 
an: Herr Zimmermann, Herr Engelhard, Herr 
Spranger, Herr Klein im Bundesjustizministerium 
oder Sie, Herr Bundeskanzler? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Herr Strauß!) 

Nun mag mancher Bürger durch Schweigen der 
neuen Regierung zu innenpolitischen Problemen 
weniger erschreckt werden, als es bei deutlichen 
Aussagen der Fall wäre. Aber wir kennen ja die 
innen- und rechtspolitischen Vorstellungen der 
CDU/CSU. Es ist zu befürchten, daß sich diese Auf-
fassung jetzt auch in der neuen Bundesregierung 
durchsetzen wird. Wir sollten uns erinnern, meine 
Damen und Herren: Die CDU/CSU-Fraktion hat mit 
einem von Herrn Dregger und Herrn Spranger im 
Bundestag vorgelegten Antrag vom 2. Dezember 
1981 ihre Sicht der innenpolitischen Probleme und 
ihre Lösungsvorschläge vorgetragen. Das war wohl 
die konstruktive, zum Erfolg führende Opposition, 
von der Herr Dregger gestern gesprochen hat. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Wie 
lange wollen Sie uns das noch zumuten?) 

Jetzt hören Sie gut zu: Antrag zur „Wiederherstel-
lung des inneren Friedens und der inneren Sicher-
heit", so hieß es damals wörtlich, als ob es Rechts-
brechern und Verfassungsfeinden gelungen sei, den 
inneren Frieden und die innere Sicherheit zu besei-
tigen. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Das Ziel war doch, durch Panikmache Unsicherheit 
in der Bevölkerung hervorzurufen, um auf dieser 
Basis laut nach einem stärkeren Staat zu rufen. 
Übrigens: Diejenigen, meine Damen und Herren, 
die da nach dem starken Staat rufen, wenn es um 
die Bürgerrechte geht, das sind dieselben, die dann, 
wenn es um wirtschafts- und sozialpolitische Fra-
gen geht, den Rückzug des Staates aus der Verant-
wortung fordern. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie fordern dann mehr Raum für das freie Spiel der 
Kräfte, der Rechte und Freiheiten für den Tüchti-
gen, mit anderen Worten: die Ellenbogengesell-
schaft. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Dr. Kunz [Weiden] [CDU/ 
CSU]: So ein Geschwätz! — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Sozialistische Hirngespinste!) 

Herr Bundeskanzler, mehr Staat in Fragen der in

-

neren Sicherheit — in welchem Verhältnis steht 
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dies eigentlich zu Ihrer Regierungserklärung, in der 
Sie gesagt haben, daß Sie weniger Staat wollen? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Wie ha

-

ben Sie es zum Minister gebracht?) 

Nun mag ja mancher Bürger meinen, diese in-
nenpolitischen Schießübungen der CDU/CSU von 
Ende letzten Jahres seien nur Theaterdonner gewe-
sen. In der Regierungsverantwortung sehe es ganz 
anders aus. — Hier sollte man sich aber nicht täu-
schen, meine Damen und Herren. Die jüngst vorge-
stellten Thesen der CDU/CSU für die innere Sicher-
heit sind zwar im Ton moderater, aber sie schließen 
sich an den damaligen Antrag an. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aufhören!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Wolfram? 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Ja, 
bitte schön. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Innenmi-
nister, würden Sie es begrüßen und wäre es nicht 
eine Geste der Höflichkeit, daß der Herr Bundes-
kanzler Ihnen zuhört, wenn Sie ihn direkt anspre-
chen, statt daß man den Eindruck haben muß, er 
mischt sich zur Zeit in die Geschäfte des Parla-
ments ein? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zumutung! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Minister Dr. Schoor (Nordrhein-Westfalen): Nein, 
Herr Kollege. Der Herr Bundeskanzler ist im Saal. 
Aber auch wenn er nicht im Saal wäre, würde ich 
dieses nicht sagen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Sie haben sich ja al

-

les aufschreiben lassen! — Hinsken [CDU/ 
CSU]: Er ist jedenfalls öfter da als sein Vor

-
gänger! — Frau Berger [Berlin] [CDU/ 
CSU]: Er spricht mit Herrn Ehmke! — Wei-
terer Zuruf von der CDU/CSU: Selbstkri

-

tisch ist er jedenfalls!) 

— Herr Kollege Schwarz, ich habe jetzt hier zwei 
Tage im Saal gesessen und habe die Reden ange-
hört. Sie können mir glauben, daß ich mir viel von 
dem aufgeschrieben habe, was Sie hier gesagt ha-
ben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte um etwas Ruhe. Es dauert nur län-
ger, wenn Sie dauernd reden. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Kommen Sie zum 
Ende! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Minister Dr. Schnoor (Nordrhein-Westfalen): Aus 
Respekt vor dem hohen Amt des Bundeskanzlers 
sollten wir, meine ich, nicht solche Fragen stellen — 
entschuldigen Sie, wenn ich das sage, Herr Kol-
lege —, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

denn ich weiß und gehe davon aus, daß der Bundes-
kanzler auch dann Staatsgeschäfte zu erledigen 
hat, wenn er hier im Saale nicht anwesend ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist doch an

-

wesend! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Die Thesen der CDU für die innere Sicherheit der 
Bundesrepublik sind übrigens von Herrn Barschel 
vorgestellt worden, der heute zum Ministerpräsi-
denten von Schleswig-Holstein gewählt worden ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

klatschen Sie nicht zu früh. Am 13. März 1983 ist in 
Schleswig-Holstein Wahl. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Barschel hat wörtlich verkündet: 

Es war ein schwerer geistig-politischer Fehler 
von SPD und FDP, den Sicherheitsgedanken 
immer wieder gegen den Freiheitsgedanken 
auszuspielen. 

Er sagte weiter: 

Die neuen Thesen der CDU zur Sicherheitspoli-
tik zielen auf eine Veränderung des geistig-
politischen Klimas ab. 

Meine Damen und Herren, man muß diesen Satz 
wirklich auf der Zunge zergehen lassen. 

(Zuruf des Abg. Schwarz [CDU/CSU]) 

— Ja, ich kann mir denken, daß er Ihnen gefällt, 
Herr Schwarz. Man muß ihn sich auf der Zunge zer-
gehen lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und vor allen 
Dingen durch den Kopf gehen lassen!) 

Das bedeutet doch letztlich, daß die Erfordernisse 
der Sicherheitspolitik unsere politische Kultur ver-
ändern sollen. Es kann doch allenfalls umgekehrt 
sein, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Olderog [CDU/ 
CSU]: Wollen Sie denn behaupten, daß es 
Freiheit ohne Sicherheit gibt? — Dall

-

meyer [CDU/CSU]: Wir freuen uns, daß Dr. 
Barschel soeben Ministerpräsident von 
Schleswig-Holstein geworden ist! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, Ihre Erregung macht 
mir deutlich, daß man auch 33 Jahre nach Bildung 
der ersten Bundesregierung hier immer noch Nach-
hilfeunterricht in Fragen der inneren Sicherheit ge-
ben muß. 

(Beifall bei der SPD — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Das war aber sehr schnorrig!) 

Unser Standpunkt, der Standpunkt der SPD in 
Fragen der inneren Sicherheit ist klar. Der Stand-
punkt von Herrn Dregger, Herrn Barschel, Herrn 
Spranger, Herrn Zimmermann ist nach allen Erklä-
rungen, die ich gelesen habe, ebenso klar. Sie wol-
len, so der neue Ministerpräsident von Schleswig-
Holstein — ich zitiere —, „rechtsstaatliche Hygie-
ne". Und damit meint er das Vorgehen gegen Ver-
fassungsfeinde im öffentlichen Dienst. Das muß 
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man sich einmal anhören: „rechtsstaatliche Hygie-
ne", in diesem Zusammenhang. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Was gefällt Ihnen 
daran nicht?) 

— Das Wort „Hygiene" im Zusammenhang mit 
Menschen gefällt mir nicht, Herr Kollege. 

(Beifall bei der SPD — Große Heiterkeit 
bei der CDU/CSU) 

— Daß Sie hier lachen — — 

(Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Ist das die neue 
Koalition mit den Grünen? — Anhaltende 

Unruhe bei der CDU/CSU) 

— Aber sollten Sie mir nicht doch zugeben, daß es 
gut wäre, wenn man über die Frage, ob jemand im 
öffentlichen Dienst bleiben darf, und die, ob er wohl 
verfassungstreu ist oder nicht, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sauber gewa

-

schen!) 

nicht von Hygiene spräche, meine Damen und Her-
ren? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Olderog [CDU/ 
CSU]: Was soll mit den Extremisten ge

-

schehen? Sollen die nun in den öffentlichen 
Dienst oder nicht?) 

— Mein Gott, Herr Kollege, das Wort Hygiene ist 
historisch belastet. Haben Sie das denn immer noch 
nicht begriffen? 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Vor 
Ihnen wird sich der Biedenkopf sehr fürch

-

ten!) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU fordert 
Vorrang für die Sicherheit vor der Freiheit. Sie wol-
len die Bestrafung von friedlichen Demonstranten, 
die nichts dafür können, daß Straftäter, Provoka-
teure sich nicht an die Gesetze halten. Wer bei einer 
Demonstration gewalttätig wird, mit Steinen wirft, 
macht sich nach geltendem Recht strafbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber es ist oft schwer, den Straftätern ihre Straftat 
nachzuweisen, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Nahezu 
immer!) 

sie vor Gericht zu stellen. Dies ist in der Tat ein gro-
ßes Problem für Polizei und Justiz. Das war es 
schon immer. Aber Sie wissen auch, Herr Kollege, 
den Verfassungssatz „In dubio pro reo" kann man 
doch wohl nicht aufgeben. — 

(Zustimmung bei der SPD) 

Nein, Ihnen fällt etwas viel Geschickteres ein, als 
den aufzugeben. Man muß nur den Straftatbestand 
erweitern, und schon haben wir einen, den wir grei-
fen können und den wir bestrafen können. 

(Liedtke [SPD]: Auch wenn er unschuldig 
ist!) 

Aber der hat doch gar keinen Stein geworfen. Der 
war doch nur dabei. Das war doch vielleicht der 
andere. — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Dummes Ge

-

schwätz! Quatsch! — Zurufe der SPD) 

Richtig, Herr Kollege: Macht nichts, er war dabei. 
Er war dabei, und das genügt. Denken Sie hier ein-
mal an Lessing. 

(Zurufe von der SPD: Nürnberg! — Dr. Ol

-

derog [CDU/CSU]: Das können Sie doch 
hier nicht ins Lächerliche ziehen! Sie reden 
hier im Bundestag und nicht irgendwo 

draußen in der Provinz!) 

— O nein, ich weiß, wovon ich rede, Herr Kolle-
ge. — 

(Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Lesen Sie doch um 
Gottes willen weiter!) 

Außerdem geschieht es ihm, der jetzt gegriffen 
wird, j a ganz recht. Warum geht er auch auf eine 
Demonstration; da hat er doch nichts zu suchen. — 
Das ist doch Ihre Auffassung. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Wie 
lange müssen wir uns das noch anhören?) 

Der Standpunkt der CDU/CSU-Sicherheitsexper-
ten, der Standpunkt von Herrn Dregger und Herrn 
Barschel ist klar. Herr Spranger hat seine Auffas-
sung noch einmal dargelegt. 

(Graf Stauffenberg [CDU/CSU]: Hat er al

-

les schon einmal gesagt! Sie müssen weiter 
unten weitermachen!) 

Aber welchen Standpunkt hat denn nun die neue 
Rechtsfraktion hier im Hause? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie 
wiederholen sich ständig! Sie verwechseln 
Ihre Blätter! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Nehmen Sie mal einen neuen 

Zettel!) 

Was hat diese Regierung jetzt politisch für Absich-
ten? 

Herr Bundeskanzler, es genügt nicht, zu sagen: 
Wir wissen zwar nicht, was wir nun wirklich wollen, 
aber dieses mit ganzer Kraft. 

(Unruhe und Lachen bei der CDU/CSU) 

Das haben Sie hier bisher doch nur ausgesagt. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Olderog [CDU/ 
CSU]: Das ist ja lächerlich! — Weiterer Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Und so was ist Mini

-

ster! — Dr. Waigel [CDU/CSU]: Wenn Weh

-

ner noch der alte wäre!) 

Herr Bundeskanzler, es geht nicht nur um eine übli-
che politische Kontroverse. Es geht auch nicht nur 
um eine Frage, die auf den Kern liberaler Identität 
zielt. Es geht um tragende Prinzipien unserer Ver-
fassung. 

Der Staat ist eine freiheitliche, demokratische, so-
ziale, rechtsstaatliche Demokratie. Auch eine Poli-
tik der inneren Sicherheit hat zur Verwirklichung 
dieser tragenden Prinzipien unserer Verfassung 
beizutragen. 
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Jedes staatliche Handeln unterliegt vor dem Hin-

tergrund dieser Prinzipien einem Begründungs-
zwang und hat deshalb nicht automatisch eine Ver-
mutung der Richtigkeit für sich. Entwicklungen 
und Wandlungen, die sich in der Gesellschaft voll-
ziehen, können und müssen ihren Niederschlag in 
staatlichen Reaktionen finden. Der Staat muß bei 
Anwendung seiner Machtmittel Wandlungspro-
zesse in der Gesellschaft und im Verhältnis zwi-
schen Bürger und Staat berücksichtigen. Nur dann 
hat staatliches Handeln vor allem im Sicherheitsbe-
reich eine Chance, von den Bürgern oder jedenfalls 
von einer Mehrheit der Bürger akzeptiert oder zu-
mindest verstanden zu werden. Dies ist aber die 
Voraussetzung jeglichen staatlichen Handelns, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
ja eine Mammutvorlesung!) 

wenn unsere Staatsform Bestand haben soll. 

Gewährleistung von Freiheit und Sicherheit heißt 
deshalb auch Ermöglichung von Wandel und Siche-
rung der Wandlungsmöglichkeiten. Minderheiten 
müssen Mehrheiten werden können. Meine Damen 
und Herren, auch wenn es Grüne sind, müssen es 
Mehrheiten werden können. Und außerparlamenta-
rische Minderheiten sind auf das Demonstrations-
recht angewiesen, um sich Gehör zu verschaffen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hackel [CDU/ 
CSU]: Und Mehrheiten müssen Minderhei

-

ten werden können, auch wenn es die SPD 
ist!) 

Herr Bundeskanzler, beherzigen Sie das Wort ei-
nes großen Konservativen. Edmund Burke, wahr-
lich kein Jakobiner, hat vor 200 Jahren unter dem 
Eindruck der großen Französischen Revolution ge-
sagt: „Einem Staat ohne Möglichkeiten zum Wandel 
fehlen zugleich die Möglichkeiten zu seiner Erhal-
tung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ohne Veränderungsmöglichkeiten riskiert er sogar 
den Verlust jener Bestandteile seiner Verfassungs-
ordnung, die er als geheiligt zu bewahren 
wünscht." 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich möchte noch einmal in Erinnerung ru-
fen, daß der Vertreter des Bundesrats nach Art. 43 
des Grundgesetzes hier jederzeit das Rederecht 
hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das hat nie

-

mand bestritten!) 

Das Wort hat jetzt der Herr Abgeordnete Milt-
ner. 

(Roth [SPD]: Zimmermann kneift!) 

Dr. Miltner (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, im Hohen Haus ist 
unbestritten, daß hier ein Bundesratsmitglied spre-
chen kann. Aber man sollte hier natürlich wenig-

stens eine Rede und nicht eine konfuse Vorstellung 
erwarten dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Zurufe von der SPD) 

Nun ein Wort zu meinem Kollegen Brandt (Grols-
heim), der die Reihe der Anmerkungen zu einer 
sogenannten Verratslegende fortsetzen zu können 
geglaubt hat. Durch ständige Wiederholung wird 
die Verratslegende nicht glaubwürdiger. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wenn man schon sagt, daß es eine Sache der Wäh-
ler der FDP sein werde, dann frage ich mich nur: 
Warum reiten Sie denn eigentlich so auf dieser 
Sache herum? 

Wenn man dieses Thema schon anpackt, hätte ich 
gern auch einmal gehört, daß das Instrument des 
konstruktiven Mißtrauensvotums von Persönlich-
keiten wie Adolf Arndt oder Theodor Heuss oder 
Konrad Adenauer in unser Grundgesetz hineinge-
nommen worden ist. Ich kann mir schlecht vorstel-
len, daß man diesen Persönlichkeiten unterstellen 
will, in die Verfassung ein Instrument hineinge-
nommen zu haben, das in den Bereich einer morali-
schen Schwäche gerückt werden könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das öffentliche Interesse ist natürlich heute und 
zur Zeit hauptsächlich auf die Arbeitslosigkeit, auf 
wirtschaftliche und finanzielle Sorgen in unserem 
Lande gerichtet. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Doch auch schwerwiegende Probleme im Bereich 
der inneren Sicherheit und des Umweltschutzes be-
wegen die Bürger. Wer ist nicht besorgt über die 
Kriminalitätsentwicklung, die durch anhaltende 
jährliche Zuwachsraten gekennzeichnet ist, und 
wer sieht in unseren Städten und Gemeinden nicht 
die sich verschärfende Ausländerproblematik ange-
sichts der hohen Arbeitslosigkeit und des seit Jah-
ren bekannten Mißbrauchs des Asylrechts? Oder 
wer kann das schwindende Rechtsbewußtsein im 
Zusammenhang mit Hausbesetzungen und beim 
Widerstand gegen demokratisch zustande gekom-
mene Entscheidungen heute übersehen? Schließlich 
sind auf dem Gebiet des Umweltschutzes auch noch 
die Sorge um die Luftreinhaltung, der saure Regen 
und das Waldsterben oder die Entsorgung bei den 
Kernkraftwerken zu nennen. Diese beispielhaft ge-
nannten Probleme der Innenpolitik zeigen die 
große Bedeutung dieses politischen Sachgebietes 
überhaupt für unser Leben. 

Aber wir können die Probleme der Innenpolitik 
nur lösen, wenn die Beachtung des demokratisch 
legitimierten Rechts in unserem Staat und unserer 
Gesellschaft gesichert ist. Es gilt daher nicht nur 
für den Justizbereich, sondern auch für den Bereich 
der inneren Sicherheit und des Umweltschutzes, 
daß wir hier das Rechtsbewußtsein bei unseren 
Bürgern festigen müssen. Es kann nicht hingenom-
men werden, daß Ladendiebstähle bagatellisiert 
werden oder Hausbesetzungen gerechtfertigt wer-
den. Genauso unerträglich ist es, wenn im Zuge von 
Demonstrationen Gewalttäter Körperverletzungen 
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begehen, in aller Öffentlichkeit Sachschaden an-
richten und am Ende gar nicht zur Verantwortung 
gezogen werden können. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Können? Das ist 
doch strafbar!) 

Der anständige Bürger muß sich dabei fragen, ob es 
sich noch lohnt, anständig zu bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Gansel [SPD]: Die Frage stellt sich bei Ih

-

nen nicht mehr! — Zuruf von der SPD: Fra- 
gen Sie wegen des Anstands einmal Herrn 
Kollegen Genscher! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Meine Damen und Herren, die neue Regierung 
hat sich zum Ziel gesetzt, in der kurzen Zeit bis zur 
Neuwahl zusammen mit den Ländern eine gemein-
same Ausländerpolitik zu vereinbaren. Der Herr 
Bundeskanzler hat als oberste Devise für eine Aus-
länderpolitik genannt, daß es eine menschliche Aus-
länderpolitik sein wird und sein muß, 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Sehr konkret!) 

mit den Zielpunkten Integration, Anwerbestopp, 
Rückkehrerleichterungen, Begrenzung des Fami-
liennachzuges und auch Verhinderung des Miß-
brauchs des Asylrechts. Gerade auf dem Gebiet der 
Integration bieten sich gemeinsame Maßnahmen 
von Bund, Ländern und Gemeinden an, z. B. die 
Sprachförderung, Integrationsbemühungen im 
Freizeitbereich oder die Möglichkeiten der Berufs-
bildung. Aber ebenso müssen wir auch die freiwil-
lige Rückkehr ins Auge fassen und erleichtern. Man 
kann daran denken, z. B. die Kapitalisierung der 
Ansprüche auf Arbeitslosengeld zu bieten, die Zwei-
Jahres-Frist für die Rückerstattung der Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung aufzuheben 
oder aber verstärkte Wirtschaftshilfemaßnahmen 
bei der Schaffung von Arbeitsplätzen in den Hei-
matländern ins Auge zu fassen. Die Arbeitskommis-
sion, die diese Aufgabe übernehmen wird, muß je-
denfalls unter Berücksichtigung der Interessen der 
Länder und der Gemeinden diese beispielhaft ge-
nannten Gesichtspunkte aufgreifen und dann ein 
Konzept präsentieren. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an die 
schleppende und zögerliche Behandlung des The-
mas Asylverfahren in den vergangenen zwei Jah-
ren. Die alte Koalitionsregierung war nicht in der 
Lage, eine Gesetzesvorlage zu erarbeiten und vor-
zulegen. Der Nachholbedarf auf breiter Ebene in 
der Ausländerpolitik muß nunmehr aufgearbeitet 
und einer dauerhaften Lösung zugeführt werden, 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Was wollen Sie 
denn nun verändern? Werden Sie konkret 
und sagen Sie, was Sie machen wollen!) 

und die Regierung Kohl hat nach der Regierungs-
übernahme mit der Koalitionsvereinbarung sofort 
die Voraussetzungen dafür geschaffen. 

Wir sind dem Bundeskanzler aber auch dankbar, 
daß er in seiner Regierungserklärung auf das Ver-
hältnis von Ökologie zur Technik und zur Ökono-
mie eingegangen ist. Wir alle wissen, daß Umwelt-
schutz heute ohne Technik, ohne wirtschaftliches 

Wachstum, ohne Finanzen nicht mehr möglich ist. 
Es hat keinen Zweck, im Umweltschutz nur Stim-
mung zu machen, sondern es kommt einzig und 
allein darauf an, durch sachpolitische Entscheidun-
gen weiterzukommen. 

Der Staat als Wahrer des Allgemeininteresses 
hat dafür zu sorgen, daß die Menschen unter men-
schenwürdigen Verhältnissen leben können. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Wie wollen Sie das 
denn machen? Sagen Sie doch einmal kon

-

kret, was Sie machen wollen! Hören Sie 
mit den Allgemeinplätzen auf!) 

Der Staat muß auch mit seinen Mitteln Umwelt-
schutz durchsetzen. Gleichwohl muß ich Ihnen sa-
gen, daß Umweltschutz eine Staatsaufgabe ist; es ist 
aber auch eine Aufgabe, die jeden angeht. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Ihre Verlegenheit 
verstehe ich ja!)  

Es ist also auch eine gesellschaftliche Aufgabe. 

Es ist zu begrüßen, wenn die Bundesregierung 
baldmöglichst die TA Luft verabschieden will. Der 
Innenausschuß hat durch ein Hearing am 6. Okto-
ber 1982 das Interesse an dieser Materie und an der 
schnellen Verabschiedung der Verordnung gezeigt. 
Aber schon spätestens seit 1978 gilt die bestehende 
TA Luft als änderungsbedürftig. Viel zu lange 
wurde die TA Luft nicht an die neuen wissenschaft-
lichen Erkenntnisse angepaßt. Das geht an die 
Adresse der alten Regierung, Herr Kollege. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an 
die mißglückte Änderung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes. Ich weiß — das wissen wir alle —, 
daß es notwendig sein wird, eine Großfeuerungsan-
lagen-Verordnung zu erstellen. Diese Verordnung 
muß auch bald kommen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Machen Sie es oder 
nicht?) 

Für die Regierung und das Parlament wird es 
also eine Daueraufgabe sein, Umweltschutz zu be-
treiben; denn Veränderungen in unseren Lebens-
verhältnissen, in den Zivilisationserscheinungen 
wird es immer geben, und sie werden immer neue 
Maßnahmen und Gesetze erforderlich machen. 

(Zuruf von der SPD: Welche denn?) 

Es ist heute nicht die Zeit gegeben, auf die vielfälti-
gen Einzelprobleme des Umweltschutzs wie Gewäs-
serschutz, Luftreinhaltung, Abfallbeseitigung, Re-
cycling oder Chemikalien einzugehen. Aber wir ha-
ben uns Handlungsprinzipien auf diesem Gebiet zu 
eigen gemacht — ich glaube, alle hier in diesem 
Hause haben sich diese Handlungsprinzipien zu ei-
gen gemacht —, nämlich das Verursacherprinzip, 
das Vorsorgeprinzip und das Kooperationsprinzip. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Emmerlich? 

Dr. Miltner (CDU/CSU): Jawohl, bitte schön. 
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Dr. Emmerlich (SPD): Herr Kollege Miltner, dürfen 
wir erwarten, daß Sie uns außer den Handlungs-
prinzipien auch noch mitteilen, welche konkreten 
Maßnahmen Sie zur Verbesserung des Umwelt-
schutzes vornehmen werden und welche konkreten 
Maßnahmen Sie zur Beseitigung des Mißbrauchs 
des Asylrechts im Auge haben? 

Dr. Miltner (CDU/CSU): Ich darf Ihnen nur folgen-
des sagen: Sie haben soeben gar nicht zugehört, als 
ich davon gesprochen habe, daß diese Regierung 
nach der Koalitionsvereinbarung und nach der Re-
gierungserklärung z. B. die TA Luft, die Sie meh-
rere Jahre — etwa vier, fünf Jahre — herumge-
schleppt haben, noch vor Weihnachten verabschie-
den wird. Ist das denn keine konkrete Aussage die-
ser Regierung in diesem Punkt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen muß ich Ihnen dazu sagen: Wir kön-
nen in der heutigen Debatte zur Regierungserklä-
rung nicht eingehende Reden zum Umweltschutz 
halten. Das hat soeben auch der Kollege Brandt 
(Grolsheim) in seiner Ansprache gesagt. Er hat ge-
sagt, er könne hier nur die Thematik ansprechen, 
aber er könne hier natürlich keine Umweltschutz-
debatte führen. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Emmerlich? 

Dr. Miltner (CDU/CSU): Danke schön, ich möchte 
in meiner Rede fortfahren. Ich habe noch andere 
Punkte zu erledigen. — Wir werden im Zusammen-
hang mit dem Umweltschutz die Leistungsfähigkeit 
der Technik, die Leistungsfähigkeit des Gewerbes, 
der Industrie einsetzen müssen, um die Gefährdun-
gen der natürlichen Lebensgrundlagen abzubauen 
und zu verhindern. 

Abschließend möchte ich zum Thema Umwelt-
schutz hervorheben, daß sich der Bundeskanzler 
selber zusammen mit den Ländern der baldigen 
Durchsetzung der vorgesehenen Entsorgung der 
Kernkraftwerke widmen wird. Ich bin sicher, daß 
der Beschluß von Bund und Ländern aus dem Jahre 
1979 über ein integriertes Entsorgungskonzept von 
der neuen Koalition und der neuen Regierung auch 
über die Legislaturperiode hinweg verwirklicht 
wird. 

Wenn unser Staat und unsere Gesellschaft die 
schwierigen Zeiten heute und morgen überstehen 
wollen, dann muß nicht nur ein von allen Bürgern 
getragenes Rechtsbewußtsein vorhanden sein, son-
dern wir brauchen natürlich auch ein pflichtbewuß-
tes Beamtentum. Wir brauchen einen funktionie-
renden öffentlichen Dienst, der treu und loyal zu 
unserem Verfassungsstaat, zu unserem demokrati-
schen Rechtsstaat steht. Es war deshalb richtig, den 
von der alten Regierung verabschiedeten Gesetz-
entwurf zurückzuziehen, der die Aufspaltung der 
Funktionen der Beamten in bezug auf die Verfas-
sungstreue zum Inhalt hatte. Dieser Gesetzentwurf 
war, wie Sie wissen, auch verfassungsrechtlich sehr 
bedenklich. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Nein!) 

Es ist zu begrüßen, wenn bei der Besoldung die 
tatsächliche Gleichstellung von Beamten, Angestell-
ten und Arbeitern angestrebt wird. Die von der frü-
heren Bundesregierung vorgeschlagene Verschie-
bung der Besoldungsanpassung 1982 gegenüber 
dem Tarifbereich von drei Monaten hat meine 
Fraktion abgelehnt. Der Bundesrat hatte die Bun-
desregierung aufgefordert, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren möglichst eine Gleichstellung in-
nerhalb des öffentlichen Dienstes herbeizuführen. 

Die Koalitionsvereinbarung sieht nunmehr vor, 
daß das Inkrafttreten des Besoldungsgesetzes 1982 
um einen Monat wieder vorgezogen wird. Da kann 
ich nur sagen: Angesichts der so späten Verabschie-
dung am Ende des Jahres, zu einem Zeitpunkt, zu 
dem die Haushalte von Bund und Ländern schon 
längst darauf eingestellt waren konnte natürlich 
eine Gleichstellung nicht mehr erreicht werden, 
erst recht dann nicht, wenn man berücksichtigt, daß 
wir in der Zwischenzeit eine nicht gekannte drama-
tische Verschlechterung der öffentlichen Finanzen 
feststellen müssen. 

Die Festlegung des finanziellen Gesamtrahmens 
für den öffentlichen Dienst auf 2 % ab 1. Juli 1983 ist 
natürlich auch ein Signal an die Tarifpartner und 
im Blick auf die Tarifabschlüsse. Diese Festlegung 
ist angesichts der durch die sozialen Begleitgesetze 
notwendigen Eingriffe im ganzen sozialen Bereich 
nach unserer Auffassung gerechtfertigt. Sie ist 
eben auch ein Teil der Atempause, die auch ande-
ren sozialen Schichten wie z. B. den Rentnern zuge-
mutet wird. 

Künftig wird es darauf ankommen, auf dem Ge-
biet der inneren Sicherheit zusammen mit den Län-
dern eine geschlossene Politik zu betreiben. Der 
neue Bundesinnenminister, so bin ich sicher, wird 
das Instrument der Innenministerkonferenz zu 
einer gemeinsamen Politik nutzen. Das gilt ganz 
besonders für die Bekämpfung der Kriminalität, 
aber auch für unsere Entgegnung auf den politi-
schen Extremismus. 

Die Polizeien in Bund und Ländern werden in der 
neuen Regierung und Koalition wieder Vertrauen 
und Rückhalt finden. Die Verunsicherung innerhalb 
der Polizei wird durch eine klare und eindeutige 
Politik der inneren Sicherheit wieder abgebaut wer-
den. Oberstes Prinzip wird es sein, die Freiheit des 
Bürgers zu schützen. Die richtigen Grenzen zwi-
schen dem einzelnen und der Gesamtheit zu erken-
nen ist das größte Problem in einer menschlichen 
Gemeinschaft. Dessen sind wir uns sicher. Wir wis-
sen, Freiheit und Selbstbestimmung des einzelnen 
können nicht unbegrenzt sein; denn die Freiheit des 
einzelnen hört da auf, wo die Freiheit des anderen 
beginnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Am Beispiel, wie dem Mißbrauch der Freiheits-
rechte in unserem Staat begegnet wird, zeigt sich 
die Einstellung der Parteien und ihrer Politiker 
zum Thema Freiheit und Sicherheit. In den vergan-
genen Jahren ist sehr oft und sehr heftig um die 
richtige Sicherheitspolitik gestritten worden. Damit 
ist auch der Eindruck vermittelt worden, daß es 
letztlich um die Sicherheit der Menschen ginge. In 
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der politischen Auseinandersetzung um Freiheit 
und Sicherheit sollte jedoch eindeutig feststehen, 
daß es letztlich nur um die Freiheit gehen kann. 
Sicherheit ist niemals ein Selbstzweck, und Sicher-
heitspolitik hat immer nur eine dienende Funk-
tion. 

(Beifall des Abg. Dr. Hirsch [FDP]) 

Daher ist es nicht ganz ungefährlich, wenn man 
immer wieder von einem Spannungsverhältnis zwi-
schen Sicherheit und Freiheit spricht und damit die 
Vorstellung erzeugt, als ob hier zwei gleichwertige 
Begriffe wie zwei Pole in einem Spannungsverhält-
nis gegenüberstünden. Schon in der politischen 
These „Im Zweifel für die Freiheit", die von der FDP 
in der öffentlichen Diskussion herausgestellt wor-
den ist, zeigt sich diese Bewertung des Verhältnis-
ses dieser beiden Begriffe. Wie die Gewichtung der 
Politik in bezug auf diese beiden Begriffe ist, kann 
ja entscheidend sein für die sicherheitspolitischen 
Ziele und deren Durchführung. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was wollen 
Sie damit konkret sagen?) 

— Warten Sie ab. 

Es ist eine Binsenwahrheit, daß es Freiheit ohne 
Sicherheit nicht gibt. Die auf der Grundlage unse-
rer Verfassung aufbauende Freiheitspolitik kann 
überhaupt nicht ohne Sicherheitsüberlegungen ge-
dacht, geplant und durchgeführt werden. Die Väter 
des Grundgesetzes haben dies bei der inhaltlichen 
Bestimmung des Freiheitsbegriffs wie auch bei dem 
Ziel der Bewahrung des freiheitlichen Staats gegen-
über dem politischen Extremismus erkannt und be-
rücksichtigt. 

Lassen Sie mich daher noch einen Schritt weiter-
gehen als die Kollegen der FDP mit ihrem Satz „Im 
Zweifel für die Freiheit". Bei der Abwägung von 
Freiheit und Sicherheit muß es nach meiner Auffas-
sung heißen: immer für die Freiheit; nicht „in dubio 
pro libertate", sondern „semper pro libertate". Die 
Sicherheit hat eben nur eine dienende Funktion für 
die Freiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP) 

Wir als Gesetzgeber und die Regierung als Exe-
kutive haben die Aufgabe, das Gesetz und seine 
Ausführung, den Befehl an den Bürger, so klar und 
so einleuchtend wie möglich zu machen. Dabei darf 
der Raum der Freiheit nicht mehr als unbedingt 
notwendig eingeschränkt werden. Ja, ich bin der 
Meinung, wir sollten uns stets bewußt sein, daß wir 
mit einem Gesetz geradezu der Freiheit eine 
Chance geben müssen. 

Mit der Politik der inneren Sicherheit wollen wir 
also stets einen inhaltlichen Wert, den Wert der 
Freiheit, erstreben. Das, lieber Herr Kollege Brandt, 
ist auch unser geistiger Hintergrund zur Politik der 
inneren Sicherheit. In diesem Sinne begreifen wir 
unseren Auftrag, den inneren Frieden in diesem 
Staat zu wahren. Dieser innere Frieden ist, wie Sie 
wissen, auch die Basis und die Voraussetzung für 
eine friedliche Außenpolitik. Von diesen Überlegun-
gen lassen wir uns in unserer Politik der inneren 

Sicherheit leiten. — Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Politik läßt sich nicht 
immer von den Personen trennen, die sie vertreten. 
Zum Wechsel der Amtsführung im Innenministe-
rium muß ich daher mit einer persönlichen Berner-
kung beginnen. 

Der bisherige liberale Bundesinnenminister Ger-
hart  Baum hat seine Innenpolitik in voller Überein-
stimmung mit der Wahlaussage der FDP und mit 
der ihn tragenden Bundestagsfraktion formuliert: 
eine Politik des Augenmaßes in der Anwendung 
staatlicher Machtmittel, eine Politik der inneren Li-
beralität, die er in einem Buch beschrieben hat, das 
den treffenden Titel trägt: „Der Staat auf dem Weg 
zum Bürger". Diese Politik ist erfolgreich gewesen. 
Es ist ja nicht das schlechteste Zeugnis für einen 
Innenminister, wenn die parlamentarische Opposi-
tion selbst in den Haushaltsdebatten keine politi-
sche Auseinandersetzung mehr mit ihm gesucht 
hat, weil der Bürger, weil die Öffentlichkeit trotz 
aller Polemik weiß, daß die Demokratie in unserem 
Lande gesichert und seine Rechte geschützt sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte daher die Gelegenheit nutzen, um dem 
bisherigen Bundesinnenminister von dieser Stelle 
aus den Dank der Fraktion für seine langjährige 
Arbeit und für die Bewahrung der Liberalität unse-
res Staates auszusprechen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte mich auch bei den Kollegen der SPD für 
die langjährige gute Zusammenarbeit ebenso herz-
lich bedanken, wie der Kollege Brandt es getan 
hat. 

Es hat natürlich auch — Herr Mischnick hat das 
völlig zutreffend dargestellt — Schwierigkeiten ge-
geben in einer ganzen Reihe von Bereichen, etwa in 
Einzelfragen des Umweltschutzes. Oder ich nehme 
ein anderes Beispiel: Wir hatten lange Gespräche 
über die Reform des Kontaktsperregesetzes. Aber 
das ist ja nichts Unnatürliches und, finde ich, auch 
nichts Schädliches. Darum möchte ich im übrigen 
auch den Kollegen der CDU/CSU für den aufrech-
ten Widerstand danken, den sie unserer Politik bis-
her im Innenausschuß entgegengesetzt haben. 

Herr Bundesminister Zimmermann, Sie sind auf 
Vorschlag des von diesem Hause gewählten Bun-
deskanzlers zum Bundesinnenminister ernannt 
worden. Sie werden wie jeder Innenminister mer-
ken, wie schwer dieses Amt ist, wie schwer die Ver-
antwortung, die Ihnen übertragen wurde, und wie 
einsam Sie darin werden können. Sie wissen, daß 
ich persönlich Ihre Ernennung nicht begrüßt habe. 
Aber Sie haben einen Anspruch darauf, daß wir im 
Bereich der Innenpolitik bereit sind, die getroffe- 
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nen Vereinbarungen zu erfüllen, und wir werden 
das tun. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir wollen uns in diesem Hause nicht mit der 
Vergangenheit auseinandersetzen. An der trägt je-
der selbst. Es geht mir um den Stil des Umgangs 
miteinander in den kommenden Monaten. Darum 
können wir die persönlichen Angriffe, die Sie, Herr 
Bundesinnenminister, und Ihr Parlamentarischer 
Staatssekretär in den letzten Wochen gegen Ihren 
Amtsvorgänger geführt haben, auch nicht still-
schweigend übergehen. Es sind gleichzeitig An-
griffe auf die Innenpolitik der liberalen Fraktion, 
auf die Sie sich stützen wollen. Ich will das hier 
nicht weiter ausdehnen, aber wir bitten Sie, das in 
Ordnung zu bringen. 

Lassen Sie mich eine zweite Bemerkung machen. 
Die Koalitionsvereinbarung und die Regierungser-
klärung beinhalten im Bereich der Innenpolitik und 
auch im Bereich der Rechtspolitik nur wenige fest-
geschriebene Positionen. Im Bereich der Rechtspo-
litik sehe ich keinen unmittelbaren Handlungsbe-
darf; aber ich gehe davon aus, daß Bundesminister 
Engelhard dazu noch sprechen wird. Viele Einzel-
fragen der Innenpolitik — im Bereich der Auslän-
derpolitik, des Asylrechts, strafprozessuale Pro-
bleme der Terrorismusbekämpfung — sind an 
Kommissionen verwiesen worden, die im März des 
kommenden Jahres ihre Vorschläge machen sollen. 
Wir gehen davon aus, daß die Zusammensetzung 
dieser Kommissionen zum Gegenstand von Gesprä-
chen zwischen allen Fraktionen dieses Hauses ge-
macht wird, damit ihre Ergebnisse leichter akzep-
tiert werden können. Und wir erwarten, daß den 
Ergebnissen dieser Kommissionen nicht vorgegrif-
fen wird. Wenn sie inhaltliche Zielvorgaben bekom-
men, brauchen wir keine Kommissionen einzuset-
zen. Herr Bundesinnenminister, Sie würden für 
Entscheidungen, mit denen den vereinbarten Kom-
missionen vorgegriffen werden würde, Sie würden 
aber auch für Entscheidungen, die mit den Grund-
sätzen einer liberalen Innenpolitik nicht vereinbar 
wären, von uns keine parlamentarische Unterstüt-
zung bekommen. 

Es muß zunächst etwas zu der Verfassungsfrage 
gesagt werden, die in der Regierungserklärung an-
geschnitten worden ist. Die Bundesregierung hat 
durch die Zusage von Neuwahlen zum 6. März ihre 
Amtszeit zeitlich begrenzt. Das ist in der deutschen 
Verfassungsgeschichte neu. Die Väter der Verfas-
sung sind von einem solchen Fall bei ihren Ent-
scheidungen nicht ausgegangen. Trotzdem ist die-
ser Vorgang kein Verstoß gegen die Verfassung. 
Das Vertrauen, das die Mehrheit dieses Hauses der 
Regierung ausgesprochen hat, bezieht sich auf ei-
nen inhaltlich begrenzten Auftrag. Die Beschrän-
kung auf wenige Punkte der Rechts- und Innenpoli-
tik ist nur unter dem Gesichtspunkt vertretbar, daß 
es alsbald zu Neuwahlen und danach auf der 
Grundlage der Entscheidung des Wählers zu der 
Bestimmung der Frage kommt, ob und wie wir eine 
liberale Rechts- und Innenpolitik fortführen wollen, 
fortführen können oder nicht. Wir wünschen, daß  

der Zeitpunkt der notwendigen Neuwahlen nicht 
unter taktischen Gesichtspunkten hin- und herge-
wendet wird. Neuwahlen sind notwendig, um den 
Bürger entscheiden zu lassen, wer sein Vertrauen 
hat. Wir haben zwar keine plebiszitäre Verfassung, 
aber es kann natürlich kein ernsthafter Zweifel 
daran bestehen, daß alle Parteien seit über 20 Jah-
ren den Wahlen einen plebiszitären Charakter ge-
geben haben. Es könnte im übrigen auch kein Zwei-
fel daran bestehen — das sage ich im Gegensatz 
zum Kollegen Dregger —, daß das Recht zur Selbst-
auflösung eines Parlaments kein Widerspruch zur 
repräsentativen Demokratie ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dieses Recht kennen alle westlichen Demokratien, 
ausgenommen die Bundesrepublik. Es ist in allen 
Länderverfassungen der Bundesrepublik veran-
kert, ausgenommen der des Landes Bremen. 

Wir können die Andeutungen nicht akzeptieren, 
daß der Zeitpunkt für Neuwahlen zum Bundestag 
in irgendeinem zeitlichen oder sonstigen Zusam-
menhang mit möglichen Neuwahlen in den Bundes-
ländern stünde. 

(Beifall bei der SPD) 

Die parlamentarischen Verhältnisse in einzelnen 
Bundesländern interessieren hier nicht. 

Meine Fraktion ist bereit, den Vorschlag zu dis-
kutieren, den die Enquete-Kommission vor einiger 
Zeit gemacht hat. In meiner Fraktion bestehen aber 
erhebliche Bedenken dagegen, Grundsätze der Ver-
fassung zur Erledigung eines Einzelfalles zu verän-
dern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist daher realistisch, daß der Weg zu Neuwah-
len nur über die gescheiterte Vertrauensfrage nach 
Art. 68 oder über den Rücktritt des Bundeskanzlers 
nach Art. 63 unserer Verfassung führt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist nicht eine Frage von Gutachten, sondern 
der Entscheidung, welchen Weg der Bundeskanzler 
gehen will. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir hoffen, daß im Interesse unser aller Glaubwür-
digkeit diese Entscheidung bald getroffen wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir werden in der Zeit bis zu den Neuwahlen, 
auch in jeder weiteren Zusammenarbeit, das nicht 
nachträglich herabreden, was wir in der soziallibe-
ralen Koalition, also in den letzten 13 Jahren, ge-
schaffen haben. Es gehört zur Identität unserer 
Partei und unserer politischen Arbeit. Das gilt für 
die Deutschland- und Entspannungspolitik, die die 
Voraussetzung für menschliche Erleichterungen 
war. Das gilt für Reformen im gesellschaftlichen 
Bereich einschließlich der Mitbestimmung und der 
Betriebsverfassung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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mit denen wir dem Ziel einen Schritt näher gekom-
men sind, aus dem Industrieuntertanen einen Indu-
striebürger zu machen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

wie Friedrich Naumann formuliert hat. Das gilt für 
die Bildungspolitik, in der wir mehr jungen Men-
schen als jemals zuvor den Weg zu einer qualifizier-
ten Bildung eröffnet 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

und damit Lebenschancen in einer immer kompli-
zierteren Arbeitswelt geschaffen haben. Das gilt für 
die Umweltpolitik, die fortgesetzt werden muß, weil 
Versäumnisse von heute nur durch immer härtere 
staatliche Eingriffe morgen vielleicht noch korri-
giert werden können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das gilt schließlich für die Innenpolitik, mit der wir 
zum Frieden in unserer Gesellschaft beigetragen 
haben. Wir halten daran fest, daß eine Gesellschaft 
nur dann Bestand hat, wenn sie für friedliche Ver-
änderungen offen, wenn sie reformbereit ist, ohne 
daß das als Systemveränderung diskreditiert wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Man kann keine Chinesische Mauer gegen die 
Zukunft bauen. Wir wollen die freiheitliche Sub-
stanz unserer Rechtsordnung weiterentwickeln und 
ausbauen. Wir wollen Rechte nicht nur unter dem 
Gesichtspunkt ihres Mißbrauchs bewerten und 
Freiheiten nicht nur unter dem Gesichtspunkt des 
Risikos. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der demokratische Staat braucht das Engage-
ment seiner Burger.  Darin liegt seine Sicherheit, 
nicht in der Zahl und Härte seiner strafrechtlichen 
Bestimmungen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der demokratische Staat, der sich auf Mehrhei-
ten stützt, braucht nach unserer Auffassung auch 
die Minderheiten. Alle Reformen, alle notwendigen 
gesellschaftlichen Veränderungen gehen zuerst von 
Minderheiten aus. Nur dann, wenn eine Minderheit 
eine Chance hat, die Mehrheit zu bilden, nur dann 
ist eine Minderheit auch bereit, auch eine gegen sie 
gerichtete Mehrheit zu akzeptieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie muß an dem Entscheidungsprozeß beteiligt 
sein. Sie darf nicht ausgegrenzt werden. Sie muß 
einen Sinn darin sehen, an politischen Willensbil-
dungen teilzunehmen. Es ist ein Alarmzeichen für 
alle sogenannten etablierten Parteien, daß beachtli-
che Minderheiten, insbesondere in unserer Jugend, 
nicht bereit sind, sich für den Staat zu engagieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Minderheiten dürfen aus der politischen Ausein-
andersetzung nicht herausgedrängt werden, auch 
wenn die überwältigende Mehrheit das wollte. 
Denn wenn man sich mit Minderheiten nicht poli-
tisch auseinandersetzt, sondern mit staatlicher Ge-
walt oder mit vollzogenen Tatsachen, dann löst man 

die Konflikte nicht, sondern man schürt und ver-
schärft sie. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wie bisher muß es auch in Zukunft in dieser Re-
publik möglich sein, staatsbürgerliche Rechte ohne 
Furcht auszuüben. Es muß weiter möglich sein, 
sich nicht strafbar zu machen, wenn man selbst 
keine strafbare Handlung begangen hat. Es muß 
auch weiterhin möglich sein, eine Informationsver-
anstaltung des Bundesforschungsministeriums 
über die Endlagerung radioaktiver Abfälle zu besu-
chen, ohne von der Polizei heimlich observiert, 
heimlich auf Tonband aufgenommen und in einem 
EDV-System abgefragt zu werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es muß auch für eine Datenschutzbeauftragte 
weiter möglich sein, Mißstände der Datenverarbei-
tung auch im polizeilichen Bereich zu rügen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

ohne daß daraufhin eilfertig das entsprechende Da-
tenschutzgesetz geändert wird. Wir wollen im Ge-
genteil den Datenschutz weiter ausbauen. Dies ist 
und bleibt ein Ziel unserer Politik, weil die Daten-
verarbeitung und damit gleichzeitig die Gefahr ei-
nes Mißbrauchs von Informationssystemen erheb-
lich wachsen. 

Wir werden nicht daran mitwirken, die Beschrän-
kung der Amtshilfe zwischen der Polizei und den 
sogenannten Diensten aufzuheben, weil wir den 
verfassungsmäßigen Grundsatz ernst nehmen, daß 
die Dienste keine exekutiven Möglichkeiten haben 
dürfen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Stärke des Rechtsstaats, wie wir ihn uns vor-
stellen, beruht nicht darauf, daß er möglichst allwis-
send ist. Natürlich könnte man durch den Verzicht 
auf den Datenschutz und durch technische Überwa-
chungen aller Art den Schutz des Staates und sei-
ner Ordnung weiter verstärken. Aber es wäre eben 
nicht mehr der Rechtsstaat, den zu schützen sich 
lohnt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir wollen auch weiter sicherstellen, daß der not-
wendige technische Fortschritt z. B. durch Verkabe-
lung, der wir zustimmen — wir hoffen, es ist eine 
Glasfaserverkabelung —, nicht dazu mißbraucht 
werden kann, Meinungsmonopole aufzubauen, die 
Konzentration gegen die Pressevielfalt zu fördern, 
sondern dazu dient, den freien Fluß der Informatio-
nen auch über Grenzen hinweg zu verbessern. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir wollen uns auch weiterhin mit dem Jugend-
protest nicht mit der Nürnberger Methode beschäf-
tigen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

sondern um die Mitarbeit der jungen Menschen am 
Staat werben. Dazu gehört, daß wir mit den Formen 
der Gewissensprüfung endlich aufhören. Das gilt 
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besonders für die Regelung der Kriegsdienstver-
weigerung, die überfällig ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir wollen schließlich, daß die Diskriminierung der 
Frau nicht nur in Sonntagsreden, sondern durch 
politische Entscheidungen bekämpft wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist ein besonderer Grundsatz liberaler Innen-
politik, die wir fortführen wollen, daß staatliche 
Machtanwendung nur mit großer Zurückhaltung er-
folgen darf. Es bestehen zwischen den demokrati-
schen Parteien offenbar keine Meinungsunter-
schiede darüber, daß das staatliche Gewaltmonopol 
erhalten bleiben muß. Private Gewalt, unter wel-
chen Vorzeichen auch immer, kann weder zugelas-
sen noch geduldet werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber dieser Satz darf nicht dazu führen, daß die 
Polizei in eine Eskalation von Gewalt und Gegenge-
walt hineingetrieben wird. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Was ist denn das: „Gewalt" und „Ge

-

gengewalt"?) 

Durch immer stärkere Anspannung staatlicher 
Macht kann man Gehorsam erzwingen, aber auch 
die Autorität des Staates zu Tode schützen. Man 
kann Äußerungen des Protestes unterdrücken. 
Aber man beseitigt damit nicht die Ursache des 
Protestes. Es ist Aufgabe der Politik und nicht der 
Polizei, die Ursachen sozialer Spannungen zu er-
kennen und zu beseitigen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Auch die Anwendung staatlicher Gewalt ist die An-
wendung von Gewalt und fast immer ein Zeichen 
dafür, daß politische Fehler gemacht worden sind. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Wer hat sie ge

-
macht?) 

— Wir alle, Herr Kollege. Ich stehe nicht an, das zu 
sagen. Wir alle. 

Der vernünftige Pfad zwischen Macht und Ge-
walt ist außerordentlich schmal. Wir wollen ihn 
nicht verlassen, wie er auch in der Vergangenheit 
nicht verlassen worden ist. Wir wissen uns in dieser 
Politik des Augenmaßes mit der ganz überwiegen-
den Mehrheit der Polizeibeamten des Bundes und 
der Länder einig, die Anspruch auf unseren politi-
schen Schutz haben, deren Ausbildung und Ausrü-
stung keinen Vergleich zu scheuen braucht, und de-
nen wir zusichern, daß sie trotz der finanziellen 
Schwierigkeiten des Staates unverändert alles be-
kommen werden, was notwendig ist, damit sie ihre 
Aufgabe unter möglichst geringem Risiko für Leib 
und Leben erfüllen können. 

(Beifall bei der FDP) 

Zur Ausländerpolitik stimmen wir den Grundsät-
zen der Regierungserklärung zu, nämlich erstens: 
Integration der hier lebenden Ausländer, zweitens: 
keine weitere Anwerbung, drittens: Hilfe für dieje-
nigen, die in ihre Heimat zurückkehren wollen, wo-
bei es nicht nur darauf ankommen kann, hier ent

-

standene Leistungsansprüche verfügbar zu ma-
chen, sondern auch darauf ankommen muß, diesen 
Menschen dabei zu helfen, in ihrem eigenen Land 
einen Arbeitsplatz zu finden. Diese Grundsätze ha-
ben schon bisher die Bundesregierung in der Aus-
länderpolitik geleitet. 

Wir haben in den letzten Tagen dazu aber auch 
Erklärungen gehört, Herr Bundesinnenminister, 
die nicht unsere Zustimmung finden können. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Wir halten die Vorstellung, den Familiennachzug 
auf Kinder unter sechs Jahren zu begrenzen, für 
nicht vertretbar. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Sie ist eben nicht menschlich; sie kollidiert mit der 
verfassungsmäßigen Verpflichtung zum Schutz der 
Familie, der sich ausdrücklich nicht nur auf die 
deutsche Familie bezieht. Sie diskreditiert die 
Glaubwürdigkeit unserer Bemühungen um Fami-
lienzusammenführung der Deutschen aus den Län-
dern des Ostblocks. Jedermann weiß im übrigen, 
daß sich solche Vorstellungen insbesondere gegen 
türkische Familien richten, und sie werden die not-
wendigen Verhandlungen mit der türkischen Regie-
rung über die notwendige Änderung des Assozi-
ierungsabkommens nicht gerade erleichtern. 

Wir wollen daran festhalten, daß wir gerade ge-
genüber den Ausländern der zweiten Generation 
verpflichtet sind, ihnen ein menschenwürdiges Le-
ben in unserer Gesellschaft zu ermöglichen, wenn 
sie sich für uns entscheiden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn es um eine geistig-moralische Herausforde-
rung geht, dann besteht sie darin, der Ausländer-
feindlichkeit nicht nachzugeben, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

für Toleranz und Humanität zu werben, sich zum 
uneingeschränkten Asylrecht zu bekennen und die 
Asylbewerber, die bei uns Zuflucht suchen, nicht 
durch Verwaltungsmaßnahmen praktisch zu ent-
mündigen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn es keine neuen Tatsachen gibt, können wir 
einer erneuten Verschärfung des Aylsrechts nicht 
zustimmen, nachdem wir das vor wenigen Wochen 
bis an die Grenze des für uns Erträglichen getan 
haben. 

Wir glauben auch nicht, daß wir Ausländer, von 
denen behauptet wird, sie hätten sich strafbar ge-
macht, aus diesem Grunde bereits vor einer straf-
rechtlichen Verurteilung ausweisen könnten, und 
das noch ohne ausreichenden Rechtsschutz. Auch 
für sie gilt der Grundsatz der strafrechtlichen Un-
schuldsvermutung, und ich denke, daß jeder in die-
sem Hause dafür großes Verständnis haben wird. 

Eine Bemerkung zum Umweltschutz: Wir begrü-
ßen die Vereinbarungen, die in diesem Bereich zum 
Inkrafttreten der TA Luft und zur Großfeuerungs- 
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anlagenverordnung getroffen worden sind, und wir 
begrüßen auch das Bekenntnis zur Umweltschutz-
politik in der Regierungserklärung. Wir können 
darum nicht recht verstehen, daß der Bundesinnen-
minister bei einer von uns bedauerten Personalent-
scheidung die Bemerkung gemacht haben soll, er 
wolle die bisherige Umweltschutzpolitik der Bun-
desregierung nicht fortsetzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das erste Umweltprogramm einer Bundesregie-
rung ist 1971 unter Innenminister Genscher entwik-
kelt und seitdem kontinuierlich und mit großem Er-
folg fortgeführt worden, und das wollen wir auch 
weiter tun. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Wir akzeptieren eine längerfristige Orientierung 
der Umweltpolitik dort, wo das verantwortbar ist. 
Wir sind auch bereit, zu prüfen, wieweit ökonomi-
sche Anreize zur Förderung des Umweltschutzes 
gegeben werden können. Aber wir betonen gleich-
zeitig, daß es ohne Umweltschutz kein wirtschaftli-
ches Wachstum geben wird, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

daß der Umweltschutz nach unserer Überzeugung 
Arbeitsplätze schafft, daß er aber vor allem notwen-
dig ist, damit wir unserer Verantwortung gegenüber 
kommenden Generationen gerecht werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir wollen keine bürokratischen Hemmnisse, wo 
sie nicht erforderlich sind. Aber wir werden auch 
nicht das Wort vom „Investitionsstau" dort gelten 
lassen, wo es um ökologisch nicht vertretbare Inve-
stitionen und in Wirklichkeit um den Versuch geht, 
Betriebskosten als Umweltbelastung auf die Allge-
meinheit abzuwälzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Subventionen dieser Art kann es in unserem Wirt-
schaftssystem nicht geben. 

Zum Schluß muß ich noch ein Thema erwähnen, 
das in der Koalitionsvereinbarung nur negativ be-
handelt worden ist: daß nämlich die Bundesregie-
rung den Gesetzentwurf über die Verfassungstreue 
der Beamten nicht weiter verfolgen wird. Herr Kol-
lege Miltner, Sie haben darauf ja hingewiesen. Die-
ses Thema ist nicht dadurch erledigt, daß die gegen-
wärtige Verwaltungspraxis der Länder zum x-ten 
Male neu zusammengestellt wird. Solche Zusam-
menstellungen liegen den Mitgliedern des Innen-
ausschusses und den Ländern immer wieder aktua-
lisiert vor. Ich habe — das bekenne ich hier ganz 
freimütig — den Liberalisierungstendenzen des frü-
heren Bundesinnenministers mit großer Zurückhal-
tung gegenübergestanden, insbesondere soweit im 
Bereich der Länder eine Berufsgruppe betroffen 
war, mit der der Bund keine Probleme hatte, näm-
lich die Lehrer. Herr Kollege Baum, Sie wissen das. 
Aber ich kann an der Tatsache nicht vorbei, daß die 
von Herrn Kollegen Baum durchgesetzte Politik zu 
einer wesentlichen Beruhigung und Entspannung 
einer sich verschärfenden innenpolitischen Situa-
tion beigetragen hat. 

Nun hat Bundesinnenminister Zimmermann eine 
Bemerkung in einem Interview gemacht, die er-
wähnt werden muß. Ein Staat solle nicht, so wird 
als Zitat berichtet, Herr Bundesinnenminister, 
durch einen Fernmeldetechniker, der Verfassungs-
feind sei und operative Maßnahmen verrate, ge-
schädigt werden können. Wir haben bisher von Be-
amten gesprochen, die also Hoheitsfunktionen aus-
üben. Ich frage mich bei diesem Zitat, wieweit Sie 
den Kreis der Überprüfungen überhaupt ziehen 
wollen. Es gibt ja auch dafür historische Parallelen. 
Bismarck forderte in einem Schreiben vom 15. Au-
gust 1878 aus Bad Kissingen eine Ergänzung des 
Entwurfs des Sozialistengesetzes dahin, daß die 
„Beteiligung von Beamten an socialistischer Politik 
die Entlassung ohne Pension nach sich zieht". 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das ist kein pas- 
sender Vergleich, den Sie da verwenden!) 

Die Mehrzahl 

— schreibt Bismarck  — 

der  schlechtbezahlten Subalternbeamten in 
Berlin und dann der Bahnwärter, Weichenstel-
ler und ähnlicher Kategorien sind Socialisten, 
eine Thatsache, deren Gefährlichkeit bei Auf-
ständen und Truppentransporten einleuchtet. 

Dies war eine Befürchtung, die sich in der ge-
schichtlichen Wirklichkeit keinesfalls bewahrheitet 
hat, 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Broll 
[CDU/CSU]: Heute wählen die auch keine 

SPD mehr!) 

weil die subalternen Beamten die Truppentrans-
porte natürlich überhaupt nicht behindert haben, 
die höheren Beamten allerdings auch nicht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der SPD) 

An der Verpflichtung der Beamten zur Verfas-
sungstreue muß festgehalten werden. 

(Broll [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Trotzdem sind Differenzierungen möglich, und sie 
entsprechen auch der Verwaltungspraxis. Das weiß 
jeder, soweit es sich z. B. um Disziplinarverfahren 
handelt. Das ist aber auch bei der Einstellung der 
Fall gewesen. Ich habe hier schon wiederholt dar-
auf hingewiesen, daß die Bundesländer Baden-
Württemberg und Bayern bei Einstellungen in den 
mittleren Dienst und bei der entsprechenden Ange-
stelltengruppe, also bis BAT V a, bis vor wenigen 
Jahren keinerlei Überprüfungen der Verfassungs-
treue vorgenommen, keine Regelanfrage durchge-
führt haben, überhaupt nichts. Ich werfe das nicht 
vor, ich sage das anerkennend, weil es vernünftig 
war. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Sehr wahr!) 

Ich hoffe also, daß wir bei einer länger dauernden 
Zusammenarbeit jedenfalls auch in diesem Punkt 
zu Lösungen kommen können, die vertretbar sind. 

Ich habe es in den vergangenen Jahren, Herr Kol-
lege Miltner, immer wieder bedauert, daß Fragen 
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der inneren Sicherheit zum Gegenstand häufig 
übertriebener Polemiken geworden sind, und zwar 
zu unser aller Schaden. Ich möchte die Chance er-
greifen, zum Abbau dieser Konfrontation dort bei-
zutragen, wo sie überflüssig ist. Ihre Formulierung 
„semper pro libertate" hat mir außerordentlich im-
poniert. Das ist in der Tat eine Formel, über die län-
ger nachzudenken sich wirklich lohnen würde. Es 
wäre aber eine Täuschung, wenn dieses Angebot 
zur Zusammenarbeit als die Bereitschaft mißver-
standen würde, liberale Grundpositionen aufzuge-
ben und damit die Freiheitlichkeit unseres Staates 
zu beeinträchtigen. Die Bewahrung dieser Grund-
position ist ein entscheidendes politisches Ziel der 
gesamten FDP-Fraktion und wird es bleiben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Innern. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Hier war zuerst ein Zwischenruf zu hören, 
der lautete: Zimmermann kneift. Das tut er nicht; 
die Absicht hat er auch nicht gehabt. Aber als je-
mand, der 25 Jahre in diesem Hause ist, weiß er, 
daß bei einer Regierungserklärung der Vorrang in 
der Debatte zunächst einmal den Parlamentariern 
gehört und nicht den Ministern, die die Regierungs-
erklärung ja nur interpretieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Dr. Emmerlich [SPD]: 
Hört sich gut an!) 

Das muß ich natürlich auch an die Adresse des 
Innenministers von Nordrhein-Westfalen richten. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Und an 
Franz Josef Strauß!) 

— Nein, der qualitative Unterschied ist hier einfach 
zu groß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der bayerische Ministerpräsident hat das Haus und 
die Debatte von 12 bis 13 Uhr belebt, wie auch aus 
der Zuhörerzahl erkennbar war. Der Innenminister 
aus Nordrhein-Westfalen hat das Haus ein wenig 
eingeschläfert. Ich sage damit ja nichts Schlechtes. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Unver

-

schämt! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich will als erstes dem Herrn Kollegen Hirsch für 
seine Ausgangsposition und Ansprache danken. 

(Abg. Liedtke [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Ich möchte im Moment keine Zwischenfragen 
beantworten. 

(Zurufe von der SPD) 

— Eine so sanfte Bemerkung, wie ich sie jetzt ge-
rade über die Rede eines Länderministers gemacht 
habe, werde ich doch noch machen dürfen. Zum 
Inhalt habe ich ja gar nichts gesagt. Die Art der 

Darstellung hat das ganze Haus geteilt. Das war 
sichtbar. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Gestern ist hier der 
neue Stil vorgestellt worden! Das war dage

-

gen sehr sanft! — Wolfram [Recklinghau

-

sen] [SPD]: Föderatives Verständnis! — 
Frau Dr. Timm [SPD]: Zensur! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Ich möchte damit beginnen, daß mir Vorwürfe im 
Zusammenhang mit der Amtsübernahme gemacht 
worden sind. Ich habe meine beiden beamteten 
Staatssekretäre gebeten, im Amt zu bleiben. Sie ha-
ben das zugesagt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wie hat es 
denn Herr Ehmke gemacht?) 

Ich habe mich bei elf Abteilungsleitern — verglei-
chen Sie bitte die Vorgänge von 1969 — von drei 
Herren getrennt. Die Motive dazu waren unter-
schiedlich. Sie waren politischer oder arbeitstechni-
scher Natur. Ich habe alle diese Dinge in jeweils 
getrennten persönlichen Gesprächen erörtert. Dar-
auf näher einzugehen würde den verabschiedeten 
Herren, von denen sich jeder seine Verdienste er-
worben hat, nicht gerecht werden. Ich möchte des-
wegen dazu nicht mehr sagen. Die Neubesetzungen 
bei den Abteilungsleitern und den Unterabteilungs-
leitern, die im Gange sind, erfolgen ausschließlich 
aus dem Hause selbst nach sachgerechten Krite-
rien. Was die bisherigen Mitarbeiter im Minister-
büro angeht, so ist es eine Selbstverständlichkeit, 
daß sie nicht bleiben konnten. Niemand hat das 
erwartet, weder die Herren noch ich. Es ist aber 
eine Falschmeldung, daß diese Mitarbeiter nicht 
rechtzeitig unterrichtet worden wären. Die Perso-
nalabteilung des BMI hat sie ohne mein Zutun 
rechtzeitig unterrichtet, bevor ich den ersten 
Schritt in das Haus tat. Es ist absolut falsch, daß ich 
eine leere Ministeretage vorfand. Es waren alle 
Büros besetzt und alle bei der Arbeit. 

(Liedtke [SPD]: Abends um 8 Uhr!) 

Die Umsetzungen erfolgten in den letzten 48 Stun-
den. Alles andere, Herr Kollege Liedtke, haben Sie 
falsch dargestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alles, was geschehen ist, ist im übrigen unter voller 
Beteiligung des Personalrats erfolgt. Der Personal-
rat hat eine außerordentlich positive Stellung-
nahme abgegeben. 

Lassen Sie mich zu einigen Sachpunkten, die in 
der Debatte eine Rolle gespielt haben, Stellung neh-
men. Zunächst dies: Ich habe vor 24 Stunden ein 
Gutachten des Bundesinnenministeriums zur Neu-
wahlfrage an den Herrn Bundeskanzler und an den 
Herrn Bundespräsidenten übermittelt. Ich über-
lasse es dem Herrn Bundeskanzler, dem Hause 
dazu morgen — wenn er diese Absicht hat — noch 
etwas zu sagen oder dies nicht zu tun. 

(Zuruf des Abg. Waltemathe [SPD]) 

— Einen Moment! Auch dem Herrn Bundespräsi

-

denten kann ich ja nicht vorgreifen. Ich habe das 
Gutachten in dienender Funktion erstellen lassen. 
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Dieses Gutachten soll zur Meinungsbildung der 
Personen beitragen, die gemäß den Art. 67, 68 oder 
63 des Grundgesetzes handeln können. Der Bundes-
innenminister gehört nicht dazu. Deswegen bitte 
ich um Verständnis, daß ich dieses Gutachten jetzt 
noch nicht öffentlich erörtern kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist beklagt worden, daß in der Regierungser-
klärung zuwenig zur Innenpolitik stehe. Meine Da-
men und Herren, Sie haben gehört, wie sich der 
Bundeskanzler mit dem Koalitionspartner auf ei-
nen Neuwahltermin März 1983 festgelegt hat. Jeder 
kann sich ausrechnen, wieviel Zeit uns überhaupt 
zur Verfügung steht. Jetzt haben wir die Debatte 
über die Regierungserklärung, in wenigen Wochen 
wird die letzte Möglichkeit sein, den Haushalt 1983 
auf den Weg zu bringen — und er kann schon rein 
technisch erst unmittelbar vor Weihnachten verab-
schiedet werden —, dann ist die Weihnachtspause. 
Danach kehrt das Parlament zurück, und dann — 
so  habe ich gestern einmal scherzhaft gesagt — 
sind Karneval und Wahlkampf. Das ist die wirkli-
che Lage. 

Wer kann denn bei dieser Lage erwarten, daß 
neben den drängendsten Problemen, die diese Re-
gierung und diese Koalition vor sich sehen, nun 
auch zu diesen Bereichen, wo kein Entscheidungs-
bedarf von heute auf morgen besteht, eine breite 
Palette angeboten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber immerhin sind eine ganze Reihe von Grund-
satzaussagen gemacht worden. Das ist z. B. die Er-
klärung: Wir wollen, daß Länder und Gemeinden 
wieder mehr zu ihrem Recht kommen. Und weiter: 

Die Aufgaben, die Länder und Gemeinden 
wirksamer als der Bund erfüllen können, soll-
ten sie selbst wahrnehmen. 

An vier Stellen in der Regierungserklärung kom-
men die Gemeinden vor. 

(Zuruf von der SPD: Das schaffen Sie bis 
Weihnachten? — Weiterer Zuruf von der 
SPD: „DAS — Wir wollen, daß Sie Ihr 

Recht bekommen!") 

Abbau der Arbeitslosigkeit, Besserung der Fi-
nanzlage, hier haben wir im Zusammenhang mit 
der Ausländerfrage eine ganze Reihe von gemein-
samen Festlegungen verabschiedet und dargestellt. 
Es ist doch jedem in diesem Hause klar, daß die 
Zahl der Ausländer langfristig verringert werden 
muß. Wir haben einen besonders hohen, einen zu 
hohen Anteil an türkischer Bevölkerung bei uns. 
Von den Devisenabflüssen aus Ausländerbeschäfti-
gung — 1981 gingen da 8,3 Milliarden DM ins Aus-
land — gehen 3,5 Milliarden DM allein in die Tür-
kei. Dem alten türkischen Freund und Verbündeten 
muß deutlich gemacht werden, daß wir nicht mehr 
in der Lage sind, weitere Ausländer aufzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die ausländischen Regierungen können nicht 
ihre Arbeitslosen zu uns exportieren, um dafür er-
wünschte Devisen zu importieren. Das geht auf die 

Dauer nicht. Es muß hier natürlich — darüber gibt 
es keinen Zweifel — zu einem langfristigen Interes-
senausgleich kommen. 

Meine Damen und Herren, die erste Vorlage mei-
nes Amtsbereichs, die ich unterzeichnet habe, hat 
den Umweltschutz betroffen. Ich habe den Referen-
tenentwurf zu den Großfeuerungsanlagen den Ge-
meinden und betroffenen Verbänden zur Stellung-
nahme zugeleitet und damit diese außerordentlich 
wichtige Verordnung als erste Amtshandlung auf 
den Weg gebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der erste von mir unterzeichnete Gesetzentwurf 
betraf die Kürzung des Amtsgehalts der Minister 
und Parlamentarischen Staatssekretäre — nicht 
weil da Millionen DM gespart werden, sondern 
wegen der Signalwirkung auf den öffentlichen 
Dienst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch die Lohnleitlinien im öffentlichen Dienst 
werden sich der Finanzlage anpassen müssen. Ich 
habe bei meiner Amtseinführung vor der Beleg-
schaft des Innenministeriums gesagt, daß, wenn der 
Staat sparen müsse, der Staatsdiener dabei mit gu-
tem Beispiel vorangehen müsse. Und dieser Ein-
sicht wird sich — da bin ich sicher — der öffentliche 
Dienst bei einer Arbeitslosenzahl von über 2 Millio-
nen nicht verschließen. 

Meine Damen und Herren, der Umweltschutz ist 
von großer Bedeutung. Ich werde ihm meine beson-
dere Beachtung schenken. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich weiß, daß man dazu keine neuen Erkenntnisse 
braucht. Aber nachdem Sie bei mir alles vermuten, 
das Richtige und das Falsche, am liebsten auch 
noch umgekehrt, wollte ich dieses deutliche Be-
kenntnis vor Ihnen abgeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Man braucht keine Protestbewegung. Man muß 
sich nur das Maß der Industrialisierung und die 
Bevölkerungsdichte bei uns ansehen, dann weiß 
man, daß Umweltschutz und florierende Wirtschaft 
keine Gegensätze sind, sondern sich ergänzen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat schon bis-
her auf diesem Gebiet mehr getan als andere Staa-
ten, vor allem als im Osten angrenzende Länder. Es 
reicht nicht aus, unsere Luft und unsere Gewässer 
von Schadstoffen freizuhalten, wenn von nebenan 
der ganze Dreck zu uns hereinfließt. 

Es gilt aber auch: Wenn die anderen Schornsteine 
rauchen, können wir bei uns keinen Knoten in den 
Kamin machen. 

Wir wissen, daß Umweltschutz nicht nur eine na-
tionale, sondern eine internationale Aufgabe ist. Ich 
sage den Satz: Umweltschutz ist neben der Vermei-
dung kriegerischer Konflikte die wichtigste Auf-
gabe der Menschheit in den nächsten Jahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bin mir dessen bewußt. 
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Auch die Entsorgung wird in diesem Zusammen-

hang einen hohen Vorrang genießen. 

Es ist bemängelt worden, in der Regierungserklä-
rung sei nichts zur Rolle des Sports gesagt worden. 
Bei mir braucht niemand Sorge zu haben, daß der 
Sport zu kurz kommt; denn ich war und bin aus-
übender Sportler — jawohl — und zwar in verschie-
denen Sportarten. Ich war es seit meiner frühesten 
Jugend. Im übrigen bin ich ein Fan für alle denkba-
ren Sportarten. Der Sport wird bei Fritz Zimmer-
mann also nicht zu kurz kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zur Medienpolitik hat der Innenminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen gemeint, man sollte 
noch einige Jahre abwarten, bis gewisse andere Ka-
bel kämen. Da kam auf dieser Seite der Zuruf: Kup-
ferlobby! Also, so billig wollen wir es uns doch nicht 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn man weiß, daß die Bundespost allein im 
Jahr 1981 Investitionen von 13 Milliarden DM vor-
genommen hat und der größte öffentliche Investor 
war, dann weiß man auch, was das bedeutet und 
welche Möglichkeiten hier der Bundespostminister 
hat. Es ist sowieso das einzige Ressort, das nicht 
neidvoll auf den Finanzminister schauen muß, mit 
ihm ringen muß, mit ihm feilschen muß, sondern 
seine im eigenen Bereich vorzunehmenden Investi-
tionen dem Postverwaltungsrat in einer Art und 
Weise darstellen kann, auf die wir alle anderen nur 
neidisch sein können. Also auch hier muß die 
Schleuse natürlich sofort und nicht erst in einigen 
Jahren aufgemacht werden. 

Meine Damen und Herren, wer annehmen wollte, 
der Stellenwert der Innenpolitik sei wegen der Kür-
ze, in der sie in der Regierungserklärung behandelt 
worden ist, nicht groß, irrt. Wenn der Innenminister 
eines großen Bundeslandes erklärt hat, in der In-
nen- und Rechtspolitik sei nichts veranlaßt, dann 
kann ich nur sagen: Daß diese Regierung und der 
Bundesminister des Innern nach den bestehenden 
Gesetzen handeln werden, ist wohl eine pure 
Selbstverständlichkeit; was sonst! Und neue Ge-
setze wollen wir alle miteinander hoffentlich nur da 
machen, wo wir sie unbedingt brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie werden also vom Bundesinnenminister kei-
nen Aktionismus, keine Gesetzesinvasion erleben. 
Er wird nach den bestehenden Gesetzen handeln, 
wie es seine Pflicht ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich gebe das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Bei der Rede des 
neuen Bundesministers des Innern habe ich mich 
an das Märchen vom Wolf und den sieben Geißlein 
erinnert. In diesem Märchen hatte der Wolf be-
kanntlich Kreide gefressen, um besser an die Geiß-
lein herankommen zu können. Ich würde mich sehr 
freuen, Herr Bundesinnenminister, wenn wir heute 

einen neuen Dr. Friedrich Zimmermann erlebt und 
Sie nicht nur Kreide zu sich genommen haben. 

Allerdings, Herr Bundesinnenminister, Ihre 
durchaus moderate Rede am heutigen Tage läßt 
uns Ihr bisheriges Verhalten — ich sage ausdrück-
lich: Ihr bisheriges politisches Verhalten — nicht 
vergessen. Ich denke, das werden Sie uns nachse-
hen. Wir erinnern uns zu gut, welche Rolle gerade 
Sie bei der Verteidigerüberwachung und bei der Si-
cherungsverwahrung gespielt haben, und wir haben 
auch nicht vergessen, daß Sie zu denjenigen gehört 
haben, die den von uns hochverehrten deutschen 
Schriftsteller Böll in die Mitverantwortung für den 
Terrorismus gerückt haben. Unvergessen ist auch 
etwas, was ich in einem hohen Grade für unverant-
wortlich gehalten habe, nämlich daß Sie den Bun-
desinnenminister Baum, über dessen Politik Sie 
durchaus andere Auffassungen haben dürfen, als 
ein Sicherheitsrisiko bezeichnet — nein, hier muß 
ich sagen, Herr Bundesinnenminister: diffamiert — 
haben.  

(Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 

Ich muß auch eine Äußerung des neuen Bundes-
justizministers in diesem Zusammenhang erwäh-
nen. Dieser hat im Zusammenhang mit Ereignissen, 
die sich in der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion abgespielt haben, die Aussage gemacht: „All-
mählich wird Zimmermann tatsächlich zu einem Si-
cherheitsrisiko." 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Hört! 
Hört!) 

Herr Bundesinnenminister, die Art und Weise, 
wie Sie, ohne auf den sachlichen Inhalt der Rede 
des Innenministers von Nordrhein-Westfalen einzu-
gehen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie hatte doch 
gar keinen sachlichen Inhalt!) 

diese Rede und damit Ihren Kollegen charakeri-
siert haben, läßt, wenn Sie diese Art und diesen Stil 
fortsetzen wollen, im Umgang mit Ihren Innenmini-
sterkollegen für die Zukunft leider nichts Gutes er-
warten. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Das hat er ja gar nicht gemacht! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Bundesinnenminister, Sie haben soeben in 
Ihrer Rede in Richtung auf den öffentlichen Dienst 
das Wort „Lohnleitlinien" verwandt. Ich bitte Sie zu 
bedenken, daß die Tarifautonomie ein hohes, ein 
schützenswertes, ein unverzichtbares Gut ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Man kann diesen Begriff, den Sie soeben verwandt 
haben, sicher unterschiedlich interpretieren. Ich 
will auch eine Interpretation dieses Begriffes, die 
Sie dem Bundestag und den deutschen Gewerk-
schaften sicher schuldig sind, keineswegs vorweg-
nehmen. Ich möchte Sie nur sehr herzlich bitten, im 
Interesse der Bewahrung des inneren Friedens und 
im Interesse der Mitarbeit der deutschen Gewerk-
schaften in unserem Staat nichts zu tun, was den 
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Anschein erweckt, Sie achteten die Tarifautonomie 
nicht so, wie Sie das tun müssen. 

Eine weitere Bemerkung, Herr Bundesinnenmi-
nister, muß ich zu Ihrer Aussage in einem Interview 
machen, in dem Sie sich für einen „positiven Ver-
fassungsschutz" durch die Verfassungsschutzbe-
hörden ausgesprochen haben. Dazu halte ich zwei 
Bemerkungen für erforderlich. 

Erstens. In den Gesetzen, die den Auftrag der 
Verfassungsschutzbehörden beschreiben und be-
stimmen, findet sich der Begriff „positiver Verfas-
sungsschutz" nicht. 

Zweitens. Sie, Herr Bundesinnenminister, stam-
men ja aus dem Lande Bayern. — Ich würde gele-
gentlich auch ganz gern in Bayern wohnen dürfen. 
— Sie gehören der CSU an, die in Bayern für das, 
was ich jetzt anspreche, die politische Verantwor-
tung trägt. In Bayern hat unter diesem Begriff mit 
Billigung der dafür politisch Verantwortlichen der 
oberste Staatsschützer Langemann folgendes be-
trieben: Er hat Nachrichten aller Art, die für die 
Erfüllung der Aufgaben des Verfassungsschutzes, 
die aber auch für ganz andere Dinge von Interesse 
sind, also mit dem Auftrag des Verfassungsschutzes 
überhaupt nichts zu tun hatten, gesammelt, und 
zwar nicht nur für staatliche Instanzen, denen er 
kraft Auftrages verpflichtet war, sondern auch für 
die CSU und für private Zwecke der Verantwortli-
chen der CSU. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn Sie unter „positivem Verfassungsschutz" eine 
derartig skandalöse Ausweitung des Auftrages der 
Verfassungsschutzbehörden verstehen, dann — das 
kann ich Ihnen versichern — werden Sie auf unse-
ren erbitterten Widerstand stoßen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Ha, ha! — Bauen Sie doch kei

-

nen Türken auf! — Pappkameraden!) 

Ich wäre Ihnen sehr dankbar, Herr Bundesinnen-
minister, wenn Sie uns bei nächster Gelegenheit 
deutlich machen würden, was Sie im Gegensatz zu 
Ihren Parteifreunden in Bayern unter „positivem 
Verfassungsschutz" verstehen und wie Sie dafür zu 
sorgen gedenken, daß das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz nicht in derartige Machenschaften hin-
eingezogen wird, wie das durch Ihre Partei in Mün-
chen mit Herrn Langemann geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
möchte einige Bemerkungen zur Rechtspolitik ma-
chen. Die Vereinbarung der neuen Koalition und 
die Regierungserklärung enthalten bis auf die Pas-
sage über das Mietrecht keine Aussagen zur 
Rechtspolitik, nicht einmal zu bereits anhängigen 
wichtigen Gesetzentwürfen wie z. B. zum UWG, 
zum Maklerrecht, zum Urheberrecht, zur Wirt-
schaftskriminalität, zur Fortentwicklung des Ver-
sorgungsausgleichs, zur Neuordnung der Juristen-
ausbildung, zum Ordnungswidrigkeitengesetz, zum 
Demonstrationsrecht und zur Bekämpfung des 
Neonazismus, auch nicht zu den jüngst in die 

rechtspolitische Debatte gelangten Vorschlägen zur 
Entlastung der Justiz, insbesondere der Strafjustiz. 

In der Geschichte der Regierungserklärungen 
der Bundesrepublik ist es ein einmaliger Vorgang, 
daß der Bundeskanzler bei der Darlegung seines 
Regierungsprogramms vor dem Deutschen Bundes-
tag einen so wichtigen Kernbereich wie den der 
Rechtspolitik ausklammert, sich dazu verschweigt, 
obwohl er mit ebenso anspruchsvollen wie pompö-
sen Formulierungen — „neuer Anfang", „geistig-
politische Erneuerung" — den Regierungswechsel 
und die Art und Weise, wie er zustande gebracht 
worden ist, überschreibt und obwohl der neue In-
nenminister über das beschädigte Rechtsbewußt-
sein klagt. Daß ausgerechnet dieser Bundesinnen-
minister das Rechtsbewußtsein stärken, es wieder-
herstellen will, auch das gehört zum Kapitel Glaub-
würdigkeit dieser Koalition der „Wende" und des 
„neuen Anfangs", der in Wahrheit ein schlimmer 
Rückfall sein wird. 

(Beifall bei der SPD) 

In seiner Regierungserklärung, in der Übergangs-
kanzler Kohl auch versucht hat, die Perspektiven 
seiner Politik darzustellen, sind für die Rechtspoli-
tik lediglich drei Sätze abgefallen. Einer dieser Sät-
ze, die Ankündigung enthaltend, den freiheitlichen 
und sozialen Rechtsstaat ausbauen zu wollen, steht 
im Widerspruch zu seiner Politik, Opfer von der 
breiten Masse der Bevölkerung zu verlangen, die 
Reichen und Starken aber durch Steuererleichte-
rungen und sonstige Maßnahmen noch reicher und 
noch stärker zu machen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wissen, daß 
das nicht stimmt!) 

Der neue Bundeskanzler sieht als wichtigste Auf-
gabe unserer Rechtsordnung an, den inneren Frie-
den zu stiften. Gewiß, das muß die Rechtsordnung 
leisten. Die Rechtsordnung muß aber in gleicher 
Weise — ich meine sogar noch mehr — das Ziel der 
Gerechtigkeit verfolgen. Nur dann, wenn sich die 
Rechtsordnung an der Gerechtigkeit orientiert, 
kann sie zum inneren Frieden beitragen. Rechts-
normen, die die Gerechtigkeit außer acht lassen, 
haben keinen höheren Geltungsanspruch als die 
Verhaltensregeln einer Gangsterbande. „Fehlt ei-
nem Staat die Gerechtigkeit, was ist er dann ande-
res als eine große Räuberbande?" Diese Einsicht 
von Augustinus läßt Kanzler Kohl vermissen. Ge-
setze ohne Gerechtigkeit werden von den Bürgern, 
die sie zu erleiden haben, zu Recht als Herrschafts-
instrument einer Klassengesellschaft verstanden. 

Wie sehr die neue Regierung Grundsätze der Ge-
rechtigkeit außer acht läßt, wird an den von ihr 
beabsichtigten Mietrechtsänderungen deutlich. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Durch diese werden die Mieter bei nicht ausrei-
chendem Wohnungsangebot dem freien Spiel der 
Kräfte auf dem Wohnungsmarkt ausgesetzt. 

(Beifall bei der SPD) 
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Die Ellbogengesellschaft feiert fröhliche Urständ. 
Auf der Strecke bleiben die Mieter und die soziale 
Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die geistig-politische Orientierung des neuen 
Bundeskanzlers besteht bei Licht besehen in einer 
platten Ideologie, die mit Harmoniefloskeln ver-
brämt und zukleistert, was konkret geschieht, 

(Beifall bei der SPD) 

nämlich eine Politik der Umverteilung von unten 
nach oben, eine Politik, die die breiten besitzlosen 
Schichten des Volkes zur Kasse bittet und die Ver-
mögen und Einkommen der ohnehin Besitzenden 
vermehrt. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Durch Wiederholung wird das 

nicht wahr! — Aus der Mottenkiste!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
neue Justizminister hat von Kontinuität der 
Rechtspolitik gesprochen. Das wäre bei realisti-
scher Betrachtungsweise der Kräfteverhältnisse 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

doch nur dann möglich, wenn die CDU/CSU die 
Kontinuität ihrer rechtspolitischen Vorstellungen 
aufgäbe, wenn Minister Zimmermann vor Minister 
Engelhard, wenn die CSU vor der FDP zu Kreuze 
kröche. Darauf zu vertrauen, hieße bei einem Zu-
sammenstoß zwischen Bulldozer und Goggomobil 
dem Goggomobil eine Chance einräumen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Helau!) 

Kollege Friedrich Hölscher sieht für das Goggomo-
bil jedenfalls keine Chance. Er bezeichnet die neue 
Regierung als Abbruchunternehmen liberaler Poli-
tik. 

Bezeichnend für die wahren Stärkeverhältnisse 
ist, daß dem FDP-Justizminister — als Aufpasser, 
Herr Minister — Professor Hans Hugo Klein von 
der CDU als Parlamentarischer Staatssekretär bei-
geordnet ist; ein Mann, der in den rechtspolitischen 
Auseinandersetzungen der vergangenen Jahre kei-
nen Zweifel daran hat aufkommen lassen, daß er 
sich im Lager von Law and Order befindet. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Sind Sie gegen Law and Order? — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU: Da gehören wir 
wohl alle hin! — Wohin gehören Sie 

denn?) 

Bezeichnend ist auch, daß der neue Justizminister 
trotz seines Redens von Kontinuität für den bisheri-
gen Staatssekretär Günter Erkel keine Verwen-
dung hat. Bezeichnend ist auch, daß der neue Parla-
mentarische Staatssekretär in Abwesenheit des Ju-
stizministers im Bundesjustizministerium perso-
nelle Umsetzungen angekündigt hat. 

Warum, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wird die Rechtspolitik ausgeklammert? Weil es vom 
politischen Inhalt her keine Gemeinsamkeit zwi-
schen Herrn Engelhard und Herrn Zimmermann, 
zwischen Herrn Kleinert und Herrn Spranger gibt. 

Die Regierung Genscher/Kohl hatte zwar für den 
Wechsel eine Mehrheit im Deutschen Bundestag. 
Diese Mehrheit fehlt ihr aber für wichtige Politik-
bereiche wie z. B. die Rechts- und die Innenpolitik. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Wechsel wurde quergeschrieben. Er ist aber 
nicht gedeckt. Politische Wechselreiterei, das ist es, 
was vom Genschern übrigbleibt und was der neue 
Bundeskanzler sich ohne Not hat ankleben lassen. 

Das Schweigen zur Rechtspolitik zeugt von man-
gelnder Verantwortung der neuen Regierung. In un-
serer problemüberladenen Zeit steht auch die 
Rechtspolitik vor besonderen Herausforderungen. 
Die ökonomische Krise hat unausweichlich eine 
Verschärfung des Verteilungskampfes und der so-
zialen Spannungen zur Folge. Die Starken versu-
chen, die Lasten der Krise auf die Schwachen abzu-
laden. Die neue Rechtskoalition hilft den Starken, 
statt die Schwachen zu schützen. Sie verspricht und 
verschafft ihnen Steuervorteile, und den Schwa-
chen fordert sie Opfer ab: Gerechtigkeit nach Guts-
herrenart. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Wo bleibt da der Justizminister, der dem Sozial-
staatsauftrag des Grundgesetzes treu ist und für 
soziale Gerechtigkeit eintritt? 

Statt dessen wird er ein neues Mietrecht präsen-
tieren, das massive Mieterhöhungen zur Folge ha-
ben wird, das eine Einkommensverlagerung von 
den Mietern auf die Vermieter in Höhe von vielen 
Milliarden DM jährlich bringt, ein Mietrecht, das 
sozial schwache Mieter zu Abertausenden aus ihren 
Wohnungen vertreiben wird. Er wird sich mit der 
Behauptung rechtfertigen, diese jährlichen Ein-
kommensverschiebungen von den Mietern auf die 
Vermieter würden den Wohnungsbau ankurbeln 
und Arbeit schaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Astrologisch!) 

Alles Schall und Rauch. Von diesen leistungslosen 
Gewinnen wird so gut wie nichts in den Wohnungs-
bau und nichts Nennenswertes in beschäftigungs-
wirksame sonstige Investitionen fließen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was bleibt, ist eine Politik der Vermögensvertei -
lung von unten nach oben, eine Politik zugunsten 
solcher Interessengruppen, denen die Rechtskoali-
tion politisch verbunden und verpflichtet ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind doch 
Platitüden!) 

eine Politik, mit der als Anerkennung für bewie-
sene und in Erwartung zukünftiger Treue solche 
Verpflichtungen auf Kosten der Mieter eingelöst 
werden. 

Der sich verschärfende Verteilungskampf von un-
ten nach oben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sagt er nun 
schon zum drittenmal!) 

den die neue Koalition des sozialen Rückschritts 
schürt und anheizt, statt ihn zu bekämpfen, wird die 
sozialen und politischen Spannungen erhöhen. Auf- 
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gabe der Rechtspolitik wäre es, dafür zu sorgen, daß 
die persönlichen und die politischen Freiheitsrechte 
der Bürger in einer solchen Lage nicht einge-
schränkt, sondern verteidigt und gefestigt werden 
und daß die Politik auf soziale und politische Span-
nungen nicht nach dem bayerischen Modell von 
Nürnberg mit Dreinschlagen und Massenverhaf-
tungen reagiert. Wo ist der Justizminister, der uns 
und unserem Volk die Gewähr dafür bietet, daß der 
Bundesinnenminister, der der Partei angehört, die 
für Nürnberg die politische Verantwortung trägt, 
das Modell Nürnberg nicht auf die gesamte Bundes-
republik überträgt. 

(Zustimmung bei der SPD — Bohl [CDU/ 
CSU]: Was soll dieses Gequatsche? Unmög

-

lich! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wo ist der Justizminister, der unmißverständlich 
vor dem Deutschen Bundestag klarmacht, daß mit 
ihm eine Einschränkung des Demonstrationsrech-
tes, die der Bundesinnenminister noch Anfang die-
ser Woche als richtig bezeichnet hat, nicht möglich 
ist? Wo ist der Justizminister, der einer Ausrüstung 
der Polizei mit Waffen, die keine Polizeiwaffen sind, 
eindeutig und mit Entschiedenheit entgegentritt? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Da sitzt er! — Wo ist der Oppo

-

sitionsredner, der endlich einmal etwas 
Vernünftiges sagt?) 

Wo ist der Justizminister, der wie Kollege Baum 
den Datenschutz auch bei den Sicherheitsbehörden 
durchsetzt, der zu den Forderungen nach uneinge-
schränktem Zugang der Sicherheitsbehörden zu al-
len Dateien, nach uneingeschränktem Datenaus-
tausch zwischen den Sicherheitsbehörden ein ein-
deutiges Nein sagt und der schließlich die Rechte 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz gegen 
den Bundesinnenminister und gegen die CDU/CSU 
ohne Wenn und Aber verteidigt? Wo ist schließlich 
der Bundesjustizminister, der unserem Volk die Ge-
wißheit gibt, daß unsere freiheitliche und soziale 
Demokratie, daß unsere innere Liberalität trotz des 
Bundesinnenministers Zimmermann und seines 
Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger kei-
nen Schaden nimmt? 

(Dr:Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist eine 
Unverschämtheit! — Bohl [CDU/CSU]: 

Eine Frechheit nach der anderen!) 

Dieser von uns gewünschte Bundesjustizminister 
ist in der Regierungserklärung und in der Debatte 
über die Regierungserklärung — bis jetzt jedenfalls 
— nicht hervorgetreten. 

(Beifall bei der SPD — Anhaltende Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Wenn wir in Ihnen, sehr geehrter Herr Bundes-
minister der Justiz, einen solchen Justizminister, 
wie er in dieser Lage erforderlich ist, erkennen, 
dann werden Sie unsere Unterstützung haben, 

(Beifall des Abg. Kleinert [FDP]) 

dann wird die SPD auf Ihrer Seite sein, dann kön

-

nen Sie mit uns bei Ihrer Auseinandersetzung mit 

der CDU/CSU und mit Herrn Zimmermann, die un-
ausweichlich ist, rechnen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Kleinert. 

Kleinert (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Lieber Herr Emmer-
lich — ich glaube, ich darf das immer noch so sagen, 
denn ich halte es für ein wesentliches Ergebnis, 
wenn es, wie lange auch immer, eine Regierungs-
fraktion geben sollte, aus der sehr gute und weiter-
hin tragfähige Beziehungen in die Oppositionsfrak-
tion hineinwirken —, das Suchspiel wird sich da-
durch erledigen, daß der Ihnen bekannte Herr En-
gelhard demnächst als Bundesjustizminister Ihre 
Fragen in der gewünschten und übrigens Ihnen in 
der Grundrichtung seit langem bekannten Klarheit 
beantworten wird. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Dann ist es ja gut!) 

— Das ist sicher so. 

Sie vermissen hier Kontinuität. Daß das Papier 
für die Koalition, die auf vielfältiges Drängen nicht 
zuletzt der Sozialdemokratischen Partei sich selbst 
außer der Frist für die Verabschiedung des drin-
gend benötigten Haushalts und die dazugehörigen 
Gesetze nur eine ganz kurze Zeit gegeben hat, um 
sich dem Wähler zu stellen, zur Rechtspolitik nichts 
enthält, ist ein Zeichen von Kontinuität. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Das Interessanteste an der Sache ist das, was 
Herr Franz Josef Strauß gesagt hat. Man braucht in 
so aufgeregten Zeiten manchmal Helfer, woher sie 
auch immer kommen — ich verstehe Ihren Blick, 
Herr Wehner. Man kann sich da manchmal auch 
auf Herrn Strauß beziehen. Er hat gesagt: die Un-
terhändler der Freien Demokratischen Partei ha-
ben mit dem Abbruch der Koalitionsgespräche für 
den Fall gedroht, daß die Union darauf besteht, Ein-
zelheiten zu rechtspolitischen Veränderungen in 
dieses Programm hineinzuschreiben. Ich habe dem 
eigentlich nichts hinzuzufügen. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Mir wäre es lieber 
gewesen, Sie hätten die Kontinuität be

-

wahrt!) 

Herr Emmerlich, ich muß Ihnen etwas sagen, das 
intellektuell nicht ganz einfach, aber wie ich glaube, 
dennoch sehr klar ist: Von dem, was in 13 Jahren 
sozialdemokratischer und freidemokratischer Zu-
sammenarbeit im Bereich der Rechtspolitik gelei-
stet worden ist, vergessen wir gar nichts. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir vergessen auch nicht — darauf sind wir, wie ich 
glaube zu Recht, stolz —, welche Auseinanderset-
zungen wir mit den Herren von der CDU/CSU in 
diesen Jahren gehabt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe mir vorhin eine Liste durchgesehen und 
festgestellt, was wir alles verabschiedet haben. Herr 
Kohl, der jetzige Bundeskanzler — damals noch 
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Fraktionsführer —, hat mich neulich hier gefragt, 
wie ich denn zu dem Problem der Kontinuität der 
Rechtspolitik im Verhältnis der Zusammenarbeit 
von Sozialdemokraten und Freien Demokraten 
einerseits und zu den Christdemokraten anderer-
seits stünde. Da habe ich von dieser Stelle aus die 
Gelegenheit genommen zu sagen: Es hat einige 
Dinge in der Vergangenheit gegeben, die haben wir 
mit den Christdemokraten, wie wir hoffen, sehr 
zum Wohle des Landes gemeinsam getan. Das habe 
ich alles längst vor den Ereignissen gesagt, die 
kürzlich hier stattgefunden haben und die die Ge-
müter so erregen. Da gab es eine Fülle von Dingen, 
die hätten Liberale mit Christdemokraten aus re-
spektablen Gründen des gegenseitigen Selbstver-
ständnisses nicht machen können. Wir hätten kein 
neues Eherecht — 

(Sehr richtig! bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das wäre kein Verlust!) 

bei allen Mängeln, die da noch sind — ohne die 
Koalition, ohne die Zusammenarbeit mit den Sozial-
demokraten machen können. Ich will an die aus 
meiner Sicht — im  krassen Gegensatz zu der von 
mir respektierten Sicht einiger Mitglieder der 
christdemokratischen Union — eher spaßhaft anzu-
sehenden Auseinandersetzungen über das Vierte 
Strafrechtsänderungsgesetz erinnern. Das klingt 
sehr abstrakt; ich sage Ihnen, was das ist: Es be-
trifft nämlich Sexualstraftaten. Was wir in dem Zu-
sammenhang hier erlebt haben und was wir hier 
gehört haben, wissen einige der Beteiligten noch. 
Warum soll ich denn das vergessen? Ich weiß doch, 
mit wem wir gestritten haben und gegen wen wir 
gestritten haben. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Das haben wir in der Großen Koalition ge

-

macht!) 

Aber nun kommt das die Kontinuität Betreffen-
de, Herr Emmerlich. Es gibt nun wiederum einige 
Dinge, die wir vermutlich mit der CDU/CSU-Frak-
tion etwas besser, weil einfach praxisbezogener, 
durchführen können. Das gilt für den Bereich der 
Rechtspolitik, soweit es die wirtschaftlichen Be-
lange unseres Landes angeht, weil es dafür manch-
mal an einem gewissen Verständnis bei Ihnen fehlt 
— leider. 

(Vereinzelt Beifall bei der FDP — Beifall 
bei der CDU/CSU) 

Wir haben uns immer fair darüber unterhalten. 
Wir haben saubere Kompromisse gemacht und 
durchgezogen. Aber leicht ist es ja nun in diesem 
Bereich jedenfalls nicht gewesen. 

Herr Emmerlich, die Rechtspolitik ist kein Boden 
für einen neuen Klassenkampf. Es mag draußen 
sehr nützlich sein, Klassenkampfgedanken ins Ge-
spräch zu bringen. Der Ausgleich zwischen den un-
terschiedlichen sozialen Interessen ist zu suchen in 
der Wirtschaftspolitik, in der Sozialpolitik, auch — 
und das halte ich für sehr wesentlich — in der Bil-
dungspolitik. Die Rechtspolitik soll den festen und 
verläßlichen Boden für alle ohne irgendeinen 

Hauch von Klassenkampf darstellen. Das ist ganz 
wichtig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Weil das alles so ist — es ist mir jetzt in dieser 
Stunde nicht möglich, auf die imponierende Reihe 
der von uns gemeinsam verabschiedeten Gesetze 
einen auch nur einigermaßen vollständigen Rück-
blick zu halten —, heißt Kontinuität, daß die Libera-
len allerdings Veränderungen an dem nicht zulas-
sen werden, was mit Ihnen besser als mit der CDU 
zu erreichen war, daß wir aber das, was mit Ihnen 
— wiederum aus sehr respektablen Gründen — 
nicht möglich war, dann in dieser Koalition versu-
chen werden zu verwirklichen. 

(Zuruf von der SPD: Glauben Sie das?) 

— Ja, das glaube ich. Sehen Sie sich die Ungetüme 
an, die in Ihren Reihen gepflegt werden, wenn man 
glaubt, Verbraucher schützen zu können durch eine 
Wahnsinnszahl von Zusatzbestimmungen, die Büro-
kratie schaffen, aber nicht Verbraucher schützen. 
Das verstehe ich vom Denkansatz her nicht. 

(Zuruf des Abg. Dr. de With [SPD]) 

— Mein lieber Hans, wir haben große Probleme in 
dem Bereich gehabt. Das Reiseveranstalterver-
tragsgesetz — Du nennst es gerade — war ur-
sprünglich ein ganz schön dicker Packen; und was 
Dir und dem Koalitionspartner zuliebe davon übrig-
geblieben ist, ist verhältnismäßig unschädlich für 
den Gang der einschlägigen Unternehmungen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und bei 
der CDU/CSU) 

Ich erwähne das nur, weil Du gerade getan hast, als 
ob da nichts gewesen wäre. Ich weiß, wovon ich 
spreche — zufällig! — 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 

Wir sollten hier nicht einseitig werden. Das ist mir 
eigentlich das Wichtigste an der ganzen Auseinan-
dersetzung. Ich will hier nicht die Schärfen hinein-
bringen, die Größeren vorbehalten sind, wenn frü-
here und jetzige Bundeskanzler und Minister und 
all diese Potentaten sich streiten. 

(Heiterkeit) 

Das muß j a wohl auch härter zugehen. 

Aber wir haben in der Rechtspolitik doch noch 
mehr als in anderen Bereichen das allermeiste ge-
meinsam durch alle Fraktionen verabschiedet, nach 
sehr sachlichen, sehr verständigen Diskussionen, 
bei denen gelegentlich sogar dem enormen Sach-
verstand des Ministeriums von Abgeordnetenseite, 
welcher Fraktion auch immer, noch einiges Nützli-
che, vielleicht auch Praxisbezogene — das ist un-
sere Aufgabe — hinzugefügt worden ist. 

Und weil das so ist, brauchen wir doch gar keine 
Angst davor zu haben, daß es hier an Kontinuität 
fehlt, zumal wenn die gleiche Gesinnung wie in der 
Vergangenheit uns auch in Zukunft verbindet, näm-
lich daß wir als Abgeordnete in erster Linie der 
Sache und keinesfalls, in welcher Koalition auch 
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I immer, dem jeweiligen Ministerium oder der Bun-
desregierung verpflichtet sind. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Sehr richtig!) 

Eine Fraktion ist nicht Schutztruppe der Bundesre-
gierung. Das ist eine Weisheit, die ich im übrigen, 
Herr Emmerlich, Ihrem Vorgänger im Amt, Martin 
Hirsch, verdanke, als ich ihn mal besonders erregt 
anrief, um mich über etwas zu beschweren, was aus 
dem Bundesjustizministerium auf uns zudrang. Wir 
haben uns daran einigermaßen gehalten. Wir wer-
den uns auch in Zukunft daran halten. 

Und weil das meiste gemeinsam verabschiedet 
worden ist, besteht überhaupt keine Veranlassung, 
ich würde sogar sagen, besteht praktisch gar keine 
Möglichkeit, zu behaupten, daß es hier an Konti-
nuität fehlt. 

Und das mit der Ellbogengesellschaft lassen Sie 
sich von den Sozialpolitikern erläutern, die Leute 
vertreten, die mit Ellbogen an Töpfe sich ganz ener-
gisch ranmachen, in die sie nie etwas eingezahlt 
haben; es gibt auch andere, die dagegen sind und 
versuchen, das wieder in Ordnung zu bringen. Das 
machen Sie mit Leuten aus, die meinen, es wäre 
nützlich — das betrifft wiederum alle Fraktionen 
des Hauses — wie z. B. beim Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz den, der zahlt, von dem, der anschafft, 
zu trennen — mit der Folge einer Kostenexplosion, 
die Ihnen der kleinste Handwerksmeister im Land 
hätte vorhersagen können, wenn ihn einer von uns 
vorher gefragt hätte. Wir alle haben dieses Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz gemacht. Auch die Op-
position der früheren Zeit, unser heutiger Koali-
tionspartner, war ja bei diesen Veranstaltungen an-
wesend. 

(Heiterkeit) 

Haben Sie deshalb keine Sorge um Kontinuität, 
sondern höchstens Sorge, daß uns der klare Blick 
dafür verlorengeht, daß wir als Parlament nicht 
Schutztruppe der Regierung, sondern Abgeordnete 
sind, die dafür sorgen sollen, daß das, was von da 
kommt, möglichst oft ohne Unterschied zwischen 
den Fraktionen sorgfältig im Hinblick auf das kon-
trolliert wird, was unsere hoffentlich in den meisten 
Fällen vorhandene Praxisbezogenheit uns gegen-
über einem ganz anders gearteten — aber deshalb 
nicht gering zu achtenden — Sachverstand eingibt. 

Wir haben hier große Debatten in der Rechtspoli-
tik gehabt. Ich erinnere an die Frage der Verjäh-
rung für Mord. Die Front ist durch alle Fraktionen 
gegangen; niemand hat einem anderen bestritten, 
daß er sich ganz gründliche Gedanken gemacht und 
sein Gewissen erforscht habe. Wir haben keine Ver-
anlassung, von diesem Weg in den wichtigsten 
rechtspolitischen Fragen abzuweichen und uns in 
Zukunft anders als in der Vergangenheit zu verhal-
ten. 

Ich kann beim besten Willen nicht alles, was zu 
sagen mir jetzt dringlich erschiene, hier anbringen, 
ohne Sie zu sehr zu strapazieren. Ich möchte nur 
noch zum Schluß sagen, daß ich eine Zeitlang be-
hauptet habe, ich sei der Erfinder einer Idee — — 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, las-
sen Sie, ehe Sie zum Schluß kommen, noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Schmude zu? 

Kleine rt  (FDP): Ich bitte darum. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Dr. 
Schmude! 

Dr. Schmude (SPD): Herr Kollege Kleinert, ich 
will ja gern meine weiterhin bestehenden Sorgen 
bezüglich der Kontinuität in der Rechtspolitik zu-
rückstellen, aber könnten Sie mir dabei vielleicht 
helfen, indem Sie nun wenigstens einmal das eine 
oder das andere aus unserer gemeinsamen Arbeit, 
das Sie nun fortsetzen wollen, erwähnen? Bisher 
habe ich bei Ihnen nicht verstanden, wo es langge-
hen wird. 

(Zustimmung bei der SPD — Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU]: Geduld!) 

Kleinert (FDP): Herr Kollege Schmude, ich glaube, 
es ist einfach nicht die Zeit dafür vorhanden, ein-
zelne Punkte herauszugreifen, ohne daß man dabei 
in die Gefahr gerät, daß gesagt wird: Dies hat er 
gesagt, jenes hat er nicht gesagt, also wollen die das 
überhaupt nicht mehr. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dann z. B., wenn Sie ein so interessantes Vorhaben 
wie das Verbot der Verherrlichung des Nationalso-
zialismus — womit nur einmal die Richtung ange-
deutet sei — meinen, sage ich Ihnen, wir werden 
uns sehr dafür einsetzen, daß das, was Sie da ver-
dienstvollerweise auf den Weg gebracht haben, 
auch verwirklicht wird, 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 
daß also derartige Dinge durch eine gesetzliche Re-
gelung ausgeschlossen werden. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Herr Schmude, wir haben hier auch einmal eine 
Situation gehabt, in der die Fraktion der Freien 
Demokraten — wie so oft: wenn es wenige sind, 
reden sie länger; dadurch gleichen sie alles irgend-
wie aus — als letzte hier herunterkam, weil wir 
noch einen Zusatzwunsch zum Kontaktsperrege-
setz hatten, das damals sehr schnell und notwendi-
gerweise beschlossen werden mußte. Wir hatten 
den Wunsch, daß eine Verteidigerpersönlichkeit, an 
deren Integrität kein Zweifel besteht, Zugang zum 
Inhaftierten auch während der Kontaktsperre be-
kommt. Die Fraktionen der SPD und der CDU/CSU 
konnten diesem unserem Wunsch seinerzeit nicht 
entsprechen. Wir bleiben bei diesem Wunsch, wie 
wir ihn Ihnen gegenüber geäußert haben. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Und wir haben Ja 
gesagt!) 

— Nun j a, zwei Jahre haben wir j a gehabt. Also gut: 
Wir haben den Wunsch nie aufgegeben, und wir 
geben ihn auch jetzt nicht auf. 

(Beifall bei der FDP) 

Es wäre interessant zu sehen, ob wir vielleicht inso

-

fern mit dem neuen Koalitionspartner Ihre sämtli- 
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chen Beunruhigungen besonders wirksam dadurch 
widerlegen können, daß es nun schneller geht, als 
es vorher gegangen ist. Das wäre ja eine Möglich-
keit! — Das waren nur einige Punkte, an denen wir 
festhalten. 

Zum engeren innenpolitischen Bereich hat Burk-
hard Hirsch vorhin — wie ich meine, ganz eindeutig 
— gesagt, was Sache ist. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sehr 
gut! Das kann man nur mit uns machen!) 

Es ist nun einmal so, daß ein Koalitionspartner sehr 
gut daran tut, sich einen — wenn auch noch so klei-
nen — weiteren zu suchen, der nach Archimedes 
der feste Punkt außerhalb ist, von dem aus man 
auch ein bedeutendes größeres Objekt wie z. B. die 
Erde aus den Angeln heben könnte, 

(Heiterkeit) 

wenn sich der Koalitionspartner dieser physikali-
schen Institution geschickt genug bedient. Dies ist 
eine sehr interessante Bemerkung von Herrn Ar-
chimedes, den ich hier zitiere. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Hei

-

terkeit auf allen Seiten) 

Nun möchte ich doch auf folgendes zurückkom-
men. Ich habe eine Weile fälschlich geglaubt, ich sei 
der Erfinder der Regel, nach der Regelungsbedürf-
nisse desto größer werden, je mehr man ihnen 
nachgibt, weil der dadurch bestimmte Kreis des Ge-
regelten wegen seines größer werdenden Umfangs 
immer mehr neue Probleme aufwirft. Auf Grund 
dieser — wie ich glaubte, von mir entwickelten  — 
Theorie  habe ich gesagt, es ist ein Irrglaube, daß 
man Gesetze immer perfekter und immer stärker 
ins Detail gehend werden lassen muß. Es wird da-
durch nur neuer Regelungsbedarf oder neuer Ent-
scheidungsbedarf bei den Gerichten entstehen. Ich 
halte das für eine sehr bedenkenswerte Theorie. 

Inzwischen habe ich festgestellt, das Ding ist ca. 
300 Jahre alt. Es stammt von Blaise Pascal, einem 
bekannten Physiker, der allerdings nicht den Kreis, 
sondern die Kugel erwähnt hat. Das läuft, wie jeder 
leicht einsieht, geometrisch auf das gleiche hinaus, 
ist nur mit irgendeiner Zahl zu multiplizieren. 

(Erneute Heiterkeit bei allen Fraktionen) 

— Judex non calculat. — 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 

Der hat also von der Kugel gesprochen, die um so 
mehr Berührungen mit dem Unbekannten hat, je 
größer sie wird. Hüten wir uns davor, zu glauben, 
durch weiteren Gesetzesperfektionismus kriegten 
wir endlich Ruhe, während wir dadurch nach den 
beiden, Kleinertschen und Pascalschen, Theorien 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 

nur weiteren Regelungsbedarf bekommen. In die-
sem Sinne wollen wir hier arbeiten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach). 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
ist auch heute — wie schon so oft — einiges an Hei-
terkeit in unserem Hause, 

(Frau Geier [CDU/CSU]: Gott sei Dank 
wieder einmal!) 

wenn der Kollege Kleinert frei bzw. abweichend 
von eventuell vorhandenen Manuskripten hier 
spricht. Ich möchte ihm dafür ausdrücklich dan-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich weiß auch, daß es hochinteressant ist, in be-
stimmte Zeiten des Altertums oder in neuere Zeiten 
zurückzugehen, von Archimedes etwas zu lernen. 
Wir hier haben es mit drei Fraktionen zu tun. Ich 
glaube, verehrter Herr Kollege Kleinert, da könnte 
man einiges bei Pythagoras lernen. 

Wir haben aber heute nicht die Aufgabe, das, was 
wir im Mathematikunterricht früher vielleicht ein-
mal gelernt und behalten haben, in der Rechtspoli-
tik zum Beispiel der Rechtssetzung zu machen, son-
dern vielleicht den Versuch zu unternehmen, in den 
nächsten sechs Monaten das, was in diesen beab-
sichtigt ist, näher zu untersuchen. 

Es liegt auf dem Arbeitstisch von uns allen ein 
wichtiges Problem, nämlich für alte Leute nach 
Scheidung das Unrecht zu beseitigen, daß nämlich 
die öffentliche Hand kassiert und die Alten das 
Geld aus ihren Alterssicherungen eben nicht haben, 
weil die öffentliche Hand es eingesteckt hat oder 
morgen nach der Scheidung einsteckt. Das ist zu 
beseitigen. 

Da hat die hochverehrte Koalition von SPD und 
FDP, die wir jetzt ja nicht mehr haben, im Dezem-
ber 1980, kurz nach der Wahl, einen Regierungsent-
wurf vorgelegt, der bis heute zu keinem Zeitpunkt 
ernsthaft beraten worden ist. Sie hat aus der Drei-
seitigkeit unseres Parlaments ein einseitiges Ele-
ment gemacht, nämlich versucht, die zweitgrößte 
Seite des Dreiecks abzukoppeln, im eigenen Saft 
eine Lösung zu bringen und dann nachher die FDP, 
die kleinere Seite, zu veranlassen, noch die Unter-
schrift unter dieses dicke Papier zu setzen, ohne 
das, was von der Regierung — das ist auch eine 
Koalitionsregierung gewesen — unter Führung der 
SPD und des Herrn Bundesjustizministers — Vogel 
hieß er damals — vorgelegt worden ist, auch nur 
irgendwie zu erledigen. Das Problem steht an. 

Wir wissen gleichzeitig, daß wir bis zum Jahre 
1984 — sagen wir: 1985 — eine generelle Rentenre-
form hinsichtlich der Witwen- und Witwerrechte 
durchführen müssen und durchführen werden. 
Auch das wird zwangsläufig eine Veränderung in 
dem, was wir Versorgungsausgleich nennen, bewir-
ken. Wir müssen, solange dieses Parlament noch 
besteht — ich gehe davon aus, daß es am 6. März 
neu gewählt wird, also Anfang April des nächsten 
Jahres endgültig nicht mehr besteht —, für die al-
ten Menschen unbedingt eine Regelung schaffen, 
wie das Bundesverfassungsgericht sie uns schon im 
Februar 1980 aufgetragen hat. Das ist das erste und 
Wichtigste, was in der Rechtspolitik geschehen 
muß, wenn Einzelfallgerechtigkeit überhaupt wirk- 
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lich ernsthaft gewollt wird. Wir wollen diese Einzel-
fallgerechtigkeit. 

Wenn wir gleichzeitig das heiße Problem der ho-
hen Zahlungsverpflichtungen derer, die Anwart-
schaften außerhalb der Sozialversicherung erwor-
ben haben und geschieden worden sind, lösen kön-
nen, so sollten wir auch das tun. Ich kann den Kolle-
ginnen und Kollegen — wem auch immer hier im 
Bundestag — nur sagen: Sie sollten in ihren Frak-
tionen jeweils darauf hinwirken, daß die hohen Ver-
pflichtungen, die ihnen auferlegt worden sind oder 
deren Erfüllung ausgesetzt worden ist, möglichst 
bald zu einer Episode in der Geschichte der Recht-
setzung werden. Diejenigen, die dies angeht, wis-
sen, wovon ich spreche. 

Herr Kollege Kleinert, Sie sagten eben im Blick 
auf die Regelung des Eherechts, so, wie es sei, hät-
ten Sie es nur zusammen mit der SPD machen kön-
nen. 

(Kleinert [FDP]: Überhaupt!) 

Das, was notwendigerweise korrigiert werden muß, 
werden Sie jetzt mit uns korrigieren. Davon bin ich 
fest überzeugt. Daß es in diesem Bereich eine ganze 
Reihe von Unebenheiten gibt, hat sich mehr als 
deutlich herausgestellt. 

Daß keine gewichtigeren oder eigentlich über-
haupt kaum rechtspolitische Aussagen in der Koali-
tionsvereinbarung und auch in der Regierungser-
klärung enthalten sind, hat den Grund, den Herr 
Kollege Kleinert hier ausdrücklich und deutlich ge-
nannt hat. Dem habe ich eigentlich auch kaum et-
was hinzuzufügen. Was soll denn in diesen drei, vier 
Monaten rechtsetzend eigentlich noch neu und ver-
ändernd begonnen werden? Wir wissen j a, wie 
schwierig es ist, ein Gesetz einzubringen und zu 
verabschieden, zumal dann, wenn es auch wirklich 
etwas bewirken soll. Dies wäre also reine Augenwi-
scherei. Da wir solches nicht wollen — in der 
Rechtspolitik schon gar nicht —, kann ich der Re-
gierung nur dankbar sagen: Ich bin froh, daß die 
Bescheidenheit auf diesem Gebiet das einzige ist, 
was wahrhaftig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Emmerlich [SPD]: Untätigkeit ist doch 

nicht Bescheidenheit!) 

Herr Emmerlich, Sie haben gesagt, Gerechtigkeit 
müsse natürlich das Oberste sein, was die Rechts-
politik anstrebt. Darin bin ich mit Ihnen einig. Ich 
hätte mich allerdings gefreut, wenn die sozialdemo-
kratische Fraktion — auch durch Sie höchstpersön-
lich — dieses Postulat in der Vergangenheit auch 
hier vertreten hätte. Ich habe Ihnen in früheren 
Debatten vorgehalten, daß Ihr Minister der Justiz 
mehrfach erklärt und geschrieben hat, daß die evo-
lutionäre Gesellschaftsveränderung das Ziel Ihrer 
rechtspolitischen Aktivitäten gewesen ist. Als ich 
Ihnen das in der großen rechtspolitischen Debatte 
im vorigen Jahr vorgehalten habe, Herr Emmerlich, 
haben Sie gemeint, Sie meinten soziale Gerechtig-
keit. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Mehr als bisher!) 

Die soziale Gerechtigkeit wird uns nicht unterschei

-

den. Das ist — mit einem deutschen Wort benannt 
— die Verteilungsgerechtigkeit. Was wir brauchen, 
ist auch die Gerechtigkeit für den einzelnen. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Siehe neues Miet

-

recht!) 

— Ich komme sofort darauf. Diese Gerechtigkeit für 
den einzelnen haben Sie nach Ihrem Belieben unter 
ideologischen Gesichtspunkten auf die Seite ge-
schoben. Ich will hier nicht alles im einzelnen wie-
derholen, was ich dazu früher schon gesagt habe. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Es ist doch einfach 
Unsinn, was Sie hier erzählen!) 

Das, was im rechtspolitischen Bereich ebenfalls 
notwendigerweise erreicht werden muß, ist die Ver-
änderung eines Teils des Mietrechts. Mietrecht 
kann nur dann ein Recht sein, das man zu Recht als 
Recht bezeichnet, wenn es einen Ausgleich zwi-
schen den Interessen von Eigentümer und Nutzer, 
von Eigentümer und Mieter darstellt. Der Schutz 
beider ist notwendig. Manchmal muß auch der Ei-
gentümer gegen den Mieter geschützt sein. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Wer bestreitet das 
denn?) 

Wenn dieser Schutz der beiden nicht ausgewogen 
ist, entsteht sehr schnell die Gefahr, daß Wohnraum 
unwirtschaftlich wird. Wenn aber Unwirtschaftlich-
keit entsteht — und das sollten Sozialdemokraten 
an der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg studieren —, 
dann entsteht Wohnungsmangel und beim Bestand 
Wohnungsverfall.  

(Dr. Emmerlich [SPD]: Also freier Markt à 
la Lücke-Plan!) 

— Beides aber, Herr Kollege Emmerlich, schadet 
dem Mieter von heute, der den Bestand benutzt, 
und es schadet dem, der heute vergeblich Wohnung 
sucht. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Sie machen den 
Mieter lieber kaputt!) 

Sie dürfen nicht nur die beati possidentes, die 
glücklichen Besitzer, im Auge haben, sondern müs-
sen auch die berücksichtigen, die besitzen sollen, 
nämlich diejenigen, die heute Mietwohnungen su-
chen oder morgen Mietwohnungen suchen, aber 
keine finden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Emmerlich [SPD]: Das ist doch der Gip

-

fel an Scheinheiligkeit!) 

Die Bundesregierung ist auf dem richtigen Weg. 
Ich kann nur sagen: Sie wird mit dem, was sie vor-
geschlagen hat, nach unserer Überzeugung die An-
sätze, teilweise mehr als die Ansätze, der sozialisti-
schen Strangulierungspolitik beenden und wieder 
zu Gerechtigkeit im Einzelfall den Weg öffnen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ein 
Quatsch! — Dr. Emmerlich [SPD]: Die ho

-

hen Bodenpreise wollen Sie aber unverän

-

dert lassen?) 

— Herr Emmerlich, es steht Ihnen schlecht an, 
wenn auch Sie hier von der Ellenbogengesell- 
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schaft sprechen und uns in eine Ecke rücken wol-
len, in der wir nicht stehen, so daß wir uns auch gar 
nicht zu verteidigen brauchen. Das ist eine so offen-
kundige verleumderische Akzentuierung, daß es 
sich nicht lohnt, darauf auch nur mit einem einzi-
gen Wort näher einzugehen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, Herr 
Abgeordneter Dr. Schmude möchte Ihnen eine Zwi-
schenfrage stellen. Sind Sie damit einverstanden? 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Bitte sehr, 
Herr Kollege Schmude. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Dr. Schmude. 

Dr. Schmude (SPD): Herr Kollege Erhard, nun 
würde mich aber doch interessieren, ob Sie mit dem 
Begriff der sozialistischen Strangulierungspolitik 
etwa jenes soziale Mietrecht meinen, daß wir zu 
Beginn der 70er Jahre hier gemeinsam verabschie-
det haben und in das Sie jetzt tief hineinschneiden 
wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Verehrter 
Herr Schmude, es gibt ein Bündel von Vorschriften, 
die das Mietrecht und den Wohnungsbau betreffen. 
Hier kann man nicht an einer Stelle sagen: „Wenn 
das ist, dann ist alles kaputt" oder: „Wenn es so 
wird, dann ist nicht alles kaputt". Das weiß auch 
ich. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Antwort auf die 
Frage!) 

In diesem großen Bündel haben Sie eine Politik ent-
wickelt, die sich an den Zahlen für den Wohnungs-
bau und an der Wohnungsnot de facto ablesen 
läßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben einen Wohnungsbau, der auf ein Niveau 
wie in der Zeit vor der Währungsreform zurückge-
gangen ist, und einen Bedarf an Wohnungen, der 
nicht gedeckt werden kann. Genau das ist es, was 
man sehen kann. — Und wenn man nicht ange-
sichts dessen, was man mit seiner Politik erreicht 
hat, bereit ist, Konsequenzen zu ziehen, Korrektu-
ren vorzunehmen, dann hängt man auf ideologi-
schen Schienen fest. Ich hoffe, daß auch Sie da noch 
runter kommen. 

Vizepräsident Windelen: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Schmude, 
Herr Abgeordneter? 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Dr. Schmude. 

Dr. Schmude (SPD): Eine letzte Zwischenfrage: 
Also das Mietrecht meinen Sie nicht mit Ihrem Vor-
wurf der sozialistischen Strangulierungspolitik? 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Ich meine 
damit auch Teile des Mietrechts. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Dem haben Sie 
doch früher selbst zugestimmt! Herr Er

-

hard, jetzt gehören Sie auch schon zu den 
Sozialisten! Das ist die neueste Erkennt

-

nis!) 

Wenn es ein Mieter fertigbringen kann, einen Ver-
mieter so weit zu bringen, daß sein Häuschen ver-
steigert wird, daß er Sozialhilfe beanspruchen muß, 
weil ihm die Mieteinnahmen vorenthalten werden 
— das ist leider vor allen Dingen bei alten Frauen, 
die vermieten, zu beobachten —, dann, kann ich nur 
sagen, ist dieses Mietrecht Unrecht. Das ist dann 
kein Recht! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, las-
sen Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Gnä-
dinger zu? 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Gnä-
dinger, selbstverständlich. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Gnä-
dinger. 

Gnädinger (SPD): Herr Erhard, können Sie sich 
erklären, wie es kommt, daß nach Verabschiedung 
des Mietrechts die Zahlen im Wohnungsbau zu-
nächst zugenommen haben und erst nach einigen 
Jahren zurückgegangen sind, und wie erklären Sie, 
daß wir in vergleichbaren Ländern einen ähnlichen 
Rückgang des Wohnungsbaus haben, obwohl in die-
sen Ländern erstens keine Veränderungen des 
Mietrechts stattgefunden haben und sie zum zwei-
ten ein Mietrecht haben, das mit unserem gar nicht 
vergleichbar ist? 

(Beifall bei der SPD) 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Kolle-
ge, wenn Sie irgendwelche Zahlen von irgendwel-
chen Ländern, ohne sie genau zu nennen, ohne die 
genauen Bedingungen zu nennen, als Gegenbeweis 
für das, was ich gesagt habe, vorführen wollen, 
kann ich nur sagen: Das ist kein diskutabler Gegen-
stand. Da muß man konkret sagen, wo was anders 
gewesen ist und was die Folgen waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei uns können wir die Folgen ablesen. Wir haben 
immer auf dem Standpunkt gestanden, daß dieses 
Mietrecht einen Teil unausgewogenen Rechts dar-
stellt. Das wissen Sie. — Wir haben die Bestätigung. 
Die Bundesregierung wird es ändern. Und sie wird 
unsere Unterstützung dabei haben. Sie dürfen dage-
gen stimmen; wir haben gar nichts dagegen. Es ist 
das freie Recht eines jeden Abgeordneten, anderer 
Meinung zu sein. 

Ich möchte zu der kurzfristig angelegten Rechts-
politik etwas drittes sagen. Im strafrechtlichen Be-
reich muß das Problem der Mehrfachverteidi-
gungsverbote überprüft werden, und es muß mög-
lichst zu einer Korrektur kommen. Im Bereich der 
Ordnungswidrigkeiten und bei vielen anderen Din-
gen gibt es Fälle, wo das Verbot der Mehrfachver- 
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teidigung nichts anderes ist als eine Erschwerung 
der Rechtsfindung und als eine Kostensteigerung 
in Fällen, wo man viel billiger zurechtkommen 
könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Mehrfachverteidigungsverbot ist aus ande-
ren Gründen geschaffen worden. Die Regelung ist 
vom Bundesjustizministerium vorgelegt und von 
den Fraktionen übernommen und verabschiedet 
worden, und zwar deswegen, weil im Bereich der 
terroristischen Szene unliebsame Erscheinungen 
aufgetreten waren, die eine gesetzliche Antwort er-
forderten. Man wird andere Antworten finden kön-
nen. Man wird mehr differenzieren müssen. Aber 
wir sind auch durchaus bereit, an den Stellen, wo 
Verteidigung zeitweise völlig ausgeschlossen ist, 
nämlich im Bereich der Kontaktsperre, für eine Re-
gelung offen zu sein, die das wichtigste Recht eines 
vom Staat seiner Freiheit beraubten Verdächtigen 
— aber nicht Verurteilten — betrifft, nämlich das 
Recht auf den Verteidiger. Das muß, soweit es ir-
gend geht, wiederhergestellt werden. Der Abge-
sperrte, durch die Kontaktsperre Isolierte muß ei-
nen Anwalt, einen Verteidiger bekommen. 

Aber unter gar keinen Umständen geht das Recht 
eines Schwerverdächtigen und in Untersuchungs-
haft Genommenen vor dem Lebensrecht eines Un-
schuldigen in Freiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Das Kontaktsperregesetz ist in dieser Form nur ge-
schaffen worden, um die Terroristen, die mit Hilfe 
ihrer Advokaten die Grenze des Gefängnisses über-
sprungen, ja, das Gefängnis sogar zur Zentrale ter-
roristischer und erpresserischer Aktionen gemacht 
haben, an solchen Dingen zu hindern. Es war unser 
aller Überzeugung, daß das notwendig war. 

Ähnliches kann morgen wieder passieren. Dann 
dürfen wir nicht erst wieder ein Gesetz machen 
müssen, sondern dann muß dieses Gesetz wirksam 
sein. Aber Freiheitsrechte müssen, soweit es geht, 
gewährleistet werden. Ich halte das für machbar. 
Wir werden uns daran eifrigst beteiligen. 

(Beifall des Abg. Kleinert [FDP]) 

Viertens. Wir haben in der Regierungserklärung 
gehört — und in der Koalitionsvereinbarung steht 
es nachzulesen —, daß im Bereich des Ausländer-
rechts Regelungen geschaffen werden sollen, die 
geeignet sind, die Rückkehrwilligkeit anzuregen. 
Ich habe bis jetzt nicht gewußt, daß wir mit der SPD 
da verschiedener Meinung sein müßten. Die Rück-
kehrwilligkeit von Ausländern ist etwas, was wir 
fördern sollten. Aber ebenso ist es unbedingt not-
wendig, Ärgernisse für die Bevölkerung abzubauen, 
wenn wir einer zunehmenden Ausländerfeindlich-
keit schnell und wirksam begegnen wollen. Die Är-
gernisse für die Bevölkerung liegen in einem er-
kennbaren Mißbrauch des Asylanspruchs — nicht 
des Asylrechts. 

Es kann und darf für unser Land nicht richtig 
sein und bleiben, daß das Zauberwort eines Auslän-
ders an der Grenze oder irgendwo sonst in unserem 

Land „ich will Asyl" bedeutet, daß der deutsche 
Steuerzahler, unser Volk über Jahre den Betreffen-
den erhalten muß, und zwar besser, als er es in sei-
nem eigenen Heimatland mit aller Arbeit zuwege 
bringen könnte; denn das erzeugt in unserem Land 
Ausländerfeindlichkeit. So etwas wollen unsere 
Bürger nicht lange ertragen. Deswegen müssen wir 
das abstellen, weil niemand in der Lage sein wird, 
die wachsende Ausländerfeindlichkeit in unserem 
Land mit Appellen zu beseitigen oder zurückzudre-
hen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Er-
hard, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Hirsch? 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege Erhard, würden 
Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß in der Bundes-
republik seit 1953 ganze 350 000 Menschen um Asyl 
nachgesucht haben 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

und nur 70 000 es bekommen haben, ein Bruchteil 
der Zahl, die das deutsche Volk in der Vergangen-
heit selber zu politischen Flüchtlingen gemacht 
hat? 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Hirsch, ich brauche das nicht zur Kenntnis zu 
nehmen, ich weiß das. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber ich weiß auch, daß es in einem einzigen Jahr 
über 100 000 neue Antragsteller gegeben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Wir haben das Asylrecht und das Verfahrensrecht 
zweimal mit den Stimmen der FDP geändert. Wol-
len Sie das zurücknehmen? 

(Dr. Hirsch [FDP]: Wollen Sie es ohne neue 
Tatsachen weiter verschärfen? — Beifall 

bei der SPD) 

— Ich kann mich auf die Regierungserklärung und 
auf die Koalitionsvereinbarungen stützen. Es muß 
dafür gesorgt werden, daß der Mißbrauch des Asyl-
rechts soweit wie möglich ausgeschlossen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn dann ist es für diejenigen, die es mit Recht 
beanspruchen, auch ein wirksames Recht. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Er-
hard, der Abgeordnete Dr. Schmude möchte Ihnen 
eine Zwischenfrage stellen. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Bitte sehr. 
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Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Schmude. 

Dr. Schmude (SPD): Herr Kollege Erhard, da ich 
Ihre Ankündigung mit dem gleichen Erstaunen wie 
den entsprechenden Teil der Regierungserklärung 
hier höre, frage ich Sie ausdrücklich: Wollen Sie im 
Ernst das im Sommer dieses Jahres geänderte, vom 
Vermittlungsausschuß und dann von beiden Kör-
perschaften verabschiedete, auch von Ihrer Seite 
begrüßte Asylrecht nun wieder ändern und weiter 
verschärfen? 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr 
Schmude, Sie wissen, daß wir einen sehr, sehr müh-
samen Kompromiß gefunden haben, über Teile ein 
Kompromiß erst im Vermittlungsausschuß erzielt 
werden konnte und daß wir der Meinung sind, daß 
die Wirksamkeit des Gesetzes mit größter Aufmerk-
samkeit beobachtet werden muß. Wenn sich die in 
dieses Gesetz gesetzte Hoffnung nicht erfüllt, dann 
muß es weiter geändert werden, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und auch das Ausländerrecht muß geändert wer-
den. 

(Dr. Schmude [SPD]: Noch vor dem 
6. März?) 

— Wenn das in einer geringfügigen Veränderung, 
die ja als Gesetzesantrag vorliegt, möglich ist, dann 
soll es geändert werden. Hier unterscheide ich mich 
vom Herrn Kollegen Hirsch und berufe mich auf 
das, was in der Regierungserklärung und in den 
Koalitionsvereinbarungen steht. Es muß möglich 
sein — was in Rheinland-Pfalz nur so mühsam ge-
lungen ist —, erkennbare Rechtsbrecher, die ihr 
Gastrecht als Ausländer hier mißbrauchen, zurück-
zuschicken, ohne sie erst in jahrelangen Verfahren 
bei uns abzuurteilen. Das kann geregelt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß zum Schluß kommen. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich habe hier heute und in 
den letzten Tagen viel von dem Recht, dem Persön-
lichkeitsschutz und all den Dingen gehört. Ich 
möchte Ihnen, Herr Ehmke, eines deutlich sagen: 
Wer Persönlichkeitsrecht des Bürgers fordert, der 
muß sich besonders bemühen, Herr Professor der 
Rechte Ehmke, selbst in dem Augenblick und an 
der Stelle, wo er der Immunität für seine Aussagen 
sicher ist 

(Zuruf von der FDP: Indemnität!) 

und wo er weiter der Indemnität sicher ist — das 
sind zwei Dinge —, 

(Dr. Ehmke [SPD]: Ich bin gerne bereit, 
alles in einer Presseerklärung zu wieder

-

holen!) 

nicht das zu tun, was das Strafgesetzbuch Verleum-
dung nennt. Solches haben Sie leider gestern von 
dieser Stelle aus betrieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer glaubt, aus einem zu Unrecht gefaßten Ent

-

scheid eines Gerichts, der ausdrücklich von einem 

Strafgericht aufgehoben worden ist, weil er rechts-
fehlerhaft war — nachher ist ein Freispruch ergan-
gen —, zitieren zu dürfen, die Strafe zu nennen, um 
den Vorwurf als richtig aufrechtzuerhalten, der 
macht genau das, was ich Verleumdung nenne. Sie 
sollten eigentlich erst einmal vor Ihrer eigenen 
Türe kehren und sich fragen: Was haben Ihre Aus-
sagen mit dem Schutz des Bürgers zu tun, wenn Sie 
selbst den anderen so in den Dreck treten? 

(Beifall bei der CDU/CSU und vereinzelt 
bei der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Wenn mir die Wer-
tung erlaubt ist, dann ist die heutige Debatte im 
rechtspolitischen Teil der Aussprache zur Regie-
rungserklärung bis zum Beitrag des Herrn Kolle-
gen Kleinert durchaus atypisch verlaufen; denn 
diese Anhäufung von Unterstellungen und grob ge-
rasterten Behauptungen auf Boulevardblatt-Niveau 
lief unserem Bemühen im Rechtsausschuß zuwider. 
Wir waren bisher immer der Ansicht, daß wir damit 
gar nichts zu tun hätten und daß uns derart grobe 
Vereinfachungen ganz fremd seien. 

Ich glaube, eine ganz zentrale Frage — sie ist 
ausgesprochen worden, aber damit sie erkannt 
wird, muß man sie des öfteren ansprechen — ist die 
draußen gängige Behauptung und Vermutung, un-
ter dieser Bundesregierung, in dieser Koalition 
fände Rechtspolitik nicht mehr statt, und sollte so 
ganz zufällig und vielleicht ganz aus Versehen doch 
einmal etwas passieren, dann könne es Vernünfti-
ges wohl nicht sein. Diese Behauptung ist völlig 
unrichtig und hat auch keinerlei Stütze. Ich glaube, 
man sollte in der Logik der Dinge und dabei bei der 
Wahrheit bleiben. Dann steht fest, daß sich diese 
Koalition in einer besonderen Situation zusammen-
gefunden hat, die dadurch gekennzeichnet ist, daß 
der Haushalt 1983 einschließlich der notwendigen 
begleitenden Gesetze innerhalb kurzer Zeit beraten 
und verabschiedet werden muß. Wenn dies richtig 
ist, dann ist für alle anderen Bereiche sehr wenig 
Zeit. 

Hätten wir eine vierjährige Legislaturperiode vor 
uns, dann könnte man allerdings sagen, das sei eine 
faule Ausrede; alle anderen Ressorts könnten sehr 
wohl mit großer Intensität arbeiten, auch wenn wir 
es mit großen wirtschaftlichen, finanziellen und 
haushaltspolitischen Schwierigkeiten zu tun haben. 
Aber nun ist ja bekannt: Fünf Monate, ja, praktisch 
nur drei Monate stehen zur Verfügung, um bis zu 
den in Aussicht genommenen Neuwahlen des Deut-
schen Bundestages gesetzgeberische Arbeit zu lei-
sten. Da frage ich, ob es ehrlich ist, auf der einen 
Seite immer und immer wieder zu sagen, man solle 
bei dem bleiben, was man versprochen hat, auf der 
anderen Seite aber zu fragen, ob man denn nicht 
gewillt sei, eine ungeheure Menge von Vorhaben 
auch im rechtspolitischen, im innenpolitischen Be-
reich aufzulisten, wohl wissend, daß man im Ergeb-
nis damit auf der Strecke bleiben wird. Deswegen 
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Bundesminister Engelhard 
sind es nur wenige Vorhaben, auf die ich später 
noch im einzelnen zurückkommen werde. 

Vizepräsident Windelen: Herr Minister, sind Sie 
mit einer Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Emmerlich einverstanden? 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Bitte. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Minister, können Sie 
mir helfen, Klarheit darüber zu erlangen, ob es sich 
bei dieser Regierung um eine Regierung des „neuen 
Anfangs", der „geistig-politischen Erneuerung" oder 
um eine Übergangsregelung handelt? 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Dies ist 
eine Regierung des Neuanfangs. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Aha!) 

Nur, diesen Neuanfang so lange zu verzögern, bis, 
wie das sonst durchaus nach einer Bundestagswahl 
üblich ist, über Wochen Gespräche und Beratungen 
geführt worden wären, um zu einem umfangreichen 
Koalitionspapier zu kommen, war in dieser Situa-
tion dem Lande und seinen Bürgern gar nicht zu-
mutbar; denn es hätte bedingt, daß mit dem, was 
jetzt zu tun ist, nämlich mit der Beratung des Haus-
halts und der begleitenden Gesetze gar nicht erst — 
jedenfalls nicht zu rechter Zeit — hätte angefangen 
werden können. 

Aber, Herr Kollege Emmerlich, fast hätte ich ver-
gessen, Ihnen nach Ihrem Beitrag vorhin die Frage 
zu stellen, ob Sie sich selbst als Redner nicht etwas 
atypisch empfunden haben; denn das ist ja im 
Grunde das Problem: Wenn man sich über Jahre 
kennt, wird man sagen können — ich kann mir das 
jedenfalls vorstellen —, daß Ihnen Ihre Rede vorhin 
so leicht gar nicht gefallen ist, und zwar jetzt nicht 
etwa in diesem vordergründigen Sinne: Wo ist der 
Bundesjustizminister? Dazu kennen wir uns beide 
zu lange. Nein, so meine ich es gar nicht, sondern 
ich meine es darüber hinaus, in der Sache: mit jener 
Vereinfachung aller Dinge in die Debatte einzustei-
gen. 

Sehen Sie, das ist für mich das Merkwürdige: 
Wenn ich diese Debatte verfolge, wenn ich draußen 
die Meinungen höre, die Presse und alles das lese, 
was jetzt aus dem politischen Raum kommt, dann 
müßte es eigentlich so sein, daß der Kollege Klei-
nert und ich diejenigen sind, die so richtig flattern, 
die sehr nervös sind, die nicht mehr in Ruhe die 
Dinge überdenkend sich äußern können. Aber ich 
stelle mit Erstaunen fest: 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. h. c. Leber) 

Die Nervosität, das völlige Durcheinander, die Kon-
zeptionslosigkeit, das ganz einfache Contra auch 
dort, wo man selbst empfindet, daß es nicht hinpaßt, 
kommen aus Ihrer Ecke. Bei Betrachtung der politi

-

schen Landschaft ist das, finde ich, insgesamt schon 
einigermaßen interessant. 

(Zuruf von der SPD: Aber, Herr Kollege! — 
Dr.  Emmerlich [SPD]: 3% gegen Zimmer

-

mann!) 

Aber wir wollen zu der Frage kommen: Was wird 
denn jetzt passieren? Es ist die Frage gestellt wor-
den, was denn aus dem Demonstrationsrecht wer-
de. Ich meine, auf schlichte Fragen kann man unge-
mein einfach, schlicht und klar antworten. Sämtli-
che Vorhaben, sämtliche Anträge sind zu Ende be-
raten worden. Derzeit steht nichts an. Wie in jeder 
Koalition bedarf es jeweils der Zustimmung beider 
Partner, um etwas Neues in Gang zu setzen. Wer in 
diesem Bereich Änderungen wünscht, muß sich 
melden und muß mit dem Partner sprechen, um 
herauszufinden, ob er ein Einvernehmen erzielen 
kann. Bisher ist nichts an uns herangetragen wor-
den. Wir haben uns bis hinein in die letzten Monate 
und Wochen ja mit all diesen Fragen befaßt. Von 
seiten meiner Fraktion weiß ich jedenfalls, daß sich 
die Auffassung dazu nicht geändert hat. Ich glaube, 
das ist eine klare Antwort auf die gestellte Frage. 

Wir haben seit 1969 in der Zusammenarbeit der 
sozialliberalen Koalition sehr viel im rechtspoliti-
schen Bereich geleistet. Ich wiederhole: Das hat 
Herr Genscher, auch auf andere Bereiche bezogen, 
ausdrücklich betont, und bezogen auf die Rechtspo-
litik hat Herr Kollege Kleinert das heute noch ein-
mal unterstrichen. Ich unterstreiche es ein weiteres 
Mal und sage: Davon wird nichts weggestrichen. 
Wir wollen das nicht vergessen, ob es sich nun um 
das Eherecht handelt, um die elterliche Sorge — um 
nur Beispiele zu nennen —, um das Adoptionsrecht, 
auch um das Mietrecht, soweit es den Kern des 
Kündigungsschutzes betrifft, um § 218, um das Ge-
setz über die Entschädigung für Opfer von Gewalt-
taten, um die Prozeßkostenhilfe, die Beratungshilfe 
bis hin zu den einzelnen Vorhaben bei der Terroris-
musbekämpfung, die uns im einzelnen nicht ge-
schmeckt haben mögen, wo wir uns aber der Her-
ausforderung der Stunde zu stellen und eine Ant-
wort zu geben hatten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Pensky? Es ist nicht leicht zu erkennen, 
wo Sie Ihren Gedanken beendet haben. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Bitte 
schön. 

Pensky (SPD): Herr Minister, darf ich noch ein-
mal auf Ihre Bemerkungen bezüglich des Demon-
strationsrechts zurückkommen. Habe ich Sie rich-
tig verstanden, daß Sie sagten, es sei nichts an Sie 
herangetragen worden? Ich darf Sie daran erin-
nern, daß es zwei Gesetzentwürfe gibt — einen des 
Bundesrats und einen der CDU/CSU-Fraktion —, 

die im Innenausschuß abschließend beraten und 
mit dem Ausschußbericht versehen wurden, den ich 
zusammen mit einem Ihrer Kollegen unterschrie-
ben habe, der, so meine ich, jetzt reif für die Verab-
schiedung wäre. Wie stehen Sie zu diesen beiden 
Entwürfen? Bleiben Sie bei dem, was Sie noch mit 
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Pensky 
uns gemeinsam in der Koalition beschlossen ha-
ben? 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Kolle-
ge, dort, wo es noch etwas zu sprechen gibt, wird 
dies besprochen werden. Es bleibt bei unserer Mei-
nung, daß Änderungen am Demonstrationsrecht 
derzeit nicht vonnöten sind. 

(Beifall des Abg. Dr. Emmerlich [SPD] — 
Pensky [SPD]: Derzeit!) 

— Diese Art, jemanden zu fixieren, und zwar in 
einer törichten Weise zu fixieren, weil man glaubt, 
ihn hinterher aufs Kreuz legen zu können, wird von 
mir deutlich zurückgewiesen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich kann doch nicht ausschließen, daß im Bereich 
des Demonstrationsrechts wie auch in allen ande-
ren Bereichen, mit denen sich die Gesetzgebung 
beschäftigt, ein völlig neuer Gedanke auftaucht, 
eine neue technische Entwicklung vonstatten geht 
oder irgend etwas eintritt, was jedem, der den Din-
gen aufgeschlossen gegenübersteht und der bereit 
ist, überhaupt mitzudenken, verbietet, von vornher-
ein zu sagen: Da denke ich nicht mit, darüber spre-
che ich nicht, die Sache ist für mich von vornherein 
erledigt! 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
der Abgeordnete Pensky fragt, ob er noch eine Zwi-
schenfrage stellen kann. Es liegt in Ihrem Ermes-
sen, ob Sie sie zulassen. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Ich bitte, 
jetzt davon abzusehen, Herr Kollege. Ich bedauere. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Der Redner läßt 
keine Frage mehr zu, Herr Kollege Pensky. 

(Zurufe von der SPD) 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Wir werden 
uns im übrigen auch immer bewußt sein, daß — die-
ses Stichwort ist gefallen — das Recht der Konti-
nuität bedarf. Wir waren uns ja auch immer darin 
einig, daß diese Kontinuität deswegen besonders 
wichtig ist, weil, was der Gesetzgeber vorgibt, bei 
denen, die dem Recht unterworfen sind, sich setzen 
muß und als Rechtsbewußtsein in der Bevölkerung 
verankert werden muß. 

Weil plötzlich das Geschrei nach mehr Vorhaben 
merkwürdigerweise so laut wird, darf ich an folgen-
des erinnern. Als wir nach der Bundestagswahl vom 
5. Oktober 1980 uns zur ersten oder zweiten Sitzung 
des Rechtsausschusses versammelten und uns über 
die vor uns liegende Legislaturperiode unterhielten, 
war es die Auffassung aller drei Fraktionen, daß die 
Qualität der Rechtspolitik nicht nur dadurch ge-
kennzeichnet sei, daß möglichst gute und gut for-
mulierte Gesetze gemacht werden, sondern daß die 
Qualität insbesondere dadurch bedingt sei, daß we-
niger Gesetze gemacht werden, 

(Zustimmung des Abg. Kleinert [FDP]) 

weil der Stau, der ehedem sicher bestand, in den 
letzten Jahren weitgehend aufgearbeitet wurde, so 

daß wir uns durchaus in aller Bescheidenheit — 
nicht in Trägheit — damit begnügen konnten, künf-
tig weniger zu machen. 

Ich komme jetzt auf eine peinliche Sache, Herr 
Dr. Emmerlich, und mir wäre es lieb gewesen, wenn 
Sie das nicht angesprochen hätten. Si Tacuisses! Sie 
haben nämlich im Zusammenhang mit der Konti-
nuität eine personelle Frage eingeführt und an 
mich die Frage gestellt, ob es nicht auch zur Konti-
nuität der Rechtspolitik gehört hätte, daß ich den 
bisherigen beamteten Staatssekretär des Bundes-
ministeriums der Justiz übernommen hätte. Oh, 
hätten Sie geschwiegen! Denn mir ist es unange-
nehm, und auch in diesem Moment werde ich die 
vollen Tatsachen nicht vor dem Hause ausbreiten. 

Ich will nur soviel sagen: Die Frage der Konti-
nuität hat sich gar nicht gestellt, weil der beamtete 
Staatssekretär, noch bevor es überhaupt zu einem 
diesem Punkt betreffenden Gespräch kommen 
konnte, sich ohne mein Wissen verabschiedet, sei-
nen Urlaub angetreten und mir dies in einem Satz 
schriftlich hinterlassen hat. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das ist ein feiner 
Stil!) 

Meine Ernennung und Vereidigung fanden — wie 
bei den übrigen Kabinettsmitgliedern — am 4. Ok-
tober statt, die Amtseinführung an Nachmittag des-
selben Tages. Der an mich gerichtete Brief von 
Herrn Staatssekretär Dr. Erkel trägt das Datum 
vom 5. Oktober, einem Tag, an dem ich in München 
sein mußte. Eine Uhrzeit war leider nicht angege-
ben. 

Ich würde, um die Peinlichkeiten, die nicht auf 
meiner Seite liegen, nicht zu vertiefen, herzlich bit-
ten, diese Sache Ihrerseits nicht weiter breitzutre-
ten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. de With? 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Wenn man 
glaubt — aber bitte! 

Dr. de With (SPD): War es nicht so, Herr Bundes-
minister, daß dieser Staatssekretär am 4. Oktober 
ab 17 Uhr um eine Unterredung mit Ihnen nachge-
sucht hat und dann um 21 Uhr von der Sekretärin 
des Ministerbüros erfahren mußte, daß Sie schon 
gegangen seien? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Kol-
lege de With, nach dem, was Sie sagen, wird die 
Sache natürlich immer peinlicher, weil nämlich um 
16.30 Uhr Kabinettssitzung war und mir — um es 
ganz deutlich zu sagen — wohl bewußt ist, daß ich 
einmal in den Tohuwabohu des ersten halben Amts-
tages mit einem Ohr vernommen habe, daß der 
Herr Staatssekretär in seinem Zimmer sitze und 
vielleicht mal mit mir reden wolle. 

(Dr. de With [SPD]: Mal?) 
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Bundesminister Engelhard 
— Lassen Sie es doch! Es wird immer peinlicher, 
und wenn es so weitergeht, zwingen Sie mich, bei 
der nächsten sich bietenden Gelegenheit — die Un-
terlagen habe ich nicht hier — die Sache genau zu 
schildern, dann aber aufgelistet, das Schreiben zu 
zitieren, das an mich gerichtet wurde, den, soweit 
mir bekanntgeworden ist, gleichzeitigen Umlauf im 
Hause, ein weiteres, etwas schwer verständliches 
Schreiben, das hektographiert unter den Mitarbei-
tern in großer Zahl kursiert hat, und einiges mehr. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Dr. Olde

-

rog [CDU/CSU]: Ein feiner Herr!) 

Ich finde es peinlich, und ich hätte das von meiner 
Seite hier nie angesprochen, weil ich glaube, daß es 
in der Turbulenz eines personellen Wechsels je-
manden hart ankommen kann, seinen Platz zu räu-
men. Weil ich den Betroffenen schließlich auch 
lange Jahre kenne, wäre so etwas von meiner Seite 
her nie erwähnt worden. Ich wundere mich über 
das Ausmaß der Ungeschicklichkeit, über das für 
den Betroffenen ganz sicherlich peinliche Ausmaß, 
in dem Sie diese Dinge hier eingeführt und noch 
breitgetreten haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auch diese Art wie man 
offensichtlich glaube, Rechtspolitik zumindest be-
gleiten zu müssen, kann Rechtspolitik sein. Ich 
halte das nicht für richtig. 

In der Regierungserklärung heißt es: Wir wollen 
unseren freiheitlichen und sozialen Rechtsstaat 
ausbauen. Damit ist vorgegeben, daß die Konti-
nuität gewahrt wird, daß das, was wir an geltendem 
Recht haben, bewahrt wird und daß wir in der 
kurzen uns verbleibenden Zeit einiges zumindest 
auf den Weg bringen, in dem Bestreben, es mög-
lichst vor den Neuwahlen auch noch zu Ende brin-
gen zu können. Da sind ja einige Punkte bereits 
genannt worden. Ich nenne an erster Stelle den 
Versorgungsausgleich, und zwar eine Übergangslö-
sung. Dies vorzuschlagen ist für mich, je länger 
man es sich überlegt, deswegen einfach, weil es 
nicht die neue Koalition ist, die meine Überzeugung 
bestimmt. Sie wissen doch aus den Gesprächen, daß 
ich mit großen Bedenken als der für meine Frak-
tion in diesem Bereich Verantwortliche beobachtet 
habe, wie man innerhalb der SPD-Fraktion im be-
sten Willen und auch Gutes leistend ungeheuer viel 
Zeit gebraucht hat. Wenn ich jetzt von Neuwahlen 
am 6. März ausgehe, mit der anschließenden Bil-
dung der Bundesregierung, mit der Regierungser-
klärung und der Debatte darüber, dann ist ja bald 
die Sommerpause des nächsten Jahres erreicht, 
und dann ist absehbar, daß auch zum Jahresende 
1984 noch nichts im Gesetzblatt stehen wird. Dann 
sind fast fünf Jahre verstrichen seit der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Fe-
bruar 1980. 

Ich sage dasselbe wie an jenem Tag, als wir in 
einer kleinen rechtspolitischen Debatte am 17. Sep-
tember, bevor um 11 Uhr der Bundeskanzler das 
Wort nahm, hier gesprochen haben: Wir müssen 
uns gut überlegen, ob wir nicht von der Möglichkeit 
Gebrauch machen, die uns das Bundesverfassungs-
gericht in seinem Urteil ausdrücklich offengelassen 

hat, nämlich daß auch eine vorübergehende Lösung 
genüge. Ich werde in allernächster Zeit mit allen 
drei Fraktionen Gespräche aufnehmen. Wir werden 
uns darüber unterhalten müssen, ob nicht eine Ver-
pflichtung für uns alle besteht, hier für den betroffe-
nen Personenkreis in absehbarer Zeit zu einer Re-
gelung zu kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Die Frage kann eigentlich nur noch sein: Wie sieht 
diese Regelung aus? Darüber wird es noch Mei-
nungsverschiedenheiten geben. Aber daß sie kom-
men muß, ist jedenfalls für mich klar, und ich werde 
mich dafür einsetzen. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Warum denn eine 
Übergangsregelung, wenn die endgültige 
schon vorliegt? — Zuruf von der CDU/CSU: 

Das ist doch gar nicht wahr!) 

— Die Beratungen, Herr Kollege Dr. Emmerlich, 
Sie wissen das doch mit am besten, werden unendli-
che Zeit in Anspruch nehmen. Wir können — auch 
dies habe ich ins Auge gefaßt — noch in diesem 
Monat so weit kommen, daß wir parallel ein 
Hearing vorbereiten, in dem wir zu den übrigen vor-
liegenden Entwürfen — wir haben ein breit ge-
streutes Material — die Sachverständigen anhören. 
Auch das kann noch geschehen. Aber das kann 
doch den Gang der Dinge im übrigen nicht aufhal-
ten. 

Vom Bundesverfassungsgericht ist uns im mate-
riellen Scheidungsrecht aufgegeben, eine Lösung 
zu finden, daß nicht prinzipiell und in jedem Fall 
nach fünfjähriger Trennung in den wenigen beson-
deren Härtefällen die Scheidung erfolgt. Beim Ehe-
gattenunterhalt bestehen gleichfalls einige Proble-
me, denen wir uns werden zuwenden müssen. 

Ich unterstreiche, was zum Kontaktsperregesetz 
gesagt wurde. Auch hier werden demnächst Ge-
spräche zwischen den Fraktionen stattfinden müs-
sen, wobei ich meine, daß die Frage nicht mehr so 
sehr das Ob ist, sondern wie diese Frage in vernünf-
tiger Weise gelöst wird. Weit einfacher wird dies 
beim bisherigen Verbot der Mehrfachverteidigung 
sein. 

Ich möchte die Zeit nicht länger in Anspruch neh-
men, obwohl ich einiges zu sagen gehabt hätte nach 
den Tönen, die insbesondere von Minister Schnoor 
hier lautgeworden sind, zur Koalition mit dem Auf-
putschen von politischen Lynchgefühlen, die derzeit 
unsere Landschaft bestimmen. Da wäre schon eini-
ges zu sagen. Ich glaube, Sie werden eines Tages 
auch noch bereuen, sich so zu verhalten, wie Sie 
sich jetzt verhalten, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

weil Ihnen eigentlich die politische Klugheit aus 
Ihrer eigenen Beobachtung hätte sagen müssen, 
daß wir jahrelang eine Union vor uns gehabt ha-
ben, 

(Zuruf von der SPD: Sie reden von Mün

-

chen!) 
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die uns 1969 hart angegangen ist und es uns unge-
heuer schwer gemacht hat, näher zusammen oder 
gar in einer Koalition zusammenzuarbeiten. 

(Zuruf von der SPD: Sie reden doch vom 
Lynchen! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Deshalb wissen Sie, wie man sehr leicht eine Land-
schaft schaffen kann, in der es sehr schwierig ist, in 
der Zwischenzeit und auch später einmal politisch 
zusammenzuarbeiten. Ich wundere mich, daß Sie 
hier keinen klügeren Weg eingeschlagen haben. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben einen sehr 
klugen Weg eingeschlagen!) 

Wir werden jetzt — jedenfalls im rechtspolitischen 
Bereich — der Tradition dieses Bereiches entspre-
chend versuchen, wieder zu einem anderen Ton und 
einem anderen Stil zu kommen, so wie er bisher 
unsere Beratungen begleitet hat. Von meiner Seite 
her jedenfalls besteht dazu die Bereitschaft. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat Herr Abgeordneter Roth das Wort. 

Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister Engelhard, Sie irren sich. 
Die Sozialdemokratische Partei will mitnichten, daß 
die Liberalen aus der politischen Landschaft der 
Bundesrepublik verschwinden. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

Was wir wollen, ist, daß Sie unbeschädigt durch 
diese Wendemanöver durchkommen; denn der frei-
heitliche Liberalismus wird auch in den nächsten 
Jahrzehnten gebraucht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
des Abg. Kleinert [FDP] — Zuruf von der 

CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen: Weder die Taktiererei, die jetzt 
durch ein paar von Ihnen geboten werden, noch ihr 
Opportunismus, der gerade angeklungen ist — wie 
Sie sich langsam an die rechtspolitischen Positio-
nen der Union herangeschlichen haben —, 

(Kleinert [FDP]: Beispiele!) 

keine dieser beiden Verhaltensweisen wird Sie ret-
ten, sondern Sie müssen sich jetzt ernsthaft in Ih-
ren Gremien — vor allem auf Ihrem Parteitag — 
über Ihren künftigen Weg auseinandersetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte Ihnen eins sagen: In dieser Sozial-
demokratischen Partei und in dieser Bundestags-
fraktion gibt es viele, die auch über die Art und 
Weise betroffen sind, mit der Sie sich selbst in Ihrer 
eigenen Partei auseinandersetzen und wie Sie sich 
gegeneinander auseinandersetzen. Die Liberalen in 
Baden-Württemberg, die ja nun weiß Gott in den 
letzten Jahren ein Zentrum der Liberalität gewesen 
sind, haben z. B. am letzten Wochenende beschlos-
sen, ihr Parteivorsitzender solle doch gefälligst zu-
rücktreten oder jedenfalls den Weg öffnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt ja gar 
nicht!) 

Wenn Sie dies in Ihrer eigenen Partei haben, dann 
versuchen Sie doch nicht abzulenken. Das war 
schon die letzte Bemerkung: Sie sollen für Ihre 
inneren Diskussionen Zeit haben. Wir wünschen Ih-
nen dafür einen guten Weg. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich hätte mich gerne heute abend mit Herrn Geiß-
ler und Herrn Blüm, die nicht anwesend sind, aus-
einandergesetzt. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Ich sehe aber, daß Staatssekretäre anwesend sind. 
Vielleicht können Sie das weitersagen. Herr Blüm 
stand j a heute nachmittag auf der Rednerliste. Er 
hat sich abgemeldet, nachdem er gehört hat, daß 
das Fernsehen abgeschaltet war. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch un

-

verschämt! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich wollte aber trotzdem zu seinen Themen und zu 
den Themen des Herrn Geißler ein paar Worte sa-
gen. Vielleicht kann dann anschließend jemand von 
der Regierung Stellung nehmen. 

Es war j a in den letzten Jahren so, daß die CDU/ 
CSU — vor allem die CDU und dort vor allem die 
Sozialausschüsse — uns immer wieder mit dem 
Problem der „Neuen Sozialen Frage" bedrängt ha-
ben. Der Kern dieser Idee oder dieser Auffassung 
der Neuen Sozialen Frage war das Folgende. Es 
heißt, wir hätten in unserer Gesellschaft große, 
starke Gruppen: BDI, DGB. Diese großen starken 
Gruppen würden praktisch das Sozialprodukt ver

-

frühstücken. Für die, die nicht organisiert wären, 
bliebe letztlich nichts übrig. Sie haben in Ihrer 
Mannheimer Erklärung, die diese Diskussion be-
gonnen hat, 1975 gesagt, da die Schwachen, die 
Nichtorganisierten, die Alten und die Kinder als 
Gruppe keine Mehrheit haben, bestehe für sie dar-
über hinaus die Gefahr, daß sie in unserer Gesell-
schaft auch politisch benachteiligt werden. „Eine 
solche Entwicklung entspricht nicht unserem Ver-
ständnis von Solidarität und ist mit unserer Verfas-
sung, insbesondere mit den in ihr verankerten 
Grundrechten und mit dem Sozialstaatsprinzip, un-
vereinbar." So Ihre Erklärung von Mannheim 1975. 

Die CDU hat in ihrem Grundsatzprogramm von 
1978 diese Idee bekräftigt. Sie haben immer wieder 
die schwachen Gruppen genannt, die Sozialhil-
feempfänger, die Arbeitnehmerfamilie mit mehre-
ren Kindern, die Schüler aus sozial schwachen Fa-
milien, die älteren Menschen, die Behinderten, die 
Arbeitsunfähigen und die Arbeitslosen. 

Nun frage ich Sie, die Sie jetzt die neue Regie-
rung bilden: Was bleibt eigentlich nach der Koali-
tionsvereinbarung und nach der Regierungserklä-
rung von dieser Neuen Sozialen Frage in der prakti-
schen Politik übrig? 

(Beifall bei der SPD) 

Damals hat in einer der Debatten unser Frak-
tionsvorsitzender Herbert Wehner gesagt, er halte 
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die Neue Soziale Frage für ein Propagandamanö-
ver. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!) 

Ich bin der Auffassung, das haben Sie in dieser 
Woche nachhaltig bestätigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Genau in diesen Fragen, die Sie selber vor eini-
gen Jahren aufgeworfen haben, haben Sie die Poli-
tik mit dem Wortbruch begonnen. Sie hatten uns 
jahrelang in der Rentenpolitik attackiert. „Renten-
betrug" hieß es, Herr Geißler, bis in den letzten 
Wahlkampf. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
auch! — Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das war 
auch so! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Was ist geschehen? Ihre erste Aktion war eine Ver-
schiebung des Rentenanpassungstermins um ein 
halbes Jahr und eine Erhöhung auf einem niedrige-
ren Niveau. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Sie haben den Staat doch 
bankrott gemacht! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Ich komme jetzt zu einem Punkt, der in dieser 
Debatte noch keine Rolle gespielt hat. Ich hoffe, daß 
unser Freund Eugen Glombig morgen darauf noch 
einmal im Detail zurückkommt. Ich kann es nur 
andeuten. Die Sozialhilfeempfänger, also die, die 
mit den kleinsten Einkommen auskommen müssen, 
werden im nächsten Jahr ein halbes Jahr über-
haupt keine Erhöhung der Bedarfssätze bekom-
men. Dann wird die Erhöhung 2 % sein — aufs 
Ganze gesehen eine Einkommenskürzung im näch-
sten Jahr im Schnitt von 12 DM pro Monat für den 
Haushalt, der von Sozialhilfe abhängt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das Ergebnis Ih

-

rer Politik! — Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das 
haben Sie denen abgenommen!) 

Das ist die Lösung der Neuen Sozialen Frage. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Ihre 
Schuld!) 

Dabei könnte man dafür noch ein bißchen Ver-
ständnis entwickeln, wenn dafür eine ökonomische 
Logik spräche, wenn man sagen könnte, das hat 
irgendeinen Sinn, wir müssen halt sparen, um es 
anderswo im Investitionsbereich anzulegen. Aber 
nein, das Gutachten des Sachverständigenrats hat 
erwiesen, daß Kürzungen bei denen, die ihr Geld 
ausgeben müssen — die ihr Geld völlig ausgeben 
müssen, weil sie nämlich keine Ersparnisse bilden 
können —, unmittelbar zu weniger Beschäftigung, 
also zu mehr Arbeitslosigkeit führen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, auch die ökonomische Logik geht nicht 
auf, ganz abgesehen davon, daß Sie Ihr Grundsatz-
programm und Ihr Mannheimer Programm verra-
ten. 

Für die Mietenpolitik gilt dasselbe. Wer kann 
denn Eigentum bilden, Häuser bauen? Das sind die 

Leute mit mittlerem Einkommen. Wir haben in der 
Vergangenheit viel dafür getan, 

(Breuer [CDU/CSU]: Daß die Häuser in Ge

-

fahr kamen!) 

daß sie das machen konnten. Aber wer wohnt zur 
Miete? Wer wird verdrängt, wenn man die sozialen 
Mietrechtsklauseln, die wir bisher gehabt haben, im 
Wohnungsbestand beseitigt? Das sind die kleinen 
Leute. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Die Mietrechtsklauseln werden doch 
gar nicht aufgehoben! Sie haben gar nicht 
richtig gelesen! Sie verstehen auch nichts 
davon! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ich habe ja nichts dagegen, daß Sie sich derar-
tige Positionen vom Lambsdorff-Papier aufdrängen 
ließen. Nur, das muß in diesem Bundestag auch 
ganz klar zur Sprache kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie waren bisher eine Partei, die sich zu Recht 
Volkspartei genannt hat — nach ihrer ganzen Tra-
dition. Ich sage Ihnen nur eines: Wenn Sie die klei-
nen Leute in Ihrer praktischen Politik auf dieser 
Ebene Schritt für Schritt außer acht lassen, dann 
werden Sie diesen Charakter verlieren. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Passen Sie nur 
auf Ihren Charakter auf! Das ist doch nicht 

zu fassen!) 

Ich würde da sehr aufpassen. Ich würde Ihnen sehr 
empfehlen, das Lambsdorff-Papier — das ist die 
mittelfristige Strategie Ihres Koalitionspartners — 
sorgfältig zu lesen. Denn das geht genau in die Irre, 
die ich gerade gekennzeichnet habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich wäre allerdings 
auch an der Stelle nicht ganz so kritisch, wenn ich 
nun entdeckt hätte, daß die Regierung der geistig-
moralischen Aufrüstung, wie sie von Ihnen selbst 
genannt wurde, also diese neue Rechtskoalition, we-
nigstens im wirtschaftspolitischen Bereich die Fra-
gen, die gestellt sind, aufgenommen hätte. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Aha!) 

Aber kein Wort von den Wirkungen der Mikroelek-
tronik auf die Sicherung von Arbeitsplätzen, kein 
Wort davon in der Rede des Herrn Bundeskanz-
lers; 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Wollen wir die verbieten?) 

kein Wort zur Arbeitszeitverkürzung. Ich weiß in-
zwischen aus großen Konzernen der Bundesrepu-
blik Deutschland, daß das mittlere Management 
und Teile des oberen Managements allmählich 
überlegen, ob sie es in der Zukunft anders machen 
können, wenn sie ihre bisherigen Standards von 
sozialer Sicherheit aufrechterhalten und keine 
Leute rauswerfen wollen. Das ist ja das Prinzip bei 
Daimler-Benz, bei Siemens und vielen anderen bis-
her gewesen. Ich weiß, daß sie selber nachdenken, 
ob man nicht über Betriebsvereinbarungen Arbeits- 
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zeitverkürzungen erreichen kann. Und diese Regie-
rung, der Herr Blüm und Herr Geißler angehören, 
sagt kein Wort zur Arbeitszeitverkürzung — eine 
schreckliche Lücke. 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Herr von Dohnanyi hat heute nachmittag davon 
gesprochen, daß Sie auch zu den Sättigungsgrenzen 
nichts sagen, beispielsweise zu der Tatsache, daß 
eine Familie, die ein Auto hat, in der Regel kein 
zweites kauft. Daß Sie zu der Vorstellung, durch 
Investitionsförderung allein — ohne Nachfragesta-
bilisierung und ohne Umverteilung zugunsten der 
Leute, die noch nichts besitzen — neue Wachstums-
prozesse in Gang setzen zu wollen, die das alles wie-
der schnell in Ordnung bringen, nicht einmal ein 
Wort finden — auch der Wirtschaftsminister hat 
heute früh kein Wort dazu gefunden —, halte ich 
wirklich für bedrängend. 

Oder — ein anderes Thema —: Wir alle wissen, 
daß Wachstumsprozesse Natur beanspruchen, Um-
welt beanspruchen. Nun ist es sicherlich so — an 
einer Stelle wurde das deutlich —, daß diese Um-
weltprobleme nicht ohne die moderne Technik zu 
bewältigen sind. Aber kann man ein Zurückträu-
men auf Ludwig Erhard ernsthaft in den Vorder-
grund einer Regierungserklärung in den 80er Jah-
ren stellen, wo wir doch alle wissen, daß eine kom-
plizierte Bewältigungsstrategie der Umweltproble-
me, der Rohstoffprobleme und der Energiepro-
bleme auf der Tagesordnung der Geschichte steht? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang ist eine Regierungser-
klärung auch ein Wegzeichen für das, was in der 
Zukunft geschieht. Wer verkennt, wie kompliziert 
es ist, Wachstumsprozesse künftig wieder in Gang 
zu setzen, wie schwierig es ist, die Umweltprobleme 
auch so in den Griff zu kriegen, daß die Leute das 
Wachstum akzeptieren, daß sie ja sagen, hat nichts 
begriffen. Es ist doch kein Zufall, wenn 30 % der jun-
gen Mitbürger die Grünen wählen, sondern Sie 
glauben, daß Sie als neue Regierung — ich sage 
selbstkritisch zu uns: wir als frühere Regierung und 
heutige Opposition — die Umweltproblematik noch 
nicht in dem Sinne in den Griff bekommen haben, 
daß die Leute verstehen, daß Wachstum und Um-
weltverbesserung zusammengehen. Daß dies nach 
den Wahlergebnissen in diesem Sommer nicht zu 
einem Mittelpunktthema in einer Regierungserklä-
rung gemacht wird, halte ich nun wirklich intellek-
tuell für bedrängend. Das ist Mainz-Oggersheim 
und nichts anderes. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist politisch Provinz. Das ist geistig-politisch 
völlig daneben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Juso!) 

Graf Lambsdorff, ich möchte jetzt ein paar Be-
merkungen zu Ihren Aufgaben machen. Sie haben 
mich heute früh doppelt enttäuscht, zuerst weil Sie 
wirklich noch einmal ein Ausweichmanöver auf 
München zu machen versucht haben. Darauf will 

ich jetzt nicht noch einmal eingehen. Ich glaube, 
Herbert Ehrenberg wird das anschließend tun. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Uns bleibt aber 
auch nichts erspart!) 

Daß Sie aber die Veränderung Ihrer politischen 
Haltung in den letzten Jahren nicht klarer definiert 
haben und sich hier an dieser Stelle nicht dazu 
bekannt haben, hat mich enttäuscht. Ihr Papier von 
Anfang des letzten Monats ist in der Tat ein Papier 
in der Tradition von Mrs. Thatcher und Herrn Rea-
gan. Daß Sie sich dazu heute nicht mehr bekannt 
haben, zeigt mir Ihre Flexibilität, aber auch Ihre 
Beweglichkeit im charakterlichen Bereich. 

(Widerspruch bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Dr. Möller [CDU/CSU]: Davon müs

-

sen Sie gerade reden!) 

Noch erstaunlicher fand ich aber, daß Sie zu den 
wirklichen Aufgaben des Wirtschaftsministeriums 
praktisch überhaupt nichts gesagt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da waren Sie 
nicht da!) 

Erstens. Die AEG-Krise ist noch nicht zu Ende. 
Wie Sie sich in diesem Sommer aus der AEG-Krise 
herausgehalten und über Karenztage und alles 
Mögliche geredet haben, das war beschämend für 
den Wirtschaftsminister dieser Republik. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Die Stahlkrise zieht sich quälend hin. 
Die notwendige Zusammenführung der deutschen 
Stahlkonzerne ist immer noch nicht erreicht. Wie 
lange sollen eigentlich die Stahlarbeiter in Dort-
mund bei Hoesch noch warten, bis Sie endlich zu 
einer Lösung in dieser Frage kommen? Wie lange 
soll das noch gehen? 

(Beifall bei der SPD) 

Dritter Punkt. Wir hören heute von Herrn Gatter-
mann (Dortmund), der dies ja wohl sagen muß, die 
Kohle habe weiter Vorrang. Auf der anderen Seite 
hören wir vom Wirtschaftsministerium, daß Druck 
in Richtung auf Schließung von Kohlezechen ausge-
übt wird. Was ist nun wahr: Vorrang der Kohle oder 
eine Schließung von Zechen im Ruhrgebiet? 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Roth, 
ich weiß nicht, wieviel Punkte Sie noch haben. Die 
Zeit, die Ihre Fraktion für Sie gemeldet hat, ist aber 
abgelaufen. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Ihre Zeit ist 
schon lange abgelaufen!) 

Roth (SPD): Herr Präsident, dies war eben der 
vierte Punkt. Danach möchte ich noch ein Wort an 
den Wirtschaftsminister richten. Wenn Sie es erlau-
ben, tue ich das. Wenn Sie es nicht erlauben, wird 
ein anderer Kollege das noch aufnehmen. 

Der vierte Punkt bezieht sich auf die Küste, auf 
die Werften. Wir wissen, daß die Schiffsbaukrise 
erneut ganz erhebliche Arbeitsmarktprobleme an 
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der Küste aufwirft. In der Regierungserklärung von 
Herrn Kohl wurde zum erstenmal zu der gesamten 
Küstenregion kein Wort gesagt. 

(Grobecker [SPD]: Dicker Hund!) 

Mich wundert das insofern ein bißchen, als Herr 
Finanzminister Stoltenberg ja nicht ganz vergessen 
haben sollte, daß dabei besondere Problemregionen 
im Vordergrund stehen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir werden diese Bundesregierung in der 
Beschäftigungspolitik nicht mit primitiven Sontho-
fen-Strategien begleiten, 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Das merken 
wir!) 

sondern mit ganz konkreten Vorschlägen, z. B. mit 
dem Vorschlag zur Arbeitszeitverkürzung. Ich er-
warte von einem Wirtschaftsminister, daß er end-
lich seine falsche Politik des Kampfes gegen Ar-
beitszeitverkürzung aufgibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Er hat bisher keine Strategie entwickelt, die andere 
Lösungen aufzeigt. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sie müssen etwas zum Lohnaus

-

gleich sagen, wenn Sie darüber sprechen!) 

Sagen Sie doch endlich den deutschen Arbeitge-
bern, wenn Sie von den Arbeitnehmern Opfer ver-
langen: Der Tabu-Katalog der deutschen Arbeitge-
berverbände muß weg. Er paßt nicht mehr in die 
Landschaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Erst dann sind sie für die Gewerkschaften wieder 
gesprächsfähig. 

Und damit will ich zum Schluß kommen: Für uns 
war es in den letzten Jahren sehr bedrängend, daß 
der Bundeswirtschaftsminister in unserer Koalition 
zu den Gewerkschaften hin nicht mehr gesprächs-
fähig war. Er war nicht mehr in der Lage, die Kon-
zertierte Aktion in Gang zu setzen, 

(Zuruf von der SPD: Er wollte nicht!) 

weil er in einer mißlichen Weise damals versucht 
hat, die Mitbestimmung zu zerstören. Und in dem 
Lambsdorff-Papier von Anfang September stand 
der verräterische Satz: Keine Verschärfung der 
Mitbestimmung. 

(Zuruf von der SPD: Da läßt er die Katze 
aus dem Sack!) 

Wer dieses Recht der Arbeitnehmer unter die Kate-
gorien von strafrechtlichen Begriffen faßt, der wird 
auch in Zukunft keine Gesprächsfähigkeit hinsicht-
lich der Gewerkschaften bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, Kolleginnen und Kollegen, meine Damen 
und Herren von der Opposition, von der Regierung 
— mir fällt es immer noch schwer, das muß ich 
sagen —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nur für 
kurze Zeit! — Dr. Freiherr Spies von Bül

-

lesheim [CDU/CSU]: Das merkt man auch 
an Ihrer Rede!) 

wenn wir die Konzertierte Aktion, d. h. die drei 
Kräfte, die im wirtschaftspolitischen Rahmen Ver-
antwortung tragen, die Unternehmer und ihre Ver-
bände, die Gewerkschaften und die Arbeitnehmer, 
die dort organisiert sind, und den Staat nicht zu-
sammenführen können, und zwar deshalb nicht, 
weil ständig Provokationen von der Regierung oder 
von einem einzelnen Minister gegenüber einer so-
zialen Gruppe stattfinden, dann können wir eine 
aktive Beschäftigungspolitik nicht erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das richtet sich jetzt an den Bundeskanzler, der 
nicht anwesend ist — aber ich bitte den Herrn Jen-
ninger, das weiterzusagen: versuchen Sie jetzt eine 
Wende in der Verhaltensweise des bisherigen und 
künftigen Wirtschaftsministers herbeizuführen. Er 
liegt nämlich hier seit einigen Jahren völlig falsch: 
gegen den sozialen Konsens, gegen den sozialen 
Frieden. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Nichts Neues!) 

Vizepräsident Dr. h.c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hauser. 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Roth, Sie 
machen sich Sorgen um die neue soziale Frage. 

(Zuruf von der SPD: Die gibt es gar nicht!) 

Ich wundere mich darüber, schon zwei Tage, daß 
Sie sich hier so hinstellen, als hätten Sie mit all 
dem, worüber wir hier kritisch diskutieren, über-
haupt nichts zu tun und in den letzten Jahren in 
diesem Staat überhaupt keine Verantwortung ge-
tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Statt hier einmal deutlich zuzugeben, daß Sie die 
Renten in Gefahr gebracht haben, daß Sie daran 
schuld sind, daß wir heute in vielen sozialpoliti-
schen Bereichen nicht mehr die Leistungen erbrin-
gen können, die eigentlich im Interesse der Leute, 
um die es hier geht, notwendig wären, verdrängen 
Sie das und tun so, als ob eine Regierung, die acht 
Tage im Amt ist, dafür die Verantwortung trüge — 
und das, nachdem Sie 13 Jahre mit unserer Volks-
wirtschaft Schindluder getrieben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hoffmann 
[Saarbrücken] [SPD]: Mit demselben Wirt

-

schaftsminister offensichtlich! Sagen Sie 
das doch Ihrem Minister!) 

— Beruhigen Sie sich, dazu werde ich nachher auch 
noch etwas sagen. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Da bin 
ich aber gespannt!) 

Ich weiß gar nicht, wie Sie die kleinen Leute, von 
denen Sie immer sprechen, definieren wollen. 

(Zuruf des Abg. Hoffmann [Saarbrücken] 
[SPD]) 
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— Gehören Sie zu den kleinen Leuten? 

(Zuruf des Abg. Hoffmann [Saarbrücken] 
[SPD]) 

— Sehr interessant, daß auch Sie zu kleinen Leuten 
gehören. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Sie sind 
das nicht! — Gegenruf von der CDU/CSU: 

Links reden, rechts leben!) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie mit diesen 
kleinen Leuten wirklich einmal reden, wird Ihnen 
deutlich werden, daß die längst begriffen haben, 
was in diesem Staat in den letzten Jahren vor sich 
gegangen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso ist es!) 

Wenn Sie heute bei einer Veranstaltung mit Rent-
nern, mit Arbeitslosen oder mit Sozialhilfeempfän-
gern sprechen, dann sagen die Ihnen — und ich 
weiß, daß es Ihnen sehr unangenehm ist, daß diese 
Leute das so feststellen —, daß es ihnen lieber sei, 
in dem Wissen, daß das, was für sie geschehen müs-
se, auf die Dauer gesichert sei, einen Verzicht zu lei-
sten, als ständig in der Unsicherheit zu leben, ob die 
Renten im nächsten Jahr überhaupt noch finanzier-
bar seien. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, hier wird ständig dar-
über geredet, was nicht in der Regierungserklärung 
steht. Auch das ist ja ein bißchen merkwürdig. Was 
darin steht, ist für Sie offenbar so unangenehm, daß 
Sie darüber hier nur sehr wenig von sich geben. 

Ich möchte dem Herrn Bundeskanzler und der 
neuen Bundesregierung sehr nachdrücklich ein 
herzliches Wort des Dankes dafür sagen, daß sie ein 
klares Bekenntnis zu einer Gruppe in unserer 
Volkswirtschaft abgelegt haben, die ganz wesent-
lich dazu beiträgt, daß wir wieder vernünftige Ver-
hältnisse bekommen, nämlich zu den kleinen und 
mittleren Unternehmen und den freien Berufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn es unbestritten 
ist, daß 65 % der Arbeitnehmer in der Bundesrepu-
blik Deutschland in diesen Unternehmen beschäf-
tigt werden, dann werden wir die Probleme des Ar-
beitsmarkts nur dann lösen können, wenn wir dabei 
auch die Probleme dieser Unternehmen in unsere 
Überlegungen einbeziehen und nicht so tun, als 
könnte man hier über diese Leute hinweg Politik 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Konkurswelle, die Sie zu verantworten haben 
und die in diesem Jahr die 15 000-Grenze erreichen 
wird, hat in diesem Bereich unserer Volkswirt-
schaft einen Substanzverlust hervorgerufen, der 
nur sehr mühsam und sehr schwierig wieder in 
Ordnung zu bringen ist. Wenn man sich einmal die 
Relationen vorstellt und sich vergegenwärtigt, daß 
es im Jahr der Weltwirtschaftskrise, 1931, im Deut-
schen Reich 13 000 Konkurse gab, während es in 

der Bundesrepublik Deutschland in diesem Jahr 
über 15 000 sein werden und der sicherlich sehr gut 
informierte „Verein Creditreform" diese Zahl als die 
untere Grenze ansieht, dann wissen wir, worüber 
wir hier reden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Hauser, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Glombig? 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Da das von der Re-
dezeit abgehen würde, ziehe ich es vor, das vorzu-
tragen, was ich für wichtig halte. 

Angesichts der Konkurswelle, die gleichzeitig ei-
nige hunderttausend Arbeitsplätze mitgerissen hat, 
bin ich der Meinung, daß hier ein ganz zentraler 
Schlüssel der künftigen Politik liegt. Es ist sehr 
wichtig, daß in der Regierungserklärung darauf auf-
merksam gemacht worden ist, daß gerade auch die 
Existenzgründung junger Leute eine zusätzliche 
und nachdrückliche Förderung erfahren sollte. 

Meine Damen und Herren, wir wissen aus Umfra-
gen in Meisterkursen und bei vielen anderen Gele-
genheiten, daß die Bereitschaft zur Selbständigkeit 
nach wie vor ungebremst ist und daß viele junge 
Menschen trotz der Verhältnisse, die sie bisher 
hatten, bereit sind, dieses Risiko zu übernehmen. 
Aber wenn wir ihnen nicht politisch Flankenschutz 
bieten, wenn wir ihnen nicht die Gelegenheit geben, 
das Risiko kalkulierbar zu machen, das mit jeder 
Existenzgründung verbunden ist, dann werden wir 
einen weiteren Substanzverlust an Selbständigkeit 
in unserer Gesellschaft und in unserer Volkswirt-
schaft haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Allein im Jahr 1981 ist die Zahl der selbständigen 
Existenzen um über 50 000 weiter abgesunken. Des-
wegen ist die in der Regierungserklärung klar und 
präzise angesprochene Frage, wie wir die Ertrags-
kraft dieser Unternehmen wieder stärken können, 
wie wir die Eigenkapitalausstattung stabilisieren 
können und wie wir sie von unerträglichen Bela-
stungen befreien können, eine für die Wiedergesun-
dung unserer Volkwirtschaft ganz wichtige Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute morgen ist in diesem Zusammenhang die 
Forderung angesprochen worden, daß Dauerschul-
den nicht mehr zum Gewerbekapital und Dauer-
schuldzinsen nicht mehr zum Gewerbeertrag hinzu-
gerechnet werden sollten. Dies ist dabei eine ganz 
zentrale Frage; denn infolge des auf unter 20 % ab-
gesunkenen Eigenkapitals ist leider ein Großteil 
unserer Betriebe zu über 80 % auf eben dieses 
Fremdkapital angewiesen. Wenn die Betriebe dafür 
zur Strafe auch noch Steuern zahlen müssen, 
braucht sich niemand zu wundern, daß nur noch ein 
Drittel unserer Gewerbebetriebe Gewerbesteuer 
zahlen, was bedeutet, daß die anderen einen Gewer-
beertrag unter 36 000 DM im Jahr haben; denn ge-
nau das ist der Freibetrag. 

Norbert Blüm hat im April dieses Jahres auf ei-
nem Mittelstandskongreß gesagt: Wenn es dem Mit-
telstand gut geht, geht es auch den Arbeitnehmern 
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gut. Herr Kollege Roth, Sie haben hier soeben da-
von gesprochen, daß der Dialog mit den Gewerk-
schaften wieder gepflegt werden soll. Dem kann ich 
nur zustimmen. Ich würde Ihnen aber dringend 
empfehlen, den Dialog nicht nur mit den Gewerk-
schaften und ihren Funktionären, sondern auch mit 
den Arbeitnehmern zu führen. Dann werden Sie 
feststellen, daß ein Großteil der Arbeitnehmer, die 
in mittelständischen Betrieben beschäftigt sind, 
sehr viel besser die Probleme übersehen und ihre 
Konsequenzen daraus ableiten, als das bei man-
chen Diskussionen hier in diesem Zusammenhang 
der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach 1949 haben wir nicht zuletzt durch die An-
kurbelung der Bauwirtschaft, die einer der zentra-
len Schlüsselbereiche unserer Volkswirtschaft ist, 
die Volkswirtschaft wieder in eine vernünftige Auf-
wärtsentwicklung gebracht. Wenn sich die neue 
Bundesregierung in ihrer Regierungserklärung 
nachdrücklich zu einer Aktivierung des Wohnungs-
baus bekennt, dann erreicht sie damit ein Doppel-
tes, daß nämlich die Bauwirtschaft, die in der ge-
samten Volkswirtschaft im Augenblick wohl in der 
schwierigsten Lage ist, einen Auftrieb erhält und 
daß alles, was sich an Investitionsnotwendigkeiten 
daran anschließt, bis hin zur Einrichtung einer 
neuen Wohnung, genau die belebenden Impulse 
gibt, die wir brauchen, um wieder Investitionen zu 
bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen ist die Regierungserklärung aus dieser 
Sicht wirklich ein Dokument, das zu Hoffnung und 
zu einem neuen Aufbruch, gerade im Bereich des 
Mittelstands, Anlaß gibt. 

Schon vor einigen Wochen wurde gesagt, daß es 
hier auch psychologischer Impulse bedarf. Der 
Herr Bundeswirtschaftsminister hat mit Recht im-
mer wieder darauf aufmerksam gemacht, daß Wirt-
schaftspolitik zu einem erheblichen Teil auch aus 
Psychologie besteht. Jetzt kommt es darauf an, hier 
nicht so zu tun, als habe man an all diesen Entwick-
lungen der letzten Jahre keinen Anteil, um diese 
neue Bundesregierung, die aus großen Schwierig-
keiten heraus den Versuch macht, unser Land wie-
der in eine vernünftige Richtung zu bringen, zu 
beschimpfen. Vielmehr sollten Sie mit dazu beitra-
gen, daß die hoffnungsvollen Erwartungen in unse-
rer Bürgerschaft, in unserer Volkswirtschaft belebt 
werden, damit es wirklich wieder zu einem neuen 
Auftrieb kommt. Dann werden in der Folgezeit die 
Arbeitslosenzahlen kleiner werden, und die Lei-
stungsfähigkeit unserer Volkswirtschaft wird wach-
sen. 

Meine Damen und Herren, es nützt Ihnen gar 
nichts, wenn Sie hier in polemischer Manier stän-
dig alle Schuldzuweisungen von sich abwenden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wer ist 
denn der verantwortliche Minister?) 

Unsere Bürger sind viel zu intelligent und politisch 
viel zu wach, auch wenn Ihnen das nicht gefällt, als 
daß sie nicht wüßten, wer den Scherbenhaufen ver

-

ursacht hat, der hier von Ihnen angerichtet worden 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Lambsdorff!) 

Um noch einmal auf den Zwischenruf von vorhin zu 
kommen — das ist eine beliebte Methode —, daß 
der Wirtschaftsminister dieser Koalition der gleiche 
wie in der vorigen Koalition ist, will ich Ihnen fol-
gendes sagen. Dieser Wirtschaftsminister — das 
wurde in vielen Sitzungen des Wirtschaftsausschus-
ses und bei vielen anderen Gelegenheiten deutlich 
— war am Ende nicht mehr in der Lage, in dieser 
Koalition das durchzusetzen, was er aus seiner 
Sicht und aus seinen Erkenntnissen für richtig 
hielt, und deswegen ist es doch zu diesem ganzen 
Desaster gekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: So ein Quatsch! 
— Zuruf von der SPD: Stimmen Sie dem 

Papier zu?) 

— Gerade dieses Stichwort ist mir sehr willkom-
men. Ohne daß wir uns hier mit jedem Satz des 
sogenannten Lambsdorff-Papiers, das von Ihnen 
ständig wie ein Pappkamerad durch die Landschaft 
getragen wird, 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch dessen 
Pappkamerad!) 

identifizieren müssen, ist das, was hier an Grundge-
danken niedergelegt worden ist, jedenfalls kon-
struktiver als das, was Sie in den letzten Tagen hier 
an diesem Pult zur Wirtschaftspolitik geboten ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hoffmann 
[Saarbrücken] [SPD]: Auch die Denkver

-

bote?) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wenn ich heute die beiden 
Großparteien höre, dann hat es die FDP etwas 
leichter. Hier wechselt man sehr schnell seine Rolle 
aus der Mitverantwortung in eine pauschale An-
klage, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

dort, bei der CDU, geht es von einem „krisenge-
schüttelten Land" des Herrn Barzel jetzt langsam 
in die praktische Verantwortung. 

(Zuruf von der SPD: Was ist das denn?) 

In der Verantwortung, Herr Hauser — das habe ich 
soeben gesehen —, werden die Brötchen, die man 
auch als Mittelständler backen kann, kleiner. 

Ich möchte ein bißchen dazu beitragen, die Rolle 
zu beschreiben, die die FDP in der Wirtschaftspoli-
tik gegenüber der SPD, aber auch gegenüber der 
Union hat. Ich erlaube mir, einige Koalitionsverein-
barungen an der Richtschnur zu messen, der ich 
mich in erster Linie verantwortlich fühle, nämlich 
an dem Wahlprogramm 1980, meine Damen und 
Herren. 
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Erstens. Es ist richtig: Der Vorrang für arbeits-

platzschaffende Investitionen steht auch im Regie-
rungsprogramm, aber ich glaube, es war etwas we-
nig, was im öffentlichen Haushalt umgeschichtet 
wurde. Es ist schon erstaunlich, daß man sich vom 
Präsidenten des Deutschen Industrie- und Handels-
tages dafür kritisieren lassen muß, daß wir lediglich 
500 Millionen DM an Subventionen eingespart hät-
ten. Ich habe noch das Credo der Union im Kopf — 
zunächst 20 %, dann 15 %, dann 10 % pauschale Ein-
sparung bei den Subventionen —: Es ist sehr viel 
weniger geworden, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zweiter Punkt: mehr Marktwirtschaft, mehr 
Wettbewerb, mehr Mut zum Markt. — Das ist voll 
zu unterstreichen. Das heißt aber auch: weniger 
Subventionen; das bedeutet aber auch, die Frage 
aufzuwerfen: Wird sich denn der Wirtschaftsrat der 
CDU auch in der Verantwortung so verhalten, daß 
er bei großen Firmenpleiten genauso wie andere 
große Gruppen die Bundesregierung sofort um Sub-
ventionen bitten wird? Wird denn unter der neuen 
Regierung endlich die KWG-Novelle vorankommen, 
d. h. wird die Beschränkung der Bankenbeteiligung 
abgebaut, meine Damen und Herren? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Bleibt es denn auch unter der neuen Regierung 
dabei — ich hoffe nicht —, daß die staatlichen Sub-
ventionen im Forschungsbereich nur Großprojek-
ten zufließen, oder wird hier endlich zugunsten der 
dezentralen Forschungsförderung und zugunsten 
der Förderung von Klein- und Mittelbetrieben um-
geschichtet? 

(Zustimmung bei der FDP) 

Wenn ich lese, daß schon pauschal entschieden ist, 
daß beide Großprojekte im Energiebereich vorange-
trieben werden, dann stelle ich fest, daß für die klei-
neren und mittleren Betriebe wenig übrigbleiben 
kann. 

Ich glaube, es ist erlaubt, diese klassischen FDP-  
Positionen auch an das neue Regierungsprogramm 
anzulegen. Und siehe da, die FDP weiß jetzt: Mit 
beiden Großparteien ist dies nur äußerst schwer zu 
verwirklichen. 

Dritter Punkt: freier Warenverkehr und freier 
Welthandel. — Das ist sehr gut. Ich frage: Heißt 
dies denn auch, daß wir uns mit dem zunehmenden 
EG-Protektionismus nicht nur über juristische 
Streitereien auseinandersetzen, sondern daß es 
endlich auch — da wäre die Regierung und Herr 
Narjes gefordert — zu einer diplomatischen Großof-
fensive im europäischen Raum kommt, damit die 
Textil- und die Stahlindustriellen endlich davon 
ausgehen können, daß wir nicht in einem unendli-
chen Subventionswettlauf ertrinken? 

(Beifall bei der FDP — Dr. Schwörer 
[CDU/CSU]: Wo wird denn die Textilindu

-

strie subventioniert?) 

— In Belgien; deshalb ist es notwendig, Herr 
Schwörer, daß auf der europäischen Ebene endlich 
etwas passiert. — 

Heißt freier Welthandel auch, daß wir den Ost-
handel nicht weiter politisieren wollen, wie ich es 
hier häufig von Herrn Abelein oder von Graf Huyn 
gehört habe? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Hoffentlich bleibt es — dazu wird der Bundeswirt-
schaftsminister sicher etwas sagen — beim Erdgas-
Röhren-Geschäft und bei einer seriösen Abwick-
lung des langfristigen Vertrages zwischen der 
UdSSR und der Bundesrepublik. 

Herr Roth hat zu Recht die Frage des sozialen 
Konsens eingeführt. Es trifft sich gut, daß die Evan-
gelische Kirche heute in einer meines Erachtens 
sehr beachtenswerten Weise endlich neue Vor-
schläge zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit vor-
gelegt hat, auf die Herr Roth nicht eingegangen 
ist. 

(Abg. Hoffmann [Saarbrücken] [SPD] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich bitte Sie herzlich: Ich habe mich auf zehn 
Minuten beschränken müssen, um meiner Kollegin 
Matthäus-Maier nach liberaler Tradition etwas 
mehr Redezeit einzuräumen. Deshalb schaffe ich 
das nicht. — 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In dieser EKD-Denkschrift sind endlich Vor-
schläge enthalten, die über unsere alte Schuldiskus-
sion — angebotsorientiert oder nachfrageorientiert 
usw. — etwas hinausführen. Die EKD hat mutige 
Vorschläge gemacht. Ich hoffe, daß wir bereit sind, 
diese Vorschläge in einem Pakt gegen die Arbeitslo-
sigkeit aufzunehmen. 

Es wird z. B. gesagt — ich halte das für gut —, es 
müsse möglich sein, drohende Entlassungen be-
triebsindividuell dadurch zu kompensieren, daß 
durch Betriebsvereinbarungen kurzzeitig auch 
Lohnveränderungen ermöglicht werden. In den 
USA ist das beispielhaft gezeigt worden. Warum 
geht das nicht in der Bundesrepublik? 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Darin 
steht auch etwas über Arbeitszeitverkür-
zung! Was sagen Sie dazu? Da ist nämlich 
ein Denkverbot ausgesprochen worden!) 

— Ich komme darauf zu sprechen, Herr Hoffmann; 
nicht so aufgeregt. 

Zweitens. Massiver Ausbau von Teilzeitarbeits-
plätzen zu Lasten von Ganzzeitarbeitsplätzen in der 
öffentlichen Verwaltung und in der Privatwirt-
schaft, bis wir in den 90er Jahren wieder weniger 
Arbeitskräfte und mehr Arbeitsplätze haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Drittens. Einführung einer nach Branchen und 
Regionen differenzierenden Lohnpolitik. Ich weiß, 
daß das sehr schwierig ist. Aber wenn die Evangeli-
sche Kirche bereit ist, dieses Problem zu erörtern, 
müssen sich auch die deutschen Gewerkschaften 
und die Arbeitgeber, die Tarifpartner mit dieser 
Frage auseinandersetzen: 

(Beifall bei der FDP) 
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ob es nicht richtig ist, im strukturschwachen Raum, 
bevor wir die letzten Frauenarbeitsplätze in der 
Textilindustrie verlieren, eine differenzierte Lohn-
politik zur Rettung dieser Arbeitsplätze zu prakti-
zieren. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Dafür ha- 
ben die Arbeitnehmer auch Verständnis!) 

Es wird auch der Vorschlag gemacht, und zwar 
vom Bund junger Unternehmer — den finde ich 
ebenfalls gut —, in einer Betriebsvereinbarung fest-
zulegen, daß Lohnzuwächse etwas niedriger ausfal-
len, um dadurch in diesem Betrieb mehr Ausbil-
dungsplätze für junge Menschen zu schaffen. Das 
muß möglich sein. Wir müssen doch für die Zeit bis 
zu den 90er Jahren zu einer schnellen Entscheidung 
kommen. Wir können uns doch nicht ewig die Argu-
mente dieser Schuldiskussion an den Kopf knallen. 
Wir können doch nicht weiter darauf verzichten, 
praktische, sofort wirksame Maßnahmen zur Ein-
stellung von jungen Menschen auch von teilzeitar-
beitenden Menschen zu ergreifen, um endlich mit 
dem Riesenproblem der bald über 2 Millionen Ar-
beitslosen fertig zu werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben — damit möchte ich meine ganz kurze 
Rede wirklich abschließen — ein großes Credo für 
mehr Eigenverantwortlichkeit, für mehr Solidarität, 
auch für mehr Markt gehört. Ich glaube, der Test 
der Einhaltung dieser hohen Tugenden steht in der 
Praxis noch aus. Ich hoffe, daß die neue Bundesre-
gierung gerade auch in der Wirtschaftspolitik den 
Mut und die Durchsetzungskraft hat, das umzuset-
zen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Es sind eine Reihe von Fragen 
gestellt worden. Sie werden von mir mit Recht er-
warten, daß ich den Versuch mache, darauf in aller 
gebotenen Kürze zu antworten. 

Herr Kollege Haussmann, ich empfehle Ihnen 
aus eigener Erfahrung — damals noch in Ihrer 
Rolle — im Umgang mit dem Kollegen Hauser, es 
mit dem Beispiel des Backens kleinerer Brötchen 
etwas zurückhaltend zu betreiben. Ich erinnere 
mich noch an seinen Zwischenruf: Das sind genau 
die teuren Brötchen. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Und die 
besseren!) 

Aber im Ernst: Ich will die Punkte einfach der Rei-
henfolge nach abhandeln, wie Sie sie vorgebracht 
haben. 

Herr Ministerpräsident Strauß hat heute morgen 
auch das Thema Dauerschulden und Dauerschuld

-

zinsen angesprochen, Herrr Hauser. Ich will noch 
einmal sagen: Meine Bedenken in diesem Bereich  

bleiben bestehen. Steuerrechtlich, steuersystema-
tisch ist es bedenklich, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

die Benutzung von Eigenkapital steuerlich schlech-
terzustellen als die Inanspruchnahme von Fremd-
kapital. Ich habe meine Bedenken zurückgestellt 
nicht nur angesichts der Eigenkapitalsituation, son-
dern auch angesichts der Zinshöhe, und deswegen, 
weil wir damit einen Einstieg vornehmen in eine 
generelle Behandlung des Themas Gewerbesteuer. 
Sonst hätte ich meine Bedenken nur schwer über-
winden können. 

Ich bin nach wie vor der Auffassung, Herr Hauss-
mann, daß ein pauschaler Ansatz, also die Rasen-
mähermethode bei dem Kürzen von Subventionen, 
im Endeffekt trotz der Schweizer Erfahrungen 
nicht erfolgreich sein wird. Aber ich habe den An-
satz deswegen selber gewählt, weil ich es günstig 
finde — auch für die Regierung, gerade auch für 
einen Finanzminister —, wenn zunächst einmal je-
der mit der Auflage bedacht wird: Du wirst 5 oder 
10 % deiner Subvention los. Bei ihm liegt dann die 
Beweislast, uns und der Öffentlichkeit zu sagen, 
warum das unter keinen Umständen geht. Und 
nicht umgekehrt: Wir müssen nachweisen, daß man 
ihm etwas wegnehmen kann. Ich glaube, daß das 
von der Methode her hilfreich ist. 

Herr Kollege Haussmann, niemand wird wohl an-
nehmen — ich habe es übrigens niemals erwartet, 
auch nicht bei einer vollen Legislaturperiode in der 
alten Formation —, daß eine KWG-Novelle noch bis 
1984 hätte verabschiedet werden können. Ich war 
immer anderer Auffassung, und zwar schon sehr 
früh, wie Sie wissen, Herr Kollege Matthöfer. Ich 
würde es sehr begrüßen — ich hoffe, daß das noch 
gelingt, aber ob das in drei Monaten geht, weiß ich 
auch nicht; im übrigen ist das die Zuständigkeit des 
Finanzministers, und ich will mich da nicht einmi-
schen —, wenn die Konsolidierung, die wichtig und 
notwendig ist, noch zustande gebracht werden 
könnte. 

Was den freien Welthandel anlangt, so brauchen 
wir uns nicht gegenseitig zu beteuern, wie gut und 
nützlich diese Veranstaltung ist und daß wir zu ihr 
stehen, nachdem wir allerdings jeden Tag auf ir-
gendeinem Feld dagegen sündigen. Ich habe heute 
morgen von 8 bis 9 Uhr, bevor die Sitzung begann, 
mit unseren amerikanischen Freunden über die 
Frage der Begrenzung der Stahlexporte in die Ver-
einigten Staaten und über die Einbeziehung von 
Röhren gesprochen. Es war richtig ein Gespräch, 
das meiner Überzeugung als Anhänger des freien 
Welthandels wieder neuen Auftrieb gegeben hat. 
Das Merkwürdige dabei ist nur immer, daß man 
sich zur Eröffnung solcher Unterhaltungen immer 
wieder versichert — unsere Freunde aus den Verei-
nigten Staaten genauso wie wir auch —, jeder sei 
ein Anhänger des freien Welthandels, aber — —, 

und dann geht es los. 

Was die Politisierung des Osthandels anlangt, so 
werden Sie die Zeitungsberichte über die gestrige 
Sitzung der deutsch-sowjetischen Wirtschaftskom-
mission verfolgt haben. Das war ein zufälliges Zu- 
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sammentreffen, aber es war kein Zufall, daß das 
Treffen nicht kurzfristig verhindert wurde. Nie-
mand will etwa Handelskriege führen — das sage 
ich nicht nur für unsere Regierung, sondern das 
sage ich ganz generell —, und niemand will eine 
weitere Politisierung. Aber jeder weiß auch — dies 
habe ich unseren Gesprächspartnern aus der So-
wjetunion nicht nur diesmal, sondern genauso vor 
einem Jahr in Moskau gesagt —, daß wirtschaftli-
che und handelspolitische Beziehungen in dem Ge-
samtrahmen der politischen Beziehungen stehen, 
daß gute Wirtschaftsbeziehungen politische Bezie-
hungen unterstützen können, daß sie aber gute poli-
tische Beziehungen nicht ersetzen können. Das ist 
nichts Neues, und das wird wohl auch so bleiben. 

(Zustimmung des Abg. Cronenberg [FDP] 
— Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Meine Damen und Herren, was das Thema Teil-
zeitarbeitsplätze und Arbeitszeitverkürzung an-
langt, so irren Sie, verehrter Herr Kollege Roth, 
wenn Sie meinen, Sie müßten mich auffordern, ich 
sollte den Kampf dagegen aufgeben. Allerdings 
würde ich gern hören, wenn Sie über die Arbeits-
zeitverkürzung sprechen, wie es denn dann mit dem 
Thema des Lohnausgleichs oder des vollen Lohn-
ausgleichs aussieht. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

— Verehrter Herr Wolfram, ich wollte es ja von 
Herrn Roth hören. Daß Sie das Thema kennen, ist 
mir klar. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
der Herr Kollege Roth möchte gern eine Frage stel-
len. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Aber bitte sehr. 

Roth (SPD): Wären Sie so nett, zur Kenntnis zu 
nehmen, daß der Parteivorstand der Sozialdemo-
kratischen Partei am letzten Montag noch einmal 
in einem Papier niedergelegt hat, daß der Sozial-
demokratischen Partei auch in Richtung auf die Ge-
werkschaften klar ist, daß Arbeitszeitverkürzung 
und Lohnverhandlungen in einem Paket zusam-
mengehören und zusammen verschnürt werden 
müssen? Das ist die Position — nehmen Sie das zur 
Kenntnis — des von Ihnen so sehr kritisierten 
Münchner Parteitags. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Verehrter Herr Roth, mit Ihrer Frage kom-
men Sie gleich zu meinem zweiten Hinweis, den ich 
geben wollte, nämlich daß die Arbeitszeitverkür-
zung eine Sache der Tarifpartner und nicht eine 
Sache der Bundesregierung ist. Ich frage mich: Sol-
len wir das von hoher Hand her verordnen, oder wie 
ist das gedacht? 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Richtig ist natürlich auch folgendes. Teilzeitar-
beit im öffentlichen Dienst — das ist vorhin gesagt 
worden —, job-sharing — da hören wir bisher keine 
sehr positiven Reaktionen —, das sind alles Dinge, 

über die man nachdenken muß, auch die Verkür-
zung der Lebensarbeitszeit, wenn das finanzierbar 
ist. Bei Einführung des versicherungsmathemati-
schen Abschlags bedeutet die Tatsache — das weiß 
jeder —, daß man ein Jahr früher in den Ruhestand 
geht, 7 % weniger Rente. Sehr groß ist der Spiel-
raum da nicht, es sei denn, man findet jemanden, 
der das bezahlen und finanzieren kann. Der Haus-
halt wird es wohl kaum können. 

Wir sind zu einer solchen Diskussion durchaus 
bereit. Die steuerlichen Nachteile und Hemmnisse, 
die solchen Regelungen entgegenstehen, abzuschaf-
fen, darüber, meine Damen und Herren, könnte und 
muß man sicherlich miteinander reden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
der Abgeordnete Roth möchte eine zweite Frage 
stellen. Lassen Sie eine zweite Frage zu? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident, selbstverständlich. Es ver-
längert die Debatte, aber ich bin selbstverständlich 
dazu bereit. Bitte sehr, Herr Kollege Roth. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Zumal es so 
kluge Fragen sind!) 

— Immer. 

Roth (SPD): Die zweite Frage bezieht sich auf die 
erste: Wären Sie damit einverstanden, daß der Bun-
deswirtschaftsminister zwar keine Möglichkeit der 
unmittelbaren Einflußnahme auf die Tarifpolitik 
hat, aber in der jetzigen Phase den Arbeitgeberver-
bänden doch klar sagen müßte, daß der Tabu-Kata-
log der Arbeitgeberverbände gegen Arbeitszeitver-
kürzungen nicht mehr in die arbeitsmarktpolitische 
Landschaft paßt? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Kollege Roth, ich will gerne mit den 
Arbeitgeberverbänden darüber sprechen. Ich habe 
im Augenblick nicht mehr ganz genau im Kopf, was 
in diesem nach meiner Meinung längst überholten 
und gar nicht mehr aktuellen Papier steht. Aber Sie 
erwähnen es in der letzten Zeit immer wieder. Ich 
meine, daß darüber noch einmal gesprochen wer-
den kann. Immerhin entnehme ich Ihren Berner-
kungen für mich sehr auffällige neue Nuancen — 
mindestens: Man möge sich zur Tarifpolitik dann 
doch einmal äußern. Das klang ja bisher ganz an-
ders. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Wenn Herr 
Blüm das tut, ist das alles verwerflich!) 

— Herr Kollege Hauser, ich habe mich auch schon 
gefragt, was denn wohl losgegangen wäre, wenn ich 
eine Lohnpause vorgeschlagen hätte. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Roth 
[SPD]: So dumm sind Sie nicht!) 

Aber das ist ein unterschiedlicher Absender. Herr 
Roth, es muß doch auch in einer Regierung Arbeits-
teilung geben dürfen; das ist doch sicher in Ord-
nung. 

Bei dem Thema Lohnpolitik möchte ich aller-
dings noch auf folgendes hinweisen. Herr Hauss- 
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mann, Sie haben die nach Branchen und Regionen 
differenzierende Lohnpolitik angesprochen. Sie 
wissen, daß ich Ihre Auffassung teile. Ich möchte 
aber einen zweiten Satz hinzufügen: Die Lohnpoli-
tik muß auch mehr differenzieren — ich sage das 
jetzt sehr pauschal —, im Grundsatz mehr diffe-
renzieren nach Leistung. Die Einkommensunter-
schiede zwischen einem Facharbeiter und einem 
nicht gelernten Arbeiter sind bei uns in der Bundes-
republik mehr und mehr so gering geworden, daß es 
sich kaum noch lohnt, sich der Mühe der Ausbil-
dung und des Lernens zu unterziehen. Das ist nicht 
in Ordnung. 

(Hoffmann [Saarbrücken]: [SPD]: Was ist 
denn mit der Bodenbesteuerung? Die ist 

leistungsgerecht?! — Dummes Zeug!) 

Verehrter Herr Roth, was die Fähigkeit zum Ge-
spräch mit den Gewerkschaften anlangt, möchte ich 
den Gewerkschaften ausdrücklich bestätigen, daß 
sie sehr viel sachbezogener und sehr viel realisti-
scher sind, als das in Ihren Darlegungen zum Aus-
druck gekommen ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es hat selbstverständlich Gesprächskontakte gege-
ben, und es wird auch in Zukunft die notwendigen 
Gesprächskontakte geben, wenngleich Sie recht ha-
ben, wenn Sie sagen, daß es erstaunlicherweise am 
Widerstand der ÖTV, die ja in dem Bereich der 
Arbeitsplatzbedrohung durch die wirtschaftliche 
Entwicklung nicht so sehr eine Rolle spielt, und 
ihres früheren Vorsitzenden, mit dem ich im übri-
gen sonst sehr gute Gespräche gehabt habe und den 
ich charakterlich und menschlich hoch schätze, ge-
legen hat, daß die Konzertierte Aktion nicht wieder 
in Gang gekommen ist, was ich bedaure. Sie wissen, 
daß ich daran gearbeitet habe. Es wäre gut, sie zwar 
nicht in der alten, großen Form, aber doch in einer 
verkleinerten Form wieder zu haben. 

Ihre Behauptung, der durch mich unternommene 
Versuch, die Mitbestimmung zu zerstören, sei 
daran schuld, entspricht nicht ganz dem tatsächli-
chen Ablauf. Aber ich will ganz deutlich sagen: Es 
ist richtig, daß ich für eine Ausweitung der Montan-
Mitbestimmung bei den Verhandlungen im Jahre 
1980 nicht zu haben war und daß ich bei dieser per-
sönlichen Haltung auch bleibe. Ich will da keinen 
Zweifel aufkommen lassen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wie ist 
denn Ihre Haltung? Sind Sie für die Erhal

-

tung der Montan-Mitbestimmung?) 

— Ja, nur, was damals Sie unter „Erhaltung" ver-
standen haben, war eben Ausweitung. Fangen wir 
diese Diskussion jetzt nicht an! 

(Erneuter Zuruf des Abg. Wolfram [Reck

-

linghausen] [SPD]) 

— Ja, ich bin für die Erhaltung der Montan-Mitbe-
stimmung, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Auch 
für das Montan-Mitbestimmungsergän

-

zungsgesetz?) 

aber nicht für die Ausweitung, wie das im Falle 
Mannesmann der Fall gewesen wäre. 

Ich will, meine Damen und Herren, hier noch drei 
Punkte ansprechen, die Sie, Herr Roth, erwähnt ha-
ben. 

Da ist erstens Ihre Kritik am Verhalten des Wirt-
schaftsministers in der Frage AEG. Ich habe das 
von Ihnen ja schon — Sie haben Ihren eigenen Leit-
artikel entweder im Kopf oder mitgebracht — gele-
sen. Diese Kritik ist ungerechtfertigt. Es ist nicht 
ein einziger Termin, es ist nicht eine einzige Ent-
scheidung versäumt worden. Sie wissen, daß ge-
stern die Bürgschaft von 1,1 Milliarden DM durch 
die Europäische Kommission endlich genehmigt 
worden ist und daß wir alles getan haben, und zwar 
noch in der alten Regierung — Ihre Kritik richtet 
sich ja nicht etwa gegen die neue Bundesregierung, 
sondern richtet sich in diesem Zusammenhang ge-
gen die alte Bundesregierung — — 

(Zuruf von der SPD: Gegen Sie!) 

— Ja, ja natürlich, gerne. Es ist alles getan worden, 
Herr Roth, was für die AEG notwendig und was 
möglich war. 

Das gleiche gilt für die Stahlkrise. Wie eigentlich 
stellen Sie sich das vor, wenn Sie kritisieren, die 
Unternehmen müssen endlich zusammenkommen 
und die Bundesregierung tue nichts dazu? Meinen 
Sie, die Bundesregierung kann die Entscheidungs-
befugnis von Vorständen, Aufsichtsräten, Hauptver-
sammlungen, kann Fusionsentscheidungen über-
nehmen, ersetzen, anordnen? Sie wissen sehr ge-
nau, am 30. Juni ist im Bundeswirtschaftsministe-
rium ein ganzer Lieferwagen mit Subventionsan-
trägen — im wahrsten Sinne des Wortes — abgelie-
fert worden. Am 30. September sind die Anträge ter-
mingerecht zur Genehmigung nach Brüssel weiter-
geleitet worden. Wir hängen aber davon ab, daß z. B. 
im Falle Hoesch-Ruhrstahl die Entscheidung der 
Beteiligten getroffen wird, daß die Entflechtung mit 
Estel zustande kommt. 

Wenn Sie jetzt irgendeinen Zweifel an meiner 
persönlichen Haltung in der Frage Hoesch haben — 
Sie  haben mich persönlich angesprochen; Sie mei-
nen nicht die alte oder die neue Regierung, Sie mei-
nen mich —, empfehle ich Ihnen als Auskunftsstelle 
den Betriebsratsvorsitzenden der Hoesch-Hütten-
werke, Herrn Kurt Schrade. Vielleicht können Sie 
sich bei ihm — er ist Ihr Parteifreund, er ist Mit-
glied der IG-Metall — über meine Position in dieser 
Frage erkundigen. Ich nehme an, Sie werden eine 
Auskunft erhalten, die Sie zufriedenstellt, es sei 
denn, sie enttäuscht Sie, weil sie positiv ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Thema Kohle, Vorrang der Steinkohle, Einsatz 
zur Energieerzeugung, der Jahrhundertvertrag. 
Niemand will daran etwas ändern. Herr Wolfram 
weiß ganz genau, daß nach diesem Vertrag von den 
EVU's die Kohle sogar abgenommen werden muß, 
wenn sie sie gar nicht zur Verstromung einsetzen 
können. Das ist schon eine gewaltige Last. Daran 
will niemand etwas ändern. Aber die Schwierigkei-
ten der Stahlindustrie, die damit einhergehenden 
Absatzschwierigkeiten und Aufhaldungsnotwendig- 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. Oktober 1982 	7383 

Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff 
keiten des Kohlebergbaus machen uns erhebliche 
Probleme, bereiten erhebliche Schwierigkeiten. 

Meine Damen und Herren, wir sind in ständiger 
Verbindung sowohl mit der Industriegewerkschaft 
Bergbau und Energie wie mit dem Gesamtverband 
Steinkohlenbergbau wie mit den betroffenen Lan-
desregierungen, nämlich in Nordrhein-Westfalen 
und im Saarland. Es ist nicht richtig, verehrter Herr 
Roth, es werde Druck ausgeübt zur Schließung von 
Zechen. 

Vizepräsident Dr. h.c. Leber: Herr Bundesminister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wolfram? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Ich möchte jetzt gerne zu Ende kommen, um 
nicht zuviel Zeit zu nehmen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie wis

-

sen, welche Fragen jetzt kommen!) 

Meine Damen und Heren, das Thema Werften ist 
in der Tat nicht angesprochen worden. Sie wissen, 
daß wir in den letzten Jahren mit einem Küsten-
programm — wir verhandeln darüber seit etwa 
zweieinhalb Jahren — nicht weitergekommen sind. 
Sie werden nicht erwarten, daß das in den fünf 
Monaten der Tätigkeit dieser Regierung zu Ende 
gebracht werden kann. Daß es hier Probleme gibt, 
ist bekannt, ist überhaupt nicht neu. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie 
kneifen! — Weiterer Zuruf von der SPD: 
Das wurde in der Erklärung vergessen!) 

— Nein, es wurde nicht in der Erklärung vergessen. 
Ich sage Ihnen: Wir haben uns in der Regierungser-
klärung auf das beschränkt, was in den nächsten 
Monaten wirklich zu tun und zu entscheiden ist, 
und haben nicht eine Auflistung sämtlicher Pro-
bleme gemacht. Das wissen Sie doch. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das ist 
schon ein Dutzend mal gesagt worden!  — 

Die  wollen das nicht verstehen!) 

Letzte Bemerkung an Herrn Roth. Herr Roth, ich 
nehme zur Kenntnis, daß Sie mir Flexibilität im 
charakterlichen Bereich vorwerfen. Ich habe heute 
morgen gesagt, ich werde auf derartige persönliche 
Beschimpfungen und persönliche Anspielungen 
nicht entsprechend antworten. Ich tue es auch in 
Ihrem Falle nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Aber ich freue mich natürlich für Sie über eines: 
Bevor ich Wirtschaftsminister war und als Sie noch 
Juso-Vorsitzender waren, haben Sie mich als den 
Oberarzt dieser Zahnärztepartei bezeichnet. Nun 
sind die Fronten doch auch für Sie wieder richtig 
hergestellt. Nun können Sie wieder loslegen, Herr 
Roth. Eines allerdings werden auch Sie in Zukunft 
zu berücksichtigen haben, und hier haben Sie Flexi-
bilität gezeigt — aber von mir begrüßte —: Sie ha-
ben einen sehr stark mittelständisch strukturierten 
Wahlkreis. Das hat einen ungewöhnlich heilsamen 

Einfluß auf manche Ihrer abwegigen Vorstellungen 
ausgeübt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist Ihnen vorhin so gegangen, Herr Roth, daß 
Sie nicht ganz mit Ihrer Zeit zurechtkamen. Lassen 
Sie doch die alte Gebetsmühle der Erwähnung der 
Namen Reagan und Thatcher. Jeder nimmt an, daß 
Sie das in jeder Rede sagen. Sie brauchen es gar 
nicht mehr zu tun. Es ist falsch. Und es ist bekannt. 
— Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h.c. Leber: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir hö-
ren in dieser Debatte immer wieder zwei unter-
schiedliche Versionen über das Ende der soziallibe-
ralen Koalition und seine Ursachen. 

Lassen Sie mich in aller Kürze vier Punkte zu der 
einen Version sagen. 

Erstens. Richtig ist, daß sich einige Sozialdemo-
kraten sehr schwer mit der Einsicht getan haben, 
daß ein auf hohen Wachstumsraten beruhendes Fi-
nanz- und Sozialsystem bei geänderten wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen angepaßt werden muß, 
um seine Funktionsfähigkeit zu erhalten. 

Zweitens. Ebenso richtig ist, daß bei der SPD 
viele Politiker, allen voran der ehemalige Bundes-
kanzler Helmut Schmidt sowie die ehemaligen Bun-
desfinanzminister Matthöfer und Lahnstein, sich 
für diese Anpassung eingesetzt haben und daß es 
uns gemeinsam gelungen ist, in den letzten Jahren 
in der alten Koalition durch mehrere wichtige 
Sparpakete entscheidende Schritte in die richtige 
Richtung zu gehen. Hier war es der von der CDU/ 
CSU beherrschte Bundesrat, der jeweils das Ein-
sparvolumen der Sparpakete verringerte. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

Drittens. Es bleibt festzustellen, daß auch den So-
zialdemokraten die Notwendigkeit weiterer Ein-
sparmaßnahmen bewußt war. Ich erinnere nur an 
die Rede von Finanzminister Lahnstein vor der 
FDP-Bundestagsfraktion im Sommer. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Die 
haben wir nicht gehört!) 

Nach meinen Erfahrungen wäre die SPD zu weite-
ren Einsparungen auch im Sozialbereich bereit ge-
wesen, wenn einerseits die CDU/CSU im Bundesrat 
Bereitschaft gezeigt hätte, die soziale Ausgewogen-
heit der Sparpakete zu wahren, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

und wenn andererseits die FDP Bereitschaft ge

-

zeigt hätte, den Sozialdemokraten die Zugeständ

-

nisse zu machen, die sie über Monate verweigert 
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hatte, der CDU/CSU aber dann in der neuen Koali-
tion binnen weniger Tage gemacht hat, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

z. B. Steueranhebung im Jahre 1983, die Zwangsan-
leihe und eine höhere Neuverschuldung. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Frau Kollegin Mat-
thäus-Maier, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Reddemann? 

Frau Matthäus-Maler (FDP): Aber nur eine ganz 
kurze. Denn — das muß ich mal für die Leute drau-
ßen sagen — im Unterschied zu den Regierungsmit-
gliedern, die reden dürfen, solange sie wollen, wird 
mir als Abgeordneter das von der Redezeit abgezo-
gen. Deswegen nur die eine Zwischenfrage. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Aber Sie 
haben 15 Minuten!) 

Reddemann (CDU/CSU): Frau Kollegin, ich werde 
es so kurz wie möglich machen. Darf ich Sie bitten, 
das 30-Tage-Buch des Herrn Bölling durchzulesen 
und dann gegen Ihre Hoffnungen dessen Erkennt-
nis zur Kenntnis zu nehmen, daß zwar die Minister 
der SPD bereit wären, weitere Einsparungen vorzu-
nehmen, daß aber die SPD-Fraktion sich weigern 
würde, eine derartige Maßnahme mitzutragen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Frau Matthäus-Maier (FDP): Herr Kollege, bitte 
nehmen Sie zur Kenntnis, daß auch in der Vergan-
genheit mehrmals diese Situation bestanden hat 
und wir dann gemeinsam immer alle Sparaktionen 
hier im Deutschen Bundestag durchgezogen ha-
ben. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

Viertens. Entscheidend ist aber, daß seit etwa ei-
nem Jahr Unklarheiten über den Koalitionskurs 
der FDP bestanden. 

(Beifall bei der SPD) 

Es entstand der Eindruck, von einigen bewußt her-
beigeführt, von anderen zugelassen, die FDP wolle 
die sozialliberale Koalition verlassen und warte nur 
noch auf den passenden Zeitpunkt zum Absprung. 

(Huonker [SPD]: Das ist die Wahrheit!) 

Viele meiner Kollegen und ich haben davor ge-
warnt, ich selbst z. B. noch in einem Zeitungsartikel 
vom 6. August 1982, in dem ich sagte: 

Wir dürfen nicht zulassen, daß selbstmörderi-
sche Modellspielereien, wie, wann, wo, mit wem 
und unter welchen Umständen die FDP die Ko-
alition in Bonn verlassen könnte, sollte oder 
müßte, das Bild der Partei bestimmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

Daß in einer solchen Situation der ehemalige Koali-
tionspartner befürchtete, er sollte — und das ist 
mein persönlicher Eindruck aus vielen Gesprächen 
— noch schnell durch Milliardeneinsparungen im 

Sozialbereich sozusagen die Dreckarbeit erledigen, 
bevor dann die FDP in eine andere Koalition gehen 
würde, ist nicht unverständlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

Nach alledem halte ich die eine Version, die Ko-
alition sei sozusagen von der SPD wegen ihrer man-
gelnden Bereitschaft, weitere Einsparungen mitzu-
tragen, aufgekündigt worden, für falsch. 

Aber wie dem auch sei, und gleich, aus welchen 
Gründen die alte Koalition zu Ende ging, konnte 
doch daraus nicht die Notwendigkeit eines kon-
struktiven Mißtrauensvotums folgen. Niemand be-
streitet, daß ein solches Instrument verfassungs-
rechtlich zulässig ist. Niemand bestreitet, daß es 
unter bestimmten Bedingungen möglich oder sogar 
sinnvoll sein kann, daß die FDP eine Koalition mit 
der CDU/CSU eingeht. Es ist j a kein Geheimnis, 
daß sich mehrere meiner Parteifreunde und meiner 
Fraktionsfreunde und ich darauf einstellten, daß 
1984 eine solche Frage auf uns zukommen würde; 
manche von Ihnen haben sicher das Thomsen-Pa-
pier im „Spiegel" gelesen. Aber ich bestreite, daß es 
politisch in Ordnung und mit der Glaubwürdigkeit 
der FDP und mit der Glaubwürdigkeit unserer de-
mokratischen Institutionen, die j a ohnehin ange-
schlagen ist, vereinbar war, durch ein konstruktives 
Mißtrauensvotum Helmut Schmidt ohne neues Vo-
tum der Partei und ohne neues Votum der Wähler 
als Bundeskanzler abzuwählen 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD — Dr. Freiherr Spies von Bülles

-

heim [CDU/CSU]: Ihre Basis denkt aber 
anders! — Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: 
Ja, Ihre Parteibasis denkt anders dar

-

über!) 

und Helmut Kohl ohne neues Votum der Partei und 
ohne neues Votum des Wählers zum Bundeskanzler 
zu wählen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Ihre Par
-

teibasis denkt darüber anders!) 

Warum war das nicht in Ordnung? Hans-Dietrich 
Genscher hat auf dem FDP-Wahlparteitag 1980 in 
Freiburg u. a. folgendes gesagt: 

Meine Parteifreunde, unser Land braucht die 
sozialliberale Koalition, weil nur sie unsere Po-
litik der aktiven Friedenssicherung fortsetzen 
kann ... 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das alles veranlaßt mich, Ihre, des Parteitages 
Zustimmung zu der folgenden Erklärung zu be-
antragen: 

Der Parteitag wolle beschließen: 

Die F.D.P. erklärt ihren Willen zur Fortsetzung 
der sozialliberalen Koalition für die nächste Le-
gislaturperiode. 

Weiter Herr Genscher: 
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Wer F.D.P. wählt, garantiert, daß Helmut 
Schmidt Bundeskanzler bleibt. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP 
und bei der SPD) 

Auch hier soll der Wähler wissen, woran er mit 
der F.D.P. ist, ohne Wenn und Aber ... Nur 
Klarheit in der Sache und in der Koalitions-
frage wird den Erfolg bringen. Deshalb darf in 
der Sache nichts verwässert und deshalb darf 
in der Koalitionsfrage nicht gewackelt und 
nicht gefackelt werden. 

So Hans-Dietrich Genscher im Juni 1980 auf dem 
Wahlparteitag der FDP! 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

Sein Vorschlag zu einer Koalitionserklärung wurde 
dann fast einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, man kann es nicht 
bezweifeln: Das war ein völlig eindeutiges Wahlver-
sprechen. Dazu sind wir im Wahlkampf immer wie-
der befragt worden, und wir haben bestätigt, das 
gelte für eine ganze Legislaturperiode. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Und 
habt 10% bekommen!) 

Dieses Wort mußten wir halten! 

Wenn denn nun wirklich eine weitere Zusammen-
arbeit mit der SPD nicht mehr möglich gewesen 
wäre — meine Damen und Herren, ich bezweifle 
das , aber wenn es so gewesen wäre, so hätten wir 
uns meiner Ansicht nach für eine andere Koalition, 
aber auf jeden Fall durch Neuwahlen ein neues Vo-
tum des Wählers holen müssen, ganz abgesehen 
davon, daß man nach meiner Ansicht über eine sol-
che Grundsatzentscheidung wie eine Koalitionsent-
scheidung nur einen Parteitag hätte befinden las-
sen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD — Erhard [Bad Schwalbach] 
[CDU/CSU]: Gegen die eigene Partei profi

-

liert es sich am leichtesten!) 

Meine Damen und Herren, kein Abgeordneter 
der FDP war meiner Ansicht nach legitimiert, 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Viel wichtiger ist die Sache!) 

sein für Helmut Schmidt gewonnenes Mandat zu 
Herrn Kohl und zu Herrn Strauß mitzunehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

Walter Scheel sagte vor dem Mißtrauensvotum 
von Rainer Barzel gegen Willy Brandt 1972: 

Es geht um den Versuch, eine Veränderung po-
litischer Mehrheitsverhältnisse ohne Wähler-
entscheid herbeizuführen. Das trifft unabhän-
gig von der formalen Legitimität den Nerv die-
ser Demokratie. 

Eine Regierung gegen Treu und Glauben hat 
unser Volk nicht verdient. 

Damals scheiterte der Versuch, eine Regierung zu 
etablieren, „deren Geburtsstunde" — so Walter 
Scheel — „vom Makel des Wortbruchs gekennzeich-
net wäre." 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Wienand!) 

Für mich gibt es keinen Weg daran vorbei: Diesmal, 
am 1. Oktober 1982, ist der Wortbruch wahrgemacht 
worden, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

und Sie wissen, dies hat der Glaubwürdigkeit der 
FDP nicht genützt. 

Unter dem Stichwort „Glaubwürdigkeit" möchte 
ich aber auch ein Wort zu Herrn Kohl sagen. Herr 
Kohl, Sie haben Ihren Anspruch auf Kanzlerschaft 
mehrfach damit begründet, daß wieder die alten 
Werte speziell den jungen Mitbürgern vermittelt 
werden sollten. Herr Dregger hat von moralischen 
Defiziten gesprochen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Eitelkeit ist auch ein Defizit!) 

Ich glaube, die jungen Menschen in diesem Lande 
haben ein gutes Gefühl für die wichtigen Werte: 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP 
und bei der SPD) 

Erhaltung der Natur, Vorrang des Menschen vor 
der Industrie, Sicherung des Friedens durch Abrü-
stung und auch Glaubwürdigkeit in der Politik. Um-
gekehrt wird ein Schuh daraus: Gerade weil die jun-
gen Leute von vielen, die den alten Werten angeb-
lich wieder ihren Stellenwert in der Gesellschaft 
zuweisen wollen, im Alltag allzuoft exakt das Ge-
genteil vorexerziert bekommen, wollen viele junge 
Menschen in dem von ihnen als schmutzig empfun-
denen Spiel nicht mehr mitspielen. Wer wollte be-
haupten, sie hätten unrecht angesichts des Bonner 
Trauerspiels? Da werden Gutachten um Gutachten 
bestellt, um zu ergründen, woher Verweigerung und 
Resignation der jungen Leute kommen. Dabei liegt 
die Antwort auf der Hand: 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Weil eine große Zahl der führenden Politiker, eine 
große Zahl von uns, den Repräsentanten, schlicht 
und einfach nicht den moralischen Ansprüchen des 
nichtangepaßten Teils der Jugend entspricht. Mei-
ner Ansicht nach spricht das für die Jugendlichen 
und gegen die Politiker. Dieser Zustand ist durch 
diesen Wortbruch verschärft worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich unter dem Stichwort Glaubwür-
digkeit auch noch darauf hinweisen, daß auch in 
vielen Einzelpunkten Glaubwürdigkeit und Ver-
trauenswürdigkeit verlorengegangen ist. In einer 
ganzen Reihe von Fragen sind nach dem Motto: 
„Was kümmert mich mein dummes Geschwätz von 
gestern!" Meinungen binnen weniger Tage oder gar 
Stunden geändert worden. Was ich jetzt sage, geht 
sowohl die CDU-Position an, als auch einige Positio-
nen meiner Fraktion. Höhere Kreditaufnahme für 
1983 — viel höher als angekündigt. Steuererhöhung 
1983, die man bisher nicht wollte. Zwangsanleihe — 
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entweder eine verkappte Ergänzungsabgabe oder 
eine verkappte höhere Neuverschuldung. Bundes-
bankgewinne, die Sie von der CDU überhaupt nicht 
einsetzen wollten — und jetzt gleich 2 Milliarden 
DM mehr. Fünf Prozent Subventionskürzung — 
daran gemessen ist das Ergebnis der 500 Millionen 
geradezu bescheiden. Verschieben des Besoldungs-
anpassungstermins, den Sie vorher nicht wollten, 
den Sie aber jetzt machen, was ich begrüße — aber 
Sie haben vor wenigen Tagen noch anders gespro-
chen —, und verschiedenes andere mehr. 

Der Bundesvorsitzende der FDP hat am 9. Sep-
tember 1982 in der Debatte zur Lage der Nation 
über die Möglichkeit zur Einigung in der alten Ko-
alition wörtlich gesagt: 

Die Grenze muß dort liegen, wo man sich ge-
genseitig überfordert, ja, wo einer von beiden 
oder gar beide in die Gefahr geraten, ihre Iden-
tität zu verlieren. Identitätsverlust demokrati-
scher Parteien kann zu Substanzverlusten in 
der parlamentarischen Demokratie führen. 

So Genscher! Was für eine bestehende Koalition 
gemeint war, hätte sicher erst recht bei der Begrün-
dung einer neuen Koalition gelten müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann aber hätte es meiner Ansicht nach die neue 
Koalition gar nicht erst geben dürfen. Denn daß die 
getroffenen Koalitionsvereinbarungen eine Grund-
lage zur Wahrung liberaler Identität vor allem in 
der Innen- und Rechts-, Gleichberechtigungs- und 
Umweltpolitik sei, kann man wirklich nicht behaup-
ten. Ich erinnere darüberhinaus an die diskriminie-
rende Behandlung von Gerhart Baum durch die 
CSU oder an die Behandlung von Herrn Menke-
Glückert, der für liberale Umweltschutzpolitik 
steht, durch Herrn Zimmermann. Herrn Zimmer-
mann, der sicherlich mit mir darin übereinstimmt, 
daß unsere und seine rechts- und innenpolitischen 
Vorstellungen unvereinbar sind, Herrn Zimmer-
mann 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Der Herr 
Bundesinnenminister!) 

muß ich zugestehen, daß es ihm gelungen ist, seine 
Identität zu wahren. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der FDP und bei der SPD) 

Es ist eben so, daß sinkende Gemeinsamkeiten 
mit einem alten Partner noch lange keine tragfä-
hige Basis für Gemeinsamkeiten mit einem neuen 
Partner schaffen. Und in diesem konkreten Fall 
war es — das ist meine Überzeugung gerade aus 
der Erfahrung im finanzpolitischen Bereich —, 
wenn man alle Politikbereiche zusammen betrach-
tet, sogar so, daß selbst am Schluß der alten Koali-
tion, als Gemeinsamkeiten teilweise grobfahrlässig 
abgebaut worden waren, die Summe der Gemein-
samkeiten der alten Koalitionspartner noch immer 
größer war als die Gemeinsamkeiten in der neuen 
Koalition. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

Dies führt mich zu dem Ergebnis: Sowohl wegen 
ihres Geburtsfehlers als auch wegen des Inhalts der 
Koalitionsvereinbarung und der personellen Zu-
sammensetzung der Bundesregierung kann ich 
diese Regierung nicht unterstützen, 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Das haben wir ge

-

merkt!) 

zumal ich einen Wortbruch nicht mittragen kann, 
auch nicht im nachhinein unter Berufung auf Mehr-
heitsentscheidungen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU]: Mehrheitsentscheidungen der 
politischen Basis! — Erhard [Bad Schwal

-

bach] [CDU/CSU]: Sind die Nachrichten 
richtig, daß Sie zurücktreten wollen?) 

Ich betrachte mich daher als in Opposition zu die-
ser Regierung befindlich. Ich sehe für mich keine 
andere Möglichkeit, als bis zum Ende der Legisla-
turperiode in diesem Bundestag für die Politik ein-
zutreten, für die allein ich vom Wähler einen Auf-
trag habe. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Fragen 
Sie mal Ihre Parteifreunde in Coesfeld und 

Münster!) 

— Regen Sie sich doch nicht so auf, Herr Jahn! 

(Beifall bei der SPD) 

Sie werden bei den Abstimmungen sicher auf mich 
verzichten können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Fragen Sie doch 
mal Ihre Parteibasis in Coesfeld und Mün

-

ster! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Herren, wür-
den Sie die Dame ausreden lassen! 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Matthäus-Maier (FDP): Dies ist die Politik der 
sozialliberalen Koalition unter Helmut Schmidt, 
wie sie FDP und SPD bis zum 17. September ge-
meinsam beschlossen und vertreten haben. Dies 
gilt insbesondere auch in jenem Bereich, in dem ich 
für meine Fraktion besondere Aufgaben übernom-
men hatte, die Steuer- und Finanzpolitik. Ich sehe 
bis heute keine vernünftige Alternative zu jener 
Konzeption — ich komme sofort zum Schluß —, die 
die FDP-Fraktion in großer Übereinstimmung mit 
den zuständigen Politikern der SPD, allen voran 
Helmut Schmidt, Manfred Lahnstein und Hans 
Matthöfer, getragen hat: eine Politik der Konsoli-
dierung mit Augenmaß unter Wahrung der sozialen 
Ausgewogenheit — soziale Ausgewogenheit nicht 
nur wegen der gesellschaftspolitischen Akzeptanz, 
sondern auch aus ökonomischen Gründen; denn 
nur durch diese kann der soziale Frieden erhalten 
bleiben und können plötzliche Einbrüche der Bin-
nennachfrage vermieden werden, die nach Überein-
stimmung mit allen Wirtschaftsfachleuten die kon-
junkturelle Entwicklung nur erneut schwer er-
schüttern müßten —, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

eine Politik der Anpassung des Sozial- und Finanz

-

systems an die neue Notwendigkeit durch struktu- 
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relle Reformen unter dem Stichwort „Beschrän-
kung auf die Bedürftigen" statt durch pauschale 
Kürzungen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Das haben Sie doch alles schon in Ihrer 

Fraktion vorgetragen!) 

Dies bedeutet auch, daß ich die neue Politik der 
Mehrheit meiner Fraktion zwar in Einzelteilen, 
nicht jedoch in ihrer Gesamtheit für die Fraktion in 
parlamentarischen Gremien vertreten kann. Aus 
diesem Grunde war es auch folgerichtig, daß ich 
meine Ämter in diesem Bereich, die ich auf Vor-
schlag der Fraktion bekommen habe, niedergelegt 
habe. — Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Anhaltender Beifall bei Abgeordneten der 
FDP und bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Herr Staatsminister Möllemann. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Nein, als Abgeord

-

neter! — Zurufe von der SPD) 

Möllemann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte als 
Mitglied meiner Fraktion, der FDP-Bundestags-
fraktion, den soeben erneut erhobenen Vorwurf 
des — —

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Entschuldigung, Herr 
Kollege Möllemann, in welcher Eigenschaft spre-
chen Sie? 

Möllemann (FDP): Als Abgeordneter dieses Hau-
ses. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Dann kann ich Ihnen 
das Wort nicht erteilen. Sie wurden hier als Mit-
glied der Bundesregierung gemeldet. Deshalb habe 
ich Ihnen außer der Reihe das Wort erteilt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das kann niemand ändern: ich habe nach der Rei-
henfolge der Redner, wie sie mir gemeldet sind, den 
Abgeordneten das Wort zu erteilen. 

(Beifall bei der SPD — Anhaltende Zurufe 
von der SPD und der CDU/CSU) 

Entschuldigen Sie bitte, mir ist gemeldet worden, 
der Staatsminister Mölleman bitte um das Wort. 
Deshalb habe ich ihm das Wort erteilt. Auf meine 
Frage hat der Abgeordnete Möllemann gesagt, er 
spreche als Abgeordneter. Als Abgeordnetem kann 
ich ihm das Wort außer der Reihe nicht geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fahren jetzt in der Reihenfolge, wie die Red-
ner gemeldet sind, fort. Als nächster Redner hat das 
Wort Frau Abgeordnete Fuchs. 

Frau Fuchs (SPD) (von der SPD mit Beifall be-
grüßt): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich darf zunächst im Namen der sozialdemokrati-

schen Fraktion Frau Matthäus-Maier für ihre be-
herzten Worte sehr herzlich danken. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich würde gerne an diesem Thema hängenblei-
ben. Mir liegt aber daran, meine sehr kurze Rede-
zeit für ein paar Aspekte der Regierungserklärung 
des Herrn Bundeskanzlers zu nutzen. Wir Sozial-
demokraten sind in der Opposition, und da wir bald 
wieder heranwollen, müssen wir die Alternativen 
zu der Politik, die uns gestern vorgetragen worden 
ist, deutlich machen. 

Zunächst ist von Interesse, daß sich Herr Mini-
ster Engelhard und Herr Minister Zimmermann 
darüber beklagt haben, wir würden zu sehr nach 
den Themen fragen, die nicht in der Regierungser-
klärung angedeutet wurden. Man kann Verständnis 
haben, daß der Herr Bundeskanzler zunächst ein 
Notprogramm vorlegt und alle sonstigen wesentli-
chen Dinge in der Regierungserklärung ausspart. 
Man könnte ja sagen: Okay, ein Notprogramm, 
mehr schaffen sie halt nicht. Dies könnten wir nur 
akzeptieren. Aber der Herr Bundeskanzler hat ge-
sagt, mit diesem Programm wolle er sich dem Wäh-
lervolke stellen. So wollen wir doch ganz gerne wis-
sen, was dem Wähler in diesem Lande über das Not-
programm hinaus noch zugemutet wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Es fing ja gut an. Die Verblüffung war perfekt. 
Denn es geschah etwas ganz Außergewöhnliches: 
Ein Mann übernahm das Ministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit. 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Hervorragend!) 

— Ja, aber dann passierte etwas sehr Typisches für 
die Männergesellschaft. Er erklärte: Dieses Amt 
mache ich nebenbei; denn ich bleibe Generalsekre-
tär der CDU. 

(Beifall bei der SPD — Gansel [SPD]: Job

-
sharing!) 

Dann ist die CDU immer dafür, daß das ehren-
amtliche Element in der Gesellschaft hervorgeho-
ben wird. Auch dies hat Herr Geißler befolgt; denn 
er ist nunmehr ehrenamtlicher Generalsekretär der 
CDU. Wer daraus aber folgt, er kriege kein Gehalt 
mehr, der irrt sich; denn er bekommt natürlich das 
Gehalt als Bundesminister. So haben wir zu ver-
zeichnen, daß wir einen auf Staatskosten bezahlten 
Generalsekretär der CDU haben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Kümmern Sie sich doch um Ihre ei

-

gene Partei! — Frau Pack [CDU/CSU]: Ich 
muß leider sagen, das ist eine typisch weib

-

liche Logik! — Daweke [CDU/CSU]: Wie 
war das mit Glotz in Berlin! — Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU]: In der Frage sind 
die Füchse aber immer schlau! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Dieser Generalsekretär macht nebenbei Fami-
lienpolitik, und so ist sie dann auch. „Die Familie 
mit Kindern gerät immer mehr ins gesellschaftliche 
Abseits. Nach der Reduzierung des Kindergeldes 
soll nun noch die Mehrwertsteuer angehoben wer- 
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den. Die Familien werden durch diese unsoziale 
Steuer mehrfach getroffen. Eine Politik gegen die 
Familie ist sozial nicht mehr tragbar." Also sind 
eine Reduzierung des Kindergeldes 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Für Besserverdie

-

nende!) 

und eine Erhöhung der Mehrwertsteuer für die Fa-
milie nicht mehr tragbar. Das habe nicht ich gesagt, 
sondern da zitiere ich Frau Helga Wex aus einem 
Papier vom 1. März 1982, in dem sie für die Frauen-
vereinigung der CDU die Familienpolitik vorstellt. 

(Frau Pack, [CDU/CSU]: Das ist richtig, wir 
kürzen auch nicht pauschal!) 

Was machen Sie denn nun, meine Damen und 
Herren, Herr Bundeskanzler? Sie erhöhen die 
Mehrwertsteuer. Sie reduzieren das Kindergeld. 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Für Besserverdie

-

nende!) 

Jetzt weiß ich auch, warum Frau Wex aus diesem 
Bereich ausgeschieden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will auf die Themen Kindergeld, Familien-
splitting und Kinderbetreuungsbetrag nicht weiter 
eingehen. Ich will auf die Bemerkung des Herrn 
Bundeskanzlers zu sprechen kommen, der auf die 
Bedeutung der Familie eingegangen ist. Ich glaube, 
wir sind uns darin einig: Natürlich hat Familie über 
die materiellen Bedingungen hinaus Bedeutung in 
unserem Staat. Herr Bundeskanzler, jeder, der — 
wie ich — Familie hat, wird Ihnen das bestätigen: 
Sie gibt Geborgenheit, schafft Vertrauen, ist der 
wichtigste Start in eine vernünftige Zukunft. 

Aber natürlich müssen für die Familie die Rah-
menbedingungen stimmen. Diese setzt der Staat. 
Sie beginnen aber Ihre Familienpolitik zunächst 
einmal mit einer Kürzung des Kindergeldes, 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Für Besserverdie

-nende!) 

und Sie schneiden in einer Art und Weise in das 
Schüler-BAföG ein, daß ich das nur als familien-
feindlich bezeichnen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir bedenken, was auf die Familie zu-
kommt, dann wird es neben der Reduzierung des 
Kindergeldes und der praktischen Abschaffung des 
Schüler-BAföG mehr Miete und weniger Sozialhilfe 
sein. Bei der Sozialhilfe hat man den Eindruck, daß 
Herr Geißler durch das Festschreiben der Anpas-
sung der Bedarfssätze auf 2 % sehr elegant seine 
„Neue soziale Frage" lösen will. Wenn nämlich we-
niger Leute Sozialhilfe bekommen, gibt es stati-
stisch weniger arme Leute in unserem Land, und so 
hat Herr Geißler das Problem „Armut in der Bun-
desrepublik" auf elegante Weise gelöst. 

Herr Bundeskanzler, meine Damen und Herren, 
wenn wir über die Rahmenbedingungen von Fami-
lien sprechen, müssen wir uns natürlich auch über 
die Werte, über die Grundvorstellungen unterhal-
ten. Dann habe ich aber die herzliche Bitte, Herr 

Bundeskanzler, nicht den Fehler zu machen, den 
Frauen Illusionen statt Perspektiven für die Zu-
kunft anzubieten. 

(Beifall bei der SPD) 

Da reicht es nicht aus, wenn man meint, man könne 
eine heile Welt der Familie beschreiben und dabei 
die harten Bedingungen der Industriegesellschaft 
außen vor lassen. Wenn Sie zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie nichts anderes anzubieten ha-
ben als Teilzeitarbeit und Jobsharing, so haben Sie 
das Ausmaß dieser Problematik nicht erkannt. 

(Beifall bei der SPD — Frau Pack [CDU/ 
CSU]: Das ist doch schon einmal etwas!) 

Erstens ist es interessant, daß Teilzeitarbeit nur 
für die Frauen angeboten wird. Zum zweiten darf 
ich darauf hinweisen, daß zwei Drittel der arbeitslo-
sen Frauen einen Vollzeitarbeitsplatz suchen, weil 
sie auf den Verdienst angewiesen sind. 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir in der Kom-
mission „Frau und Gesellschaft" viel mehr Perspek-
tiven entwickelt haben. Ich frage mich: Wo ist ei-
gentlich bei dem FDP-Koalitionspartner all das ge-
blieben, was wir zum Thema „Gleichberechtigung 
der Frau" einbringen wollten? 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie über das Notprogramm hinaus hierzu et-
was sagen, wären wir sehr dankbar. Aber ich habe 
den Eindruck, daß dies das einzige bleiben wird. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein 
paar Bemerkungen machen zu dem Thema: Subsi-
diarität und Sozialhilfe nur für wirklich Bedürfti-
ge. 

Was Subsidiarität betrifft, müssen davor doch 
wohl Solidarität und Gerechtigkeit kommen. Ich 
habe von allen Fraktionsvertretern in dieser De-
batte des öfteren Worte gehört, als ob Sozialpolitik 
auf Leistungen für wirklich Bedürftige reduziert 
werden sollte. 

Ich bin Ihnen, Herr Bundeskanzler, sehr dankbar 
dafür, daß Sie ausdrücklich noch einmal auf die Bei-
tragsbezogenheit unserer Sozialleistungen hinge-
wiesen haben. Denn wir haben doch die großen So-
lidargemeinschaften errichtet, damit der Arbeitneh-
mer und seine Familie entsprechend seinem Ein-
kommen, bezüglich des Lebensstandards, im Alter, 
bei Arbeitslosigkeit und bei Krankheit abgesichert 
sind. Es ist also kein Verstoß gegen das Sozial-
staatsprinzip, wenn es nach einem langen Arbeits-
leben und nach einer langen Beitragszahlung auch 
hohe Renten gibt. Sie entsprechen nämlich dem, 
was der Betreffende vorher eingezahlt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen ist es falsch, immer so zu tun, als ob 
die großen Solidargemeinschaften dafür da wären, 
nur für Bedürftige etwas zustande zu bringen. 
Durch diese großen Solidargemeinschaften wird in 
den besonderen Situationen des Lebens dem Men-
schen konkrete Freiheit zuteil, weil er so seinen 
Lebensstandard, ohne Not leiden zu müssen, auf-
rechterhalten kann. 
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Frau Fuchs 
Nun wird diesen großen Solidargemeinschaften 

vorgeworfen, sie seien zu bürokratisch. Das mag 
sein, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist so!) 

Gegen die Bürokratie in diesen großen Solidarge-
meinschaften kann man etwas tun. Man muß diese 
Gemeinschaften aber deswegen nicht abschaffen. 

Wenn Sie den Vorwurf der Bürokratisierung er-
heben, dann frage ich Sie: Wie groß ist denn der 
Anteil an Bürokratie bei Ihrer ominösen Zwangsan-
leihe? Wie groß ist denn der Bürokratieaufwand bei 
der Umstellung der Studentenförderung auf Darle-
hen? Und wie groß ist der Bürokratieaufwand bei 
den Einkommensgrenzen für das Kindergeld? Da-
durch wird doch eine erhebliche Bürokratisierung 
verursacht? 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will kurz auf die Auswirkungen der sozialpoli-
tischen Beschlüsse auf die der Sozialhilfe wirklich 
Bedürftigen eingehen. Im Gegensatz zu den großen 
Solidargemeinschaften beruht die Sozialhilfe auf 
dem Prinzip der Subsidiarität. Von Ihren Beschlüs-
sen werden 13 Millionen Menschen betroffen, deren 
Leistungen aus der Rentenversicherung verscho-
ben werden, außerdem 1,1 Millionen Menschen hin-
sichtlich der Unfallversicherung, 1,9 Millionen Men-
schen hinsichtlich der Kriegsopferversorgung, 2,1 
Millionen Menschen wegen der Sozialhilfe und 0,2 
Millionen Menschen im Zusammenhang mit dem 
Lastenausgleich. Das heißt, meine Damen und Her-
ren, daß — Mehrfachleistungen berücksichtigt - 13 
bis 14 Millionen Leistungsempfänger und damit 
mehr als ein Drittel unserer Bevölkerung mit einer 
Absenkung des Lebensstandards um 4 bis 5 % im 
ersten Halbjahr 1983 zu rechnen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies gilt es nach draußen deutlich zu machen. 

Jetzt möchte ich Herrn Blüm ansprechen. Aber er 
ist leider nicht da. Was bedeutet denn eigentlich 
eine Verschiebung der Rentenanpassung um ein 
halbes Jahr? Ist das nicht Rentenpolitik nach Kas-
senlage, die Sie uns immer vorgeworfen haben? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von wem haben 
wir denn die Kasse übernommen?!) 

Da ich gerade bei diesem Thema bin, will ich 
Ihnen mein Kompliment machen. Daß Sie bezüg-
lich des Krankenversicherungsbeitrags der Rent-
ner eine soziale Komponente vorgesehen haben, 
finde ich beachtlich. Das ist uns mit der FDP bisher 
nie gelungen. Ich hoffe, daß Sie dies durchhalten 
können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
immer erst nach der Wahl gesagt, was ist!) 

Weil ich bei Herrn Blüm bin, darf ich folgendes 
sagen. Wie muß sich ein Arbeitsminister eigentlich 
vorkommmen, der mit einer Verschiebung der Ren-
tenanpassung antreten muß, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit zwei Millio

-

nen Arbeitslosen!) 

der im übrigen zum Thema Mitbestimmung, zum 
Thema Arbeitsrecht, Arbeitsschutz, Humanisierung 
des Arbeitslebens, zur aktiven Arbeitsmarktpolitik 
nichts zu sagen hat? Kein Wort findet sich dazu in 
der Regierungserklärung. 

(Beifall bei der SPD — Frau Pack [CDU/ 
CSU]: Er tritt mit zwei Millionen Arbeitslo

-

sen an!) 

Wie ist es denn mit der Fortentwicklung des techni-
schen Fortschritts? Welche Antwort gibt es denn 
auf dem arbeitsrechtlichen Arbeitsschutzsektor, um 
den Arbeitnehmer vor untragbaren Belastungen zu 
schützen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: In welcher Welt 
leben Sie denn? — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU]: Lächeln Sie einmal ein biß

-

chen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Das einzige, was Herrn Blüm gelungen ist — ich 
lächele gleich, mir ist jetzt nicht sehr zum Lächeln 
zumute —, ist, daß er ankündigen kann, den Ju-
gendarbeitsschutz abzubauen. 

(Frau Pack [CDU/CSU]: In wessen Inter

-

esse denn?) 

Obwohl wir in den letzten Jahren zuhauf mehr Aus-
bildungsplätze bekommen haben, muß das alte Ar-
gument herhalten, als ob das Jugendarbeitsschutz-
gesetz daran schuld sei, daß junge Menschen kei-
nen Ausbildungsplatz bekommen. 

(Beifall bei der SPD — Frau Pack [CDU/ 
CSU]: Fragen Sie doch mal in den Betrie

-

ben, woran es liegt!) 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: Wir 
haben diese Gesetze gemacht, um den arbeitenden 
Menschen zu schützen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies sind keine Gesetze für die Schönwetterzeit, 
sondern sie haben sich in wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten zu bewähren, und wir haben sie nicht 
gemacht, um sie jetzt zur Disposition zu stellen. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

— Ich möchte den Gedanken zu Ende bringen. 

Ich mache mir Sorge, daß der soziale Friede in 
Gefahr gerät, weil die Arbeitnehmer nicht mehr be-
reit sind, die von uns erkämpften Rechte aus Angst 
um ihren Arbeitsplatz wahrzunehmen. 

(Beifall bei der SPD — Frau Pack [CDU/ 
CSU]: Was zeichnen Sie für ein Bild!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Erlauben Sie eine 
Zwischenfrage, Frau Kollegin? 

Frau Fuchs (SPD): Bitte sehr. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Frau Kollegin Fuchs, 
wenn Sie die jungen Menschen, die einen Ausbil-
dungsplatz haben, nach Ihren Worten geschützt ha-
ben, übernehmen Sie dann auch die Verantwortung 
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Kroll-Schlüter 
ij für die über 100000 jungen Menschen, die keine 

Arbeit und keinen Ausbildungsplatz haben? 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Sehr richtig! — Zu

-

rufe von der SPD) 

Frau Fuchs (SPD): Herr Kollege, Sie kriegen zu-
sätzliche Ausbildungsplätze nicht dadurch, daß Sie 
Schutzbestimmungen abbauen, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern Sie kriegen zusätzliche Ausbildungsplätze 
dadurch, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Daß die 
Regierung gewechselt hat!) 

daß Sie die Anstrengungen fortsetzen. Ich bin über 
den großen gesellschaftlichen Konsens in unserem 
Lande froh, der darin besteht, daß wir jungen Men-
schen — ich hoffe Jungen und Mädchen — einen 
Ausbildungsplatz zur Verfügung stellen wollen. 
Auch als Oppositionspartei sind wir den Hand-
werkskammern und den Unternehmern dankbar 
dafür, daß sie diese Anstrengung mit uns unternom-
men haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Die Zeit ist abgelau-
fen, Frau Kollegin. 

Frau Fuchs (SPD): Zwei Bemerkungen noch, Herr 
Präsident. 

B) 	Zur 84er Reform, Herr Bundeskanzler, möchte 
ich Ihnen ausdrücklich die Zusammenarbeit anbie-
ten, weil ich glaube, daß wir dieses schwierige Re-
formwerk nur auf der Grundlage eines breiten ge-
sellschaftlichen Konsenses, der ja inhaltlich be-
steht, zustande kriegen werden. 

Zum Abschluß, meine Damen und Herren, sage 
ich Ihnen, wie für Herrn Geißler der Dialog mit der 
Jugend aussieht. Wer zur Bundeswehr kommt, der 
darf wieder den großen Zapfenstreich hören, weil 
der Traditionserlaß von Herrn Apel wieder suspen-
diert worden ist. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Wie schrecklich!) 

Wer zum Zivildienst geht, muß mit einer Verlänge-
rung rechnen. Wo bleiben eigentlich unsere Überle-
gungen zur Abschaffung der Gewissensprüfung, 
meine Damen und Herren von der FDP? 

(Beifall bei der SPD) 

Haben wir das alles aufgegeben? Wer zur weiter-
führenden Schule geht, der muß damit rechnen, daß 
sein Ausbildungsförderungsbetrag gekürzt wird. 
Wer einen Ausbildungsplatz gefunden hat, der muß 
damit rechnen, daß der Jugendarbeitsschutz abge-
baut wird. Das ist der Dialog von Herrn Geißler mit 
der Jugend. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat die 
Frau Kollegin von Braun-Stützer. 

Frau von Braun -Stützer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Auch wenn sich die poli-
tische Landschaft in diesem Hause verändert hat, 
heißt dies nicht, daß sich die bildungspolitischen 
Grundpositionen und Ziele der Freien Demokraten 
verändert haben. Für die Freien Demokraten gelten 
nach wie vor jene bildungspolitischen Grundposi-
tionen, die in den Stuttgarter Leitlinien von 1972 
beschlossen und in den späteren Beschlüssen von 
Kiel 1977 und schließlich dem Wahlprogramm von 
1980 weiterentwickelt und ausgebaut wurden. 

Für die Freien Demokraten zählt das Recht auf 
Bildung nach wie vor zu den unverzichtbaren Bür-
gerrechten. 

(Beifall bei der FDP) 

Für uns sind — ich darf aus diesen Beschlüssen 
zitieren — „umfassende Aufklärung, kritisches 
Denken, Entscheidungsfähigkeit und Verantwor-
tungsbewußtsein die wesentlichen Ziele der Bil-
dung und Maßstäbe für die Qualität eines Bildungs-
systems". 

Dies bedeutet — erstens —: Wir setzen uns für 
die Selbstbestimmung des einzelnen ein. Das heißt 
— ich darf zitieren —: 

Selbstbestimmung ist nicht nur Grundlage der 
Menschenwürde, sie ist zugleich auch Voraus-
setzung für Mitbestimmung. Wird Mitbestim-
mung nicht vom selbständigen Urteil und der 
freien Entscheidung des einzelnen getragen, so 
ist sie Gedankenlosigkeit, Manipulation oder 
Gesinnungszwang. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Eine demokratische Gesellschaft ist also auf 
die Selbständigkeit und Originalität des einzel-
nen angewiesen. Diese Fähigkeiten müssen 
möglichst früh entwickelt werden. 

Zweitens. Wir setzen uns ein für die Erziehung 
zum demokratischen Handeln in demokratisch ver-
faßten und demokratisch geleiteten Institutionen, 
in einem Bildungssystem von innerer Demokratie. 

Drittens. Wir setzen uns ein für ein kooperatives 
Leistungsverhalten, Leistung durch Motivation. 
Das Erlernen dieses kooperativen Leistungsverhal-
tens setzt gleiche Bildungschancen voraus; dies 
heißt — ich darf wieder zitieren —: 

An keiner Stelle darf unabänderlich der zu-
künftige Bildungsgang des Lernenden festge-
legt werden. 

Dies sind die bildungspolitischen Grundpositio-
nen der Freien Demokraten, die auch in einer ande-
ren Koalition Richtlinie bleiben. 

Herr Bundeskanzler, Frau Minister, Kolleginnen 
und Kollegen! Die Freien Demokraten gehen davon 
aus, daß einiges an diesen bildungspolitischen 
Grundpositionen die Zustimmung der CDU/CSU 
finden wird, daß einiges kompromißfähig ist; in ei-
nigen Positionen allerdings werden wir einen 
grundsätzlichen und bleibenden Unterschied fest-
stellen, der weder in Ihrem noch in unserem Inter-
esse übertüncht werden darf. 
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Frau von Braun-Stützer 
Hier ein Vergleichsbeispiel für eine solche grund-

sätzlich unterschiedliche Position: Der Leistungs-
begriff, Herr Bundeskanzler, den Sie in Ihrer Regie-
rungserklärung verwandt haben, kann auch von 
den Bildungspolitikern der FDP mitgetragen wer-
den, nicht dagegen der Leistungsbegriff, den bei-
spielsweise Herr Mayer-Vorfelder in Baden-Würt-
temberg oder Hans Maier in Bayern wieder einfüh-
ren möchte, nämlich nicht Leistung durch Motiva-
tion, sondern Leistung durch Drill und Leistung 
durch Auslese schon im Vorschulalter. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese bildungspolitische Grundposition kann und 
wird nicht die Zustimmung der Freien Demokraten 
finden. Wir gehen allerdings davon aus, daß sie 
auch in den Reihen der CDU/CSU-Fraktion nicht 
Mehrheitsmeinung ist. 

Vom übergeordnet Grundsätzlichen nun zu den 
mittelfristigen und langfristigen Aspekten des Bil-
dungshaushaltes und der bildungspolitischen Zu-
sammenarbeit zwischen Bund und Ländern. 

Im Rahmen der Debatte zur Regierungserklä-
rung kann nicht auf jede Einzelheit eingegangen 
werden. Deshalb möchte ich hier acht kurz- und 
mittelfristige bildungspolitische Forderungen der 
FDP-Fraktion darstellen. Diese acht Forderungen 
stehen unter der Überschrift, daß die Strukturen 
des künftigen Arbeitsmarktes eine Qualifizierungs-
offensive erfordern und ein Nachlassen in Bil-
dungs- und Ausbildungsleistungen nach unserer fe-
sten Überzeugung als gefährlich angesehen werden 
muß. 

In diesem Zusammenhang sind folgende Themen 
von vorrangiger Bedeutung: 

Erstens: Die Weiterführung einer gemeinsamen 
Bildungsplanung von Bund und Ländern. Hierbei 
kommt es besonders auf die Verknüpfung des Bil-
dungswesens mit dem Arbeitsmarkt an. Die dro-
hende Jugendarbeitslosigkeit ist die schwerste Hy-
pothek für das Bildungswesen in den nächsten Jah-
ren. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir müssen z. B. zwischen Bund und Ländern ab-
stimmen, wie wir unsere Anstrengungen zur schuli-
schen Ausbildung unserer Ausländerkinder verbes-
sern und verstärken können, und wir müssen auch 
prüfen; wie wir wenigstens einen Teil der eigentlich 
benötigten arbeitslosen Lehrer beschäftigen kön-
nen, ohne die öffentlichen Hände zusätzlich bela-
sten zu müssen. Das ist eine mittel- und langfristige 
Aufgabe der Reform des öffentlichen Dienstes, für 
die sich die Bildungspolitiker schon seit langem ein-
setzen. 

Zweitens. Zum Thema Berufsbildung: Das Ange-
bot und die Kapazität der beruflichen Bildung müs-
sen gesichert werden. Die Rahmenbedingungen für 
das Angebot von Ausbildungsstellen müssen dar-
aufhin durchforstet werden, ob sie Angebote er-
schweren. Die Freien Demokraten haben schon frü-
her darauf hingewiesen, daß mehr Flexibilität in 
der Arbeitszeit, aber auch die Novellierung be-
stimmter überholter Arbeitsschutzbestimmungen 

für Frauen — unter selbstverständlicher Wahrung 
des Schutzprinzips für Jugendliche und Frauen — 
sehr sinnvoll sein können. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Je schwieriger der Arbeitsmarkt für Problemgrup-
pen wird, für desto notwendiger halten wir den Aus-
bau des Benachteiligten-Programms. Das gleiche 
gilt für die Förderung der überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten. 

Drittens. Besonderes Gewicht messen wir der Ab-
stimmung und Förderung der Weiterbildung bei. 
Dabei liegt das Schwergewicht auf der beruflichen 
Weiterbildung. 

Viertens. Der Numerus clausus ist wegen der un-
erwünschten Auswirkungen erklärtermaßen und zu 
Recht bekämpft worden. Ich verweise nur auf das 
Problem der Überschwappeffekte in andere Fächer, 
die dann innerhalb kürzester Zeit ebenfalls vom 
Numerus clausus bedroht werden. Das heißt, der 
Beschluß der Regierungschefs von Bund und Län-
dern von 1977 hat unverändert Gültigkeit. Bund und 
Länder müssen deshalb in einer gemeinsamen An-
strengung dafür Sorge tragen, daß die Hochschulen 
mindestens so lange offengehalten werden, bis die 
schwächeren Jahrgänge in der Berufsbildung Platz 
finden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Das bedeutet: Solange die Hochschulen eine Über-
lastleistung zu erbringen haben, sollten ihnen Mit-
tel in angemessener Höhe zur Massenbewältigung 
und für eine effektive Kapazitätsnutzung zur Verfü-
gung gestellt werden. Die Überlastprogramme von 
Bund und Ländern müssen deshalb fortgeführt 
werden. 

Fünftens. Die Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses ist auch nach Ansicht der Freien De-
mokraten vordringlich. 

Sechstens. Ebenso die Forschungsförderung. 

Siebtens. Die Modellversuche sind und bleiben 
auch nach unserer Ansicht weiterhin notwendig, 
um die Vielfältigkeit, die Wahlmöglichkeiten und 
die Abstimmungsmöglichkeiten zwischen Bildungs-  
und Beschäftigungssystem zu erhalten bzw. zu er-
leichtern, was ein Durchforsten der einzelnen Pro-
jekte nicht ausschließt. Die Bildungspolitiker der 
FDP werden sich jedoch dafür einsetzen, daß dieses 
Durchforsten nicht nur exekutiv, sondern auch par-
lamentarisch behandelt wird. 

Achtens. Zum BAföG: Die Bildungspolitiker der 
FDP sind und bleiben der Ansicht, daß das Ein-
schneiden in das Schüler-BAföG und die Umstel-
lung des Studenten-BAföG auf Darlehen bildungs-
und sozialpolitische Folgewirkungen haben werden, 
die den Sinn dieser Sparmaßnahmen in Frage zu 
stellen drohen. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD) 

Die Mehrheit unserer Fraktion und der CDU/CSU 
hat jedoch anders entschieden. Deshalb muß zu-
nächst von diesem Entschluß ausgegangen wer-
den. 
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Frau von Braun-Stützer 
Die Bildungspolitiker der Fraktion werden bei 

den parlamentarischen Beratungen allerdings dar-
auf drängen, daß alle Aspekte einer solchen Ände-
rung des BAföG diskutiert werden, bevor eine end-
gültige Entscheidung gefällt wird. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Es kann z. B. nicht als sinnvoll angesehen werden, 
wenn durch das teilweise Streichen des Schüler-
BAföG nur eine ungewollte Verschiebeaktion zur 
Sozialhilfe zu Lasten unserer Kreise und Gemein-
den erfolgt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es muß auch noch darüber verhandelt werden, ob 
der avisierte Einschnitt von 550 Millionen DM im 
Jahr 1984 beim Schüler-BAföG nicht besser durch 
andere Maßnahmen ersetzt werden kann. Das glei-
che gilt für die Umstellung des Studenten-BAföG 
auf Darlehen. 

Mit der Darlehnesregelung würde keine stärkere 
Anwendung des Leistungsgedankens durchgesetzt; 
denn die Leistungsschwächeren, vor allen Dingen 
die, die wohlhabender sind und kein BAföG bezie-
hen, bleiben von dieser Leistungsmessung unbe-
troffen. Die Darlehensregelung führt zu einem ho-
hen administrativen Aufwand. Sie bindet junge 
Menschen für 20 bis 30 Jahre an eine komplizierte, 
aufwendige Inkasso-Bürokratie. Sie belastet sie mit 
einer finanziellen Anfangshypothek, die ihnen das 
Aufnehmen von Krediten erschwert und die sie — 
so  inzwischen auch von Bankexperten gesehen — 
unter Umständen sogar kreditunfähig macht; denn 
die Belastung eines „BAfög-Ehepaares" könnte so-
gar 60 000 DM erreichen. Sie bringt dem Staat in 
den nächsten Jahren außer dem Aufbau einer riesi-
gen Administration überhaupt nichts. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Als Alternative sollte über ein Gebührenmodell 
nachgedacht werden, das über die Hochschulen ein-
gezogen werden soll, und zwar über die Hochschule, 
an welcher der Student immatrikuliert ist. Wir hal-
ten ein solches Gebührenmodell für alle Studenten 
für wesentlich gerechter, um so mehr, als Gebühren 
in anderen Bildungsbereichen, z. B. in den Kinder-
gärten, durchaus noch gefordert, zum Teil sogar er-
höht werden. 

Es ist gerade unter sozialen Aspekten schwer ein-
zusehen, warum der teuerste Bereich des Bildungs-
systems kostenlos zur Verfügung steht. Die Bil-
dungspolitiker der FDP haben hierzu bereits Vor-
stellungen entwickelt und werden diese demnächst 
der Öffentlichkeit vorstellen. Sie wissen allerdings, 
daß diese Überlegungen nicht mehr in die laufen-
den Haushaltsberatungen einbezogen werden kön-
nen. 

Geprüft werden muß auch die sehr komplizierte 
Frage, wie wir eigentlich die steigende Zahl von 
BAföG-berechtigten Studenten bewältigen wollen, 
für die bis 1984 ein starrer Finanzrahmen von 2,4 
Milliarden DM vorgegeben ist. Wir werden auch 
fragen, ob die Verweildauer eines BaföG-Studenten 
an einer Hochschule nicht auch noch durch verlän-
gert wird, daß er sich etwas dazuverdienen muß. Es 

geht auf gut deutsch um die Frage, ob nicht zuwenig 
BAföG langfrisig zuviel Kosten verursacht. 

Alle diese Fragen müssen gründlich geprüft wer-
den. Es wird niemanden überraschen zu hören, daß 
die Bildungspolitiker der FDP in diesem Punkt 
nicht lockerlassen werden und sich auf allen Ebe-
nen für eine sorgfältige Berücksichtigung aller Aus-
wirkungen und Aspekte einer solchen Sparmaß-
nahme beim BAföG einsetzen werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Frau Kollegin, darf 
ich Sie darauf aufmerksam machen: Die von Ihren 
Fraktion für Sie gemeldete Redezeit ist reichlich 
abgelaufen. 

Frau von Braun-Stützer (FDP): Darf ich nur noch 
ein Thema ansprechen? 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich kann Ihre Rede-
zeit nicht verlängern, es sei denn, Ihre Fraktion gibt 
das zu. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sicher, 
machen wir! — Beifall bei der SPD und der 

FDP) 

Frau von Braun-Stützer (FDP): Eine Minute. Ich 
versuche, mich ganz kurz zu fassen. — Ich bedanke 
mich, Frau Kollegin Hamm-Brücher. 

Ein weiterer großer Themenbereich mittel- und 
langfristiger Art ist für die Freien Demokraten von 
Bedeutung: Das sind die Themen aus dem Bereich 
der Reform des Bildungsföderalismus. Den Bil-
dungskollegen wird nicht unbekannt sein, was wir 
hier wiederholen. Wir wollen es damit festmachen, 
damit es auch in dieser Koaliton ein Thema bleiben 
wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bundeskultusmi

-

nister?) 

— Aber Unsinn! Das haben Sie 1969 beschlossen. 

(Löffler [SPD]: Wie gehen Sie mit dem 
Koalitionspartner um!) 

Wir verlangen ein Mindestmaß an Einheitlichkeit 
in wichtigen Fragen der Bildungspolitik, und zwar 
in den vier Bereichen, die ich hier zusammenfasse: 
für die Regelung der Dauer der Bildungspflicht, für 
die Regelung der Übergänge und Abschlüsse im Bil-
dungswesen, für die berufliche Bildung sowie für 
die Lehrerausbildung und die Anerkennung der Ab-
schlüsse. 

Im bildungspolitischen Abstimmungsbereich for-
dern wir, daß der Bildungsgesamtplan II zur 
Grundlage der gesamtstaatlichen Bildungspolitik 
werden muß. Wir werden uns dafür einsetzen, daß 
bei den Verhandlungen über die Bildungsfinanzie-
rung die Bildungsausgaben als investive und nicht 
als konsumtive Ausgaben angesehen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildung und 
Forschungsförderung muß gestärkt werden. Die 
Wiedereinsetzung des deutschen Bildungsrats 
bleibt weiterhin unsere Ziel. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP) 
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Frau von Braun-Stützer 
Meine Damen und Herren, ich komme zum 

Schluß. Das Ziel der Öffnung des Bildungswesens 
war ein schwieriger Weg. Auf diesem Weg kam die 
Bildungspolitik zugegebenermaßen gelegentlich ins 
Stolpern — zum Teil unverschuldet, zum Teil ver-
schuldet. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Frau Kollegin Braun-
Stützer, darf ich Sie bitten, doch zum Schluß zu 
kommen. 

Frau von Braun-Stützer (FDP): Ich komme zu mei-
nem letzten Punkt. 

Die Freien Demokraten halten an diesem bil-
dungspolitischen Ziel fest. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich weiß j a nicht, wie-
viel Papier und wieviel Punkte Sie noch haben. 

Frau von Braun-Stützer (FDP): Der letzte Satz. 
Wir gehen davon aus, daß die Position, die ich 

hier beschrieben habe, die Richtschnur auch in die-
ser Koaliton bleiben wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte mich ganz 
herzlich bei Frau von Braun-Stützer bedanken, daß 
sie in ihren Grundpositionen für eine liberale Bil-
dungspolitik noch einmal deutlich gemacht hat, daß 
zwischen den Sozialdemokraten und den Freien De-
mokraten auch in der Bildungspolitik noch ein gro-
ßer Schatz an Gemeinsamkeiten vorhanden war. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: 

Schätzchen!) 

Sie hat deutlich gemacht, daß uns auf diesem Feld 
sehr viel mehr miteinander verbindet, als das mit 
denen der Fall ist, mit denen Sie jetzt in einer 
Koalition sitzen müssen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Die Bestellung einer Frau zum Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft wirft beim bisherigen 
Bundesbildungsminister und seinem Parlamentari-
schen Staatssekretär natürlich die Frage auf, ob es 
nicht ein Erfolg unserer Modellversuche für Frauen 
in Männerberufen ist, daß hier zum erstenmal eine 
Frau in dieses Amt berufen wurde. Nicht nur aus 
diesem Grund versprechen wir Sozialdemokraten 
eine sehr sachliche Zusammenarbeit. Aber wir wer-
den Ihre Arbeit natürlich sehr kritisch begleiten. 

Wir sind bereit, Beifall zu zollen, wenn der Beifall 
angebracht ist. Aber wir verbinden damit auch die 
Hoffnung, daß Sie, Frau Minister Wilms, der bil-
dungspolitischen Kompetenz des Bundes in dieser 
neuen Rolle einen höheren Wert beimessen, als Sie 
das in der Opposition unter dem Druck z. B. der B- 

Länder aus Süddeutschland tun konnten und getan 
haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat Ihnen 
das denn aufgeschrieben?) 

Ich vermute, daß Sie ein großes Interesse daran 
haben — das gilt auch für den Kollegen Pfeifer, der 
sich ja früher häufig anders äußerte —, sich nicht 
selber den Boden unter den Füßen wegzuziehen 
und Bildungspolitik des Bundes durch Ihr eigenes 
Handeln oder Unterlassen faktisch überflüssig zu 
machen. 

Wir haben aus der Regierungserklärung nur sehr 
wenig über bildungspolitische Absichten entneh-
men können, wenn man davon absieht, daß man 
aus dem Nebel, den der Bundeskanzler über einen 
„Neuanfang" verbreitet hat, auch Leitlinien oder 
Orientierungen für die Bildungspolitik herausde-
stillieren könnte. Aber wir müssen — und da Frau 
Wilms hier noch nicht gesprochen hat, mußte ich 
das tun — in früheren Papieren nachlesen und die 
Praxis in unionsregierten Ländern untersuchen, 
wenn wir hier zu dem Stellung nehmen wollen, was 
uns von seiten der Union auf bildungspolitischem 
Sektor erwartet. Vieles davon läßt Schlimmes er-
warten. 

Im Grundsatzprogramm der CDU heißt es in Zif-
fer 29: 

Gerechtigkeit verlangt, Gleiches gleich und Un-
gleiches ungleich zu behandeln. 

Es drängt sich die Frage auf, ob das heißt, daß Sie 
die Bildungschancen auch ungleich verteilen wol-
len — so nach dem Motto: dem Arztsohn der Stu-
dienplatz in Medizin und dem Arbeiterkind der Lei-
sten, bei dem der Schuster in Zukunft zu bleiben 
hat. 

Oder zu der Frage Erziehung zum mündigen 
Staatsbürger! Soll das nach dem Motto von Herrn 
Mayer-Vorfelder gehen, der gesagt hat: „Wir müs-
sen z. B. mal kritisch überprüfen, ob wir nicht einer 
überzogenen Demokratisierung gehuldigt haben", 
oder nach dem Motto von Kultusminister Maier aus 
Bayern, der gesagt hat, die Mitwirkung von Eltern 
und Schülern dürfe nicht zu einer Verwischung der 
Verantwortlichkeiten führen? Oder geht das nach 
dem Motto des neuen Bundeskanzlers, der sich 
noch im Juni 1982 zur Prügelstrafe geäußert hat: 

Dort, wo früher einmal die Hand ausrutschte, 
das war auch nicht angenehm, aber das war 
nach einer Stunde vergessen. Jetzt wird das 
penibel nachgetragen, aktenkundig gemacht. 
Die Zeche zahlen die Schüler — damit der Fall 
ganz klar ist: ganz gewiß nicht jene, die glau-
ben, daß dieses neue Rechtsmittel uns mehr 
Freiheit gebracht hat. 

Soll das heißen, darf man daraus lesen, daß der 
Bundeskanzler durchaus dafür ist, daß ab und zu in 
den Schulen in Deutschland dem Lehrer die Hand 
ausrutscht? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie werden so 
langsam albern!) 
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Kuhlwein 
Ich frage mich auch, ob Bildungspolitik nach frü-

heren Äußerungen der neuen Bundesbildungsmini-
sterin zur Mitbestimmung erfolgen soll, wo sie — 
aber vielleicht ist das auch eine Jugendsünde gewe-
sen — mal gesagt hat: 

Man muß dem Arbeiter klarmachen, daß er 
sich selbst einen Bärendienst erweist, wenn er 
dazu beiträgt, das innerbetriebliche Verfahren 
weiter zu komplizieren. 

Ist das Ihr Demokratieverständnis, Frau Kollegin 
Wilms? Wenn Sie sagen, es war eine Jugendsünde, 
will ich das gern darunter abbuchen. Aber Sie wer-
den natürlich noch mit vielen Jugendsünden in die-
sem Hause konfrontiert werden. 

Wir haben die Ausbildungsplatzsituation in den 
letzten Monaten sehr eingehend und sehr häufig 
diskutiert und auch in diesem Hohen Hause dazu 
eine Debatte gehabt. Die Union hat uns, als sie in 
der Opposition saß, immer vorgeworfen, wir würden 
die Situation dramatisieren. Wir haben jetzt die Bi-
lanz dieses Ausbildungsjahres vorliegen und müs-
sen feststellen, daß 36 000 Jugendliche bei den Ar-
beitsämtern noch immer als auf der Suche nach 
einem Ausbildungsplatz registriert sind. 36 000! Das 
ist nicht nur eine statistische Zahl, sondern dahin-
ter verbergen sich 36 000 Einzelschicksale von Jun-
gen und Mädchen, die sich die Finger wundge-
schrieben haben, die 10, 20, 30 Bewerbungen losge-
lassen haben, die zu x Einstellungsgesprächen ge-
wesen sind, die Tests mitgemacht haben, 36 000 ein-
zelne junge Menschen, denen in diesem Jahr bisher 
der Einstieg in die Gesellschaft verwehrt wird, ob-
wohl viele den jungen Leuten vorwerfen, sie peilten 
eigentlich den Ausstieg aus der Gesellschaft an. 
Deswegen muß man diese Zahl so dramatisch se-
hen, wie sie es verdient, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Zuruf von der CDU/CSU: 
Schuld daran sind die Sozialdemokraten! 
— Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Unter wel

-cher Regierung ist denn die Zahl zustande 
gekommen?!) 

Was in der Regierungserklärung darüber steht, 
scheint uns äußerst dürftig. 

Zu der Ankündigung des Abbaus sogenannter 
ausbildungshemmender Vorschriften ist schon eini-
ges gesagt worden. Ich möchte, Frau Kollegin 
Wilms, daran erinnern, daß die alte Bundesregie-
rung auf Druck des Deuschen Industrie- und Han-
delstages die Ausbildereignungsverordnung ge-
streckt und die Fristen verlängert hat, weil wir da-
von ausgingen, daß damit zusätzliche Ausbildungs-
plätze geschaffen werden können. Heute müssen 
wir feststellen, daß das leider weitgehend Fehlan-
zeige gewesen ist. So wird es Ihnen mit allen soge-
nannten ausbildungshemmenden Vorschriften ge-
hen, weil es Teilen der Wirtschaft nur darum geht, 
sozialpolitische Fortschritte der letzten 13 Jahre zu-
rückzudrehen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Welchen Teilen? — Zwei Millio

-

nen Arbeitslose!) 

Meine Damen und Herren, die Wirtschaft hat im 
Bereich der Berufsausbildung ihre Pflicht in die-
sem Jahr nicht erfüllt — 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Ach du gro

-

ßer Gott!) 

die Pflicht, die ihr vom Bundesverfassungsgericht 
im Urteil zum Ausbildungsplatzförderungsgesetz 
vom Dezember 1980 auferlegt wurde, wo es aus-
drücklich hieß, daß es Aufgabe der Wirtschaft ist, 
jedem Jugendlichen, der das will, einen Ausbil-
dungsplatz zur Verfügung zu stellen. 

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen zum 
BAföG machen. Zum Schüler-BAföG ist hier von 
den Kollegen Engholm und Frau Fuchs das meiste, 
was notwendig ist, gesagt worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war auch 
genug!) 

Nun sind wir sehr gespannt darauf, wie Sie beim 
Schüler-BAföG etwa Leistungsnachweise einführen 
wollen. Dies ist ja von der Union sehr häufig öffent-
lich gefordert worden. Vielleicht gibt es dann in 
Bayern einen Bonus, weil dort das Schulsystem an-
geblich strenger ist, so daß alle bayerischen Schüler 
dann auch mit 3,5 noch in den Genuß von BAföG 
kommen. Ich frage mich, wie Sie verantworten wol-
len, daß Lehrer bei der Zensurengebung gleichzei-
tig über das soziale Schicksal von Kindern mitent-
scheiden müssen. r 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kein Beifall!) 

Der frühere niedersächsische Kultusminister 
Remmers hat für die Landesregierung in Nieder-
sachsen eindeutig gesagt, daß er es für falsch halte, 
für Sitzenbleiber künftig keine Unterstützung nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz mehr zu 
zahlen. Wir teilen diese Auffassung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Förderung 
zum Generaldirektor!) 

Die Frage der Umstellung der Studentenförde-
rung auf Volldarlehen ist vom Kollegen Blüm in der 
Öffentlichkeit in einer Art und Weise kommentiert 
worden, daß man nur von einem Skandal sprechen 
kann. Der Kollege Blüm soll nach einem Zitat in der 
„Westfälischen Rundschau" gesagt haben: Für mich 
hat das vor allem eine Konsequenz: weniger Dauer-
parker in der Bonner Innenstadt. Meine Damen 
und Herren, das hat der sogenannte Arbeitsmini-
ster öffentlich vertreten. Dies ist ein Schlag ins Ge-
sicht der Arbeiterkinder, die nur mit öffentlicher 
Förderung überhaupt studieren konnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich frage mich, ob Sie mit der Umstellung auf 
Volldarlehen wirklich wollen, daß Studenten nach 
Abschluß des Studiums mit einem Schuldenberg 
von 40 000 DM im Durchschnitt in eine relativ unge-
sicherte Zukunft gehen. Frau von Braun-Stützer hat 
im Zusammenhang damit einiges zu den Proble-
men der Bürokratisierung gesagt. Sie hat auch dar-
auf hingewiesen, welch schwierigen Start junge 
Akademiker dann haben werden, wenn sie z. B. eine 
Wohnung kaufen oder mieten wollen, wenn sie z. B. 
ein Auto kaufen wollen, um zum Arbeitsplatz zu 
kommen. In einer solchen sozialen Situation wer- 
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Kuhlwein 
den sie von keiner Bank in der Bundesrepublik 
Deutschland einen Kredit bekommen. 

Einige Bemerkungen noch zum Hochschulbau. 
Dem Bundesminister Engholm war es gelungen, 
trotz einer sehr schwierigen Ausgangslage im 
Herbst 1980 die Finanzierung des Hochschulbaus 
durch den Bund wieder kräftig aufzustocken. Wir 
haben im Jahre 1982 900 Millionen DM zur Verfü-
gung gestellt. Für 1983 waren 1 Milliarde DM ge-
plant. Frau Kollegin Wilms, das soll erst einmal 
überboten werden! Wenn Sie es schaffen, das zu 
überbieten, finden wir es gut. Wir werden aber sorg-
fältig beobachten, was dann mit den Geldern pas-
siert, ob damit wirklich zusätzliche Studienplätze 
geschaffen werden, oder ob, wie der bayerische Mi-
nisterpräsident das heute morgen angekündigt hat, 
ein großer Teil der Mittel in den Ausbau des Klini-
kums Regensburg fließen wird — der Ministerprä-
sident von Bayern, der den Kanal nicht voll kriegen 
kann. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Es kann auch nicht Aufgabe des Hochschulbauför-
derungsgesetzes sein, die gesundheitliche Versor-
gung in Ostbayern sicherzustellen. Das muß der Mi-
nisterpräsident von Bayern in seiner Verantwor-
tung aus anderen Mitteln finanzieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nun haben Sie, Frau Kollegin Wilms, vorgestern 
eine erste Erfolgsmeldung produziert, die bei nähe-
rem Hinsehen ein Schmücken mit fremden Federn 
gewesen ist. Vielleicht war es auch eine erste Pan-
ne. So etwas kann ja am Anfang einmal passieren. 
Wenn Sie erklärt haben, Sie hätten es geschafft, 
weitere 200 Millionen DM für den Hochschulbau 
zur Verfügung zu stellen, dann ist das natürlich 
eine Ente. Denn diese 200 Millionen DM waren be-
reits von der alten Bundesregierung und dem Bun-
destag in der alten Koalition im Rahmen dieser 
900 Millionen DM Bundesmittel für den Hochschul-
bau beschlossen worden. Sie haben bisher keine 
Mark mehr dafür flüssig machen können. Das 
ginge ja auch nicht; denn es gibt ja keinen neuen 
Haushalt und keinen Nachtragshaushalt. Also, wir 
bitten im Interesse der Redlichkeit darum, daß sol-
che sogenannten Erfolgsmeldungen in Zukunft 
nicht mehr passieren. 

Wir fragen Sie, wie Sie sich in der Frage der Öff-
nung der Hochschulen verhalten werden. Wir wis-
sen, daß der Numerus clausus in diesem Jahr auch 
für die Rechtswissenschaften droht. Wir fragen die 
neue Bundesregierung, ob sie an der Öffnung der 
Hochschulen festhalten will und ob der neue Bun-
deskanzler, so wie Helmut Schmidt 1977 das getan 
hat, sich mit den Ministerpräsidenten der Länder 
zusammensetzen wird, um zu erreichen, daß die 
Hochschulen auch bei den geburtenstarken Jahr-
gängen in den nächsten Jahren durch Überlasten 
einen Beitrag dazu leisten, daß auch dort entspre-
chende Bildungsangebote gemacht werden. Diese 
Initiative können die Studenten in der Bundesrepu-
blik von Ihnen erwarten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann stehen sie 
alle vor dem Arbeitsamt!) 

Die letzte Bemerkung: zu einem Komplex, den 
schon Frau von Braun-Stützer angesprochen hat. 
Wir fragen Sie, ob Sie als Bundesbildungsministe-
rin inhaltlich hinter den Forderungen in der Fort-
schreibung des Bildungsgesamtplans stehen. Wir 
fragen Sie, was Sie tun wollen, um für die geburten-
starken Jahrgänge bundesweit Angebote in Berufs-
ausbildung, Schule und Hochschule zu sichern. Wir 
fragen Sie, was Sie tun wollen, um für die Auslän-
derkinder bundesweit Möglichkeiten zu schaffen, 
sie ins Bildungssystem zu integrieren. Und wir fra-
gen Sie, wie Sie sich zu den Modellversuchen ver-
halten wollen, und was die Bundesregierung dazu 
beitragen will, um diese Kompetenz des Bundes 
auszuspielen und nach dieser Kompetenz des Bun-
des Innovation und Reform im Bildungswesen zu 
sichern. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU]: Wir fragen Sie, was Sie mit dem 

Geld gemacht haben!) 

Die SPD wird auch in der Opposition an der Bil-
dungspolitik der sozialliberalen Koalition festhal-
ten. Diese Bildungspolitik ist insgesamt richtig und 
erfolgreich gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere Maßstäbe werden sein: Ausbildung für 
alle; finanzielle Förderung für die, die sonst aus 
sozialen Gründen auf weiterführende Bildung ver-
zichten müssen — wir nennen das Chancengleich-
heit —; Öffnung der Bildungseinrichtungen, vor al-
lem der Hochschulen; Verbesserung der Qualität 
und Vermittlung auch von Fähigkeiten für die volle 
Teilhabe aller am gesellschaftlichen Leben; und 
Humanisierung und Demokratisierung des Bil-
dungswesens. 

Wir werden, Frau Kollegin Wilms, Ihre Politik an 
diesen Maßstäben messen. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Daweke. 

Daweke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich wollte mich in meiner Rede 
eigentlich auf das einstellen, was der Kollege Kuhl-
wein vorgetragen hat. Ich wollte mit Ihnen, Herr 
Kuhlwein, gern über die Frage streiten, wie man 
trotz leerer Kasse eine vernünftige Bildungspolitik 
betreiben kann. Ich sehe mich außerstande, auf die-
ses Sammelsurium von merkwürdigen Zitaten, die 
Sie da aus der Kiste gezogen haben, zu antworten. 
Wenn man gewohnt war, Redenschreiber zu haben, 
merkt man, wenn man sie nicht mehr hat. Das 
wirkt sich bei vielen Kollegen offensichtlich ganz 
dramatisch aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich setze mich deshalb mit Frau von Braun-Stüt-
zer auseinander, weil Sie eine Reihe konkreter 
Punkte genannt haben, die wir, wie ich glaube, dis-
kutieren sollten. 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Klejdzinski? 

Daweke (CDU/CSU): Selbstverständlich. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Kollege Daweke, da 
Sie eingangs meinen Kollegen kritisiert haben, 
frage ich: Sind Sie denn in der Lage, mir darzule-
gen, wie Ihre Bildungspolitik bei leeren Kassen aus-
sieht und welche Alternativen Sie besonders in die-
ser Regierung entwickeln, um Bildungspolitik zu 
machen? 

(Zuruf des Abg. Dr.-Ing. Kansky [CDU/ 
CSU]) 

Daweke (CDU/CSU): Das werde ich gleich tun. Ich 
werde Ihnen sagen, wie wir das in der Fraktion 
sehen; und Frau Dr. Wilms, die nach mir reden wird, 
wird Ihnen sagen, wie die Bundesregierung diese 
Aufgabe lösen wird. Warten Sie einen Moment; ich 
komme darauf zu sprechen. 

Ich will mich jetzt gern mit Frau von Braun-Stüt-
zer auseinandersetzen. Sie haben auch die Tren-
nungslinien, die wir haben, beschrieben. Das wird 
für uns ein Problem werden. Ich will auch sagen: 
Jedermann weiß, daß Sie zu denen gehört haben, 
die die neue Regierung nicht wollten. Es ist ja übri-
gens interessant, daß derjenige in Ihrer Fraktion, 
der jetzt die Mehrheitsentscheidung trägt, kein 
Fernsehen bekommt, wie es Frau Matthäus-Maier 
bekommt. Die hat ja ihr eigenes Team dabei, damit 
heute abend klar ist — — 

(Zuruf von der SPD: Neidisch?) 

— Nein, nein; ich bin gar nicht neidisch. Ich finde es 
nur interessant, wie die Medien jemanden behan-
deln, der sich loyal verhält und mitarbeitet, und wie 
man so exotische Typen behandelt, die hier von Ba-
sis reden, während übrigens zur gleichen Zeit im 
Fernsehen gemeldet wird, daß die Basis gerade die 
Dame aufgefordert hat, bitte nicht wieder zu kandi-
dieren. Das finde ich sehr interessant. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine aber, daß wir das, was sich hier an 
Konfliktpunkten andeutet, lösen können, Frau Kol-
legin von Braun-Stützer. — Ich will jetzt auch gern 
auf die Frage von Herrn Klejdzinski eingehen und 
bitte, ein paar Gedanken vortragen zu können, die 
unseren Weg beschreiben. 

Zunächst einmal glaube ich, ein Problem, das hier 
ja den ganzen Tag über diskutiert worden ist, ist 
von Frau Matthäus eben richtig beschrieben wor-
den, nämlich die Frage, ob wir eine Philosophie 
sozusagen für Politik ohne Geld haben. Sie haben 
zu Recht gesagt, das sei zum Schluß das große Pro-
blem in der alten Koalition gewesen. Das wird auch 
nirgendwo so deutlich wie in der Bildungspolitik, 
bei der im übrigen noch erschwerend hinzukommt, 
daß wir im Grunde genommen das Bildungssystem 
vom Beschäftigungssystem abgekoppelt haben. 
Darin besteht ein Riesenproblem. Als Stichworte 
nenne ich nur einmal die Lehrerarbeitslosigkeit 
und die Juristenschwemme mit allem, was da auf 
uns zukommt. Wir haben 27 % Abiturienten in Nord

-

rhein-Westfalen und fast 40 % in Bremen — vom 
Beschäftigungssystem sozusagen abgekoppelt. 

Aber ich glaube, es gibt ja auch bei leeren Kassen 
Chancen. Es gibt z. B. eine Menge Bildungsrefor-
men, die wir machen müssen, die gar nicht teuer 
sein müssen. Ich möchte Ihnen einige Beispiele 
nennen. Sie haben uns ja gefragt, ob und wie wir 
die Modellversuche weiterführen wollen. Ich könnte 
mir beispielsweise sehr gut vorstellen, daß man ein-
mal in Kooperation mit einem Bundesland testet, 
ob wir nicht etwa Bildungsreform im Hinblick auf 
die reformierte Oberstufe — also Reform der Re-
form — machen sollten. Ich finde es schade, daß die 
jungen Leute so wenig Geschichte lernen. Ich finde 
es schade, daß sie sprachunfähig geworden sind, 
daß sie riesige Schwierigkeiten mit Englisch oder 
Französisch haben. Wir reden von Europa, und die 
Leute sind sprach-los. Das finde ich nicht gut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage  Ihnen ganz offen: Da bekommen wir 
auch Ärger mit den eigenen Kultusministern. Sol-
che Kritik hören die nicht gerne. Da sitzen wir alle 
übrigens in einem Boot, aber wir können Signale 
setzen, und das kostet nichts. Wir müssen Qualität 
machen. Ich denke, daß das die Chance ist, die wir 
haben. 

Nun möchte ich versuchen, zu sagen, welche drei 
Schwerpunkte mir wichtig erscheinen. Das erste 
Problem ist das der Ausbildungsplätze. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

Dann, wenn wir es nicht lösen, entlassen wir die 
Menschen aus der Schule in die Arbeitslosigkeit. 
Das entspräche einer Gesellschaft, die brutal ist, 
und die will ich nicht. Es wäre furchtbar, wenn das 
die Perspektive würde. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das macht ja einen Teil der Resignation aus, und 
deshalb ist dies das Problem Nummer eins. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord
- neten der SPD) 

Da nützt das, was Sie, Herr Kuhlwein, ausgeführt 
haben, gar nichts. Notwendig ist aber etwa, daß wir 
die ausbildungshemmenden Vorschriften beseiti-
gen. 

(Zurufe von der SPD) 

Dazu hat übrigens schon der Altbundeskanzler eine 
Menge vernünftige Gedanken geäußert. 

(Zuruf von der SPD: Hat er immer!) 

Nur Frau Fuchs hat das alles offensichtlich gar 
nicht gelesen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Sie hat eben in aufgeregter Weise Sachen erzählt, 
die so überhaupt nicht stimmen. 

Ich möchte ein anderes Beispiel nennen, an das 
man herangehen muß. Viele Betriebe im Friseur-
handwerk haben sich heute auf Damen- oder Her-
renfriseur spezialisiert. Da muß man sich einmal 
das Berufsbild ansehen. Die Betriebe dürfen nur 
Damen- und Herrenfriseure ausbilden; für die Aus- 
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bildung müssen beide Zweige berücksichtigt wer-
den. Das führt dazu, daß viele Betriebe die Leute 
nicht nehmen können, weil sie entweder nur Her-
ren- oder nur Damenfriseure brauchen. Das ist ein 
ganz kleines Beispiel, aber wenn wir das Berufsbild 
änderten, würde das bei diesen Betrieben einen 
Ruck geben können. Ich glaube nicht, daß Sie auf 
diesem Gebiet den großen Coup erwarten dürfen. 
Was Sie erwarten können, sind viele kleine Schritte, 
die in die richtige Richtung zeigen, in die Richtung, 
in der die Ausbildungsplatzsituation zu bereinigen 
ist. 

(Eine SPD-Abgeordnete meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Es tut mir leid, ich habe nur noch acht Minuten, 
und die brauche ich. 

Das zweite Gebiet, auf dem wir dringend etwas 
tun müssen, ist das des drohenden Numerus clau-
sus. In dieser Priorität sind wir uns, glaube ich, 
einig. Wir haben zu vergegenwärtigen, daß wir 
Mitte der 80er Jahre 1,3 Millionen Studenten haben 
werden. Da wälzt sich ein Strom von jungen Leuten 
in diesen tertiären Bildungsbereich, von denen wir 
nicht genau wissen, wie sie später unterzubringen 
sind, zumal sie hohe Erwartungen haben. 

Herr Kuhlwein, das, so hätte ich gefunden, hätten 
Sie vielleicht im Rückblick noch einmal darstellen 
müssen: das, was Sie in der Bildungspolitik seit 
1969 wollten — das war j a erste Priorität —, und 
das, was dabei herausgekommen ist. Dazu haben 
Sie nun überhaupt nichts gesagt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Sie hatten zwar eigentlich gute Gründe, sind aber, 
wie ich finde, an der Tatsache gescheitert, daß Sie 
nicht nur mit den Mitteln nicht klargekommen sind, 
sondern daß Ihnen eben auch die Philosophie ka-
puttgegangen ist. 

Ich glaube, in diesem Zusammenhang müßten 
wir auch einmal darüber diskutieren, ob wir das 
Hochschulrahmengesetz mittelfristig nicht refor-
mieren. Ich finde, daß es z. B. für die Frage des 
Numerus clausus und die Entwicklung an den 
Hochschulen wichtig ist, wie der Hochschulzugang 
in Zukunft gestaltet sein wird. Ich bin von der priva-
ten Hochschule des Herrn Schily in Herdecke faszi-
niert. Die lassen nämlich nur solche Leute zu, die 
die Voraussetzung der Berufspraxis erfüllen. Die 
verkoppeln den Einstieg in die Medizinerausbil-
dung in Herdecke mit einem berufspraktischen 
Jahr. 

(Beifall des Abg. Bahner [CDU/CSU]) 

Da entscheiden die Leute auf Grund der Fähigkei-
ten, sich mit Kranken zu beschäftigen, menschliche 
Qualitäten zu entwickeln. Es ist ja ungeachtet der 
Eins im Abitur nicht unbedingt gesagt, daß das 
einer ist, der das auch kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Gut, dann wollen wir einmal überlegen, ob das 
nicht ein Weg ist, der wesentlich fairer ist als dieses 
aus meiner Sicht hirnrissige System mit den Ein

-

sen und Zweien, das dazu führt, daß einer, wenn er 
eine Eins hat, sozusagen fast Medizin studieren 
muß, weil er sonst von der ganzen Familie für ver-
rückt erklärt wird. Das, finde ich, wäre im Zusam-
menhang mit dem Hochschulzugang ein wichtiger 
Punkt für die nächsten Jahre. 

(Kuhlwein [SPD]: Woher wollen Sie die 
Praxisplätze nehmen?) 

— Entschuldigung, das lösen die da auch vor Ort. 
Das ist doch das allergeringste Problem. Wenn ich 
mir so das Klinikum Aachen angucke, dann stelle 
ich fest, daß wir da eine Menge unterbringen kön-
nen. Was meinen Sie wohl! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Dritter Schwerpunkt aus meiner Sicht: Wir müs-
sen die Universitäten in der Forschungspolitik und 
vor allen Dingen in der Grundlagenforschung wie-
der auf einen Stand bringen, mit dem wir uns inter-
national sehen lassen können. Das Bildungsmini-
sterium, Frau Dr. Wilms, ist ein Ministerium für Bil-
dung und Wissenschaft. Eigentlich müßten wir aus 
unserer Sicht, so denke ich jedenfalls, sagen: Es ist 
ein Ministerium für Wissenschaft und Bildung. 
Denn die Kompetenzen sind nun einmal so, daß die 
für die Bildung Zuständigen in den Ländern sitzen. 
Aber Wissenschaftspolitik ist etwas, mit dem die 
SPD in den letzten Jahren nichts anfangen konnte. 
Mit Wissenschaft hatte die nichts am Hut. Alles war 
Lehre, Lehre, Lehre; immer mehr Leute lehrten. 
Aber eine Hochschule, die nicht forscht und aus der 
die Ergebnisse kommen, so wie sie jetzt sind, weil 
dort oft nur gelehrt wird, wird auf Dauer natürlich 
nicht lebensfähig sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 

Deshalb sind wir dringend gehalten, die For-
schungspolitik so umzustellen, daß wir die Grundla-
genforschung fördern, daß wir Graduiertenförde-
rung machen, daß wir für den Mittelbau Perspekti-
ven eröffnen, wobei die dem Mittelbau Zuzurech-
nenden aber auch rotieren müssen. Da haben Sie 
nichts zustande gekriegt. Sie haben es zwar ange-
kündigt, daß Sie es machen wollten, 

(Kuhlwein [SPD]: Und eingeleitet!) 

aber gekommen ist nichts. — Hören Sie, ich merke 
ja jetzt, wo wir plötzlich Mehrheitsfraktion sind — 
d. h., das waren wir schon immer, aber jetzt in der 
Regierung —, daß man etwas machen kann; das ist 
ja traumhaft. Man muß sagen: Man will es, dann 
geht es. Aber Sie haben es nicht gemacht, Sie haben 
immer nur angekündigt, was Sie machen wollten. 
Das, was Sie angekündigt und was Sie dann auch in 
einen Gesetzentwurf gegossen haben, betraf die 
verfaßte Studentenschaft. Da wollen Sie die Bayern 
und die Baden-Württemberger zwangsweise in die 
verfaßte Studentenschaft bringen, als sei das das 
Kernproblem der deutschen Hochschullandschaft. 
Das ist doch lächerlich! Sie haben sich vor den 
eigentlichen Fragen gedrückt, Nebenkriegsschau-
plätze aufgemacht und zum Schluß nur noch Hin-
haltetaktik betrieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 



7398 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. Oktober 1982 

Daweke 
Ich darf zum Schluß noch ein anderes und für 

mich wichtiges Problem ansprechen: Ich glaube, 
daß wir uns auch überlegen sollten, ob wir den stu-
dentischen Wohnraumbau nicht wieder fördern. 
Die letzte Bundesregierung hat dies abgeschafft. Es 
ist aber für Hochschulstandorte eines der Kern-
probleme, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

in den Ballungsgebieten ein großes Problem. Da 
kann man sich einmal flexible Modelle überlegen. 
Die Mainzer Staatsregierung macht das z. B. mit 
dem Bauherrenmodell, dem von vielen Leuten ver-
pönten Bauherrenmodell. Nur, das funktioniert. 

(Kuhlwein [SPD]: Wer bezahlt das?) 

— Mir ist ziemlich egal, wer das bezahlt, Hauptsa-
che, die kriegen eine Bude. Denn wie wollen Sie 
hier die Qualität auch des Studiums verbessern, 
wenn die Leute bis zu 80 Kilometer pendeln oder 
überhaupt nicht die Arbeits- und Lebensbedingun-
gen haben, die sie brauchen? Das halte ich für einen 
wichtigen Punkt. 

Ich kann Ihnen wegen der Kürze der Zeit leider 
kein Tableau bringen und Ihnen nicht den ganzen 
Katalog von wichtigen Maßnahmen vorstellen, von 
denen ich glaube, daß wir sie anpacken müssen. Ich 
meine nur — das war aus meiner Sicht der ent-
scheidende Punkt — , daß es nicht so ist, daß in Zei-
ten leerer Kassen nichts geht. Man kann vielmehr 
etwas machen; man kann Qualität schaffen. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal auf Ihre 
BAföG-Diskussion eingehen. Herr Kuhlwein, was 
war denn die Alternative, die Sie aufgezeigt haben? 
Ich erinnere mich noch sehr gut: Staatssekretär 
Granzow hat erzählt, BAföG sei finanziell 1983 noch 
gesichert. Das war die Perspektive, die Sie hatten: 
elf Monate. Danach war nichts mehr gesichert. Was 
war denn die Alternative? Die Alternative war, daß 
Sie bei 1,3 Millionen Studenten die Bedarfssätze 
immer weiter heruntersetzen. Ich muß Ihnen ganz 
ehrlich sagen: Ein Student, der 600 DM Darlehen 
bekommt, kann wenigstens überwintern. Wenn er 
aber nur 100 DM bekommt, kann er davon nicht 
leben und nicht sterben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das ist doch die Perspektive gewesen. Demgegen-
über halte ich das, was wir jetzt vorschlagen und 
worüber wir diskutieren müssen, für ein Angebot. 

Frau Fuchs ist leider nicht mehr hier. Ich weiß 
nicht, wo die Dame lebt. Wenn ich dort, wo ich woh-
ne, mit Arbeitern diskutiere und ihnen sage, daß ich 
den Chefarzt im Krankenhaus demnächst BAföG 
zurückzahlen lasse, bekomme ich nur Beifall. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Sie müsen in Kreisen verkehren, in denen die Leute 
eine etwas andere Mentalität haben. Wo ich wohne, 
bekomme ich für diesen Vorschlag jedenfalls nur 
Beifall. Wir wollen einmal sehen, wie die Arbeiter 
darüber denken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte Ihnen, Frau Kolle-
gin von Braun-Stützer, zunächst für Ihre sehr inter-
essante Rede danken. Es gibt zwischen uns hoffent-
lich noch hinreichend Gelegenheit, miteinander 
über die verschiedenen Punkte, die Sie hier aufge-
zählt haben, zu diskutieren und miteinander zu 
überlegen, was vielleicht im Rahmen dieser Koali-
tion schon jetzt oder mittelfristig zu realisieren 
oder jedenfalls anzulegen ist. Ich biete Ihnen wirk-
lich auch auf diesem Feld ein sehr enges und inten-
sives Gespräch über all diese Fragen an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Kuhlwein, Sie haben mir zunächst 
einige freundliche Avancen gemacht. Dafür be-
danke ich mich. Ich hoffe, daß wir miteinander in 
eine vernünftige und sachbezogene Diskussion 
kommen, daß Sie auch aus der Opposition heraus 
viele — sicherlich kritische — Argumente vorbrin-
gen. Ich biete aber auch Ihnen an, ruhig und sach-
bezogen miteinander zu diskutieren. 

Was Zitate angeht, verehrter Herr Kollege Kuhl-
wein, so möchte ich Sie bitten, vorsichtig damit um-
zugehen und genau zu prüfen, ob sie stimmen und 
in welchem Zusammenhang die Außerung erfolgte. 
Man kann mit Zitaten auch Schiffbruch erleiden. 

Herr Kollege Kuhlwein, ich habe in Ihren Aus-
führungen und auch in den Ausführungen meines 
Vorgängers im Amt, des Kollegen Engholm, heute 
morgen aber eigentlich etwas vermißt. Ich habe ver-
mißt, daß Sie von den Belastungen sprechen, die Sie 
uns hier hinterlassen und vor denen die jungen 
Menschen heute stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Davon habe ich heute eigentlich noch nichts gehört. 
Weder Sie noch Herr Engholm noch Herr von Doh-
nanyi, der heute morgen ebenfalls zu diesem 
Thema sprach, haben davon gesprochen, daß wir 
200000 jugendliche Arbeitslose haben. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Sie haben nicht davon gesprochen, welch schlechte 
Berufschancen junge Menschen angesichts der de-
solaten Wirtschaftslage haben. Sie haben nicht da-
von gesprochen, daß die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses keinesfalls optimal ist, 
weil wir in einer schlechten wirtschaftlichen Lage 
stehen. Sie haben auch nicht davon gesprochen, 
welchen zukünftigen Belastungen die Jugend durch 
die allzuhohe Staatsverschuldung, vor der wir heute 
stehen. ausgesetzt ist. 

Ich hätte eigentlich erwartet, daß Sie auch einmal 
das Erbe aufzeigen, das Sie uns hinterlassen haben. 
Es ist kein einfaches Erbe, das wir hier antreten. 
Wir müssen jetzt unter bildungspolitischen Ge-
sichtspunkten und unter Berücksichtigung sozialer 
Aspekte versuchen, die Zukunftschancen für die Ju-
gend auszubauen — im Sinne einer individuellen 
Förderung, einer personalen Entwicklung und so- 
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zialer Gerechtigkeit, die auch Eigenverantwortung 
mit einschließt. 

Meine Damen und Herren, die Politik der alten 
Bundesregierung erzwingt in der Bildungspolitik 
eine neue Weichenstellung. Wir müssen versuchen, 
unter den veränderten wirtschaftlichen, finanziel-
len und demographischen Rahmenbedingungen die 
Probleme zu lösen, vor denen wir stehen. Lassen 
Sie mich vier Probleme, vor denen wir stehen, nen-
nen: 

Erstens: Wir brauchen für alle Jugendlichen Aus-
bildungsplätze; denn noch bis Mitte der 80er Jahre 
stehen wir vor den geburtenstarken Jahrgängen, 
bevor dann die Nachfrage wieder nachläßt. 

Zweitens. Die steigenden Studentenzahlen bis 
etwa Mitte der 90er Jahre stellen die Hochschulen 
vor eine grolle Herausforderung. Und auch wir sind 
gefordert. 

Drittens. Angesichts der derzeitigen Massenar-
beitslosigkeit fragen sich viele Jugendliche, welche 
Berufschancen sie nach der Ausbildung haben, 
auch nach einem Hochschulstudium. Auch dies 
werden wir neu bedenken müssen. 

Viertens. Wie können wir angesichts leerer öf-
fentlicher Kassen sinnvolle, an Leistung und sozia-
ler Lage orientierte Bildungsförderung betreiben? 

Bildungspolitik im Dienste junger Menschen 
heißt: Erziehung und Bildung müssen sich wieder 
stärker auf geistige Orientierung richten. Sie müs-
sen Lebenssinn, Bewußtsein für Geschichte und un-
ser kulturelles Erbe vermitteln. Den jungen Men-
schen muß geholfen werden, ihren Standort zu fin-
den, Würde und Freiheit, Rechte und Pflichten zu 
erkennen. Junge Menschen dürfen nicht nur An-
sprüche vom Staat einfordern, sie müssen auch 
selbst dazu beitragen, ihre eigenen Zukunftschan-
cen zu nutzen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Bildungsanspruch und Leistungsbereitschaft gehö-
ren zusammen. Bildungsangebote sind immer auch 
persönliche Herausforderungen. Auch in Bildungs-
fragen stehen Anspruch und Verantwortung in 
Wechselbeziehung zueinander. 

Staatliche Bildungspolitik muß Voraussetzungen 
für optimale Bildungsangebote schaffen. Gesamt-
staatliche Bildungspolitik — und das ist auch ein 
Fehler der vergangenen Jahre gewesen — muß das 
enge Zusammenwirken mit  der Finanzpolitik, der 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, aber auch der 
Sozial- und Familienpolitik und nicht zuletzt der 
Wissenschafts- und Forschungspolitik sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erlauben Sie mir, zu einigen dieser Probleme ein 
paar Anmerkungen zu machen: Wir brauchen für 
die Jugend — da sind wir uns alle einig — in den 
nächsten Jahren eine große Zahl zusätzlicher Aus-
bildungsplätze; denn wir wissen alle: Qualifizierte 
Bildung ist der beste Schutz vor Arbeitslosigkeit. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Die berufliche Bildung in Betrieb und Schule wird 
deshalb ein zentrales Anliegen der Bildungspolitik 
dieser Bundesregierung sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die jungen Menschen brauchen Ausbildungsplätze, 
weil sie berufliche Perspektiven haben wollen. 

(Zuruf von der SPD: Ein bißchen konkre

-

ter!) 

— Beruhigen Sie sich, das kommt schon. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ach, das interessiert Sie nicht. Wissen, es ist not-
wendig — — 

(Zuruf von der SPD: Wir wollen das kon

-

kreter hören!) 

— Herr Kollege, es ist notwendig, daß man sich 
auch in der Politik an bestimmten Maßstäben 
orientiert; sonst verliert man sich nämlich in den 
Details. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD]: Wir sind hier nicht in der Schule!) 

Ich sagte, daß die jungen Menschen Ausbildungs-
plätze brauchen und daß die Wirtschaft Fachkräfte 
braucht, wenn sie im Wettbewerb bestehen will. 

(Zuruf von der SPD: Das wissen wir alle! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ihr Schreien zeugt davon, daß Sie offensichtlich 
gar nicht wissen, wovon die Rede ist. 

(Wehner [SPD]: Machen Sie es doch kür

-

zer! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Zu Beginn des neuen Ausbildungsjahres waren 
noch 36 000 Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag. 
Allerdings war auch eine große Zahl von Ausbil-
dungsplätzen unbesetzt. — Dieses Gesamtergebnis 
ist besser, als zu Beginn des Jahres von vielen vor-
ausgesagt, befürchtet worden ist. 

(Zuruf von der SPD) 

Allerdings sind noch nicht alle Sorgen beseitigt. 

Wir dürfen auch hier einmal feststellen, daß sich 
das duale System der Berufsausbildung unter 
schwierigsten Bedingungen bewährt hat. Wir wer-
den dieses duale System weiter stärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch für die nächste Zeit müssen jedoch noch 
alle Signale auf Förderung der Ausbildungsbereit-
schaft in den Betrieben stehen, nicht nur für jetzt, 
sondern auch für die nächsten Jahre. Ich meine — 
und ich wiederhole hier, was ich schon häufig ge-
sagt habe —, mit Drohungen wie etwa denen von 
Ausbildungsumlagen kann man die Betriebe nicht 
locken. Dadurch werden die Betriebe belastet, neue 
Bürokratien errichtet. Was wir jetzt brauchen, sind 
Hilfen für die Betriebe, daß sie noch mehr angeregt 
werden, Ausbildungsplätze auch weiterhin zur Ver-
fügung zu stellen. Ich meine, die Leistung der ver-
gangenen Jahre ist eine Gemeinschaftsleistung der 
ausbildenden Wirtschaft, aber auch der Gewerk-
schaften, der Arbeitsverwaltung und des Staates. 
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Ich möchte an dieser Stelle auch einen besonderen 
Dank den Ausbildern in den Betrieben sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit diesem Dank an alle Beteiligten in der Wirt-
schaft verbinde ich die Bitte, in den nächsten Jah-
ren in den Bemühungen nicht nachzulassen, son-
dern alles zu tun, um den noch nicht untergebrach-
ten Jugendlichen eine faire Ausbildungschance zu 
geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Zuruf von der SPD: 
Wie?) 

An die Jugendlichen appelliere ich, bei Schwierig-
keiten nicht vorschnell aufzugeben, sondern sich 
weiter zu bemühen. Wer — und das ist zum Teil 
unser Problem — mehr Schwierigkeiten hat als an-
dere junge Menschen, wer einseitig begabt, wer 
noch nicht berufsreif oder wer behindert ist, muß 
besonders gefördert werden. Auch Ausländerkinder 
brauchen ihre Lebenschancen und zum Teil beson-
dere Förderung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Wir werden die in diesen Bereichen begonnenen 
guten Programme für Problemgruppen fortführen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Denn es gehört zu den Maximen unserer Bildungs-
politik: Förderung der Benachteiligten und Heraus-
forderung der Begabten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Deshalb werden wir uns auch um eine Stärkung 
aller Weiterbildungsbemühungen bemühen; denn 
wir wissen, daß die Ausbildung heute nicht mehr 
für ein ganzes Berufsleben reicht. Wer sich für eine 
praktische Berufsausbildung entscheidet, muß auch 
Aufstiegschancen haben. Deshalb werden wir die 
Vielfalt der beruflichen Fort- und Weiterbildungs-
möglichkeiten erhalten und stärken, indem wir auf 
betriebliche Maßnahmen besonderes Gewicht le-
gen. 

Lassen Sie mich ein zweites Problem nennen, das 
auch Herr Kuhlwein und Frau von Braun-Stützer 
angesprochen haben. Wir wissen, daß die Hoch-
schulsituation in den nächsten Jahren ganz beson-
ders problematisch wird, weil erst jetzt die gebur-
tenstarken Jahrgänge allmählich in die Hochschu-
len einziehen. Die jungen Menschen sind besorgt 
über die Ankündigung einer Verschärfung des Nu-
merus clausus. Zur Zeit haben wir bereits über eine 
Million Studenten, und es werden in den nächsten 
Jahren wahrscheinlich etwa 1,3 Millionen junge 
Studenten sein. Die Bundesregierung wird  mit  den 
Ländern auf der Grundlage des Beschlusses der Re-
gierungschefs von Bund und Ländern von 1977 zur 
Sicherung der Ausbildungschancen der jungen Ge-
neration nach Wegen suchen, um die Ausweitung 
von Zulassungsbeschränkungen auf immer mehr 
Fächer so weit wie eben möglich zu vermeiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Der Vorwurf, den ich auch heute morgen hier von 
dieser Seite des Hohen Hauses, von der SPD, hörte, 
wir seien für eine Schließung des Bildungswesens, 
ist absurd und gehört wohl in die Abteilung SPD-
Wahlkampf. 

(Zuruf bei der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Die Überlastmaßnahmen, denen die Hochschulen 
heute schon unterworfen sind, müssen fortgesetzt 
werden, und die Bundesregierung wird die Länder 
hierbei durch die verstärkte Finanzierung des 
Hochschulbaus unterstützen. Zulassungsbeschrän-
kungen dürfen unserer Meinung nach nur dort ver-
hängt werden, wo sonst die Qualität von Lehre und 
Forschung gefährdet wäre. Ich bitte hiermit die 
Hochschulen, sich auch dieser Mehrbelastung zu 
stellen, und ich denke — damit appelliere ich auch 
an Studenten — , daß eine Verkürzung und eine 
Straffung der Studienzeiten unerläßlich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Der Grundlagenforschung werden wir ganz be-
sonderes Augenmerk zuwenden, weil sie ein wichti-
ger Motor für wirtschaftliches Wachstum und damit 
für die Schaffung von Arbeitsplätzen ist. Grundla-
genforschung ist für uns Zukunftsinvestition. Wir 
werden sie deshalb nicht kürzen, sondern verstär-
ken und uns gemeinsam mit den Ländern um ein 
forschungsfreundliches Klima bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Ich hoffe hier auch auf eine enge Zusammenarbeit 
mit dem Kollegen Riesenhuber. 

In diesem Zusammenhang werden wir auch in 
besonderer Weise die Förderung des wissenschaft-
lichen Nachwuchses vorantreiben. Nur eine gezielte 
Förderung der besonderen Begabungen und Lei-
stungen sichert die für die Zukunft unseres Landes 
unerläßliche wissenschaftliche und praktische Eli-
te. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Absicht der Bundesregierung, die Ausbil-
dungsförderung grundsätzlich zu überprüfen, ist, 
wie gar nicht anders zu erwarten war, auf Kritik 
gestoßen. Ich bin gerne bereit, sachlich über alles zu 
diskutieren, halte allerdings billige Polemik, wie sie 
zum Teil auch heute in diesem Hause deutlich wur-
de, für unangemessen und auch für schlecht gegen-
über der Jugend, die von uns eine nüchterne und 
klare Auseinandersetzung erwartet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP) 

Alle Bildungspolitiker — meine Damen und Her-
ren, ich betone: alle Bildungspolitiker — von allen 
Seiten dieses Hauses wußten und wissen, daß das 
Schüler-BAföG in der heutigen Form als Folge der 
Finanzpolitik der bisherigen Bundesregierung 
nicht mehr in dem gleichen Umfang wie bisher ge-
währt werden kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
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Leere Kassen zwingen uns zum Umdenken, und 
das wußte auch mein Vorgänger im Amt, Herr Kol-
lege Engholm. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das Volk auch!) 

Wenn alle Bereiche heute zur Einsparung gezwun-
gen sind, dann kann auch das Schüler-BAföG nicht 
ausgenommen werden. 

(Kuhlwein [SPD]: Wir haben doch schon 
gespart!) 

Die CDU/CSU hat 1969 gerade auch die Schülerför-
derung gewollt und mit verabschiedet. Das möchte 
ich hier auch noch einmal in Erinnerung rufen. 

(Zuruf von der SPD: Theorie und Praxis!) 

Im Hintergrund stand damals die Überlegung, auch 
Kinder aus bildungsfernen Elternhäusern zu einer 
weiterführenden Bildung zu ermuntern. Wir dürfen 
heute feststellen, daß dies weitgehend gelungen ist. 
Ich finde es — erlauben Sie mir diese Bemerkung 
— fast ein bißchen beleidigend und diffamierend, 
wenn immer wieder von den „armen Arbeiterkin-
dern" die Rede ist. 

(Zuruf von der SPD: Die sind auch arm!) 

Ich glaube, daß der Facharbeiter in Deutschland 
heute stolz darauf ist und stolz darauf sein kann, 
seine Kinder auch ohne staatliche Beihilfen zur 
Schule schicken und weiterbilden zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wissen auch, daß die Arbeiterschaft heute sehr 
bildungsbewußt ist. Wir leben doch nicht mehr im 
19. Jahrhundert. Gott sei Dank leben wir nicht mehr 
in dieser Zeit. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch gar nicht 
das Problem! — Kroll-Schlüter [CDU/CSU] 
[zur SPD weisend]: Die leben immer noch 

drin!) 

— Ja, wir nicht mehr. 

(Zurufe von der SPD) 

Probleme ergeben sich dort, wo geringer verdie-
nende Eltern, insbesondere mit mehreren Kindern, 
angesprochen sind. Deshalb werden wir gerade für 
diesen Personenkreis auch keine Kürzung des Kin-
dergeldes vorsehen. Das werden Sie morgen von 
meinem Kollegen Geißler noch im Detail hören. 
Auch beim BAföG werden wir klare Härteregelun-
gen vorsehen. 

(Zuruf von der SPD) 

Es ist kein Kahlschlag beabsichtigt, sondern aus 
finanz- und bildungspolitischen Gründen die not-
wendige Konzentration der Förderung auf die 
Schüler und ihre Eltern, die besondere Aufwendun-
gen — etwa infolge auswärtiger Unterbringung — 
für die Ausbildung zu tragen haben. 

Wir prüfen auch, ob wir die Studierenden des zwei-
ten Bildungsweges in der Förderung halten kön-
nen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Frau Bundesminister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord-
neten Schmidt? 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ich möchte zu Ende kommen. — Kein 
begabtes Kind wird aus finanziellen Gründen auf 
den Besuch einer weiterführenden Schule zu ver-
zichten brauchen. Deshalb halte ich den Vorwurf, 
den ich heute hörte und den man auch in Presseer-
klärungen schon las, wir wollten ein Dreiklassenbil-
dungsrecht, für völlig verfehlt. 

(Zuruf von der SPD: Wollen Sie auch!) 

Er stammt, so glaube ich, aus der Mottenkiste des 
Marxismus. Die sollten Sie schon lange geschlossen 
haben. 

(Wehner [SPD]: Sparen Sie sich doch sol

-

chen Quatsch!) 

— Im Ausland kennt man übrigens überhaupt 
keine vergleichbaren Regelungen, wie die des Schü-
ler-BAföG, noch nicht einmal in dem von Ihnen so 
hoch gelobten Land Schweden. 

(Zuruf von der SPD) 

— Schweden ist uns von Ihnen immer als ein Mu-
sterland dargestellt worden. 

Wir beabsichtigen darüber hinaus den Aufbau 
einer Begabtenförderung für Schüler, um gerade 
den begabten jungen Menschen eine besondere 
Chance zu geben, die sie von ihrem Elternhaus her 
vielleicht nicht erhalten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Über diese Einzelheiten einer solchen Begabtenför-
derung muß sicherlich noch ausführlich diskutiert 
werden. Wir werden uns diesem Thema intensiv zu-
wenden und hierbei — auch in Abstimmung mit 
den Ländern — konkrete Vorstellungen entwik-
keln. 

Die Koalitionsverabredung, meine Damen und 
Herren, sieht auch eine Umstellung des Studenten-
BAföG auf Darlehensbasis vor. Das BAföG war ur-
sprünglich nur auf Zuschußbasis angelegt. Die älte-
ren Kollegen wissen es. Der damalige Bundesmini-
ster und heutige Bürgermeister von Dohnanyi hat 
übrigens schon 1974 veranlaßt, daß von dem Zu-
schuß ein Teil nur noch als Darlehen gegeben wird, 
obwohl man vorher auch seitens der SPD die an-
dere Lösung hoch gepriesen hatte gegenüber dem 
Honnefer Modell von Anno dazumal. 

Meine Damen und Herren, auch hier kommen 
wir an eine Grenze: Die steigenden Anforderungen 
an die Ausbildungsförderung — nämlich die stei-
genden Studentenzahlen — und die leeren Staats-
kassen sprengen das System der Studentenförde-
rung. Auch dies ist keine Novität. Jeder, der sich 
damit beschäftigt, weiß es sehr genau. Eine unge-
prüfte Weiterführung des bisherigen Systems 
würde nämlich dazu führen, daß immer weniger 
Studenten immer weniger Geld bekommen können, 
was letztendlich niemandem mehr hilft. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Wer diese Chance eines von der Allgemeinheit fi-
nanzierten Hochschulstudiums hat und ein entspre-
chendes Einkommen erzielt, sollte deshalb in Zu-
kunft durch Rückzahlung dazu beitragen, daß nach- 
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folgende Jahrgänge dieselben Chancen erhalten. 
Ich finde, es muß auch ein Stück Solidarität zwi-
schen der jetzigen und der künftigen Generation 
eingefordert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden dafür Sorge tragen — — 

(Kuhlwein [SPD]: Wissen Sie, wann das er

-

ste Geld zurückfließt?) 

— Hören Sie doch erst einmal zu Ende zu. 

Wir werden dafür Sorge tragen, daß die Rückzah-
lungsmodalitäten für das in Anspruch genommene 
Darlehen nach den Gesichtspunkten der Zumutbar-
keit geregelt werden und daß sichergestellt wird, 
daß keiner wegen der späteren Darlehenshöhe von 
einem Studium abgehalten wird. 

Meine Damen und Herren, es kann doch nicht 
gerecht sein — lassen Sie mich das auch noch ein-
mal sagen —, daß diejenigen, die nicht studiert ha-
ben — dies ist der größte Teil der deutschen Arbeit-
nehmer —, den Lebensunterhalt derjenigen finan-
zieren, die diese Chance haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

und daß diejenigen, die durch ihr Studium unzwei-
felhaft einen sozialen und finanziellen Statusvor-
sprung haben, von dem übrigen Teil der Bevölke-
rung subventioniert werden. Das kann wohl auch 
nicht ganz stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Wenn Sie von der SPD dazwischenrufen, darf ich 
Sie vielleicht daran erinnern, daß der frühere Bun-
deskanzler, der Herr Kollege Schmidt (Hamburg), 
ja auch mehrfach die Umstellung des Studenten-
BAföG auf Darlehen gefordert hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Er hat dies damals auch damit begründet — das ist 
nachzulesen in Protokollen und auch in Schrif-
ten —, daß es dem Arbeitnehmer nicht zugemutet 
werden kann, das Studium für eine letztlich durch 
Studium doch privilegierte Schicht zu zahlen. 
Daran möchte ich Sie wirklich erinnern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Frau von Braun-Stützer, Sie haben angedeutet, daß 
man über ein Gebührenmodell für das Studium 
nachdenken müsse. Ich biete Ihnen gerne an, dar-
über nachzudenken. Wir wissen, daß das nicht von 
heute auf morgen zu realisieren ist. Aber ich finde, 
wir sollten über dieses Thema sehr ernsthaft nach-
denken. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend noch folgendes sagen: Wir sollten unsere 
Bürger nicht für dumm verkaufen, wenn wir von 
Bildung sprechen. Die Bürger sind heute doch infor-
miert genug, um zu wissen, worum es in der Bil-
dungspolitik geht. Es geht doch um die Bildung und 
Befähigung des jungen Menschen, sein Leben als 

Persönlichkeit zu gestalten und seine Umwelt aktiv 
mitzuprägen. Es geht um ein vielfältig gegliedertes 
und differenziertes Bildungssystem, das jedem ein-
zelnen Chancen bietet. Es geht um die Förderung 
der Benachteiligten und um die Herausforderung 
der Begabten und Leistungsfähigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Es geht um die Einsicht, daß Bildung kein billiges 
Geschenk ist, sondern durch Leistung und Verant-
wortung erworben werden muß. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab-
geordnete Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Bundeskanzler, 
wer Ihre gestrige Regierungserklärung aufmerk-
sam verfolgt hat und den von Ihnen vorgetragenen 
Text mit dem vergleicht, was als Ergebnis der Ko-
alitionsgespräche zwischen CDU/CSU und FDP zu 
Papier gebracht worden ist, dem fällt Ihre große 
Bescheidenheit oder aber Ihre Verschleierungsab-
sicht auf; denn der Bundeskanzler hat an konkreten 
Ankurbelungsmaßnahmen für die Schaffung von 
Arbeitsplätzen schon an zweiter Stelle Impulse für 
den Wohnungsbau mit Programmen zur Bauspar-
zwischenfinanzierung, zur Eigentumsbildung und 
zum Bau von Mietwohnungen genannt, aber kein 
einziges Wort über das Mietrecht, über das Boden-
recht, über die Bodensteuer und über das Wohngeld 
verloren. 

Dabei gibt es nun aber ganz präzise formulierte 
Absichten der konservativen Koalition. Uns haben 
diese Koalitionsvereinbarungen zur Demontage der 
Mieterrechte und zur Plünderung der Mieter-Porte-
monnaies so tief getroffen, daß wir nichts unver-
sucht lassen werden, unseren Bürgern die Wirklich-
keit vor Augen zu führen, die gegen deren Interes-
sen entstehen wird. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Für wie dumm halten Sie eigentlich 

die Mieter?) 

Horst Ehmke hat als Hauptredner der SPD-Bun-
destagsfraktion schon deutlich gemacht, wie wir die 
Oppositionsrolle verstehen und annehmen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Wir sagen, was mit uns geht. Wir lehnen ab, was 
unvernünftig ist, und wir werden Alternativen auf-
zeigen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Darauf warten 
wir!) 

Im wohnungspolitischen Bereich fange ich ein-
mal mit einigen positiven Feststellungen an: 

Erstens. Eine Bausparzwischenfinanzierung für 
Bauherren oder Ersterwerber einer Eigentumswoh-
nung oder eines Siedlungshäuschens für die eige-
nen Wohnzwecke befürworten wir. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
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Wir schlagen eine solche Bausparzwischenfinanzie-
rung auch unsererseits ausdrücklich vor 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das hätten Sie vor

-

her machen können!) 

und stellen fest, Herr Dr. Möller, daß das ein Vor-
schlag ist, den wir im Mai 1981 zum erstenmal ge-
macht haben. Die FDP war dagegen. Nun scheint es 
ihr opportun zu sein, mitzumachen. Gleichwohl, wir 
werden auch mitmachen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Deswegen war die 
Wende auch erforderlich!) 

Zweitens. Eine Förderung selbstgenutzten Wohn-
eigentums wird von Sozialdemokraten, wie Sie wis-
sen, keinesfalls abgelehnt. Im Gegenteil: Wir haben 
sowohl mit den Bestimmungen und den Geldern für 
den sozialen Wohnungsbau als auch im Steuerrecht 
— ich erinnere an § 7 b — Impulse bewirkt. Aller-
dings bleiben wir dabei, daß wir einen zielgenaue-
ren Einsatz öffentlicher Gelder und eine gerechtere 
Verteilung von Subventionen verlangen; denn nach 
wie vor sind wir der Auffassung, daß nicht demjeni-
gen am meisten Förderung zustehen sollte, der dar-
auf von seinem Einkommen her am wenigsten an-
gewiesen wäre. Nunmehr schlägt die Regierung als 
zusätzliches Förderinstrument steuerliche Erleich-
terungen vor, die den Trend verstärken werden, daß 
die Gutbetuchten begünstigt und die Durchschnitts-
verdiener im Vergleich dazu benachteiligt werden. 

Drittens. Maßnahmen zur Förderung des 
sozialen Mietwohnungsbaus in Verdichtungsräu-
men — das klingt nicht nur gut, das ist schon fast 
sozialdemokratisch. Ich finde es zwar eigenartig, 
daß unsere Vorschläge für ein Sonderprogramm für 
zweimal 30 000 Sozialwohnungen in Ballungsgebie-
ten von der FDP ebenfalls abgelehnt worden ist, 
weil der soziale Wohnungsbau angeblich keine Auf-
gabe mehr sei. Nunmehr scheint das aber doch not-
wendig zu sein. Wir sind hinsichtlich Ihrer Ankün-
digung allerdings dennoch etwas skeptisch; denn 
Sie sagen nichts über den Weg, zu neuen bezahlba-
ren Mietwohnungen zu kommen. Auf Ihre konkre-
ten Vorschläge sind wir deshalb gespannt. Wenn 
diese konkreten Vorschläge, Herr Minister Schnei-
der, solider sind als ein Bauprogramm im zweiten 
Förderweg, kombiniert mit dem Bauherrenmodell 
— ein Modell, das die Ausplünderung des Staates 
bedeuten würde —, können Sie sicher sein, daß wir 
uns nicht verweigern werden. 

Abgesehen von den grundsätzlichen Bedenken 
gegen eine rückzahlbare sogenannte Zwangsanlei-
he: Sie werden doch wohl nicht im Ernst behaupten 
wollen, daß Sie soziale Mietwohnungen aus einem 
Teil der angeblich 2,5 Milliarden DM betragenen Fi-
nanzmittel aus dieser Anleihe finanzieren wollen. 
Das würde ja bedeuten, daß nach drei Jahren oder 
ab 1987, wenn Sie den Besserverdienenden die An-
leihe wieder zurückzahlen, der dicke Hammer für 
die Mieter hinterherkäme mit ganz drastischen 
Mieterhöhungen, weil Sie ja Zinsen auf Mittel erhe-
ben müßten, die bisher zinsfrei waren. 

Meine Damen und Herren, damit hat es sich auch 
schon mit Ihren Vorschlägen, die teilweise und bei 
konkreter Beratung die Zustimmung der Sozial

-

demokraten finden könnten oder finden werden. 
Die weitaus gravierenderen Einschnitte sollen al-
lerdings im Mietrecht, im Bodenrecht und beim 
Wohngeld erfolgen. Hier kündigen wir allerdings 
schärfsten Widerstand an. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sowohl die CDU/CSU als auch die FDP haben in 
den letzten Jahren immer wieder gefordert, die 
Mieten freizugeben, den sozialen Wohnungsbau 
einzustellen bzw. Sozialwohnungen auf den Markt 
zu überführen und eine soziale Absicherung über 
ein stark verbessertes Wohngeld vorzunehmen. Ab-
gesehen davon, daß wir diese grundsätzliche Hal-
tung nicht teilen und sie auch kaum für mit dem 
grundgesetzlichen Gebot eines demokratischen und 
sozialen Rechtsstaats für vereinbar halten, verlas-
sen Sie selbst Ihre eigenen Theorien; denn Sie wol-
len Mieterschutzrechte drastisch abbauen, eine 
Strategie der Mieterhöhungen fördern 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Wo steht das?) 

und gleichzeitig das Wohngeld kürzen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Jetzt bleiben Sie 
doch bei der Wahrheit!) 

Unter dem Stichwort „Liberalisierung des Miet-
rechts" soll offensichtlich verschleiert werden, daß 
sich der Vermieter künftig befreien kann von den 
für ihn vielleicht lästigen, verfassungsmäßig und 
sozial aber dringend gebotenen Bindungen des Ei-
gentums. Die neokonservative Regierung will und 
wird eine Politik betreiben, die die Wohnung als 
beliebige Ware betrachtet, und den Ertrag aus die-
ser Ware will sie zum einzigen Maßstab staatlicher 
Rahmenbedingungen machen. 

Wo bleibt die Schutzwürdigkeit des Lebensmittel-
punkts vieler Millionen von Familien? 

(Beifall bei der SPD) 

Was ist mit dem Ausgleich der Interessen von Ver-
mietern und Mietern? Wo und auf welche Weise 
werden die wirklichen Investitionshemmnisse des 
Baugeschehens beseitigt, z. B. durch eine Bekämp-
fung von Spekulation oder eine Bestrafung von Bo-
denhortung? Davon ist bei Ihnen nirgendwo die 
Rede. Es wird so getan, als seien die in den Woh-
nungen lebenden Menschen Investitionshemmnis-
se. 

(Cronenberg [FDP]: Quatsch!) 

Im Mittelpunkt soll aber doch der Mensch stehen. 

Im einzelnen schlägt die neue Koalition vor, die 
tragenden Säulen unseres — bis auf eine Stimme — 
einstimmig angenommenen Mietrechts anzusägen. 
Wenn man Säulen ansägt, dann stürzt logischer-
weise ein solides Gebäude ein. 

Sie wollen erstens den Wohnraumkündigungs-
schutz für die Mieter in Ein- und Zweifamilienhäu-
sern gänzlich beseitigen. Das trifft etwa 1,5 Millio-
nen Mietparteien. 

Sie wollen zweitens, daß der Kündigungsschutz 
leicht umgangen werden kann durch auf fünf Jahre 
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abzuschließende Zeitmietverträge, die nicht an 
enge Voraussetzungen geknüpft sind. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das hat Herr 
Schmude auch vorgeschlagen!) 

— Wir hatten dreijährige Zeitmietverträge vorgese-
hen und außerdem dann enge Voraussetzungen. 

Drittens. Sie wollen, daß die Mieten in Altbaube-
ständen stark steigen, nämlich durch die Zulassung 
von programmierten Mieterhöhungen bei der Neu-
vermietung von Altbauwohnungen, sogenannte 
Staffelmieten im Altbestand. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Möller [CDU/ 
CSU]) 

Viertens. Sie wollen die Vergleichsmiete eben-
falls durch die Zeitmietverträge umgehen, weil Zeit-
mietverträge natürlich jeweils einen Neuabschluß 
darstellen. 

Fünftens. Sie wollen den Begriff der Vergleichs-
miete auf die teuersten Mieten der letzten drei 
Jahre beschränken. 

Sechstens. Sie wollen Wohnungen aus dem eige-
nen Bestand als Vergleichswohnungen zulassen. 
Das bedeutet folgendes. 

(Abg. Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Dr. Jahn, ich habe leider keine Zeit, Zwi-
schenfragen zu beantworten. — Großvermieter 
brauchen weiter nichts zu tun, als in ihren Wohnun-
gen drei Mieter zu suchen, die zur höheren Miet-
zahlung bereit und in der Lage sind, und schon dür-
fen alle anderen Mieter ebenfalls zur Kasse gebe-
ten werden. 

Siebentens. Der Schutz vor Verdrängung aus der 
bisherigen Wohnung und vor Umwandlungshaien 
wird weiter zurückgedreht, er wird jedenfalls nicht 
verstärkt. Der Schutz vor Herausmodernisierung 
bisheriger Mieter wird stark beschädigt. 

Alles in allem also: Alles, was von der soziallibe-
ralen Koalition als Schutz vor den erbarmungslosen 
Auswirken des sogenannten Lücke-Plans der 60er 
Jahre geschaffen worden ist, soll mit kurzen Feder-
strichen bis zur Unkenntlichkeit zurückgedreht 
werden in einen Freiwild- und Mieterhöhungsme-
chanismus, der breiteste Schichten unserer Bevöl-
kerung ganz empfindlich treffen wird. 

Etwa 10 bis 15 Milliarden DM Mieterhöhungen 
sollen die Umverteilung von unten nach oben be-
werkstelligen. Es wird also in dieser Höhe Kauf-
kraft abgeschöpft. Und Wohngeldkürzungen um 
10 % tun ein Übriges dazu. Damit wird aus einer rei-
nen Ideologie des Ertrages heraus wirtschaftlich, 
sozial und rechtlich Unvernünftiges in die Wege ge-
leitet. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Arbeitsplätze im Konsumgüterbereich werden ge-
fährdet, ohne daß ersichtlich wäre, daß die Erträge 
aus den Mieterhöhungen wirklich wieder investiert 
werden. 

Meine Damen und Herren, unter dem Vorwand, 
mehr Investitionen in den Neubau von Eigenhei

-

men und Geschoßwohnungen lenken zu wollen, ver-
stärken Sie die Attraktivität der Spekulation mit 
Altbauten und bestehenden Sozialwohnungen. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Sehr wahr!) 

Das Bauherrenmodell wird von Ihnen keines-
wegs angegangen. Selbst eine bescheidene Rück-
schneidemöglichkeit, die Beseitigung der Mehr-
wertsteueroption, soll, wie man hört, wieder aufge-
hoben werden, obwohl erwiesenermaßen die Ab-
schreibungs- und Verlustzuweisungsmöglichkeiten, 
die die Besserverdienenden in Anspruch nehmen, 
für den Staat weitaus teurer sind als die Förderung 
von Wohnungen und Eigenheimen im sozialen Woh-
nungsbau. 

Wohngeldkürzungen werden — das will ich der 
Vollständigkeit halber bemerken — übrigens kei-
neswegs zur Eindämmung von Sozialleistungen 
führen. Denn Bund und Länder werden zwar die zig 
Millionen einsparen, aber Sie wissen auch, wie viele 
unter den Wohngeldempfängern gleichzeitig Sozial-
hilfe beziehen. Und für das, was an Wohngeld nicht 
mehr gewährt wird, müssen dann Kreise und Ge-
meinden durch die Erhöhung des Zuschusses der 
Sozialhilfe zu den Wohnkosten eintreten. 

Dieses ganze unsoziale Konzept, das weder Frei-
heit für Millionen von Bürgern noch Gerechtigkeit 
noch gar Solidarität in der Gesellschaft bewirkt, 
wird keineswegs die Bauwirtschaft in Gang brin-
gen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Warten Sie ab!) 

Die Aushöhlung dringend notwendiger Schutz-
rechte wird im Gegenteil die Nachfrage einschrän-
ken, öffentliche Kassen beanspruchen und den so-
zialen Frieden beeinträchtigen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der ist von Ih

-

nen durch die fehlenden Wohnungen schon 
hundertmal beeinträchtigt, Herr Waltema

-

the!) 

Meine Damen und Herren, Sozialdemokraten be-
haupten nicht, daß sie nicht von sich aus bereit 
gewesen wären, einige Korrekturen an den soge-
nannten Rahmenbedingungen vorzunehmen. Wir 
verschweigen auch nicht, daß wir manche Schritte, 
die von uns Sozialdemokraten als falsch angesehen 
wurden, mitzugehen bereit waren, um auf anderen 
Feldern der Politik, beispielsweise der Beschäfti-
gungspolitik, eine Gegenleistung der FDP zu bewir-
ken. Wir stehen allerdings auch dazu, daß wir es für 
notwendig halten, manche Schutzrechte noch aus-
zubauen, z. B. den Schutz vor dem Herauskaufen 
oder dem Herausmodernisieren von Mietern aus ih-
ren Wohnungen, für die sie schließlich auch heute 
schon eine nicht geringe Miete zahlen müssen. 

Sozialdemokratische Wohnungspolitik geht auch 
künftig von folgendem aus: Wohnen müssen alle, 
und Eigentum wollen viele. Mieter müssen ge-
schützt werden vor Verlust, unangemessener Ver-
teuerung oder unzumutbarer Verwandlung ihrer 
Wohnung. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die Menschen 
müssen erst mal Mieter werden!) 
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Der soziale Wohnungsbau hat auch künftig die Auf-
gabe, Wohnraumversorgung zu angemessenen Be-
dingungen zu gewährleisten. Nachfrager nach 
selbstgenutztem Wohneigentum müssen durch Be-
kämpfung von Bodenspekulation und Bodenhor-
tung in die Lage versetzt werden, überhaupt bezahl-
baren Baugrund zu erwerben. Investitionen in den 
Wohnungsneubau sind steuerlich besser zu behan-
deln als Investitionen in den Bestand. Die steuerli-
che Förderung des selbstgenutzten Eigentums ist 
sozial gerechter, verwaltungsmäßig einfacher und 
familienfreundlicher zu gestalten. 

Mietwohnungen müssen dort gebaut werden, wo 
sie benötigt werden: in Ballungsgebieten und Städ-
ten. Die Fördermittel sind an die richtigen Orte, 
nicht an die besten Renditelagen zu lenken. Des-
halb werden wir Millionen von Mitbürgern, die zur 
Miete wohnen, nicht im Stich lassen. 

(Dr.-Ing- Kansy [CDU/CSU]: Die habt Ihr 
seit Jahren im Stich gelassen!) 

Wir werden Millionen von Menschen, die für sich 
Wohneigentum schaffen oder erwerben wollen, 
nicht alleine lassen. Die Wende in die Ausbeutungs-  
und Umverteilungsgesellschaft, in der sich einige 
auf Kosten der breiten Schichten bereichern kön-
nen durch die Tatsache, daß jeder Mensch auf eine 
Wohnmöglichkeit angewiesen ist, darf nicht statt-
finden. Die Pläne der neuen Regierung, soziale Un-
gerechtigkeit einzuführen, angemessene Wohnbe-
dingungen zum Luxus zu machen, Bodenspekulan-
ten zu schützen und Mieter zum Freiwild zu erklä-
ren, dabei Wohngeld abzubauen, aber Möglichkei-
ten zur steuerlichen Abschreibung für Vermögende 
auszubauen, dürfen nicht Wirklichkeit werden. Wir 
werden darum kämpfen, daß sie nicht Wirklichkeit 
werden. — Danke schön. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Im Ausschuß sind Sie viel sachlicher! 
— Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Den Ham

-
mer haben Sie schon gebraucht, jetzt fehlt 

nur noch die Säge!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, bevor ich dem nächsten Redner das Wort 
gebe, möchte ich mitteilen, daß die gemeldeten Re-
dezeiten nicht von jedem Redner unbedingt ausge-
nützt werden müssen. Er ist frei, auch kürzer zu 
reden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Waltemathe, Sie haben wieder einmal ein Horrorge-
mälde vorgeführt. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Sie haben den Eindruck erweckt, als ob die Mieter 
Ihnen das abnehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das waren die 
Bremer Stadtmusikanten!) 

Für so dumm können Sie j a eigentlich die Mieter 
gar nicht halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Politik der SPD-
Wohnungsbauminister der letzten Jahre — und das 
ist das Ergebnis, das wir heute feststellen müssen 
— hat zu weniger fertiggestellten Wohnungen und 
zu mehr Arbeitslosen im Bauhandwerk geführt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die Zahl der neuen Wohnungen ging rapide zurück, 
und die Zahl der arbeitslosen Bauarbeiter steigt be-
ängstigend immer mehr an. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Die Politik der letzten Jahre war dadurch ge-
kennzeichnet, daß sie die Marktkräfte systematisch 
geschwächt und statt dessen zu einer Anspruchs-
haltung geführt hat, die die Wohnungsinhaber ein-
deutig bevorzugt und die Wohnungssuchenden, ins-
besondere junge Familien und sozial Schwächere, 
vor die Tür verweist. 

(Conradi [SPD]: Wird die Wohnungsbaupo

-

litik nicht auch von den Ländern ge

-

macht?) 

Der frei finanzierte Wohnungsbau ist unwirtschaft-
lich und deswegen nahezu zum Erliegen gekom-
men. 

(Conradi [SPD]: Es ist nicht der Bund, das 
sind die Länder!) 

Der Sachzusammenhang zwischen der mangelnden 
Investitionsbereitschaft privater Bauherren und 
der Mietgesetzgebung ist offenkundig geworden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Jahn [Münster] [CDU/CSU]: So die Sach

-

verständigen!) 

Meine Damen und Herren, der Sozialwohnungs-
bau kann die entstandenen Versorgungslücken na-
türlich nicht schließen. Mit Kostenmieten von mehr 
als 20 DM pro Quadratmeter ist er an der Grenze 
der finanziellen Möglichkeiten längst angelangt. 
Meine Damen und Herren, die Ertragslage in der 
Bauwirtschaft ist nach den Worten des Präsidenten 
der Bauwirtschaft, Herion, nach dem Zweiten Welt-
krieg noch nie so katastrophal gewesen wie im 
Augenblick nach Ende dieser Regierung. 

(Conradi [SPD]: Deswegen müssen die 
Mieten steigen!) 

In den ersten sieben Monaten des Jahres 1980 
gingen 555 Baufirmen in Konkurs. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Bis zum Juli dieses Jahres waren schon 1219 Bau-
konkurse zu verzeichnen. 

(Zuruf des Abg. Jäger [Wangen] [CDU/ 
CSU]: Hört! Hört!) 

Der wirtschaftliche Verlust geht in die Milliarden. 
Die Sorge auf dem Bau erfaßt sowohl die Unterneh-
mer als auch die Bauarbeiter und insbesondere ihre 
Familien. Es war deshalb an der Zeit, die Woh-
nungsbaupolitik zu ändern, sie auf die bewährten 
Grundsätze von Adenauer und Lücke zurückzufüh- 
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ren, die sie sozial ausgewogen und wirtschaftlich 
schlüssig gestaltet und durchgeführt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, dieses Ziel ist in dem 
Koalitionsabkommen und in der Regierungserklä-
rung richtig erkannt und behutsam und folgerichtig 
angepackt worden. 

(Waltemathe [SPD]: „Behutsam" sagen 
Sie?) 

— Hören Sie doch zu, Herr Kollege Waltemathe! 
Wir haben Ihnen auch zugehört. 

Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt deshalb den 
wohnungspolitischen Teil der Koalitionsvereinba-
rungen mit Nachdruck als einen ersten Schritt zu 
einer hoffnungmachenden, erfolgversprechenden 
und entscheidenden Wende in der Wohnungspoli-
tik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erstens. Das Bauspar- und Zwischenfinanzie-
rungsprogramm, das Programm zur Förderung des 
Mietwohnungsbaus in Verdichtungsräumen und 
das Programm zur Förderung des selbstgenutzten 
Wohnungseigentums sind kurzfristige und schnell 
wirksame Maßnahmen, besonders geeignet, Bauar-
beiter wieder zu Arbeit und Brot zu bringen. 

Diese ersten Schritte dazu sind getan. Die von 
Beziehern von Einkommen über 50 000 bzw. 
100 000 DM geforderte obligatorische Anleihe er-
scheint mir als ein geeignetes, sozial ausgewogenes 
und ordnungspolitisch vertretbares Instrument für 
diesen Zweck, da die Mittel, ziel- und zweckentspre-
chend, ausschließlich für den sozialen Wohnungs-
bau verwendet werden. 

Zweitens. Der von der neuen Koalition vorgese-
hene Schuldzinsenabzug bei Neubauten von Einfa-
milienhäusern und Eigentumswohnungen wird den 
Eigenheimbau wieder nachhaltig in Schwung brin-
gen. Das haben Sie soeben bestätigt, Herr Kollege 
Waltemathe. Er ist j a durch die ideologische Verir-
rung der abgelösten Regierung Schmidt besonders 
empfindlich getroffen worden. 

(Waltemathe [SPD]: Ja so!) 

Nach wie vor — auch Sie haben das soeben ange-
deutet — ist die Nachfrage nach Wohnungseigen

-turn  ungebrochen. 

(Waltemathe [SPD]: Kinderkomponente!) 

80 bis 90% der Bürger wünschen sich privates Ei-
gentum. Aber nicht einmal 40 % haben Wohnungsei-
gentum erlangen können. 

Es wäre deshalb, Herr Bundeswohnungsbaumini-
ster, sehr zu begrüßen, wenn die neue Regierung 
den Grundsatz in § 1 des 2. Wohnungsbaugesetzes 
bekräftigen und neu mit Leben erfüllen würde, der 
das Ziel hat — ich zitiere —, „für weite Kreise der 
Bevölkerung breitgestreutes Eigentum zu schaf-
fen". Dieses Ziel ist mehr und mehr in Vergessen-
heit geraten oder bewußt aus den Augen verloren 
worden. Die neue Regierung setzt hier Gott sei 
Dank mit dem Schuldzinsenabzug neue Impulse 
und neue Akzente. Es ist nämlich auch zu erwarten, 

daß die höhere Auslastung der Bauwirtschaft die 
Steuerausfälle sicher ausgleichen wird. 

Drittens. Zum Mietrecht kann ich auf das verwei-
sen, was der Kollege Dr. Jahn am 8. September 1982 
zu der Beschlußempfehlung des Vermittlungsaus-
schusses für unsere Fraktion hier bekräftigt hat. 
Staffelmieten und Zeitmietverträge sind kleine 
Schritte zu mehr Vertragsfreiheit. Die Freiwillig-
keit ist wichtigster Kernpunkt dieser Regelung. 

(Conradi [SPD]: Die Freiwilligkeit der Ver

-

mieter! — Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: 
Hören Sie zu, Herr Conradi!) 

Denn niemand kann gezwungen werden, einen 
Staffelmietvertrag oder einen Zeitmietvertrag abzu-
schließen. Eine Kündigung, Herr Kollege Conradi, 
zum Abschluß eines solchen Mietvertrags ist 
ebenso ausgeschlossen wie die Kündigung zum 
Zweck der Mieterhöhung. 

Die Polemik, die gegen diese beabsichtigte Neure-
gelung entfacht worden ist, verunsichert und beun-
ruhigt bewußt und in erbärmlicher Weise die Mie-
ter. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Im trüben fischen!) 

Und was der Herr Sperling in diesen Tagen an auf-
hetzenden Parolen ausgegeben hat, kommt offen-
sichtlich aus der Mottenkiste des Klassenkampfs. 

(Zurufe von der SPD) 

Wer keinen Staffelmietvertrag oder keinen Zeit-
mietvertrag abschließen will, braucht es nicht. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr! — Conradi [SPD]: Er kann ja im Zelt 

wohnen!) 

Der Mieter hat also keine Nachteile, wenn er ein 
Staffelmietverlangen ablehnt. Es bleibt dann bei 
der Vergleichsmiete. 

(Lambinus [SPD]: Unverschämtheit!) 

Die Staffelmiete ist in größerem Rahmen wahr-
scheinlich nur für die Vermieter mit einem großen 
Mietwohnungsbestand von Bedeutung, etwa für Le-
bensversicherungsunternehmen. Der frühere Bun-
deskanzler hat diesen eine entsprechende Zusage 
gemacht. Jetzt sind diese Unternehmen aufgerufen, 
ihre Absichten oder vielleicht ihre Versprechungen 
wahrzumachen 

(Zuruf des Abg. Jahn [Marburg] [SPD]) 

und mit einem kräftigen Schub neue Mietwohnun-
gen zu bauen und damit zur Belebung des Woh-
nungsmarktes beizutragen. 

Die von der neuen Koalition vorgesehenen Ver-
besserungen des sozialen Mietrechts sind darauf 
ausgerichtet, einen gerechten und sozialen Aus-
gleich zwischen Mietern und Vermietern zu si-
chern. 

(Conradi [SPD]: Das ist unwahr!) 

Wir gehen davon aus, daß die Bundesregierung 
das Mietrechtsänderungsgesetz alsbald einbringt, 
damit es verabschiedet werden kann. 
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Ein Wort zum Wohngeld, Herr Kollege Waltema-

the. Das Wohngeld geht auf Paul Lücke zurück. Es 
ist seitdem ständig weiterentwickelt worden. Die 
vielen Novellen haben das Wohngeldrecht sehr 
kompliziert und in vielen Fällen auch unverständ-
lich gemacht. Ich betone: Das Wohngeld als aus-
schließlich auf die Person bezogene Leistung des 
Staates hat in einer neuen Wohnungsbaupolitik 
eine zentrale Bedeutung. 

(Conradi [SPD]: Deswegen wird es ge

-

kürzt!) 

— Ich sage deswegen, daß ich es begrüße, 

(Zuruf des Abg. Jahn [Marburg] [SPD]) 

daß es keine linearen Kürzungen geben wird, son-
dern daß durch strukturelle Änderungen bürokrati-
sche Kostensteigerungen abgebaut und in Zukunft 
vermieden werden. 

(Conradi [SPD]: Also: Mieten rauf, Wohn

-

geld runter!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich we-
gen der Kürze der Zeit nur noch drei Bemerkungen 
zu grundsätzlichen und langfristigen Problemen 
der Wohnungsbaupolitik machen. 

Erstens. Wir erwarten von der neuen Regierung, 
daß sie im nächsten Raumordnungsbericht insbe-
sondere zu den Fragen der Stadtflucht einerseits 
und der Landflucht andererseits Stellung nimmt. 
Die Probleme in den Ballungsrandzonen, in denen 
sich die gegenläufigen Ströme treffen, werden im-
mer drängender. Die bisherige Regierung hat 
hierzu auch nicht den Ansatz einer Lösung aufge-
zeigt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Leider 
wahr!) 

Zweitens. Das Bundesbaugesetz, die Landesbau-
ordnungen und viele Erlasse und Regelungen ha-
ben sich in den letzten Jahren mehr und mehr als 
„Bauverhinderungsrecht" erwiesen. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Die Grundüberholung und Straffung des Bundes-
baugesetzes ist überfällig. Die Bestimmungen über 
die Aufstellung und Änderung von Bebauungsplä-
nen müssen wesentlich vereinfacht, der § 34 muß 
zeitgerecht verändert, und auch der § 35 muß in sei-
ner Anwendung klarer und lesbarer werden. 

(Waltemathe [SPD]: Mehr Baufreiheit!) 

In den letzten 20, 30 Jahren ist in Gebieten mit 
Bebauungsplan unvergleichlich größerer Ärger als 
in Gebieten ohne Bebauungsplan produziert wor-
den. 

(Waltemathe [SPD]: Nur auf der Wiese darf 
gebaut werden!) 

Drittens. Die Neue Heimat hat das Prinzip der 
Gemeinnützigkeit sehr in Mißkredit gebracht. 

(Conradi [SPD]: Das Evangelische Sied

-

lungswerk genauso!) 

Das kann und darf aber nicht Anlaß sein, die Ge

-

meinnützigkeit über Bord zu werfen. Der gemein

-

nützige Wohnungsbau erfüllt zwischen Staat und 

Markt eine wichtige Funktion. Dies gilt es zu erhal-
ten, aber zeitgerecht fortzuentwickeln. Ob ein Woh-
nungswirtschaftsgesetz dazu erforderlich oder 
überflüssig ist, werden wir sorgfältig zu prüfen ha-
ben. Der von der gemeinnützigen Wohnungswirt-
schaft, insbesondere von den Wohnungsbaugenos-
senschaften, praktizierte Grundsatz der Hilfe zur 
Selbsthilfe sollte gefestigt und gekräftigt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die neue Bundesregie-
rung ist in der Wohnungsbaupolitik mit großem 
Schwung an die Arbeit gegangen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Die für den Wohnungsbau gegebenen Impulse sind 
schnell wirkende Initialzündungen mit positiver 
Ausstrahlung auch in andere Wirtschaftsbereiche, 
und diese machen Mut. 

Meine Damen und Herren, der frühere israeli-
sche Ministerpräsident Ben Gurion hat einmal ge-
sagt: Der Weg des geringsten Widerstandes ist nur 
zu Beginn gepflastert. — Die neue Regierung hat 
nicht diesen Weg beschritten, sondern mutig, fair 
und sozial ausgewogen einen schwierigen, aber not-
wendigen Schritt getan. Die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion wird sie dabei deutlich und kräftig beglei-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident, ich will versu-
chen, Ihre Anregung aufzugreifen, und möchte hier 
nur mit wenigen Stichworten das Notwendige sa-
gen, weil dies wohl nicht die Stunde ist, eine um-
fangreiche wohnungspolitische Debatte zu führen. 

Herr Kollege Waltemathe, wenn in der Regie-
rungserklärung nicht sehr viel Konkretes steht, 

(Zuruf von der SPD: Ja!) 

heißt das, daß die konkrete Ausgestaltung sowohl 
der mietrechtlichen Fragen als auch der Pro-
grammfragen in Bearbeitung ist. 

(Waltemathe [SPD]: Unverzüglich sogar!) 

— Natürlich, lieber Herr Waltemathe! Übrigens ha-
ben Sie eben auf mich einen so ungeheuer befreiten 
Eindruck gemacht, den Eindruck, daß Sie als Oppo-
sitionsabgeordneter endlich voll Ihre wohnungspo-
litischen Vorstellungen vertreten können. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Es ist sozusagen eine nachträgliche Rechtfertigung 
für den Koalitionswechsel, 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Ihnen diese Freude gemacht zu haben. 

(Zurufe von der SPD) 

— Seien Sie doch einmal ein bißchen ruhig! 

(Conradi [SPD]: Wir sind von Ihnen be

-

freit!) 
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Ich habe dem Präsidenten versprochen, hier nur 
wenige Stichworte anzusprechen, damit wir nach 
Hause kommen können. 

Herr Waltemathe, Sie haben eine Formulierung 
gebraucht, mit der Sie natürlich auch als Opposi-
tionsabgeordneter über das Ziel hinausgeschossen 
sind, die Formulierung, wir betrachteten die Men-
schen als Investitionshemmnisse. Das können Sie 
nicht so gemeint haben! 

(Waltemathe [SPD]: Sie behaupten, das 
Mietrecht lockern zu müssen, um investie

-

ren zu können!) 

Einige ganz wenige Klarstellungen für das Proto-
koll, weil Sie gemeint haben, hier mangelnde Konti-
nuität der FDP-Wohnungspolitik feststellen zu sol-
len. Dies ist nun in diesem Politikbereich überhaupt 
nicht der Fall; Sie alle wissen das ganz genau. 

Ein Bausparzwischenfinanzierungsprogramm, 
Herr Waltemathe, hat immer unsere Billigung ge-
fuñden. Wir hatten Probleme bei der Aufbringung 
der Mittel dafür. 

(Conradi [SPD]: Aber Sie waren dagegen!) 

Den Schuldzinsenabzug haben Sie abgelehnt, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

weil er nach Ihrer Auffassung verteilungspolitisch 
nicht in Ordnung gehe. Übrigens fehlte auch dazu 
das Geld. 

Den sozialen Wohnungsbau halten wir in der 
Mittel- und Langfristperspektive in der bisherigen 
Form nach wie vor für überholt und nicht mehr 
finanzierbar. Ich glaube, da besteht sogar Einigkeit 
zwischen uns. 

(Conradi [SPD]: Nein, nein, keine Rede! Sie 
machen ja Bauherrenmodelle!) 

— Das Bauherrenmodell ist wieder ein Thema für 
sich. Bei dem, was jetzt als Mietwohnungspro-
gramm in den Verdichtungsräumen aufgelegt wird 
— warten Sie einmal die Einzelheiten ab —, werden 
Sie sehen, daß es keine Kombination mit Bauher-
renmodellen ist — Herr Conradi, Sie können da 
ganz beruhigt sein —, sondern hier wird und soll 
den Gemeinden Gelegenheit gegeben werden, mit 
einem kreativ zu entwickelnden Förderinstrumen-
tarium das wohnungspolitisch Erforderliche zu 
tun. 

Eigentumsförderung: Vergessen Sie doch bitte 
nicht, daß jedes gebaute Eigenheim eine Mietwoh-
nung freimacht. Der Ansatzpunkt unserer aktuellen 
Überlegungen für die wenigen Monate, die zur Ver-
fügung stehen, ist schlicht und ergreifend, Bauar-
beiter von der Straße in Arbeit und Brot zu brin-
gen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn Sie die Kombination von Schuldzinsenabzug 
und Bausparzwischenfinanzierungshilfen nehmen, 
dann glaube ich, daß die Schätzung des neuen Woh-
nungsbauministers mit 50 000 Wohnungen in etwa 
richtig ist; das Baugewerbe rechnet mit 40 000. Das 
bedeutet, daß 80 000 bis 100 000 Arbeiter für zwei 

Jahre in Arbeit und Brot gebracht werden können. 
Das ist das Entscheidende für uns. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Was das Mietrecht angeht, Herr Waltemathe, wol-
len wir die Debatte nicht antizipieren. Nur, wenn 
wir sie fairerweise führen wollen, dann müssen wir 
sie hinsichtlich des Unterschieds in den Nuancen 

(Conradi [SPD]: Das sind keine Nuancen!) 

zwischen dem alten Mietrechtsentwurf, den wir ge-
meinsam entwickelt hatten, und dem neuen, wenn 
er auf dem Tisch liegt, führen. Ich schaue den Präsi-
denten des Deutschen Mieterbundes an: Ich könnte 
mir vorstellen, daß Sie überrascht sein werden, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Es wird nur noch 
schlimmer!) 

daß die Horrorgemälde, die Sie hier gezeichnet ha-
ben, sicherlich falsch sind. Glauben Sie doch um 
Himmels willen nicht, daß die CDU/CSU oder wir 
der Meinung wären, man könne Mieterinteressen 
vernachlässigen. 

(Conradi [SPD]: Doch, Sie schon!) 

Das, was wir wollen, ist, den fairen Ausgleich her-
beizuführen. 

(Zuruf von der SPD: Was „fair" ist, bestim

-

men Sie?) 

Wir wollen — das soll dann auch mein letztes Wort 
sein — das soziale Engagement, Herr Waltemathe, 
mit den zuweilen vernachlässigten Notwendigkei-
ten der ökonomischen Vernunft versöhnen. Dies ist 
unsere Aufgabe. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zu Beginn mei-
ner Ausführungen darf ich feststellen, daß dies die 
erste wohnungspolitische Debatte ist, 

(Waltemathe [SPD]: Die heute abend statt

-

findet!) 

die ich seit 1969 erlebe, bei der der Herr Bundes-
kanzler anwesend ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dafür möchte ich mich in ganz besonderer Weise 
bedanken. Mein Dank ist um so herzlicher und um 
so berechtigter, als diese Debatte zwar nicht, wie 
viele andere wohnungspolitische Debatten, in der 
Nähe von Mitternacht stattfindet, sondern jetzt, ge-
nau um 21.34 Uhr. In früheren Zeiten ist uns Woh-
nungspolitikern diese Ehre nicht zuteil geworden. 
Sie mögen daraus ersehen, welchen Stellenwert die 
Wohnungs- und Städtebaupolitik in dieser neuen 
Bundesregierung einnimmt. 

(Roth [SPD]: Nein, wie schlecht die Opposi

-

tion früher war!) 
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Bundesminister Dr. Schneider 
— Herr Roth, die Güte der derzeitigen Opposition 
werden wir bald beurteilen können. Die Erfahrun-
gen von gestern und heute rechtfertigen eine 
schlechte Note. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber die Opposition — dies sage ich, weil Sie diesen 
Zwischenruf gemacht haben — hat sich natürlich 
zu Wort gemeldet. Was meine Kollegen Waltemathe, 
Möller und Gattermann vorhin gesagt haben, ließ ja 
erkennen, daß der — in zehnjähriger Ausschußar-
beit habe ich das erlebt — immer vorhandene An-
satz zu Sachlichkeit auch durch polemischen Schutt 
nicht ganz zugedeckt werden kann. 

Uns ist j a aber schon ein anderer Gruß im „So-
zialdemokratischen Pressedienst" vorausgegangen. 
Dort stehen einige Worte, die mein Sprachgefühl, 
meinen literarischen Sensus zu erschüttern drohen. 
Da liest man: „Die Verfolgung und Ermordung des 
sozialen Prinzips im Mietrecht ..."Das ist erst der 
Anfang. Man liest dann auch noch andere Worte. So 
heißt es z. B.: Freiwild, skandalöses Mietrecht, Aus-
beutung und Umverteilung, Ellenbogengesellschaft 
usw. 

(Conradi [SPD]: Das stimmt alles!) 

Was soll denn all dieses übertriebene — ich halte 
mich in meiner Wortwahl zurück — Gerede? Es 
weiß doch jeder, der sich auch nur wenige Tage auf 
dieser Erde umgesehen hat, was die Wahrheit ist. 
Sie wissen doch ganz genau, daß die Wohnungspo-
litik der Vergangenheit an einem Tiefpunkt ange

-

langt ist. 

(Waltemathe [SPD]: Lücke, meinen Sie!) 

Ich muß Ihnen doch einmal ein paar Zahlen nen-
nen, wenn Sie das nicht glauben wollen. Im ersten 
Programm — ich nehme nur dies und lasse das 
zweite weg — betrug die Zahl der Bewilligungen 
öffentlich geförderter Wohnungen im Jahre 1950, im 
ersten Regierungsjahr Adenauers 319 350, und im 
ersten Halbjahr 1982 — von Januar bis Juli — sind 
es noch genau 17 314. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unglaublich 
unsozial! — Zurufe von der SPD) 

Es ist eine Relation von 319 000 zu 17 000 gegeben. 
Im Jahre 1969 — damit Sie auch für dieses Jahr den 
richtigen Vergleichswert haben — waren es immer-
hin noch 130 999. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen doch ganz 
genau, daß der soziale Wohnungsbau in den letzten 
Jahren in die schwerste Krise geraten ist, vom frei 
finanzierten Mietwohnungsbau gar nicht zu spre-
chen. Das sagen doch alle. Sagen Sie mir einen Ver-
bandssprecher in diesem Lande, der mit mir in die-
sem Urteil nicht übereinstimmt. Daß wir nun am 
Tiefpunkt angelangt sind, 

(Conradi [SPD]: Die Länder sind daran 
nicht beteiligt?!) 

ist der eigentliche wohnungspolitische Skandal — 
nicht die Überlegungen, wie wir aus dieser Krise 
wieder herausfinden. Es ist doch auffallend — das 
müssen Sie doch wirklich anerkennen —, daß in 
dieser Regierungserklärung im Blick auf den Woh

-

nungsbau Aussagen gemacht worden sind, Hoff-
nungen geweckt werden, Schritte eingeleitet wer-
den, von denen Sie sich niemals hätten träumen las-
sen, daß es so weit kommen könnte. Sie mögen 
daran erkennen, daß wir die Wohnungsnot in den 
Städten sehr, sehr ernst nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was hier heute geschehen ist, ist die Anstiftung 
zum Unfrieden. Unsere Wohnungspolitik, unser 
Mietrecht ist in weiten Teilen sozialwidrig und 
höchst unsozial. Warum? 

(Conradi [SPD]: Das müssen Sie einmal in 
Nürnberg erzählen!) 

— Das erzähle ich in Nürnberg ganz gewiß. Man 
hat es mir jedenfalls am letzten Sonntag bei der 
Wahl geglaubt, was ich erzähle. Ganz sicher! 

(Conradi [SPD]: Wenn die Mieten dann 
steigen, werden wir sagen, wer daran 

schuld ist!) 

— Reden Sie doch nicht so daher. Ich will Ihnen 
hier dies sagen. Der jüngsten Statistik läßt sich fol-
gendes entnehmen. In einem Arbeitnehmerhaus-
halt mit vier Personen mit mittlerem Einkommen 
betrugen die Aufwendungen für Freizeitgüter im 
Jahre 1977 15,8%, während sie 1981 16,6% betragen. 
Die Aufwendungen für Miete betrugen im Jahre 
1977 15,6 % — also 0,2% weniger als diejenigen für 
Freizeitgüter — und im Jahre 1981 16,4 %. Auch das 
sind im Vergleich zu 16,6% 0,2 % weniger. Das war 
eine Durchschnittszahl. Das heißt doch, daß wir da 
auch die außerordentlich hohen Wohnungsbaulei-
stungen von 1949 bis 1969 und in den ersten 70er 
Jahren — und dies sind doch gerade die billigen 
Wohnungen — einbeziehen. Diese Miethöhe ist 
doch heute nur zu halten, weil in den Jahren der 
Unionsregierung einzigartige Wohnungsbauleistun-
gen erbracht worden sind. Wegen dieser billigen 
Wohnungen halten wir heute noch die niedrigen 
Mieten. Wenn wir den Durchschnitt aus den Sozial-
wohnungen, die in den letzten Jahren gebaut wor-
den sind, errechnen müßten, wären die Mieten doch 
wesentlich höher. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Schmitt. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte, Herr Kollege 
Schmitt. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Minister, sind 
Sie auch bereit, die Wohnungsbauleistungen von 
1969 bis einschließlich 1981 zu nennen? Denn ge-
rade in den 70er Jahren wurde in den Großstädten 
eine erhebliche Leistung im sozialen Wohnungsbau 
erbracht. Von der sprechen Sie nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!) 

Die hat jedenfalls in den Jahren bis 1976 zu einer 
erheblichen Bedarfsdeckung geführt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Kollege Schmitt, Sie 
dürfen keine Erklärungen abgeben. 
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Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Schmitt, 
das weiß ich natürlich. Das will ich gar nicht ver-
heimlichen. Ich spreche jetzt von den preisgünsti-
gen Leistungen. 

Die Jusos haben vor etwa einem Jahr den Vor-
schlag gemacht, ein Programm für hunderttausend 
Sozialwohnungen aufzulegen. Sie wissen, daß der 
Förderungsaufwand für eine Sozialwohnung im 
Durchschnitt 150 000 DM beträgt. Die Finanzierung 
dieses Vorschlages hätte den Steuerzahler 15 Mil-
liarden DM gekostet. 

(Waltemathe [SPD]: Bauherrenmodell!) 

Dieser Vorschlag ist deswegen abgelehnt worden, 
weil er nicht finanzierbar war. 

(Roth [SPD]: Herr Minister, sagen Sie doch 
mal die Subventionen pro Wohnung im 

Bauherrenmodell!) 

— Das Bauherrenmodell hätten Sie seit 1969 ab-
schaffen können. Warum haben Sie es denn nicht 
getan? Wer hat denn regiert? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi 
[SPD]: Doch wegen Gattermann und sei

-

nen Kunden!) 

Es ist schon schlimm, daß Sie so furchtbar gesün-
digt haben; aber daß Sie uns Ihre Sünden auch noch 
anrechnen wollen, ist skandalös. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf Ihnen sagen: Die Situation auf den Woh-
nungsmärkten ist heute denkbar ungünstig — das 
wissen Sie. Seit Mitte der 70er Jahre ist die Woh-
nungsproduktion — und da gehe ich auf Ihre Frage 
ein — stark zurückgegangen. Nach Abkühlung des 
Wohnungsbaubooms der frühen 70er Jahre wurden 
1975 immerhin noch 437 000 Wohnungen fertigge-
stellt. 1981 waren es nur noch 365 000. Und im lau-
fenden Jahr wird die Zahl von 350 000 Wohnungen 
deutlich unterschritten werden. Damit hat der Woh-
nungsbau Anfang der 80er Jahre nicht einmal das 
Niveau des Jahres 1950 erreicht. Wir haben im Woh-
nungsbau einen Punkt wie zu Beginn der Bundesre-
publik Deutschland, 

(Waltemathe [SPD]: Na und?) 

wie zur Jahreswende 1948/49 erreicht. Wir fangen 
wohnungspolitisch also beim Nullpunkt an. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor allem im Eigenheimbereich zeichnet sich ein 
besorgniserregender Einbruch ab. In den ersten sie-
ben Monaten dieses Jahres ist die Zahl der Bauge-
nehmigungen für Einfamilienhäuser gegenüber 
dem Vergleichszeitraum 1980, also innerhalb von 
nur zwei Jahren, um 43,5 % zurückgegangen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Im Juni 1982 waren nur noch 1,15 Millionen Ar-
beitnehmer im Bauhauptgewerbe beschäftigt, 
98 000, d. h. fast 8 %, weniger als ein Jahr zuvor. 
110 000 Bauarbeiter waren im September arbeitslos 
gemeldet. Auf jede offene Stelle kommen derzeit 23 
arbeitslose Bauarbeiter. Die Zahl der Firmenzu-
sammenbrüche in der Baubranche nimmt bedroh

-

lich zu. — Die Wohnungspolitik der letzten Jahre 
hat die anstehenden Probleme eben nicht lösen 
können. 

Deshalb brauchen wir zusätzliche und wirksame 
Maßnahmen. Die neue Bundesregierung wird den 
Stellenwert der Wohnungs- und Städtebaupolitik 
besonders stärken. Zusätzliche Finanzmittel sollen 
mobilisiert, hemmende gesetzliche Regelungen ent-
schärft werden. 

Vor allem kommt es darauf an, wieder ein allge-
meines Klima des Vertrauens zu schaffen. Wer 
Wohnungen baut, bindet Kapital auf lange Zeit. Er 
braucht für seine Investitionsentscheidungen sta-
bile und verläßliche Rahmenbedingungen. Die wol-
len wir wiederherstellen; 

(Waltemathe [SPD]: Also Ergänzungsabga

-

be!) 

denn für die Lösung unserer wohnungspolitischen 
Probleme brauchen wir den privaten Investor. 

Was für die allgemeine Wirtschaftspolitik gilt, gilt 
in ganz besonderer Weise für die Wohnungspolitik. 
84 % aller Investitionen sind private Investitionen, 
nur 16 % öffentliche. Wenn wir den privaten Anleger 
für den Wohnungsmarkt nicht zurückgewinnen, 
werden wir kein einziges wohnungspolitisches Pro-
blem lösen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Staatliche Maßnahmen sollen die Privatinitiative 
nur unterstützen. Sie können sie nicht ersetzen. Die 
Belebung des Wohnungsbaus hat nicht allein ver-
sorgungspolitische Bedeutung, sondern spielt zu-
gleich eine Schlüsselrolle für die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung und den Arbeitsmarkt. 

Zwischen der Situation in der Bauwirtschaft und 
der in der Gesamtwirtschaft bestehen enge Wech-
selbeziehungen. Deshalb müssen die versorgungs-  
und eigentumspolitischen Notwendigkeiten mit den 
wirtschafts- und beschäftigungspolitischen Aufga-
ben in Einklang gebracht werden. Nur die Soziale 
Marktwirtschaft kann hierfür eine tragfähige ord-
nungspolitische Grundlage sein. Durch Eigeninitia-
tive und Selbstverantwortung des einzelnen werden 
Kräfte freigesetzt, die Nutzen für alle bringen. In 
der Sozialen Marktwirtschaft wird der Ausgleich 
zwischen sozialen Erfordernissen und wirtschaftli-
chen Notwendigkeiten möglich. 

Zur Ankurbelung des Wohungsbaus sind eine 
Reihe konkreter Maßnahmen vorgesehen. Ich freue 
mich, daß alle Kollegen darauf schon eingegangen 
sind. Ich darf sie kurz noch skizzieren. 

Solange Versorgungsengpässe bestehen, werden 
Staat und Kommunen durch gezielte Anreize und 
Abbau individueller Belastungen dafür sorgen, daß 
mehr Wohnungen produziert werden. Der beste 
Mieterschutz ist dann erreicht, wenn es am Markt 
mehr Wohnungen gibt als Haushaltungen, die nach-
fragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Bundesminister Dr. Schneider 
Unser Prinzip heißt deshalb: Mehr bauen! Der 

Mieter muß der Herr am Wohnungsmarkt sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

— Unsere Wohnungspolitik wird immer mieter-
freundlich sein. Ich werde mich immer als Anwalt 
der Mieter erweisen. 

(Conradi [SPD]: Das wird sich zeigen!) 

— Den Beweis werde ich liefern. 

Was sozial ist, kann nur der beurteilen, der vorher 
die sozialistische Brille von den Augen nimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Das ist auch im Bodenrecht so. 

(Conradi [SPD]: Das merken wir!) 

Wir sind für ein soziales Bodenrecht, allerdings ge-
gen ein sozialistisches Bodenrecht. Wir müssen zu-
nächst einmal eine Abgrenzung der Begriffe vor-
nehmen; dann werden wir miteinander recht gut 
sprechen können. 

(Conradi [SPD]: Sie sind für ungebremste 
Bodenspekulation!) 

— Wenn ich solche Sprüche schon höre! 

(Conradi [SPD]: Was haben Sie denn gegen 
die Bodenspekulation getan?) 

Wenn ich mich als Anwalt der Mieter erkläre, 
dann bin ich gleichzeitig jemand, der für einen ver-
nünftigen, wirtschaftlich vertretbaren und sozial 
gerechten Interessenausgleich zwischen Mieter 
und Vermieter eintritt. Denn ein Grundsatz muß in 
der Wohnungspolitik noch gelten: Die Miete ist der 
Preis für eine wirtschaftliche Leistung, die prinzi-
piell derjenige bezahlen muß, der sie für sich in 
Anspruch nimmt. Weil aber alle Menschen wohnen 
müssen und jeder einzelne mit seiner Familie men-
schengerecht und menschenwürdig wohnen soll, 
gelten die Sorge und die Solidarität der Gemein-
schaft und der öffentlichen Hand denen, die nach 
gebührender Anstrengung ihrer eigenen finanziel-
len und wirtschaftlichen Leistungskraft nicht in der 
Lage sind, menschenwürdig zu wohnen. Wenn wir 
denen helfen, dann reichen auch die heute noch 
vorhandenen spärlichen Mittel aus, eine sozial ge-
zielte, sozial gerechte Wohnungspolitik zu betrei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi 
[SPD]: Mit Bauherrenmodell! — Lambinus 
[SPD]: Dann müßt ihr aber auch die Bo

-

denspekulanten bekämpfen!) 

— Zu den Spekulanten werde ich an anderer Stelle 
reden. Ich will nicht polemisieren; sonst würde ich 
Ihnen ein Sonderkapitel darüber lesen, wer in 
Deutschland wohnungspolitisch spekuliert hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wo die schwarzen Schafe sind. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Die roten Schafe! — 
Conradi [SPD]: Die schwarzen Schafe!) 

— Meine Metapher war nicht ganz richtig, es waren 
rote Schafe. 

(Zuruf von der SPD: Nein, Herr Späth war 
immer ein schwarzes Schaf!) 

— Nein, wir wollen von der ersten Stunde an eine 
sachliche Politik betreiben. Lassen wir daher die 
Polemik! Sonst würden Sie den kürzeren ziehen. 

Um die aktuellen Probleme zu entschärfen, sollen 
in den nächsten Jahren die finanziellen Anreize so-
wohl im Bereich der direkten Förderung als auch 
bei der Bausparförderung gestärkt werden. Dafür 
werden kurzfristig zusätzlich 2,5 Milliarden DM be-
reitgestellt, die aus der vorgesehenen Investitions-
anleihe für Besserverdienende Steuerpflichtige fi-
nanziert werden. Davon sollen 2 Milliarden DM für 
die direkte Förderung im ersten und zweiten För-
derweg verwandt werden. Mit 4 500 Millionen DM 
wollen wir ein Programm zur Bausparzwischen-
finanzierung auflegen. In der direkten Förderung 
soll etwa 1 Milliarde DM dem Mietwohnungsbau, 
vorrangig in Verdichtungsgebieten, und 1 Milliarde 
DM dem Eigenheimbau zukommen. Dabei soll ein 
bestimmter Anteil für Aussiedler und Flüchtlinge 
und für den Studentenwohnungsbau vorgesehen 
werden. Da jede neugebaute Wohnung für ein Jahr 
zwei Arbeitsplätze in der Bauwirtschaft sichert, 
werden auf diese Weise zusätzlich etwa 100 000 Ar-
beitsplätze geschaffen. 

Darüber hinaus soll der Eigenheimbau durch das 
Programm zur Bausparzwischenfinanzierung ge-
fördert werden. Das Bausparen ist für viele Fami-
lien mit unteren bis mittleren Einkommen der gün-
stigste Weg, um das notwendige Eigenkapital für 
ihren Hausbau anzusparen. Um das vorhandene In-
vestitionspotential der Bausparer möglichst schnell 
zu mobilisieren, wollen wir für den Zeitraum von 
vier Jahren die Bausparzwischenfinanzierung um 
3 % verbilligen. 

Daneben wollen wir die Sperrfrist für die prä-
mienunschädliche Verwendung von Bausparmit-
teln wieder von 10 auf 7 Jahre herabsetzen. — Dar-
über gab es bei den Wohnungspolitikern damals 
keinen Streit. Wir konnten uns nur nicht durchset-
zen. — Denn die Verlängerung der Festlegungsfrist 
hat dazu geführt, daß viele potentielle Bausparer 
zögern, einen Bausparvertrag abzuschließen. Unter 
anderem ist auch deshalb die Zahl der Neuab-
schlüsse zurückgegangen; die Wartezeiten für die 
Zuteilung haben sich immer mehr verlängert. 

Neben der direkten Förderung und den Konditio-
nen für die Bausparfinanzierung soll auch die 
steuerliche Förderung im Eigenheimbereich ver-
bessert werden. Das bisherige System benachteiligt 
den selbstnutzenden Eigenheimer in der Anfangs-
phase der Nutzung deutlich gegenüber dem, der 
Wohnungseigentum ganz oder teilweise vermietet. 
Das ist u. a. in dem von der alten Bundesregierung, 
von meinem Herrn Vorgänger, vorgelegten Bericht 
über das Zusammenwirken finanzwirksamer woh-
nungspolitischer Instrumente überzeugend darge-
legt worden. Seien Sie ganz sicher: Alles, was über-
nehmenswert ist, wird übernommen. Geistige An- 
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Bundesminister Dr. Schneider 
1 leihen soll man nie verschmähen, zumal wenn sie 
kostenlos gegeben werden. 

(Waltemathe [SPD]: Darauf muß man auch 
Konsequenzen ziehen!) 

Um diese Benachteiligung abzubauen, sollen 
künftig die Bauherren selbstgenutzter Eigenheime 
ihre Schuldzinsen bis zu einer Höhe von 10 000 DM 
pro Jahr steuerlich absetzen können. Für eine Fa-
milie mit einer Grenzsteuerbelastung von 30 % be-
deutet das eine Steuerersparnis von 3 000 DM jähr-
lich. Daneben bleibt die geltende Regelung des § 7 b 
des Einkommensteuergesetzes natürlich in Kraft. 

Der Sachverständigenrat hat in seinem jüngsten 
Wirtschaftsgutachten den geplanten Schuldzinsen-
abzug kritisiert, weil dadurch der innere Wider-
spruch der Förderungssystematik verstärkt werde. 
Dem ist freilich entgegenzuhalten, daß wir jetzt aus 
konjunkturellen Gründen schnell wirkende Förde-
rungseffekte brauchen. Dafür ist der Schuldzinsen-
abzug ein geeignetes Instrument. Wir sind durchaus 
auch bereit, die weitergehende konzeptionelle Dis-
kussion über das künftige System der Wohnungs-
bauförderung zu führen. Dazu brauchen wir aber 
mehr Zeit und sorgfältige Vorbereitung. Kurzfristig, 
d. h. in den nächsten Wochen und Monaten, müssen 
wir vor allem die Konjunktur wieder ankurbeln. 
Unsere Maßnahmen werden insgesamt ein zusätzli-
ches Bauvolumen von 70 000 bis etwa 100 000 Woh-
nungen auslösen; denn wir wollen auch die Mittel 
für die Städtebauförderung anheben. 

Wohnungspolitik ist nicht nur eine Frage der 
) Ausgestaltung finanzieller Rahmenbedingungen. 

Auch andere Faktoren müssen kontrolliert werden. 
Dazu gehört insbesondere auch das Mietrecht. Zum 
Mietrecht will ich Ihnen sagen, daß der Herr Justiz-
minister der zuständige Ressortminister ist. 

(Waltemathe [SPD]: Sie kennen davon gar 
nichts! — Gegenruf des Abg. Schwarz 
[CDU/CSU]: Nur Sozis verstehen von allem 

etwas!) 

Sie dürfen aber ganz sicher sein: Unter der Regie-
rung Helmut Kohl wird es kein Mietrecht geben, 
das gegen das Sozialstaatsprinzip des Grundgeset-
zes verstößt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi 
[SPD]: Das sind ganz leere Floskeln!) 

Es wird kein Mietrecht geben, das den sozial 
Schwachen überfordert. 

(Conradi [SPD]: Das wird sich zeigen!) 

In unserer Generalaussprache werden wir uns noch 
gründlich über den sozialen Wert, die soziale Wer-
tigkeit, die soziale Treffsicherheit des jetzigen Miet-
rechts und des jetzigen sozialen Förderungsrechts 
unterhalten. Ich wiederhole, was ich seit Jahr und 
Tag behauptet habe: Unser derzeitiges Mietrecht ist 
in Teilen höchst unsozial. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieses Mietrecht benachteiligt vor allen Dingen 
diejenigen — das sind meistens junge Menschen, 
das sind junge Ehepaare —, die zum ersten Mal am 
Wohnungsmarkt erscheinen und um eine Wohnung 

nachsuchen. Dieses Mietrecht ist auch eine höchst 
unsoziale Benachteiligung desjenigen, der seinen 
Arbeitsplatz verliert, in einer anderen Stadt einen 
Arbeitsplatz gefunden hat und ihn nicht annehmen 
kann, weil er bei diesem erstarrten Wohnungs-
markt nur verschlossene Türen findet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Waltemathe [SPD]: Deshalb Staffelmie

-

te!?) 

Das Mietrecht, das wir heute haben, trägt feudali-
stische Züge. Es ist ein Recht, das den Altbesitzer 
privilegiert und den sozial schwachen Nachsucher 
— gerade junge Ehepaare — in außerordentlich un-
sozialer Weise benachteiligt. Es soll sich ja keiner 
auf dieses Mietrecht in der Praxis verlassen. Alle 
Sachkenner wissen es doch. Es gibt doch nieman-
den in der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft, 
der mir das nicht bestätigen würde. Ich könnte hier 
noch stundenlang Praktiker zitieren. Daß dieses 
Mietrecht einmal gut gemeint war, bestreite ich 
nicht. Ich stehe doch nicht an zu erklären, daß ich 
am 17. Oktober 1974 diesem Mietrecht zugestimmt 
habe; aber ich bin auch klug genug und politisch 
reif genug und frei genug, einen Irrtum einzusehen 
und ihn sobald wie möglich wieder rückgängig zu 
machen. Es ist doch keine Schande, einmal einen 
Fehler zu begehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn dieses Mietrecht sozial wäre, dann würden 
wir dieses Mietrecht verteidigen, aber dieses Miet-
recht ist in weiten Teilen in höchstem Maße unsozi-
al. Es ist jedoch ein wunderbarer Stoff, mit dem Sie 
gegen uns polemisieren können. Den Erfolg, den 
Sie sich davon versprechen, werden Sie nicht erzie-
len. — Soviel zum Mietrecht. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich mit 
Rücksicht auf die Zeit kurz fassen. Ich sage noch 
ein Wort zum Bodenrecht und zum Bodensteuer-
recht. 

Was das Bodenrecht anlangt, so wird die neue 
Bundesregierung die Novelle zum Bundesbaugesetz 
zurückziehen. 

(Conradi [SPD]: Das haben wir alles schon 
gelesen! Was machen Sie statt dessen?) 

Warum ziehen wir das zurück? Weil ein wissen-
schaftliches Gutachten, das mein Herr Amtsvorgän-
ger hat erstellen lassen, ja bereits zur dem Ergebnis 
gekommen ist, daß Teile dieses Gesetzentwurfs ver-
fassungswidrig sind, und zwar wegen eines Versto-
ßes gegen Art. 14 des Grundgesetzes. 

Sie können diese mietpolitischen Probleme nie-
mals mit bodenrechtlichen Eingriffen lösen. Es ist 
ebenso eine Tatsache, daß die Wohnungsversor-
gung der Bevölkerung in den Ländern, in denen das 
private Eigentum an Grund und Boden aufgehoben 
oder wesentlich eingeschränkt ist, in denen Woh-
nungsbau unter den Bedingungen eines sozialisti-
schen Bodenrechts betrieben wird, quantitativ und 
qualitativ am schlechtesten ist. Ein sozialistisches 
Bodenrecht wird das Problem nicht lösen. Aber wir 
werden ganz sicher — nicht von heute auf morgen 
— umfassend novellieren, soweit eine Reform unse- 
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Bundesminister Dr. Schneider 
res Bau- und Planungsrechts notwendig ist. Aber 
was wir nicht tun werden, ist, bruchstückweise, von 
Jahr zu Jahr, neue Novellen vorzulegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun zum Bodensteuerrecht. Die Unionsparteien 
und auch diese Bundesregierung sprechen sich ge-
gen eine Privilegierung des Immobilienvermögens 
aus. Wir sind für eine allgemeine Hauptfeststellung 
für alle Grundstücke, und wir sind für zeitnahe Ein-
heitswerte. Aber wer hat es denn zu verantworten, 
daß wir unsere Grundsteuer heute auf der Basis 
von Einheitswerten nach der Hauptfeststellung 
zum 1. Januar 1964 zahlen? Wer ist denn das? 

(Conradi [SPD]: Ihr Koalitionspartner!) 

— Nicht der Koalitionspartner: Die Bundesregie-
rung, die von 1969 bis 1982 am Ruder war! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesfinanzminister — darunter auch der frü-
here Bundesfinanzminister Helmut Schmidt — ha-
ben es unterlassen, rechtzeitig Vorkehrungen zu 
treffen. Dann gab es noch diesen unsinnigen Streit 
bei der Bemessung der Einheitswerte für den Miet-
wohnungsbau. Da war doch der Streit, ob Sachwert-
verfahren oder Ertragswertverfahren, Rohmietver-
fahren oder Geschoßflächenverfahren, um es tech-
nisch zu sagen. Das heißt, der Streit ging darum: 
Besteuere ich ein Mietshaus, das an einem Punkt 
der Stadt liegt, wo die Grundstückspreise sehr hoch 
sind, nach dem Wert des Grundstücks, auf dem das 
Haus steht, oder danach, welchen Ertrag dieses 
Mietwohngrundstück erbringt? Ich kann doch ein 
Grundstück, das als Mietwohngrundstück dem Ei-
gentümer nur Mieterlöse bringt, nur danach beur-
teilen und besteuern, in welchem Maße er Mieten 
einnimmt, welche Erträge das abwirft. Deswegen 
kann es hier nur das Ertragswertverfahren geben. 
Allein darüber sind Jahre im Streit mit den Län-
dern und dem Bund vergangen. Wenn wir also 
heute keine zeitnahen Einheitswerte haben, so des-
wegen, weil die Hauptfeststellung seit 1964 nicht 
mehr durchgeführt worden ist. Das ist ein Problem, 
das in allernächster Zeit angepackt werden muß. 
Aber dazu bedarf es einiger Zeit. Die verlorenge-
gangene Zeit haben Sie zu verantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seien Sie sicher, wir werden auch beim Boden- und 
beim Bodensteuerrecht eine Politik des Maßes und 
der Mitte, der sozialen Gerechtigkeit und der wirt-
schaftlichen Vernunft betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen zur heutigen Aus-
sprache liegen mir nicht mehr vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Zwei Mitglieder des Hauses haben sich gemeldet, 
um Erklärungen nach § 30 der Geschäftsordnung 
abzugeben. Ich erteile zuerst dem Herrn Abgeord-
neten Stiegler das Wort. 

Stiegler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bitte um Vergebung, daß ich Sie vor 
dem Schlaftrunk stören muß. 

Graf Lambsdorff hat heute mittag die Behaup-
tung wiederholt, in Weiden sei er von Stör- und 
Brülltrupps niedergebrüllt worden, die von sozial-
demokratischen Mandatsträgern geführt worden 
seien. Ich trete diesen falschen Behauptungen mit 
Nachdruck entgegen. Sie werden dadurch nicht 
wahrer, daß sie wiederholt werden; sie werden auch 
dadurch nicht wahrer, daß sie unter Bezugnahme 
auf Zeitungsberichte hier wiederholt werden. Ich 
sehe mich auf der anderen Seite außerstande, 
Herrn Grafen Lambsdorff vorzuwerfen, daß er lügt; 
denn ich fürchte, sein Drang, sich hier als verfolgte 
Unschuld darzustellen, ist größer als sein Wille zur 
Objektivität. Da fehlt es am subjektiven Tatbe-
stand. 

(Anhaltende Zurufe und Unruhe bei der 
CDU/CSU) 

Die Tatsache aber, daß er trotz dieser Darstel-
lung — — 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Stiegler, 
ich bin ja nicht kleinlich. Aber ich muß Ihnen den 
Text der Geschäftsordnung vorlesen. 

(Stiegler [SPD]: Herr Präsident, ich bin 
gleich am Ende!) 

— Ob Sie am Ende sind oder nicht, hören Sie sich 
das bitte an: 

Mit einer Erklärung zur Aussprache dürfen nur 
Äußerungen, die sich in der Aussprache auf die 
eigene Person bezogen haben, zurückgewiesen 
... werden ... 

Sie können jetzt nicht eine neue Auseinanderset-
zung mit Herrn Lambsdorff beginnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Stiegler (SPD): Graf Lambsdorff hat mir vorge-
worfen, ich hätte hier die Unwahrheit gesagt. Das 
weise ich zurück. Es hat hier keine Störtrupps, die 
von sozialdemokratischen Mandatsträgern organi-
siert oder angeführt worden wären, gegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer weiteren Er-
klärung nach § 30 der Geschäftsordnung erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Ehmke das Wort. 

Dr. Ehmke (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In bezug auf meine Kritik an der Er-
nennung von Herrn Dr. Zimmermann zum Innen-
minister hat Herr Abgeordneter Erhard mir heute 
nachmittag Verleumdung vorgeworfen, weil ich aus 
einem „unrechtlichen Urteil gegen Herrn Dr. Zim-
mermann" zitiert hätte, das aufgehoben worden sei. 
Dazu habe ich folgendes festzustellen: 

Das Urteil eines unabhängigen deutschen Gerich-
tes wird nicht dadurch unrechtlich, daß es Herrn 
Erhard politisch nicht paßt. 

(Beifall bei der SPD) 
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Dr. Ehmke 
Das Urteil vom 28. April 1961, aus dem ich hier 
zitiert habe, ist nicht aufgehoben, es ist im Gegen-
teil rechtskräftig geworden. Da ich diese Tatsache 
Herrn Kollegen Erhard bereits gestern abend per-
sönlich erklärt habe, muß ich leider feststellen, daß 
der Kollege Erhard heute hier bewußt die Unwahr-
heit gesagt hat. Der Vorwurf der Verleumdung fällt 
daher auf ihn selbst zurück. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen  

vor. Wir sind am Ende der heutigen Sitzung ange-
langt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages zur Fortsetzung der Aussprache über 
den gleichen Tagesordnungspunkt ein auf morgen, 
Freitag, den 15. Oktober 1982, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.06 Uhr) 
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